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Erstes Gesetz zur Ände- 259 
rung des Thüringer Hoch- 
schulgebühren- und -ent- 
geltgesetzes 
Gesetzentwurf der Landesre- 
gierung 
- Drucksache 5/177 - 
ERSTE BERATUNG 
 
Der Gesetzentwurf wird an den Ausschuss für Bildung, Wissen- 
schaft und Kultur - federführend - und an den Haushalts- und Fi- 
nanzausschuss überwiesen.  
 
Mitgliedschaft von Mitglie- 265 
dern der Landesregierung 
in Leitungs- und Aufsichts- 
gremien auf Erwerb gerich- 
teter Unternehmen 
hier: Zustimmung des Land- 
 tags gemäß Artikel 72 
 Abs. 2 der Verfassung 
 des Freistaats Thürin- 
 gen 
Antrag der Landesregierung 
- Drucksache 5/232 - 
 
Der Antrag wird angenommen.  
 
Aktive Arbeitsmarktpolitik 267 
stärken, Perspektiven der 
Arbeitslosen verbessern 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 5/31 - 
 
Die beantragten Überweisungen des Antrags an den Ausschuss 
für Wirtschaft, Technologie und Arbeit und an den Haushalts- und 
Finanzausschuss werden jeweils abgelehnt.  
 
Der Antrag wird abgelehnt.  
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Bundesbeteiligung an den 281 
Kosten für Unterkunft und 
Heizung für Hartz-IV-Emp- 
fänger 2010 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 5/59 - 
 
Der Antrag wird an den Haushalts- und Finanzausschuss - feder- 
führend - sowie an den Innenausschuss überwiesen.  
 
Klimaschutz stärken - CO2- 288 
Ausstoß der Dienstfahrzeu- 
ge reduzieren 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 5/73 - 
 
Die beantragten Überweisungen des Antrags an den Ausschuss 
für Bau, Landesentwicklung und Verkehr, an den Ausschuss für 
Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz sowie an den 
Haushalts- und Finanzausschuss werden jeweils abgelehnt.  
 
Der Antrag wird abgelehnt.  
 
Verhinderung der 380-kV- 299 
Hochspannungstrasse  
durch den Thüringer Wald 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 5/125 - 
dazu: Entschließungsantrag 

der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 5/242 - 

 
Die Anträge werden jeweils an den Ausschuss für Wirtschaft,  
Technologie und Arbeit überwiesen.  
 
Fragestunde 315 
 
a) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Grob (CDU) 315 
 Verlängerung der Kurzarbeit im K+S-Werk Unterbreizbach? 
 - Drucksache 5/98 -  
 
wird von Staatssekretär Richwien beantwortet. Zusatzfrage. 
 
b) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Dr. Klaubert (DIE LINKE) 316 
 Freier Eintritt für Kinder und Jugendliche in staatliche Museen 
 - Drucksache 5/100 - 
 
wird von Staatssekretär Prof. Dr. Deufel beantwortet. Zusatzfragen.  
 
c) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Keller (DIE LINKE) 317 
 Aufteilung des Finanzvermögens der DDR 
 - Drucksache 5/108 -  
 
wird von Staatssekretär Dr. Spaeth beantwortet. Zusatzfrage.  
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d) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Kuschel (DIE LINKE) 318 
 Lösung für Pendlerparkplätze an Autobahnanschlussstellen in Sicht? 
 - Drucksache 5/122 -  
 
wird von Minister Carius beantwortet. Zusatzfragen.  
 
e) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Renner (DIE LINKE) 320 
 Arbeitsstand des „Thüringen-Monitors 2009“ 
 - Drucksache 5/132 -  
 
wird von Staatssekretär Zimmermann beantwortet. Zusatzfragen.  
 
f) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Sojka (DIE LINKE) 321 
 Anträge auf Gemeinschaftsschulen 
 - Drucksache 5/142 -  
 
wird von Staatssekretär Prof. Dr. Merten beantwortet. Zusatzfragen.  
 
g) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Hennig (DIE LINKE) 323 
 Besoldung von Fachpraxislehrern an Berufsschulen 
 - Drucksache 5/143 -  
 
wird von Staatssekretär Prof. Dr. Merten beantwortet.  
 
h) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Enders (DIE LINKE) 323 
 Stand der Kategorisierung der in Planung, Bau und im Bestand  
 befindlichen Thüringer Autobahntunnel hinsichtlich der Passier- 
 barkeit durch Gefahrguttransporte 
 - Drucksache 5/151 -  
 
wird von Minister Carius beantwortet. Zusatzfragen.  
 
i) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Korschewsky (DIE LINKE) 325 
 Erstattungen des Landes nach der Kommunalisierung von Staatlichen  
 Umwelt- und Versorgungsämtern 
 - Drucksache 5/154 -  
 
wird von Minister Prof. Dr. Huber beantwortet. Zusatzfragen.  
 
j) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Kummer (DIE LINKE) 328 
 Personalentwicklung im Forstbereich 
 - Drucksache 5/167 -  
 
wird von Staatssekretär Richwien beantwortet.  
 
Aktuelle Stunde 328 
 
a) auf Antrag der Fraktion der 328 
CDU zum Thema: 
„Politisch motivierte Strafta- 
ten in Thüringen am Wochen- 
ende des 2. Advents“ 
Unterrichtung durch die Präsi- 
dentin des Landtags  
- Drucksache 5/179 -  
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b) auf Antrag der Fraktion 334 
DIE LINKE zum Thema: 
„UN-Klimagipfel und die Aus- 
wirkungen auf eine nachhalti- 
ge Politik in Thüringen“ 
Unterrichtung durch die Präsi- 
dentin des Landtags 
- Drucksache 5/185 - 
 
c) auf Antrag der Fraktion  334 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
zum Thema: 
„Vorfahrt für den Klimaschutz!  
- Welchen Beitrag muss Thü- 
ringen zur Reduzierung der  
Treibhausgase leisten, um die  
2-Grad-Zielstellung zu errei- 
chen?“ 
Unterrichtung durch die Präsi- 
dentin des Landtags 
- Drucksache 5/195 - 
 
d) auf Antrag der Fraktion der 344 
SPD zum Thema: 
„Geplante Einschnitte im re- 
gionalen Güterverkehr durch 
die Deutsche Bahn AG“ 
Unterrichtung durch die Präs- 
dentin des Landtags 
- Drucksache 5/229 -  
 
Aussprache 
 
Wahl der Mitglieder und  348 
ihrer Vertreter des Rich- 
terwahlausschusses 
Wahlvorschläge der Fraktionen 
der CDU, DIE LINKE, der SPD, 
der FDP und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
- Drucksache 5/215 - 
 
Der Wahlvorschlag wird mit der erforderlichen Zweidrittelmehr- 
heit angenommen.  
 
Wahl von Mitgliedern der Lan- 349 
dessportkonferenz nach dem 
Thüringer Sportfördergesetz 
Wahlvorschläge der Fraktionen 
der CDU, DIE LINKE und der  
SPD 
- Drucksache 5/216 - 
 
Der Wahlvorschlag wird angenommen.  
 
Der Antrag der Fraktion der FDP, die Tagesordnungspunkte 17 
und 18 von der Tagesordnung zu nehmen, wird abgelehnt.  
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Wahl von Mitgliedern und 350 
deren Stellvertretern des 
Landesbeirats für Fragen 
zur Lebenssituation älterer 
Menschen 
Wahlvorschläge der Fraktionen 
der CDU und DIE LINKE 
- Drucksache 5/217 - 
 
Der Wahlvorschlag wird angenommen.  
 
Wahl von Mitgliedern und 350 
deren Stellvertretern des 
Landesbehindertenbeirats  
Wahlvorschläge der Fraktionen 
der CDU und DIE LINKE 
- Drucksache 5/218 - 
 
Der Wahlvorschlag wird angenommen.  
 
Wahl von Mitgliedern des 350 
Beirats des Innenministe- 
riums nach dem Thüringer 
Liegenschaftsverwertungs- 
gesetz 
Wahlvorschläge der Fraktionen 
der CDU und DIE LINKE 
- Drucksache 5/219 - 
 
Der Wahlvorschlag wird angenommen.  
 
Wahl eines Mitglieds und 351 
eines stellvertretenden Mit- 
glieds des Stiftungsrats der 
„Thüringer Stiftung Hilfe für 
blinde und sehbehinderte 
Menschen“ 
Wahlvorschläge der Fraktion 
der CDU  
- Drucksache 5/220 - 
 
Der Wahlvorschlag wird angenommen.  
 
Wahl der Vertrauensleute 351 
und Vertreter für den Aus- 
schuss zur Wahl der ehren- 
amtlichen Richter an den 
Verwaltungsgerichten 
Wahlvorschläge der Fraktionen 
der CDU, DIE LINKE und der 
SPD 
- Drucksache 5/214 - 
 
Der Wahlvorschlag wird angenommen.  
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Wahl eines stellvertreten- 351 
den Mitglieds im Ausschuss 
der Regionen (AdR) 
Wahlvorschlag der Fraktion 
der CDU 
- Drucksache 5/221 - 
 
Der Wahlvorschlag wird angenommen.  
 
Wahl eines stellvertreten- 352 
den Mitglieds im Kongress 
der Gemeinden und Regio- 
nen des Europarates (KGRE) 
Wahlvorschlag der Fraktion 
der CDU 
- Drucksache 5/222 - 
 
Der Wahlvorschlag wird angenommen.  
 
Nachhaltiger Strombezug  352 
des Freistaats 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 5/152 - 
 
Ministerin Walsmann erstattet einen Sofortbericht zu Nummer 1 
des Antrags.  
 
Die Erfüllung des Berichtsersuchens zu Nummer 1 des Antrags  
wird festgestellt.  
 
Die beantragte Fortsetzung der Beratung zum Sofortbericht im  
Ausschuss für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz 
gemäß § 106 Abs. 1 i.V.m. § 86 Abs. 2 Satz 3 GO wird beschlos- 
sen.  
 
Nummer 2 des Antrags wird an den Ausschuss für Landwirtschaft, 
Forsten, Umwelt und Naturschutz - federführend - und an den  
Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen.  
 
Babyklappen und anonyme 359 
Geburten in Thüringen 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 5/155 - 
 
Ministerin Taubert erstattet einen Sofortbericht.  
 
Die Erfüllung des Berichtsersuchens wird festgestellt.  
 
Die beantragte Fortsetzung der Beratung zum Sofortbericht im Aus- 
schuss für Soziales, Familie und Gesundheit gemäß § 106 Abs. 1 
i.V.m. § 86 Abs. 2 Satz 3 GO wird beschlossen.  
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Die Sitzung wird um 9.02 Uhr von der Präsidentin 
des Landtags eröffnet. 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Guten Morgen, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, ich heiße Sie herzlich willkommen zu unserer 
heutigen Sitzung des Thüringer Landtags, die ich 
hiermit eröffne. Ich begrüße auch die Gäste auf der 
Zuschauertribüne sowie die Vertreter der Medien.  
 
Als Schriftführerin hat neben mir Platz genommen die 
Frau Abgeordnete Holzapfel und die Rednerliste 
führt der Abgeordnete Meyer. 
 
Für die heutige Sitzung haben sich entschuldigt der 
Abgeordnete Hausold, der Abgeordnete Wucher-
pfennig und der Abgeordnete Günther.  
 
Gestatten Sie mir folgende allgemeine Hinweise: Die 
Übersicht über die erteilten Dauerarbeitsgenehmi-
gungen für Bild- und Tonaufnahmen für die 5. Wahl-
periode durch den Ältestenrat gemäß § 17 Abs. 4 
Satz 1 der Geschäftsordnung wurde erneut aktuali-
siert und den Parlamentarischen Geschäftsführern 
übergeben. Darüber hinaus habe ich aufgrund der 
Eilbedürftigkeit für heute eine Sondergenehmigung 
für Herrn Alexander Keiner gemäß der Regelung für 
dringende Fälle nach § 17 Abs. 4 Satz 1 der Ge-
schäftsordnung erteilt. 
 
Insbesondere die anwesenden Journalisten möch-
te ich darauf aufmerksam machen, dass der Ältes-
tenrat in seiner Sitzung am 15. Dezember 2009 ent-
schieden hat, dass im hinteren zum Verwaltungs-
hochhaus hin gelegenen Teil der Lobby während der 
Plenarsitzung Bild- und Tonaufnahmen nicht mehr 
gestattet sind. Dies gilt für die Fläche ab der Säu-
lenreihe. Die akkreditierten Pressevertreter wurden 
über die Neuregelung bereits in Kenntnis gesetzt. 
 

(Beifall CDU) 
 
Weiterhin möchte ich Sie informieren, dass sich heute 
und morgen im Foyer vor dem Landtagsrestaurant 
die Erzeugerbörse Eichsfeld sowie der Heimat- und 
Verkehrsverein Eichsfeld präsentieren. Sie haben 
also Gelegenheit, die letzten Köstlichkeiten für Ihren 
Gabentisch zu erwerben. 
 
Ich möchte Sie informieren, dass heute in der Zeit 
von 11.00 bis 12.30 Uhr der Botschafter des König-
reichs Spanien hier im Landtag zu Gast sein wird. 
Er wird Gespräche mit der Ministerpräsidentin und 
mir führen.  
 
Zur Tagesordnung: Die Fraktionen sind übereinge-
kommen, die Wahlen in den Tagesordnungspunk-

ten 15 bis 23 heute nach den Aktuellen Stunden 
aufzurufen und die Aktuellen Stunden in den Tages-
ordnungspunkten 25 b und c gemeinsam zu beraten. 
Die Beratungszeit für die beiden Aktuellen Stunden 
beträgt eine Stunde. Es bleibt bei der Regelung, dass 
jeder Redner mehrmals, aber jeweils nicht länger als 
fünf Minuten sprechen darf. In den beiden Plenar-
sitzungstagen ist die Tagesordnung komplett abzu-
arbeiten.  
 
Der angekündigte Antrag der Landesregierung zu 
Tagesordnungspunkt 2 hat die Drucksachennum-
mer 5/232. Der Antrag wurde nicht in der gemäß § 51 
Abs. 1 Geschäftsordnung zu entnehmenden Frist 
von sieben Tagen verteilt, daher ist über die Frist-
verkürzung gemäß § 66 Abs. 1 Geschäftsordnung 
zu beschließen. Dies kann mit einfacher Mehrheit ge-
schehen, es sei denn, es widerspricht jemand. Ich 
frage: Widerspricht jemand? Sie widersprechen? 
 
Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, namens meiner Fraktion und auf 
Wunsch eines einzelnen Abgeordneten aus dem In-
nenausschuss zieht meine Fraktion den Tagesord-
nungspunkt 6 zurück. 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Wir sind noch bei Tagesordnungspunkt 2, Herr Ab-
geordneter Blechschmidt. Sie widersprechen bei 
Tagesordnungspunkt 2 nicht, Sie haben zu Tages-
ordnungspunkt 6 gesprochen? Gut.  
 
Ich frage noch einmal: Widerspricht jemand zu Tages-
ordnungspunkt 2? Das sehe ich nicht, dann kann mit 
einfacher Mehrheit dieser Tagesordnungspunkt auf-
genommen werden bzw. die Fristverkürzung be-
schlossen werden. Wer dem zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. Danke. Gegenstimmen? 
Stimmenthaltungen? Die sehe ich nicht. Damit ist der 
Tagesordnungspunkt 2 aufgenommen. 
 
Tagesordnungspunkt 6: Wir nehmen den Tagesord-
nungspunkt 6 also von der Tagesordnung - gut. Dann 
geschieht das so. 
 
Zu Tagesordnungspunkt 7 „Verhinderung der 380-kV-
Hochspannungstrasse durch den Thüringer Wald“ 
wurde ein Entschließungsantrag der Fraktion DIE 
LINKE in Drucksache 5/242 verteilt. 
 
Der gemeinsame Wahlvorschlag zu Tagesordnungs-
punkt 15 „Wahl der Mitglieder und ihrer Vertreter des 
Richterwahlausschusses“ hat die Drucksachennum-
mer 5/215. 
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Der gemeinsame Wahlvorschlag zu Tagesordnungs-
punkt 16 „Wahl von Mitgliedern der Landessportkon-
ferenz nach dem Thüringer Sportfördergesetz“ hat 
die Drucksachennummer 5/216. 
 
Der gemeinsame Wahlvorschlag zu TOP 17 „Wahl 
von Mitgliedern und deren Stellvertretern des Lan-
desbeirats für Fragen zur Lebenssituation älterer 
Menschen“ hat die Drucksachennummer 5/217. 
 
Der gemeinsame Wahlvorschlag zu TOP 18 „Wahl 
von Mitgliedern und deren Stellvertretern des Lan-
desbehindertenbeirats“ hat die Drucksachenummer 
5/218. 
 
Der gemeinsame Wahlvorschlag zu TOP 19 „Wahl 
von Mitgliedern des Beirats des Innenministeriums 
nach dem Thüringer Liegenschaftsverwertungsge-
setz“ hat die Drucksachennummer 5/219. 
 
Der Wahlvorschlag zu TOP 20 „Wahl eines Mit-
glieds und eines stellvertretenden Mitglieds des Stif-
tungsrats der ‚Thüringer Stiftung Hilfe für blinde und 
sehbehinderte Menschen’“ hat die Drucksachennum-
mer 5/220. 
 
Der gemeinsame Wahlvorschlag zu TOP 21 „Wahl 
der Vertrauensleute und Vertreter für den Ausschuss 
zur Wahl der ehrenamtlichen Richter an den Verwal-
tungsgerichten“ hat die Drucksachennummer 5/214. 
 
Der Wahlvorschlag zu TOP 22 „Wahl eines stell-
vertretenden Mitglieds im Ausschuss der Regionen 
(AdR)“ hat die Drucksachennummer 5/221. 
 
Der Wahlvorschlag zu TOP 23 „Wahl eines stellver-
tretenden Mitglieds im Kongress der Gemeinden und 
Regionen des Europarates (KGRE)“ hat die Druck-
sachennummer 5/222. 
 
Der TOP 24 „Fragestunde“ wird um folgende Münd-
liche Anfragen ergänzt: Drucksachen 5/180, 5/186, 
5/191, 5/196 und 5/198 und 5/205 bis 5/211. 
 
Die Landesregierung hat angekündigt, zu den Ta-
gesordnungspunkten 8, 9, 12 und 14 von der Mög-
lichkeit eines Sofortberichts gemäß § 106 Abs. 2 Ge-
schäftsordnung Gebrauch zu machen.  
 
Ich frage: Gibt es Ergänzungen zur Tagesordnung 
oder wird der Tagesordnung widersprochen? Den 
Punkt 6 haben wir schon abgesetzt. Ich sehe keine 
Ergänzungen zur Tagesordnung. Damit können wir 
nach der Tagesordnung verfahren.  
 
 
 
 
 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 1 
 

Erstes Gesetz zur Ände- 
rung des Thüringer Hoch- 
schulgebühren- und -ent- 
geltgesetzes 
Gesetzentwurf der Landesre- 
gierung 
- Drucksache 5/177 - 
ERSTE BERATUNG 

 
Wünscht die Landesregierung Begründung? Nein. 
Dann eröffne ich die Aussprache und als Erster hat 
sich zu Wort gemeldet der Abgeordnete Dr. Mario 
Voigt. 
 
Abgeordneter Dr. Voigt, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Damen und 
Herren, einen wunderschönen guten Morgen. Im letz-
ten Plenum haben wir einen Grundsatz für den Frei-
staat Thüringen, was das Thema Bildung und Bil-
dungschancen angeht, festgestellt. Dieser Grund-
satz lautet: Die Bildungschancen dürfen nicht vom 
Geldbeutel der Eltern abhängen.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Deswegen haben wir uns in Thüringen darauf ver-
ständigt, dass es - wie in den vergangenen Jahren 
auch - keine allgemeinen Studiengebühren geben 
wird. Gleichzeitig haben wir im Koalitionsvertrag fest-
gelegt, dass Verwaltungsgebühren abgeschafft wer-
den. Mit dem heute vorliegenden Antrag erfüllt die 
Landesregierung ein wichtiges Anliegen aus dem 
Koalitionsvertrag. Es ist schnell gehandelt worden, 
es ist gut gehandelt worden und 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD)  
 
ein wichtiges Zeichen für die Studenten. Es ist eine 
gute Nachricht für alle Studenten an Thüringens 
Hochschulen, denn bereits mit dem nächsten Se-
mester sollen keine Verwaltungskostenbeiträge mehr 
erhoben werden. Das ist eine große Entlastung für 
die Studenten und wir freuen uns, dass dies so 
schnell auf den Weg gebracht wurde. Das ist gerade 
auch für die vielen Studienanfänger eine wichtige 
Entscheidung, wenn es darum geht, welchen Stu-
dienort sie zu wählen haben. Der Verzicht auf Stu-
diengebühren allgemeiner Natur und jetzt im konkre-
ten auf Verwaltungsgebühren ist ein entscheidender 
Standortfaktor für die Thüringer Hochschulen.  
 
Zwei Aufgaben stehen bei der Vorlage noch an, die 
wir angehen müssen. Erstens müssen wir die Re-
gelungen zügig auf den Weg bringen. Bei der Um-
setzung gilt es, gemeinsam zu handeln und bürokra-
tischen Unsinn zu vermeiden. Es geht auch um einen 
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ganz konkreten Punkt, wo die Hochschulen ihre Au-
tonomie eben auch nutzen sollten. Denn die ent-
sprechende Gesetzesänderung wird auch im Ent-
wurf des Haushaltsgesetzes zu diskutieren sein. Um 
eine große Zahl von späteren Rücküberweisungen 
des Beitrags zu vermeiden, sollten die Hochschulen 
im Vorgriff auf die geplante Regelung schon jetzt von 
der Erhebung im Sommersemester 2010 absehen. 
Letztlich geht es doch darum, dass die Studenten 
auch Sicherheit haben für das kommende Sommer-
semester, dass das, was der Kultusminister öffentlich 
erklärt hat, auch gilt, dass ab dem nächsten Semester 
keine Verwaltungsgebühren mehr erhoben werden. 
Das ist eine wichtige Aussage, aber da müssen die 
Hochschulen auch mitziehen. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Das Zweite, was es zu klären gilt, ist, wie die Ein-
nahmeausfälle zu kompensieren sind. Sehr geehr-
te Damen und Herren, wir reden in der Summe über 
4,8 Mio. €. Die Hälfte ist aufseiten des Landes, die 
Hälfte ist aufseiten der Hochschulen. Das Geld darf 
den Hochschulen nicht verloren gehen, sonst erwei-
sen wir den Studenten und den Bildungseinrichtun-
gen einen Bärendienst. Sie stehen momentan in den 
Hörsälen und auf der Straße, um für eine adäquate 
Hochschulfinanzierung zu streiten. Deswegen soll-
ten wir dieses Geld kompensieren. 
 

(Beifall CDU) 
 
Die Fragestellung des adäquaten Ersatzes für die 
Ausfälle von 2,5 Mio. € müssen wir gerade ange-
sichts der Tatsache, dass sich die Rahmenbedin-
gungen natürlich nicht vereinfachen, noch im Aus-
schuss diskutieren. Auf der einen Seite sinkt die Zahl 
der Abiturienten bis 2013 in Thüringen von 10.000 auf 
rund 6.000; auf der anderen Seite führen die mas-
siven Steuerausfälle zu einem Absinken des finanziel-
len Handlungsspielraums. Das sind Debatten, die wir 
sowohl im Bildungsausschuss, aber natürlich auch 
in den Haushaltsberatungen beachten müssen. Eine 
entsprechende Lösung dieser beiden Fragestellungen 
steht im Raum. Ich bin guter Dinge, dass wir da zu 
einer Lösung kommen werden. Deswegen 
empfehle ich im Namen meiner Fraktion, das Gan-
ze im Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur federführend weiterzubehandeln und im Haus-
halts- und Finanzausschuss mitzuberaten. Recht 
herzlichen Dank. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Als Nächste spricht 
Frau Abgeordnete Astrid Rothe-Beinlich für die Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten 
Damen und Herren Abgeordneten, zunächst sind wir 
sehr froh, dass doch recht schnell ein solcher Ge-
setzentwurf von der Koalition auf den Weg gebracht 
wird. Damit wird ein Versprechen umgesetzt. Wir hat-
ten in der letzten Plenarsitzung dazu auch eine aus-
führliche Debatte, als es in der Aktuellen Stunde um 
die Bildungsstreiks ging, die auch hier in Thüringen 
nach wie vor stattfinden.  
 
Mit der Abschaffung der Verwaltungsgebühren wird 
eine ganz wichtige Forderung umgesetzt. Darüber 
sind wir froh und ich glaube, das teilen alle hier im 
Hause. Aber ich möchte zu bedenken geben, dass 
es nach wie vor berechtigte Sorgen bei der Konfe-
renz der Thüringer Studierenden und auch auf unse-
rer Seite gibt, was zum einen die Finanzierung anbe-
langt, was aber gegebenenfalls auch Einfallstore an-
belangt, die sich hoffentlich nicht öffnen. Ich sage das 
in aller Deutlichkeit: Es besteht die große Sorge, dass 
Einzelgebühren erhoben werden für Einzelleistun-
gen, die an den Universitäten erbracht werden. Das 
darf nicht passieren, auch wenn wir Schwierigkei-
ten haben, die 4,8 Mio. €, die Dr. Mario Voigt gera-
de genannt hat, aufzubringen, um zu kompensieren, 
dass der Verwaltungsgebührenbeitrag abgeschafft 
wird. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Ich sage auch ganz deutlich, unsere Hochschulen 
sind insgesamt deutlich unterfinanziert. Das betrifft 
auch und gerade den Mittelbau. Das haben wir in der 
letzten Plenarsitzung schon einmal angesprochen.  
 
Im Bereich der Lehre und im Bereich der Betreuung 
gibt es nach wie vor ganz viel zu tun. Unser gemein-
sames Ziel sollte es sein, möglichst viele Studier-
willige nach Thüringen zu holen, um als Land der 
Dichter und Denker, wie wir uns so gerne nennen, 
tatsächlich eine Zukunft zu bieten. Dabei ist die Ge-
bührenfreiheit tatsächlich ein ganz wichtiger Stand-
ortvorteil, für den jetzt ein erster weiterer Schritt er-
reicht wird, wenn es keine Verwaltungsgebühren 
mehr gibt.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Ich möchte noch einen Punkt benennen, der uns 
sehr am Herzen liegt. Es gibt eine Studiengebühr 
auch in Thüringen, über die hier auch schon häufiger 
gestritten wurde, das sind die sogenannten Lang-
zeitstudiengebühren. Ich sage es hier noch einmal: 
Die Langzeitstudiengebühren treffen auch und ge-
rade Studierende mit Kindern, auch und gerade Stu-



 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 6. Sitzung, 17.12.2009 261 
 
 
dierende, die sich politisch oder gesellschaftlich enga-
gieren. Deswegen hoffe ich - und wir werden auch 
weiterhin alles dafür tun -, dass auch die Langzeit-
studiengebühren in Thüringen gestrichen werden, 
damit wir die Gebührenfreiheit als Standortvorteil ins-
gesamt begreifen und Thüringen zum attraktiven 
Land für alle machen, die hier an Hochschulen, Fach-
hochschulen ihre Ausbildung finden wollen. Auch - 
das sage ich ebenso deutlich, wir haben heute noch 
einen weiteren Antrag auf der Tagesordnung - über 
die Mitbestimmung der Studierenden und der Leh-
renden werden wir noch einmal sprechen müssen, 
aber das sicher an anderer Stelle. Danke schön.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)  

 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Das Wort hat jetzt 
Abgeordneter Peter Metz von der SPD-Fraktion.  
 
Abgeordneter Metz, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, mit dem Gesetz zur Änderung des Thürin-
ger Hochschulgebühren- und -entgeltgesetzes kommt 
die Landesregierung dem zentralen Versprechen der 
SPD im Wahlkampf nach. Wir haben von Anfang 
an die von der Landesregierung Althaus eingeführ-
ten Verwaltungskostenbeiträge als Einstieg in all-
gemeine Studiengebühren abgelehnt, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. Ich finde es an der Stelle auch 
wirklich gut, so macht nämlich das Arbeiten Spaß. 
Wir haben uns an die Vereinbarung im Koalitionsver-
trag gehalten. Wir beantragen heute die Überweisung 
an die Ausschüsse und werden dann im Januar-Ple-
num beschließen, dass die Verwaltungsgebühren an 
dieser Stelle abgeschafft werden, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.  
 
Dabei geht es nicht nur um die 50 € weniger, die si-
cherlich dem einen oder anderen Studierenden auch 
guttun. Es geht um die Frage, ob im Bildungssystem 
finanzielle Hürden eingebaut werden oder nicht. Die 
SPD-Fraktion ist davon überzeugt, dass das nicht 
sein darf. Die Sozialdemokratie hat sich hier eindeutig 
positioniert. Die Bildung ist ein Gut zur gesellschaft-
lichen Teilhabe und Emanzipation und steht jedem 
Menschen unabhängig vom Geldbeutel zur Verfü-
gung.  
 
Ich bin dem Kultusminister sehr dankbar, dass er 
sich schnell eingesetzt hat auch im Dialog mit den 
Studierenden, aber auch mit den Rektoren und da-
mit zum vorliegenden Gesetzentwurf gekommen ist. 
Das beweist, dass die Hochschulen aktuell, obwohl 
der Beschluss noch nicht gekommen ist, auch die 
Verwaltungskostenbeiträge noch nicht eingezogen 

haben. Auch das Versprechen, dass die Kompensa-
tion der Mittel, dieser berühmten 2,4 Mio. €, kommt, 
das müssen wir im Ausschuss tatsächlich intensiv 
beraten. Wir werden es aber auch intensiv beraten 
müssen bei den Haushaltsverhandlungen. Ich be-
antrage hiermit noch mal die Überweisung an den 
Haushalts- und Finanzausschuss und an den Aus-
schuss für Bildung, Wissenschaft und Kultur.  
 

(Beifall SPD)  
 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Als Nächste hat 
sich zu Wort gemeldet Frau Abgeordnete Franka 
Hitzing von der FDP-Fraktion.  
 
Abgeordnete Hitzing, FDP: 
 
Sehr geehrte Präsidentin, sehr geehrte Damen und 
Herren, mit dem heute eingebrachten Gesetzentwurf 
- so wollte ich eigentlich anfangen, so kann ich aber 
leider nicht anfangen. Es verwundert mich sehr, dass 
wir heute in erster Lesung den Gesetzentwurf be-
sprechen und beraten, aber leider der Gesetzent-
wurf nicht eingebracht worden ist vom Herrn Minis-
ter.  
 

(Beifall CDU, FDP)  
 
Das hätte ich mir an dieser Stelle gewünscht.  
 

(Zwischenruf Abg. Hennig, DIE LINKE: 
Das wundert mich auch.) 

 
Mit dem zu diskutierenden Gesetzentwurf geht mög-
licherweise die Ära der Verwaltungsgebühren, des 
Verwaltungskostenbeitrags dem Ende entgegen. 
Dafür hat sich auch die FDP-Fraktion ausgesprochen 
und wir begrüßen das an dieser Stelle sehr. Es geht 
um die 50 €, die seit dem Wintersemester 2007/2008 
in Thüringen eingeführt worden sind. Von Anfang an 
war die berechtigte Frage: Wofür wird dieses Geld 
eingesetzt? Es gab sowohl von Studierenden als 
auch Lehrenden schon die Nachfrage nach der 
Transparenz. Wie benutzt man das Geld, wofür wird 
es eingesetzt und wie führt es denn dazu, die Situa-
tion an den Hochschulen eventuell zu verbessern?  
 

(Beifall FDP)  
 
Wir müssen uns natürlich schon mehrere Fragen 
stellen, das haben meine Vorredner auch getan. Wie 
werden wir diese 2,4 Mio. € kompensieren, die auf 
das Land zukommen? Das ist die erste Frage.  
 
Eine zweite Frage, die sich mir hier eröffnet, ist: Ist 
tatsächlich die Attraktivität des Studienortes Thü-
ringen von 50 € pro Semester abhängig? Ich glau-
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be, das ist wahrlich nicht das Problem. Es geht na-
türlich auch um Qualität. Qualität ist ein ganz wichti-
ger Standortfaktor und nicht 50 € auf sechs Monate 
hochgerechnet. 
 

(Beifall CDU) 
 
Bei allen Bedenken bezogen auf die zurückgehen-
den Zahlen der Erstimmatrikulationen, wie wir das 
lesen konnten, müssen wir sicherlich auch darüber 
sprechen, ob nicht doch im Zuge der Autonomie der 
Hochschulen - das werden wir ja heute schon noch 
einmal zu besprechen haben - die Möglichkeit er-
öffnet wird, Studiengebühren zu erheben in einem 
festgelegten Maße, um die Autonomie der Hoch-
schulen zu bekräftigen und genau dieses Geld für 
Lehre und Forschung einzusetzen unter Beteiligung 
der Studierenden, um die Autonomie fortzuführen und 
die Bildungsqualität an den Einrichtungen zu erhö-
hen.  
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Dann hätten wir eine ausreichende finanzielle Aus-
stattung der Hochschulen, denn - darüber sind wir 
uns ja auch alle einig - die Hochschulen sind unter-
finanziert.  
 
Sehr viele Fragen sind zu besprechen. Wir werden 
das in den Ausschüssen mit Sicherheit tun. Des-
halb bitte ich um die Überweisung an den Ausschuss 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur und selbstver-
ständlich an den Haushalts- und Finanzausschuss. 
Danke schön. 
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Als Nächste hat sich 
zu Wort gemeldet Frau Abgeordnete Berninger aus 
der Fraktion DIE LINKE. Oder Frau Hennig? Ent-
schuldigung. Frau Hennig, bitte schön. 
 
Abgeordnete Hennig, DIE LINKE: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete, wir haben in der Fraktion 
DIE LINKE noch nicht ganz so schnell die Themen-
felder wieder gewechselt. 
 
Natürlich ist es ein längst überfälliger Schritt. Die 
Fraktion DIE LINKE wird sich auch der Beratung und 
der Zustimmung zu diesem Antrag nicht verwehren. 
Aber was mir bei der ganzen Diskussion ein bisschen 
zu kurz kommt, ist ganz einfach, dass es schon ei-
nen Gesetzentwurf gibt, der Verwaltungskostenbei-
träge abschaffen möchte, der - hätte man den Aus-
schuss eingeladen, auch wenn es nur einen vorläu-

figen Arbeitsplan gegeben hat - schon fast in der 
zweiten Lesung heute hätte beraten werden können. 
 
Was meine Kritik an dem Gesetzentwurf ist, der vor-
liegt, ist ganz klar, dass es sich lediglich darum han-
delt, die Verwaltungskostenbeiträge abzuschaffen. 
Es wird noch mal deutlich die Säumnisgebühr fest-
geschrieben im Gesetzentwurf, obwohl Verfahren 
dagegen anhängig sind. So viel zum Dialog mit den 
Studierenden, Herr Metz. Der Dialog mit den Studie-
renden ist, so wie es die Landesregierung getan hat, 
im Hochschulgesetz festgeschrieben und daher auch 
eher Pflichtleistung als etwas Besonderes. 
 
Wenn hier völlig ignoriert wird, dass es einen Ge-
setzentwurf gibt, der Verwaltungskostenbeiträge ab-
schaffen möchte, der Ausschuss nicht eingeladen 
wird, dann ist das für mich durchaus Missachtung des 
Parlaments. Wenn es schon darum geht, dass es 
ein schneller Antrag war, dass es eine schnelle Um-
setzung eines Wahlversprechens war, dann möch-
te ich an diesem Punkt zumindest erwähnt gewusst 
haben, dass die Opposition die Forderung der Stu-
dierenden und die gesellschaftliche Notwendigkeit 
wesentlich schneller aufgegriffen hat. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Was die Kompensation der Mittel für die Hochschu-
len angeht, ja, auch das haben wir in unserem Ge-
setzentwurf formuliert. Auch das war Ihre Kritik an 
unserem Gesetzentwurf. Ich bin froh, dass wir uns 
auf der gleichen Position wiederfinden. Wir führen 
nach wie vor den direkten Dialog mit den Studie-
renden. Nur ein Wort in Richtung FDP: Qualität von 
Hochschulen hat selbstverständlich auch was mit 
ihrer finanziellen Ausstattung zu tun. 
 
Wir werden uns der Ausschussberatung stellen. Wir 
werden eine mündliche Anhörung beantragen. Viel-
leicht können wir ja dann beide Gesetzentwürfe zu-
sammen besprechen. Ich freue mich auf die Bera-
tung im Ausschuss und dass es ab dem Sommer-
semester tatsächlich scheinbar keine Verwaltungs-
kostenbeiträge mehr geben wird, weil sich viele Frak-
tionen im Thüringer Landtag einig sind. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Wünscht aus der 
Mitte des Parlaments noch jemand das Wort? Das 
sehe ich nicht. Dann hat die Landesregierung, Herr 
Minister Matschie, das Wort. 
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Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur: 
 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ich hatte in der letzten Plenarsitzung angekündigt, 
dass wir einen Gesetzentwurf zur Abschaffung des 
Verwaltungskostenbeitrags an Thüringer Hochschu-
len vorlegen. Der ist jetzt in das Parlament einge-
bracht. Wir halten Wort, wir erfüllen zügig das, was 
wir uns in der Koalitionsvereinbarung vorgenommen 
haben, und wir machen damit Studieren in Thürin-
gen noch attraktiver. 
 

(Beifall SPD) 
 
Die Anliegen der Studenten und die Verbesserung 
von Lehre und Forschung in Thüringen stehen ganz 
oben auf der Agenda meines Ministeriums. Ich ha-
be im Dezember schon ein erstes Gespräch mit den 
Thüringer Hochschulrektoren geführt. Ich habe mit 
Studentenvertretern an der Uni in Erfurt und auch 
anlässlich der Aktionen bei der letzten Landtagssit-
zung hier vor dem Thüringer Landtag gesprochen 
und der Dialog geht weiter. Derzeit läuft eine Eva-
luierung des Thüringer Hochschulgesetzes. Beson-
ders interessiert mich dabei natürlich, inwieweit tat-
sächlich eine Stärkung der Hochschulautonomie er-
reicht wurde mit dem jetzigen Gesetz, welchen Än-
derungsbedarf es bei demokratischen Mitwirkungs-
rechten gibt. Wir werden im Frühjahr 2010 die Er-
gebnisse unserer ersten Befragung dann auch vorlie-
gen haben. Für Februar des kommenden Jahres wer-
de ich einen Hochschulgipfel einberufen. Ziel dabei ist 
es, gemeinsam mit den Hochschulleitungen, mit den 
Studierenden, mit den Gewerkschaften darüber zu 
beraten, wie wir den Bolognaprozess noch besser ge-
stalten können. Das ist ein Punkt der Debatte in den 
letzten Monaten, wie können wir die Studiengänge so 
gestalten, dass sie gut und vernünftig zu studieren 
sind. Wir wollen gemeinsam mit den Hochschulen 
darüber nachdenken, wie insbesondere Bachelor-
studiengänge, die überfrachtet sind mit zu viel Stoff, 
mit zu vielen Prüfungen, so entlastet werden können, 
dass Studieren besser möglich wird. Und wir wer-
den natürlich auch mit den Hochschulen und den Be-
teiligten über Rahmenbedingungen des Studiums re-
den. Da geht es um studentischen Wohnraum, aber 
auch z.B. um die Kinderbetreuung. 
 
Mein Ziel ist, dass wir möglichst gute Rahmenbe-
dingungen für das Studieren in Thüringen schaffen. 
Ich will hier deutlich machen, von Thüringen geht 
das Signal aus: Wir reden nicht nur mit den Studie-
renden, die in den letzten Wochen und Monaten pro-
testiert haben, wir handeln auch. 
 

(Beifall SPD) 
 
 

Wir warten nicht ab, bis sich die Lage wieder beru-
higt, sondern wir gehen die Probleme an. Es gilt nach 
wie vor - und das ist eine Kontinuität aus den letz-
ten Jahren -: Es gibt in Thüringen keine Studienge-
bühren. Zusätzlich wollen wir, dass auch der Verwal-
tungskostenbeitrag entfällt. Ich bin sicher, dass wir 
damit noch mal ein wichtiges Zeichen für gutes Stu-
dieren hier in Thüringen setzen. Ich will aber auch 
deutlich sagen, die Langzeitstudiengebühren in Thü-
ringen wollen wir nicht abschaffen, sie sollen erhalten 
bleiben. 
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Ich sage auch ganz deutlich: Wir haben hier genü-
gend Spielraum. Es gibt Langzeitstudiengebühren 
nach vier Semestern. Es gibt die Möglichkeit, Akti-
vitäten von Studierenden bei der Studierendenver-
tretung anzurechnen auf diese Zeit. Es gibt die Mög-
lichkeit, auf die Familiensituation Rücksicht zu neh-
men, und es gibt eine Härtefallregelung. Ich glaube, 
hier haben wir ausreichend Spielraum, um Langzeit-
studiengebühren ab einem bestimmten Zeitpunkt 
auch zu rechtfertigen - dabei soll es bleiben. Wir wis-
sen aus Studien - z.B. einer Studie, die das Institut 
für Hochschulforschung der Universität Halle-Wit-
tenberg gemacht hat -, dass allgemeine Studienge-
bühren hingegen durchaus ein Hindernis und eine 
Hürde für Studierwillige darstellen. Nach dieser Stu-
die würde jeder zehnte Studierwillige sich von all-
gemeinen Studiengebühren abschrecken lassen vom 
Studium. Wir wollen das nicht. Wir wollen, dass junge 
Leute hier in Thüringen bleiben, dass sie sich für ein 
Studium entscheiden, und wir wollen vor allem auch, 
dass mehr junge Leute hierher nach Thüringen kom-
men. Das ist ein ganz wesentliches Stück unserer 
Zukunftsfähigkeit hier in Thüringen. Ich bin davon 
überzeugt, dass es wichtig ist, dass der Staat kei-
ne finanziellen Hürden für ein Studium aufbaut. Je-
der, der die Fähigkeiten besitzt, muss sich ein Stu-
dium leisten können. Die Herkunft und das Porte-
monnaie der Eltern dürfen nicht über die Zukunft von 
Menschen entscheiden. Das ist das Signal, was wir 
heute noch einmal bestärken.  
 
Nach den bisherigen Berechnungen der Kultusminis-
terkonferenz wird sich die Zahl der Thüringer Schul-
absolventen mit einer Zugangsberechtigung zum 
Hochschulstudium von derzeit 10.300 auf 5.800 im 
Jahr 2013 verringern. Das ist die Folge des Gebur-
tenknicks der 90er-Jahre. Das heißt, diese Zahlen 
zugrunde gelegt, die Zahl der Studienanfänger könn-
te von derzeit etwa 10.000 auf 6.400 im Jahr 2014 
zurückgehen, wenn es uns nicht gelingt, mehr Schü-
lerinnen und Schüler zur Hochschulreife zu bringen, 
wenn es uns nicht gelingt, mehr Studierwillige aus 
anderen Bundesländern oder auch aus dem Ausland 
für ein Studium in Thüringen zu gewinnen. Deshalb 
muss das Ziel sein, mit hervorragenden Studienbe-
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dingungen in Thüringen junge Menschen zu errei-
chen und dafür zu sorgen, dass mehr Studierende 
aus anderen Bundesländern hierherkommen. Denn 
wir haben uns im Hochschulpakt 2020 verpflichtet, 
in der ersten Phase - das ist die von 2007 bis 2010 
- jährlich 9.325 Studienanfänger an unseren Hoch-
schulen zu immatrikulieren und in der zweiten Pro-
grammphase - von 2011 bis 2015 - im Schnitt jähr-
lich rund 8.000 Studienanfänger. Wenn wir diese Zu-
sagen nicht einhalten, müssen wir Mittel aus dem 
Hochschulpakt zurückzahlen. Deshalb ist es so wich-
tig, dass wir die Attraktivität des Studienorts Thü-
ringen weiter steigern.  
 
Die Entscheidung zur Aufnahme eines Studiums, 
aber auch die Entscheidung für einen bestimmten 
Studienort ist durchaus auch von der Höhe der fi-
nanziellen Belastungen abhängig. Es gibt Faktoren, 
die sind in den Bundesländern gleich, aber es gibt 
eben auch Unterschiede. Natürlich ist das BAföG 
gleich in allen Bundesländern, auch die Lebenshal-
tungskosten haben sich in den Bundesländern stark 
angeglichen, aber es gibt Unterschiede. Es gibt Un-
terschiede beim Wohnungsmarkt, bei den Mieten und 
es gibt Unterschiede bei der Frage „Gibt es Studien-
gebühren, ja oder nein, wie sind die Kosten an den 
Hochschulen für die Studierenden?“. Diese Variablen 
können wir beeinflussen und die wollen wir beein-
flussen. Dabei spielt auch die Erhebung oder Nicht-
erhebung des Verwaltungskostenbeitrags von 50 € 
pro Semester eine Rolle.  
 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf reagieren wir 
auch auf die Debatte, die es zum Verwaltungskos-
tenbeitrag gegeben hat. Durch die Streichung des 
§ 4 entfällt jetzt die gesetzliche Grundlage für die 
Erhebung des Verwaltungskostenbeitrags. Damit wol-
len wir sicherstellen und bitten die Hochschulen, hier 
mitzuziehen, dass zum Sommersemester 2010 der 
Verwaltungskostenbeitrag nicht mehr erhoben wird. 
Der fehlende Betrag - auch das will ich an dieser 
Stelle sehr deutlich sagen - soll den Hochschulen 
aus dem Landeshaushalt ersetzt werden. Das ist der 
Vorschlag, den wir machen. Damit ist klar, es gibt kei-
nen Grund für die Hochschulen, an anderer Stelle 
Gebühren oder Beiträge zu erhöhen.  
 
Deshalb - ich kann die Befürchtungen verstehen, 
die Studierende geäußert haben - sage ich das hier 
noch einmal in aller Deutlichkeit: Ich bin überzeugt, 
dass der Aufwand, den wir hier finanziell betreiben, 
nämlich die 2,4 Mio. € den Hochschulen anderwei-
tig zu ersetzen, gut angelegtes Geld ist. Mit Sicher-
heit ist dieser Finanzaufwand geringer als der Auf-
wand, den wir betreiben müssten, wenn wir nicht ge-
nügend Studierende an die Thüringer Hochschulen 
bekommen und dann Mittel aus dem Hochschul-
pakt zurückzahlen müssen.  
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, ich bitte Sie vor diesem Hintergrund und mit 
diesen Begründungen um eine zügige Beratung und 
um Zustimmung zu diesem Gesetzentwurf. Wir kön-
nen gemeinsam dafür sorgen, dass Studieren in Thü-
ringen damit noch attraktiver wird. Herzlichen Dank.  
 

(Beifall SPD) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Herr Minister. Ich frage noch einmal: 
Gibt es weitere Wortmeldungen? Ich sehe das nicht. 
Dann beende ich die Aussprache.  
 
Es wurde von mehreren Abgeordneten die Überwei-
sung an den Ausschuss für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur und an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss beantragt. Gibt es weitere Anträge? Das sehe 
ich nicht. Dann stimmen wir über die beiden Aus-
schüsse ab.  
 
Wer damit einverstanden ist, dass der Gesetzentwurf 
an den Haushalts- und Finanzausschuss überwie-
sen wird, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. 
Danke schön. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? 
Das sehe ich nicht, damit ist das einstimmig über-
wiesen.  
 
Wir kommen zum nächsten Antrag, Überweisung 
an den Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und 
Kultur. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich 
jetzt um das Handzeichen. Gegenstimmen? Stimm-
enthaltungen? Auch nicht. Damit sind die beiden Aus-
schüsse festgelegt. 
 
Wir kommen zur Federführung. Ich denke, die Fe-
derführung wird für den Ausschuss für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur beantragt. Ist das jetzt ein An-
trag oder nicht, Herr Abgeordneter? Nein.  
 
Dann stimmen wir über die Federführung für den Aus-
schuss für Bildung, Wissenschaft und Kultur ab. Wer 
damit einverstanden ist, den bitte ich jetzt um das 
Handzeichen. Danke schön. Gegenstimmen? Stimm-
enthaltungen? Das ist nicht der Fall. Damit ist der 
Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und Kultur fe-
derführend für diesen Gesetzentwurf.  
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Wir schließen den Tagesordnungspunkt 1 und kom-
men zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 2 
 

Mitgliedschaft von Mitglie- 
dern der Landesregierung 
in Leitungs- und Aufsichts- 
gremien auf Erwerb gerich- 
teter Unternehmen 
hier: Zustimmung des Land- 
 tags gemäß Artikel 72 
 Abs. 2 der Verfassung 
 des Freistaats Thürin- 
 gen 
Antrag der Landesregierung 
- Drucksache 5/232 - 

 
Wünscht die Landesregierung das Wort zur Be-
gründung oder Einbringung? Das ist nicht der Fall. 
Wünscht das Parlament die Aussprache? Ja. Damit 
eröffne ich die Aussprache und mir liegen noch keine 
Wortmeldungen vor. Herr Abgeordneter Ramelow, 
Fraktion DIE LINKE, bittet um das Wort.  
 
Abgeordneter Ramelow, DIE LINKE: 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, wir haben uns zu Wort ge-
meldet, um an diesem Tagesordnungspunkt 2 etwas 
anzumahnen und, Frau Ministerpräsidentin, da darf 
ich um Ihre geschätzte Aufmerksamkeit bitten. An 
diesem Tagesordnungspunkt mahnen wir an die Dis-
kussion zu Drucksache 3/50. Als Frau Lieberknecht 
noch Landtagspräsidentin war, gab es diese Druck-
sache, in der deutlich gemacht worden ist, dass das 
Parlament beteiligt sein muss an Aufgaben, die an 
Gesellschaften übertragen werden und wenn diese 
übertragenen Aufgaben aus dem Landeshaushalt fi-
nanziert werden.  
 
Wir haben heute eine Vorlage, in der man schein-
bar die Aufsichtsführung auf die Minister, also die 
Regierungsebene, überträgt. Wir haben uns auch ent-
schlossen, der Kurzfristigkeit heute nicht im Weg zu 
stehen. Insoweit, Kollege Höhn, ist für uns das Par-
lament keine Spielwiese, sondern wir beteiligen uns 
konstruktiv an der Diskussion, wollten dieses auch 
heute nicht aus formalen Gründen anhalten, was wir 
hätten tun können. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Die vorgelegte Liste entspricht auch dem Arbeitsbe-
reich der Minister, die hier aufgeschlüsselt sind. Des-
wegen ist auch an dieser Auflistung aus unserer 
Sicht keine Beanstandung anzumerken. Wir möchten 
darum bitten und werden auch den Antrag auf Selbst-
befassung stellen, aber schöner, besser und zielfüh-
render wäre es, wenn die Regierung einen eigenen 
Vorschlag machen würde, an welchen Stellen Auf-

gaben, die in Gesellschaften übertragen werden, bei 
denen die Minister die Aufsicht führen, später in den 
Haushaltsdebatten dann die Gelder zur Verfügung 
gestellt werden und die Regierung allein entschei-
den kann, welche Aufgaben die bisher oder eigent-
lich in anderen öffentlichen Parlamenten, in ande-
ren öffentlichen Aufgabenstellungen durch das Parla-
ment entschieden werden würden. Insoweit haben 
wir hier eine Abtrennung von Aufgaben und Aufsichts-
führung und werden dann später die Diskussion nur 
wieder haben, wenn die Haushaltspositionen sind, 
aber wir werden nie eine Endabrechnung bekommen. 
Zum Beispiel wird der Geschäftsbericht der LEG zwar 
veröffentlicht, aber er wird nicht Teil der parlamen-
tarischen Debatte; die Abschlüsse, der Wirtschafts-
prüfungsbericht dieser Landesgesellschaft und ähn-
liche Dinge werden eben nicht Teil der Parlaments-
debatte, wenn es um die Aufgabenerfüllung geht, 
die dahintersteht.  
 
Deswegen mahne ich an dieser Stelle für uns als 
Parlamentarier die Umsetzung der Drucksache 3/50 
an und dieses müsste aus unserer Sicht von der Lan-
desregierung erfolgen. Damals war der Appell der 
Landtagspräsidentin Lieberknecht an den damali-
gen Ministerpräsidenten, dass die Landesregierung 
hier eine Vorlage erarbeiten sollte. Wir möchten gern 
als Parlament auch an der Aufsichtsführung aus der 
Sicht der Parlamentarier beteiligt werden und nicht 
nur aus der Sicht der Regierung. Das ist die erste 
Anmerkung. 
 
Die zweite Anmerkung: Wir bitten um eine Klarstel-
lung, welcher Ehrenkodex für die Landesregierung 
gilt, wenn Minister oder Staatssekretäre Aufgaben 
in der Aufsichtsführung übernehmen als Aufsichts-
ratsvorsitzender oder als Aufsichtsratsmitglieder. Es 
gab eine ganze Reihe von Vorkommnissen in den 
letzten Jahren nicht nur in Thüringen; erinnert sei an 
den Herrn Müller, den damaligen Bundeswirtschafts-
minister, der von seinem Recht als Wirtschaftsmi-
nister Gebrauch gemacht hat, eine Sondergeneh-
migung zur Fusion von Großkonzernen gegeben hat, 
und nach seinem Ausscheiden aus dem Minister-
dienst wurde er Vorstandsvorsitzender genau die-
ser fusionierten Gesellschaft. Ich denke, dass das 
ein unerhörter Vorgang ist und dass es eines Eh-
renkodexes bedarf, dass ein Regierungsmitglied über 
seine Regierungsarbeit wenigstens fünf Jahre lang, 
also so lange, wie eine Legislatur dauert, nicht in 
einer Gesellschaft tätig wird, die auf Erwerb gerich-
tet ist, für die er vorher politisch zuständig war in der 
Aufsichtsführung. Da würden wir uns gern wünschen, 
dass hier ein Ehrenkodex noch einmal in der Schärfe 
dokumentiert wird, damit klar ist, dass diese Lan-
desregierung hier ein wachsames Auge darauf hat, 
was die Person macht, die dort Aufsicht führt. Die 
Untersuchungsausschüsse der letzten Legislatur ha-
ben hier ein paar Hinweise gegeben. Ich will nur die 
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Kuriosität in Erinnerung rufen. Da ist ein Aufsichts-
ratsvorsitzender scheinbar als Privatperson Aufsichts-
ratsvorsitzender, obwohl er als Minister dorthin ge-
schickt worden ist. Anschließend im Untersuchungs-
ausschuss ist nicht mehr aufklärbar, ob er da nun als 
Minister gesessen hat, ob er die Fördergelder, die für 
die Gesellschaft gegeben wurden, als Minister be-
schleunigt hat und gleichzeitig als Aufsichtsratsvor-
sitzender faktisch als Privatperson da herumsitzt. 
Das kann so nicht funktionieren. Wenn man als Mi-
nister Tätigkeiten übernimmt in einer Gesellschaft, 
die für das Land tätig ist, dann muss der Minister als 
Minister da sitzen und da muss er auch als Minister 
im Zweifelsfall dem Parlament Rede und Antwort ste-
hen für die Dinge, die da geschehen. Es kann nicht 
sein, dass man hinterher sagt, an der Gesellschaft 
sind aber 2 Prozent der GmbH oder Aktienanteile 
durch eine andere Gesellschaft gezeichnet und diese 
2 Prozent sind dann der Schutz des Privatvermö-
gens und deswegen gibt es keine parlamentarische 
Debatte. Das kann so nicht funktionieren und deswe-
gen haben wir heute gesagt, wir möchten es freund-
lich vortragen: Wir wünschen uns einerseits eine Vor-
lage der Landesregierung, was den Ehrenkodex an-
geht. Das können wir im zuständigen Ausschuss. Aus 
unserer Sicht wäre der Ausschuss für Wirtschaft, Ar-
beit und Technologie ein geeigneter Ausschuss. Es 
könnte auch der Ausschuss für Haushalt und Finan-
zen sein. Wir brauchen aber eine parlamentarische 
Diskussion über diese Dinge und, meine Damen und 
Herren, im Zweifelsfall müsste man eine gesetzliche 
Regelung schaffen, wenn es da Unklarheiten gibt. 
Ich sehe die Unklarheiten im Bund. Ich sehe die Un-
klarheiten auch in den Landesparlamenten. Ich glau-
be, hier ist ein bisschen mehr Klärung notwendig.  
 
Um eines möchte ich bitten: In der Liste - und das 
war der Grund, warum wir gesagt haben, also ma-
ximal wird es bei uns ein paar Stimmenthaltungen 
geben, aber wir werden uns der aktiven Bearbeitung 
nicht verweigern -, die uns heute vorliegt, sind es 
wirklich Ministerpositionen, deren Funktion in der di-
rekten Bearbeitung des Ministeriums liegt. Das ist völ-
lig in Ordnung. Wir mahnen aber, dass Minister dieser 
Landesregierung keine Aufsichtstätigkeit überneh-
men sollten in Unternehmen, die auf Erwerb gerichtet 
sind, die mit dem Land nichts zu tun haben. Also 
diese Trennlinie bitten wir doch durchzuhalten und 
da auch eine klare Grundposition dem Parlament 
mitzuteilen.  
 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich sagen, 
wenn ein Staatssekretär ein Unternehmen, ein Lan-
desunternehmen führt als Aufsichtsratsvorsitzender, 
also die höchste Kontrollfunktion hat, wenn dieser 
Staatssekretär in der Zeit, in der er noch im Amt ist, 
von dem von ihm Kontrollierten, nämlich der Ge-
schäftsführung, sich einen Honorarvertrag erarbeiten 
lässt in einer fünfstelligen Größenordnung, und nie-

mand bemerkt dabei, dass das schon ungehörig an 
sich ist, dass schon der Vorgang allein alarmierend 
und empörend ist, das veranlasst mich noch ein-
mal, deutlich zu machen, liebe Vertreter der Landes-
regierung, wir erwarten hier eine Bringschuld der 
Landesregierung, dass klar gesagt wird: Ein Mensch, 
der für die Landesregierung in irgendeiner Funktion 
tätig ist, muss immer wissen, dass er in seiner Funk-
tion gebunden ist an sein politisches Amt, das er in 
der Regierung hat, und niemals mit der gleichen Fir-
ma, in der er dort arbeitet, private Verträge vorbe-
reiten darf. Deswegen gehört aus unserer Sicht ein 
fünfjähriges Gebot dazu, so lange wie die Legislatur 
eines Landtags dauert, so lange sollte es eine strikte 
Trennung zwischen der Aufgabenwahrnahme als Auf-
sichtsführung aus der Regierung und einer späteren 
Tätigkeit in einem solchen Unternehmen geben. Das 
hat nichts damit zu tun, dass man an seiner freien 
Berufswahl gehindert wird. Worum es geht, ist, dass 
man das eine nicht benutzen darf, um das andere 
später sozusagen privatisiert vorzubereiten.  
 
Der alarmierende Vorgang hat gerade hier in Thü-
ringen stattgefunden. Es ist jetzt offensichtlich berei-
nigt, das ist auch gut so. Aber dass es niemand be-
merkt hat, weder der Aufsichtsrat noch die Geschäfts-
leitung, das finde ich das eigentlich Problematische. 
Da reicht es mir nicht, wenn die Ministerpräsidentin 
und der zuständige Minister sagen: Nein, wir finden 
das nicht gut. Das ist zwar klar, da ist auch die For-
mulierung offenkundig klar gewesen, aber offenkun-
dig hat sonst niemand von den Beteiligten ein Ge-
fühl dafür gehabt, dass das so nicht geht. Deswe-
gen unsere Bitte, hier einen klaren Ehrenkodex vor-
zusehen, das Minimum wäre ein Bekenntnis, dass 
keine Mitgliedschaften in Aufsichtsgremien wahrge-
nommen werden, die auf Erwerbstätigkeit gerichtet 
sind, die außerhalb der Zuständigkeit unseres Lan-
des sind, die nichts mit der Funktion der Regierung 
zu tun haben; das bitten wir klarzustellen.  
 
Wir bitten auch - in Anlehnung an Drucksache 3/50 - 
dem Parlament Gelegenheit zu geben, aus seiner 
eigenen Mitte Personen zu benennen, die geeignet 
sind, bei den Landesgesellschaften in Aufsichts-
räten mitzutun. Und unsere letzte Bitte: Die abge-
rechneten Jahresergebnisse dieser Gesellschaften 
gehören dem parlamentarischen Gang zugeordnet, 
das heißt, sie müssen Teil der Abrechnung des Haus-
haltsregimes unseres Landes sein. In diesem Sinn 
mahne ich heute freundlich eine Konkretisierung im 
neuen Jahr an und wollte den Weihnachtsfrieden 
nicht weiter stören. Vielen Dank. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 
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Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Gibt es weitere 
Wortmeldungen? Bitte schön, Herr Minister Dr. Schö-
ning.  
 
Dr. Schöning, Minister für Bundes- und Europa-
angelegenheiten und Chef der Staatskanzlei: 
 
Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, wir sind dem 
Abgeordneten Ramelow für seine dem Weihnachts-
frieden dienende Bemerkung dankbar. Die Liste zur 
Gremienbestellung, so wie sie vom Kabinett verab-
schiedet ist, wird heute dem Parlament zur Zustim-
mung vorgelegt. Die Liste entspricht der Ressort-
zuständigkeit. Damit wird der notwendigen funktio-
nalen Basis Rechnung getragen, um das Mandat 
sachgerecht wahrzunehmen. 
 
Was die Kontrollfunktion des Parlaments angeht, auf 
die Herr Ramelow hingewiesen hat, so ist dies für 
die Landesregierung eine Selbstverständlichkeit. Es 
ist bereits auch Ausdruck unserer Verfassungslage, 
nämlich der Hinweis auf und die Bindung der Ka-
binettsentscheidung an die Zustimmung des Parla-
ments nach Artikel 72 Abs. 2 unserer Landesver-
fassung, soweit Mitglieder der Landesregierung der 
Leitung oder dem Aufsichtsgremium eines auf Er-
werb gerichteten Unternehmens angehören. Wenn 
es vor dem Hintergrund aktueller Diskussionen - nicht 
in erster Linie Thüringen betreffend, die aber bun-
desweit und man kann fast sagen, weltweit geführt 
werden - darum geht, Vorbehalte abzubauen, Miss-
trauen und Besorgnisse zu verringern, dass Mandate 
und Funktionen verquickt werden könnten, dann dient 
es vor allem auch den von uns in die Gremien ent-
sandten Mitgliedern selbst, wenn wir das größtmög-
liche Maß an Transparenz schaffen. Die Bindung 
der Kabinettsentscheidung an das Votum des Land-
tags nach Artikel 72 ist bereits der erste Schritt und 
es ist ein sehr gewichtiger Schritt zur Realisierung 
dieser Kontrollfunktion. Das schließt nicht aus, dass 
wir weiteren Schritten und entsprechenden Erörte-
rungen im Sinne eines Ehrenkodexes, der im zu-
ständigen Ausschuss beraten werden soll, gegen-
über offen sind. Ich kann also für die Landesregie-
rung zusagen, dass wir entsprechende Vorschläge 
im Einzelnen sorgfältig prüfen werden. Uns ist daran 
gelegen, im Interesse aller Beteiligten so viel Transpa-
renz wie möglich in die Verfahren zur Gremienbe-
setzung hineinzubringen. Ich danke Ihnen. 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Herr Minister. Hatte ich die Wortmel-
dung von Herrn Abgeordneten Bergemann überse-
hen? Nein. Gibt es weitere Wortmeldungen? Das 
sehe ich nicht. Dann beenden wir die Aussprache. 

Ich habe keine Ausschussüberweisungsbeantragung 
gehört. Es war eine Selbstbefassungsbeantragung 
dann im Ausschuss, Herr Ramelow. Gibt es Aus-
schussbeantragung? Nein. Dann stimmen wir über 
den Antrag insgesamt ab. Wer dem Antrag der Lan-
desregierung die Zustimmung gibt, den bitte ich jetzt 
um das Handzeichen. Danke schön. Gegenstimmen? 
1 Gegenstimme. Stimmenthaltungen? 7 Stimment-
haltungen. Damit ist der Antrag der Landesregierung 
so bestätigt. Wir beenden die Aussprache und die 
Debatte zum Tagesordnungspunkt 2. 
 
Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 3  
 

Aktive Arbeitsmarktpolitik 
stärken, Perspektiven der 
Arbeitslosen verbessern 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 5/31 - 

 
Ich frage die Fraktion DIE LINKE: Möchten Sie be-
gründen? Keine Begründung. Dann eröffne ich die 
Aussprache mit der Abgeordneten Ina Leukefeld, 
DIE LINKE. 
 
Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, den Ab-
geordneten der letzten Wahlperiode wird der Antrag 
einigermaßen bekannt vorkommen. Er hatte eine re-
lativ lange Geschichte in diesem Haus und bezog 
sich auf einen Antrag der SPD-Fraktion in Drucksa-
che 4/5367. Nach dreimaligem Anlauf wurde er dann 
am 07.08.2009 hier behandelt und mit der Mehrheit 
der CDU abgelehnt.  
 
Ich darf mit Ihrer Erlaubnis noch einmal zitieren, was 
der Abgeordnete Schubert, damals in der SPD-Frak-
tion, heute Staatssekretär im Sozialministerium, in 
der Begründung gesagt hat, und zwar sagte er: „Des-
wegen noch einmal mein Appell an die Landesre-
gierung und an die Mehrheit dieses Hauses: Kom-
munal-Kombi ist eine sinnvolle Maßnahme. Das ha-
ben die anderen Bundesländer gezeigt, die ich hier 
aufgezählt habe. Deswegen gibt es dort so viele Stel-
len und es ist einfach sinnvoll, dieses Programm zu 
unterstützen mit Landesmitteln, damit es auch in 
Thüringen möglich sein wird, wenigstens einen Teil 
dieser 6.000 Stellen, die da zur Verfügung stehen 
könnten, zu nutzen.“ Nun ist ja mittlerweile Zeit ins 
Land gegangen. Wir hatten Wahlen. Es ist so, dass 
das Programm „Kommunal-Kombi“, was ja ein Bun-
desprogramm war, auslaufen wird zum Jahresen-
de. Nichtsdestotrotz ist der Ansatz aus unserer Sicht 
ein völlig richtiger, wir haben das damals auch sehr 
unterstützt, denn das Ziel besteht und bestand darin, 
zusätzliche versicherungspflichtige Arbeitsplätze in 
Regionen mit besonders verfestigter Arbeitslosigkeit 
zu schaffen. Bezuschusst wurden diese Arbeitsplätze 
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zur Stärkung der kommunalen Strukturen mit 500 € 
durch den Bund, zusätzlich mit 200 € aus dem Bun-
des-ESF und für ältere Arbeitnehmer noch mal zu-
sätzlich mit 100 €. Es war klar, trotz dieser Ausstat-
tung lag die Last der Finanzierung bei den Kommu-
nen, es war auch ein ziemlich bürokratischer Akt. 
Deswegen hatten damals DIE LINKE und auch die 
SPD in der Haushaltsdebatte 2008/2009 Änderungs-
vorschläge unterbreitet, wie eine Unterstützung die-
ses Förderprogramms mit Landesmitteln erfolgen 
kann. Die Alleinregierung der CDU hat das Programm 
immer abgelehnt. Deshalb gab es in Thüringen, man 
höre und staune, nur 80 solcher geförderten Stellen, 
wobei aus diesem 100.000-Stellen-Programm 6.000 
für Thüringen möglich gewesen wären. Andere Bun-
desländer haben das viel besser genutzt: in Sach-
sen 5.300 Stellen, in Brandenburg 3.500, auch in 
Sachsen-Anhalt und Mecklenburg über 1.000 Stellen. 
Man hat gerade in den letzten Wochen noch ein-
mal große Anstrengungen unternommen in diesen 
Bundesländern, um das auszuschöpfen. Ich sage 
ganz klar: Thüringen hat hier eine Chance verpasst, 
einmal für die Menschen, für die Betroffenen in ver-
sicherungspflichtige Arbeit über einen Zeitraum von 
drei Jahren zu kommen und natürlich auch für Kom-
munen, denn schließlich geht es darum, Arbeit zu 
finanzieren und Arbeit zu leisten in der öffentlichen 
Daseinsvorsorge, die dringend notwendig ist. Ich 
glaube auch, gerade unter dem Gesichtspunkt der ak-
tuellen Diskussion der Finanzausstattung der Kom-
munen, auf die ich jetzt nicht weiter eingehen will, 
wäre eine solche Unterstützung, ein solches Förder-
programm sinnvoll und notwendig.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Deshalb haben wir uns entschlossen, diesen Antrag 
einzureichen unter zwei Gesichtspunkten:  
 
Erstens, sich dafür einzusetzen, die Landesregierung 
zu beauftragen, dass eine Verlängerung des Bun-
desprogramms „Kommunal-Kombi“ über den 31. De-
zember 2009 hinaus erfolgen kann. Seinerzeit hat-
te der Bundeswirtschaftsminister Scholz der SPD ei-
ne Verlängerung bis 2015 anvisiert und in Aussicht 
gestellt. Da wird die Frage sein, wie sich die jetzige 
Bundesregierung dazu positioniert.  
 
Zum Zweiten den Auftrag zu erteilen, dafür zu sor-
gen, dass in angemessener Weise auch Landesmittel 
dafür mit eingesetzt werden. Ob das nun jetzt bis zum 
Jahresende möglich ist oder im Zusammenhang mit 
der Debatte des Landeshaushalts, das sei jetzt da-
hingestellt. Aber, ich glaube, es ist dringend notwen-
dig, denn die Wirtschaftskrise ist noch da und es 
gibt ganz konkrete Zahlen und auch Optionen, wie 
sich das entwickeln wird.  
 
 

Ich will mich nur auf die Realitäten hier beschrän-
ken und zwei Zahlen noch einmal sagen: Wir haben 
derzeit 737.900 versicherungspflichtige Arbeitsplätze 
in Thüringen und es sind laut Landesamt für Statis-
tik schon 1,6 Prozent weniger als im Vormonat des 
vergangenen Jahres, nämlich 11.800. Allein im In-
dustriebereich, in Unternehmen mit mehr als 50 Be-
schäftigten, sind es im Oktober 2009 im Vergleich 
zum Vorjahresmonat 5.555 weniger. Wenn sich die-
ser Prozess fortsetzt, glaube ich, müssen die Wei-
chen jetzt gestellt werden, dass Menschen auch hier 
im Land Thüringen eine Zukunft, eine Perspektive 
haben, dass sie Arbeit haben im öffentlichen Interes-
se. Deswegen hoffe ich sehr, dass Sie diesem An-
trag zustimmen.  
 
Vorsorglich vielleicht einige Bemerkungen an die 
FDP-Fraktion: Ich war sehr erfreut und erstaunt, als 
einer der neu gewählten FDP-Stadträte im Suhler 
Stadtrat, mein Kollege Döring von der FDP, genau 
diese Forderung nach Aufgreifen dieses Programms 
„Kommunal-Kombi“ in seiner ersten Rede im Stadtrat 
aufgemacht hat. Ich denke, hier müssen wir an einem 
Strang ziehen und ich bitte um Ihre Zustimmung. 
Danke. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Als Nächste spricht 
Frau Abgeordnete Elke Holzapfel von der CDU-Frak-
tion. 
 
Abgeordnete Holzapfel, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, Frau Leukefeld, ich kann 
Ihnen nicht zustimmen. Ich habe dazu mit meiner 
Fraktion, Sie sagten es ja schon, eine andere Auf-
fassung. Die wichtigste Aufgabe der nächsten Jah-
re ist und bleibt die Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit, da sind wir uns sicher einig. Daher brauchen wir 
eine Stärkung von Wachstum und eine erfolgreiche 
Wirtschaftsentwicklung.  
 
Wettbewerbsfähige Arbeitsplätze entstehen dann, 
wenn Unternehmen gute wirtschaftliche Rahmenbe-
dingungen und qualifizierte, motivierte Arbeitnehmer 
vorfinden. Eine Aussage, meine Damen und Herren, 
die eigentlich jeder hier im Haus unterschreiben kann. 
Die Mehrheit hat dieses übrigens schon getan. Sie 
hat sich vor dem Hintergrund der ökonomischen Krise 
dazu verpflichtet, die Arbeitsmarktpolitik in unserem 
Freistaat an den tatsächlichen Erfordernissen des 
ersten Arbeitsmarkts auszurichten. Priorität haben 
Aus-, Weiterbildungs- und Qualifizierungsangebote 
sowie die schnelle Wiedereingliederung von Arbeit 
Suchenden in den ersten Arbeitsmarkt - eine klare 
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Zielsetzung! Der vorliegende Antrag in Drucksache 
5/31 zum Kommunal-Kombi ist für diese Zielsetzung 
aus unserer Sicht jedoch wenig geeignet. Zur Be-
gründung komme ich noch.  
 
Zur Vervollständigung will ich zuvor aber auch da-
rauf hinweisen, dass das Problem der Langzeitar-
beitslosigkeit durch die jetzt notwendige Priorität kei-
nesfalls in den Hintergrund verdrängt werden darf. 
Hier darf ich weiter aus dem Koalitionsvertrag von 
CDU und SPD zitieren: „Die Koalitionspartner wer-
den sich dafür einsetzen, dass die notwendige Neu-
orientierung der Trägerschaft bzw. Umsetzung des 
Sozialgesetzbuchs II schnellstmöglich erfolgt. 
 

(Beifall CDU) 
 
Die Neuorganisation muss eine Betreuung der Lang-
zeitarbeitslosen aus einer Hand sicherstellen. Die-
ser Rahmen unserer Arbeitsmarktpolitik wird in den 
nächsten Monaten ein Prüfstein für Zustimmung oder 
Ablehnung von Anträgen und Initiativen zur Stär-
kung der Wirtschaftsentwicklung in Thüringen sein.“ 
 
Ich darf in Erinnerung rufen, was das Bundespro-
gramm Kommunal-Kombi in der konkreten Umset-
zung bedeutet. Gefördert werden mit diesem Pro-
gramm sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze für 
zusätzliche, im öffentlichen Interesse liegende Arbei-
ten der Gemeinden, Städte oder Kreise zur Wahr-
nehmung kommunaler Aufgaben. Das Programm 
ist ausschließlich für Regionen mit besonders ho-
her und verfestigter Langzeitarbeitslosigkeit aufge-
legt. Seit April dieses Jahres zählen dazu - ich will es 
nur einmal kurz aufzählen -: Altenburger Land, Ei-
senach Stadt, Erfurt Stadt, Gera Stadt, Greiz, Ilm-
Kreis, Kyffhäuserkreis, Nordhausen, Saalfeld-Rudol-
stadt, Sömmerda, Suhl Stadt, Weimar Stadt und der 
Landkreis, aus dem ich komme, der völlig platt ist, der 
Unstrut-Hainich-Kreis. 
 

(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU: 
Völlig pleite, nicht nur platt.) 

 
Rein rechnerisch könnten in diesen Städten und 
Landkreisen - da gebe ich Ihnen recht - 6.234 kom-
munale Arbeitsstellen durch das Programm Kom-
munal-Kombi gefördert werden bis maximal 500 € 
des Bruttoarbeitsentgelts - so viel beträgt die För-
derung des Bundes. Hierbei beziehe ich mich auf den 
Stand August dieses Jahres. Tatsächlich gab es zu 
diesem Zeitpunkt in Thüringen jedoch nur 78 Förder-
fälle, also im August. Tatsächlich gab es zu diesem 
Zeitpunkt in Thüringen jedoch nur 78 Förderfälle - 
das sagte ich schon.  
 
Deutschlandweit war die Situation nicht besser. Von 
den ursprünglich angekündigten 100.000 Stellen wur-
den nicht mehr als 10 Prozent in Anspruch genom-

men. Fragt man in den Rathäusern und Landratsäm-
tern nach, erhält man in der Regel vier Antworten:  
 
1. Das Modell Kommunal-Kombi ist gegenüber an-
deren Förderprogrammen zu teuer. 
 
2. Es bindet die jeweilige Beschäftigungsstelle im 
Haushaltsplan der Kommune auf mindestens drei 
Jahre.   
 
3. Das darf man hier auch nicht aus dem Auge ver-
lieren, hinsichtlich des förderfähigen Personenkrei-
ses bestehen nur begrenzte Einsatzmöglichkeiten. 
 
4. Das sagen uns die Kommunen und Landkreise 
auch, wir können der heimischen Wirtschaft bzw. un-
seren örtlichen Gewerbetreibenden keine Konkur-
renz bieten. 
 
Meine Damen und Herren, als langjährige Stadträ-
tin und Kreistagsmitglied in diesem genannten Kreis 
kann ich mich noch an Zeiten erinnern, als Städte 
und Gemeinden im regelrechten Wettstreit Eigen-
betriebe aller Art errichteten oder vorhandene Struk-
turen aufrechterhalten wurden, um den Kanal-, den 
Straßenbau oder den aufgeblähten Fuhrpark mit ei-
gener Reparaturwerkstatt als Zeichen der Leistungs-
stärke darzustellen. Der verblendete Begriff des In-
vestors hatte den örtlichen Gewerbetreibenden wenig 
Spielraum gegeben. Ich bin froh, dass diese Kon-
flikte mit den privatwirtschaftlichen Tätigkeiten der 
Kommunen letztendlich auch dazu geführt haben, 
dass sich der Strukturwandel in unserem Land zu 
einer robusten mittelständischen Wirtschaft entwi-
ckelt hat. Wir sollten deshalb unseren Thüringer Un-
ternehmerinnen und Unternehmern vertrauen. Ich 
persönlich tue das auch deshalb, weil ich als lang-
jähriges ehemaliges Gewerkschaftsmitglied und Be-
triebsrätin weiß, dass sie sich mit ihrem ganzen Ge-
schick, mit ihrem ganzen Mut, ihrer Entschlossen-
heit und ihrem Verantwortungsbewusstsein gegen 
diese Krise stemmen.  
 
Präsidentin Diezel: 
 
Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischen-
frage der Abgeordneten Leukefeld?  
 
Abgeordnete Holzapfel, CDU: 
 
Bitte, Frau Leukefeld.  
 
Präsidentin Diezel: 
 
Frau Abgeordnete.  
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Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE: 
 
Frau Abgeordnete Holzapfel, Sie waren jetzt schon 
ein paar Sätze weiter. Ich wollte noch mal zurück. 
Geben Sie mir aber recht, dass es gerade im kom-
munalen Bereich, in der öffentlichen Daseinsvorsor-
ge eine ganze Menge Aufgaben gibt im sogenann-
ten Nonprofitbereich, die die Wirtschaft überhaupt 
nicht leistet und die derzeit aufgrund der Finanzla-
ge von den Kommunen gar nicht geleistet werden 
können?  
 
Abgeordnete Holzapfel, CDU: 
 
Frau Leukefeld, ein Stückchen muss ich Ihnen schon 
recht geben, aber ich habe auch einen Punkt be-
nannt, dass es einen Großteil von Langzeitarbeits-
losen gibt, die man auf diesen Stellen, die Sie viel-
leicht im Hinterkopf haben, gar nicht einsetzen kann. 
Das sind so zweischneidige Schwerte. Ich will mich 
da auch nicht von der einen Seite auf die andere Sei-
te schlagen. Aber ich stehe auf dem Standpunkt, 
dass es unwahrscheinlich wichtig ist, dass der pri-
vate Sektor, dass kleine mittelständische Unterneh-
men und dass unser Handwerk hier auf keinen Fall 
geschädigt werden dürfen.  
 

(Beifall CDU, FDP)  
 
Auch Experten glauben daran, dass unser Freistaat 
die Probleme besser überstehen kann als andern-
orts. Ich sagte es schon, es ist diese Kleingliedrig-
keit unserer Wirtschaft. Deshalb ist und bleibt die 
Arbeitspolitik der CDU-Fraktion auf den ersten Ar-
beitsmarkt gerichtet.  
 
Einen letzten Satz an den Antragsteller, meine Da-
men und Herren von mir aus gesehen links: Bemü-
hen Sie sich bitte auch in Zukunft. Die Wünsche 
sind alle da und ich laufe sofort mit, aber wir müs-
sen auch immer dazusagen, was es den Steuer-
zahler kostet. Die von Ihnen geforderte Landesför-
derung würde Mittel im Haushalt in Höhe von 65 Mio. 
€ für die nächsten drei Jahre binden. Das können 
wir nicht. Sie wissen genau, dass diese Mittel auch 
gar nicht zur Verfügung stehen.  
 
Es bleibt dabei, die Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit setzt das Vertrauen in die Menschen und un-
sere Unternehmen voraus. Deshalb brauchen wir 
eine Stärkung von Wachstum für eine erfolgreiche 
Wirtschaftsentwicklung, mit der wir auch um jeden 
Preis die Langzeitarbeitslosigkeit bekämpfen müs-
sen. Die Erfahrung hat uns gelehrt, der Staat kann 
am Ende niemals der bessere Unternehmer sein.  
 

(Beifall CDU, FDP)  
 
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Aber die Banken.)  

 
Lassen Sie uns bitte ein festes soziales Netz knüp-
fen, aber lassen Sie uns bitte keine Hängematten 
aufhängen.  
 

(Beifall CDU, FDP)  
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Das ist eine Beleidigung.)  

 
Die CDU-Fraktion wird aus vorgenannten Gründen 
diesen Antrag ablehnen. Danke schön.  
 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Frau Abgeordnete Holzapfel. Als Nächs-
ter spricht Herr Abgeordneter Dirk Adams von der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.  
 
Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Kollegin Holzapfel, ei-
nes habe ich jetzt nicht verstanden, was Kommu-
nal-Kombi mit der Hängematte zu tun hat, denn die 
Leute wollen ja arbeiten gehen und darum wollen 
wir uns kümmern.  
 

(Beifall DIE LINKE)  
 
Noch eine Sache habe ich in Ihrem Redebeitrag ganz 
und gar nicht verstanden. Ich frage mich, woher Sie 
Ihre Überzeugung nehmen, dass wir im Jahr 2009 
irgendeine Aktion, irgendein Instrument in die Hand 
bekommen, um wieder Vollbeschäftigung zu schaf-
fen, und zwar am ersten Arbeitsmarkt. Ich glaube, 
das ist ein bisschen lebensfern, was Sie da erzäh-
len.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)  
 
Grundsätzlich hätte ich, als der Antrag das erste Mal 
auf der Tagesordnung stand, eigentlich so beginnen 
wollen: Ein wunderbarer Antrag, DIE LINKE fordert 
die Fortsetzung der Politik von Kanzlerin Merkel, das 
sollten Sie sich eigentlich nicht entgehen lassen. Seit-
dem ist aber doch einige Zeit vergangen. Die Mehr-
heitsverhältnisse im Landtag haben dafür gesorgt, 
dass der Antrag etwas weiter nach hinten gescho-
ben wurde und dass wir abgewartet haben. Somit 
ist ein Teil oder vielleicht der ganze Antrag auch 
schon überholt.  
 
Dennoch will ich diesen Antrag zum Anlass neh-
men, der LINKEN zu sagen, dass wir GRÜNEN ein 
wenig erstaunt sind, dass Sie so sehr die Arbeits-
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marktpolitik von Kanzlerin Merkel - egal wer jetzt un-
ter ihr Arbeitsminister oder -ministerin ist - verteidi-
gen und durchsetzen wollen. Wir GRÜNEN haben 
die starke Kritik, dass - liebe Frau Holzapfel, Sie hat-
ten das selber auch noch mal unterstrichen - die-
ser Kommunal-Kombi ein paar falsche Rahmenbe-
dingungen setzt und dass er deshalb nicht hinrei-
chend gut angewendet wird oder angewendet wer-
den kann. Die Kommunen, die das beantragen kön-
nen, müssen eine außerordentlich hohe Arbeitslosen-
zahl haben. Bekanntlich sind solche Kommunen fi-
nanziell nicht über die Maßen gut aufgestellt, auch 
das ist uns klar. Da ist es nahezu grotesk, wenn die-
ses Programm erfordert, dass die Kommunen mit 
50 Prozent mitfinanzieren. Das passt so nicht zu-
sammen. Jetzt muss man aber der LINKEN natür-
lich ganz klar zugute halten, dass sie sagt, wir brau-
chen eine zusätzliche Landesfinanzierung. Das war 
ja im Punkt 2 bei Ihnen gefordert gewesen. Diese 
Finanzierung müssten wir im Haushaltsausschuss 
diskutieren, weil wir - das muss man auch ganz deut-
lich sagen - alles Gute, was wir tun wollen, erst ein-
mal haben und auch nachhaltig einsetzen müssen. 
Da wird es sicherlich eine lange Diskussion geben. 
 
Ich entnehme jetzt der Diskussion, dass der Kom-
munal-Kombi nicht unbedingt durch die Bundesre-
gierung fortgeführt werden wird. Insofern würde mich 
interessieren, wenn die CDU-geführte Landesregie-
rung mit den Fachministern dazu etwas sagen könn-
te, ob sie eine Vorstellung hat, wie es weitergeht oder 
wie sie sich dafür einsetzen will. Vielleicht gibt es 
noch eine Wortmeldung aus der Landesregierung, 
das wäre sehr interessant.  
 
Ansonsten denke ich, dass man diesen Antrag an 
zwei Ausschüsse überweisen sollte, nämlich einmal 
an den Ausschuss für Wirtschaft, Technologie und 
Arbeit und an den Haushalts- und Finanzausschuss. 
Dann können wir hier noch mal die angedachten 
Instrumente diskutieren. Das wäre ein vernünftiger 
Weg, meine ich.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Als Nächster hat 
Abgeordneter Thomas Kemmerich von der FDP-
Fraktion das Wort. 
 
Abgeordneter Kemmerich, FDP:  
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren, eine durchaus bemerkenswerte Diskussion, 
die ich hier erleben darf, die wir erleben dürfen über 
Sinnhaftigkeit von Arbeitsmarktpolitik, insbesonde-
re - und da muss ich Frau Holzapfel recht geben - 

bemerkenswert von Frau Leukefeld, Arbeitsmarkt-
politik, die im Wahlkampf zumindest oft bekämpft 
worden ist, hier zu fördern und zu fordern. Das ist 
auch sehr entgegenkommend.  
 
Aber erstens: Das Modell der Kommunal-Kombi-Lö-
sung war auf Zeit angelegt, um zu überprüfen, ob 
es sinnhaftig ist. Die meisten Experten sind zu der 
Auffassung gekommen, dass es wenig sinnhaft ist. 
Insofern läuft das Programm aus. Wir werden uns 
dem anschließen, dieses nicht zu verlängern, 
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
insbesondere aber, weil es inzwischen Modelle gibt, 
die vieles von dem hier Gesagten aufgefasst bzw. 
aufgefangen haben und weil neue Modelle nach den 
Prinzipien Fördern und Fordern entwickelt wurden. 
Es gibt jetzt das Modell der Bürgerarbeit, was auch 
im Koalitionsvertrag - wohlgemerkt in Berlin - fest-
geschrieben ist, das in unseren Augen eine sehr sinn-
volle Alternative ist und das viele Punkte, die hier 
angeführt worden sind, berücksichtigt.  
 
Herr Adams, niemand hat von Hängematte gespro-
chen und niemand hat irgendwie in Aussicht gestellt  
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Freilich, da müssten Sie mal nachlesen.) 

 
- ich könnte bei Ihnen, Herr Ramelow, mal nachlesen, 
was Sie bei Twitter so schreiben -, niemand hat ver-
sprochen, in 2009 noch Vollbeschäftigung zu schaf-
fen, 
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Nicht lesen, hören würde helfen.) 

 
das wird sehr knapp. Herr Ramelow, ich höre Ih-
nen ja auch hier und da mal zu, das ist überhaupt 
kein Problem. 
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, Abg. Sojka, 
DIE LINKE: Frau Holzapfel hat das ge-
sagt.) 

 
Präsidentin Diezel: 
 
Bitte keine Dialoge, sondern lassen Sie bitte den 
Redner aussprechen. 
 
Abgeordneter Kemmerich, FDP:  
 
Darf ich denn jetzt weitersprechen, Herr Ramelow? 
Vielen Dank. Sie haben auch unter anderem gefor-
dert, ich habe ja Frau Leukefeld sehr aufmerksam 
zugehört, in den ersten Arbeitsmarkt einzugreifen. 
Sie hat davon doziert, 
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(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Nicht zugehört, falsch.) 

 
dass man hiermit die Probleme der Beschäftigung 
in Thüringen lösen kann. Herr Kuschel, das habe ich 
sehr wohl vernommen. Das ist ein völlig untaugliches 
Mittel und entspricht immer diesem Gedankengut der 
Linkspartei, hier wieder staatseigene Strukturen ein-
zuführen, wie Ihr VEB Strom mit 1 Milliarde Geld, 
die wir da noch gefordert haben. So kommen wir in 
Deutschland nicht weiter. Aber, und da hat Herr 
Adams recht, es ist nicht zumutbar, dass wir das 
auf die Kommunen abladen, weil die Kommunen in 
strukturschwachen Regionen zugegebenermaßen 
wenig Geld haben. Es gibt das Modell der Bürgerar-
beit. Hier werden die Mittel, die bereitgestellt werden, 
von ALG I, von ALG II dazu genommen und mit einer 
Gegenleistung verknüpft. Die Gegenleistung bedeu-
tet, dass hier Kommunalarbeit gemacht wird, Arbeit, 
die tatsächlich liegen bleibt, Arbeit, die bis jetzt nicht 
erledigt wird, Arbeit, die nicht anderen Firmen, kei-
nen mittelständischen Firmen, anderen Bediensteten 
in Stadtverwaltungen etc. weggenommen wird, son-
dern Arbeit, die zurzeit eben liegen bleiben muss, 
weil kein Geld da ist, Arbeit, die hier verknüpft wird 
mit der Gegenleistung zur Gewährung von Mitteln, die 
wir, die Gemeinschaft, zur Verfügung stellen und hier 
Arbeit erledigt werden kann, die zurzeit liegen bleibt. 
Da bin ich bei Ihnen, Frau Leukefeld, da gibt es eine 
ganze Menge, die wir zurzeit nicht ausführen kön-
nen, und da sollten wir vielleicht gemeinsam darum 
ringen, dass wir das Geld, das wir sowieso aufwen-
den, damit verknüpfen, Leute aus der Lethargie, aus 
der Arbeitslosigkeit, aus dem Nichtstun herauszu-
holen und zu sagen, wie können sie sich einbringen 
in den Prozess der Gemeinschaft. Es ist bewiesen in 
den Modellregionen, in denen die Bürgerarbeit ange-
wandt worden ist, dass die Arbeitslosenstatistik um 
bis zu 60 Prozent niedriger ausfällt, dass im Gegen-
satz zum Kommunal-Kombi hier drei Vorstufen vor-
geschaltet sind, die im Wesen der Kommunen lie-
gen: die Arbeit Suchenden genau einzuschätzen, ein-
zuscannen, Fallbeispiele zu machen und dann sie 
aufzufordern, sich aktiv am Prozess zu beteiligen. 
Das Ganze hat man sich ein bisschen abgeschaut 
in einem Land, was jetzt nicht so in dem Ruf steht, 
zu hart mit den Menschen umzugehen, und zwar ist 
das Dänemark. In Dänemark wurde auch folgender 
Satz geprägt von den Leuten, die dieses Modell mit 
entwickelt haben: Ein Däne, der keine Arbeit hat, hat 
viel zu tun. Ich denke, das ist nicht schlecht, das ist 
nicht schlecht für die Leute, die keine Arbeit haben, 
das stärkt deren Bereitschaft, sich einzubringen, das 
stärkt deren Vorbildwirkung, das hat, wie wir alle wis-
sen, gesamtsoziologische Folgen, dass die was zu 
tun bekommen. Deshalb lehnen wir diesen Antrag 
ab, aber freuen uns auf die Diskussion um die Bür-
gerarbeit. Danke. 
 

(Beifall FDP) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Als Nächster hat 
das Wort Abgeordneter Rolf Baumann von der SPD-
Fraktion. 
 
Abgeordneter Baumann, SPD: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren, der Kommunal-Kombi beruht auf einem Pro-
gramm des Bundes, welches im Januar 2008 in Kraft 
getreten ist. Ziel war und ist es noch, zusätzliche 
sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse für 
Langzeitarbeitslose zu fördern - und das in Regio-
nen mit besonders hoher Arbeitslosigkeit. Der Ei-
genanteil lag da bei ca. 50 Prozent. Bei der Beur-
teilung, ob das richtig ist, die Kommunen in diesen 
Regionen zu 50 Prozent zu beteiligen, liege ich sehr 
nahe bei dem, was die GRÜNEN hier im Landtag ge-
sagt haben. Nun haben wir die Situation, dass der 
Bund dieses Programm über den 31.12.2009 hinaus 
nicht verlängert. Bisher waren ca. 17 Prozent der 
eigentlich zu schaffenden 100.000 Stellen realisiert 
worden - so ungefähr 17.000 sind es zurzeit. Das 
Programm hat aufgrund einiger Probleme nicht die 
nötige Resonanz erfahren. Die SPD hat in der Ver-
gangenheit die Beteiligung des Landes eingefordert 
und dazu stehen wir auch heute noch, nämlich im 
Sinne der Betroffenen und zur Unterstützung der 
Kommunen - genau aus dem Grund, weil es den 
Kommunen, die eh schon mit einer höheren Arbeits-
losigkeit gebeutelt sind, sicherlich schwerer fällt, noch 
zusätzlich Geld aufzubringen, was ja eine freiwillige 
Aufgabe letztendlich ist. Heute aber haben wir eine 
andere Situation. Der Bund verlängert das Programm 
über den 31.12. hinaus nicht und damit ist - so leid 
mir das tut, Frau Leukefeld - der Antrag hinfällig. 
Er ist einfach hinfällig, weil wir nicht wollen, dass 
wir - wie in Punkt 2 beschrieben - unsere Kräfte dafür 
verschwenden, dass wir Konzepte erstellen, die zum 
Schluss nur noch für den Papierkorb tauglich sind. 
Ich glaube, dazu haben wir zu wenig Zeit. Ich möchte 
auch, wenn ich einmal bei den LINKEN bin, Sie daran 
erinnern: Wenn Sie doch einmal im Bund so für den 
Kommunal-Kombi in der vergangenen Zeit gekämpft 
hätten; soweit ich weiß, gab es da einige Ablehnun-
gen von den LINKEN für den Kommunal-Kombi. Herr 
Ramelow weiß das bestimmt, deswegen ist er jetzt 
ganz still. Denken Sie auch einmal darüber nach, 
was Sie im Bund mit dem Kommunal-Kombi gemacht 
haben.  
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Da schimpft die Präsidentin, wenn ich 
dazwischen gehe.)  
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Ja, nachdenken, immer nur nachdenken. Wie war 
das mit dem Reden? Vorher das Hirn einschalten.  
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Sie sind doch am Reden.) 

 
Wir werden diesen Antrag ablehnen.  
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Schade.) 

 
Wir werden uns auf das arbeitsmarktpolitische Pro-
gramm „Arbeit für Thüringen“ konzentrieren, wel-
ches in der Koalitionsvereinbarung festgeschrieben 
ist, und werden das auch mit den entsprechenden 
Partnern abstimmen und noch 2010 nach der Be-
stätigung des Haushalts damit beginnen. Ziel wird 
dabei sein, benachteiligten Menschen und ganz im 
Besonderen Familien mit Kindern Unterstützung an-
zubieten, damit ihre Chancen einfach erhöht wer-
den, um ihre persönliche Situation zu verbessern. 
Wir müssen dies tun, vor allem und gerade für die 
Kinder aus den Familien, die vom SGB II abhängig 
sind, damit diese auch gleiche Entwicklungschan-
cen bekommen.  
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Wie?) 

 
Dabei kann der Kommunal-Kombi wegen der schon 
gesagten Nichtverlängerung durch den Bund leider 
keine Rolle spielen. Wir lehnen den Antrag ab. Ich 
bedanke mich für die Aufmerksamkeit.  
 

(Beifall SPD) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Als Nächste hat 
erneut Frau Abgeordnete Leukefeld ums Wort ge-
beten.  
 
Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ge-
statten Sie mir, dass ich auf meine Vorredner noch 
einmal ganz kurz reagiere. Erstens, Herr Baumann, 
ich bedaure das sehr, das war so ein bisschen auch 
der Test, wie Sie zu dem stehen, was Sie vor weni-
gen Wochen hier noch eingefordert haben und was 
auch in Ihrem Landtagswahlprogramm nachzulesen 
war.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Dort stand nämlich „Landesförderung im öffentlichen 
Bereich: Für Menschen, deren Integration in den ers-
ten Arbeitsmarkt nicht erreicht werden kann“ und da-
bei haben Sie ausdrücklich auch auf das Programm 

„Kommunal-Kombi“ verwiesen. Jetzt so hinzuneh-
men, dass die neue schwarz-gelbe Bundesregierung 
das einfach nicht verlängert, und den Auftrag gar 
nicht anzunehmen, wo Sie ja hier in der Thüringer 
Landesregierung mit drin sind, es zumindest einzu-
fordern, das befremdet mich schon sehr. Nichts an-
deres wollte dieser Antrag.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Kollege Adams, zu Ihnen wollte ich nur sagen, die-
ser Antrag „Kommunal-Kombi“ ist nur ein Mosaik-
stein aus einer breiten Palette von Förderprogram-
men, wie man öffentlich finanzierte Arbeit tatsäch-
lich umsetzen kann. Insofern gebe ich Ihnen recht, 
das ist ein Teil, das ist nicht das Nonplusultra. Es 
lohnt sich natürlich, darüber zu reden, wie man auch 
diese Förderinstrumentarien in Gänze weiter aus-
gestaltet. Da bin ich schon sehr gespannt, was auch 
von der Landesregierung erwartet werden darf un-
ter dem Gesichtspunkt, ein Landesarbeitsmarktpro-
gramm „Gute Arbeit“ auf den Weg zu bringen. Das 
ist heute nicht Thema, aber gespannt darf man schon 
sein. Ihr Antrag auf Überweisung an den Ausschuss 
bringt mich so ein bisschen in eine zwiespältige Situa-
tion. Ich hätte es gern abgestimmt, einfach um auch 
zu wissen, wie hier die Mehrheiten in diesem Haus 
sind, weil wenn, müsste man ja schnell reagieren und 
müsste sagen, bitte schön Bundesregierung, macht 
was. Aber wenn Sie jetzt die Ausschussüberweisung 
beantragt haben, würden wir uns nicht dagegen stel-
len, weil wir in der Tat die Debatte darüber weiter-
führen, wie wir Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanzie-
ren. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Herr Kemmerich, da bin ich, Sie werden es nicht 
glauben, ziemlich bei Ihnen, wenn Sie auch gesagt 
haben: Kommunal-Kombi, das bringt es nicht, und 
stattdessen Bürgerarbeit. Wer sagt Ihnen denn, dass 
Bürgerarbeit nicht auch mit Förderprogrammen, viel-
leicht mit einem etwas ausgereifteren Kommunal-
Kombi gemacht werden kann? Es wäre doch jetzt 
tatsächlich eine Frage - und da gebe ich Ihnen recht, 
das kann das Land nicht allein, da muss auch im 
Bund nachgedacht werden -, wie man Förderpro-
gramme macht, die unbürokratischer, praktikabler, 
mit einer höheren Effizienz zur Integration von Lang-
zeitarbeitslosen beitragen. Das ist überhaupt nicht 
gegen die Wirtschaft gerichtet, das war vorhin mei-
ne kleine Intervention. Wir wissen, dass Arbeit da 
ist gerade auf kommunaler Ebene, die derzeit nicht 
geleistet wird. Da würde ich gern den Spieß umdre-
hen und sagen, auf freiwilliger Basis natürlich: Men-
schen, hier bieten wir euch Möglichkeiten, kommunal 
tätig zu sein, eine Möglichkeit zu arbeiten, auch durch 
Qualifizierung Chancen zu verbessern und damit 
vielleicht auch wieder gerade für Langzeitarbeitslo-
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se und hier in besonderer Weise auch für langzeit-
arbeitslose Frauen die Chancen zu vergrößern, tat-
sächlich wieder auf dem ersten Arbeitsmarkt Fuß zu 
fassen. Dass das von der wirtschaftlichen Situation 
abhängig ist, das wissen wir alle ganz genau. 
 
Letzter Gedanke: Dänemark, das könnten wir ja dann 
im Wirtschaftsausschuss mal mitdiskutieren, dänische 
Verhältnisse, hätte ich nichts dagegen. Dort haben 
die Menschen nach einem Jahr einen Rechtsan-
spruch, kommunal wieder in Arbeit zu kommen, und 
das wird auch finanziert. Davon sind wir hier in Thü-
ringen, davon sind wir in Deutschland weit entfernt. 
Lassen Sie uns darüber nachdenken. Danke schön.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Herr Minister Mach-
nig, der Abgeordnete Kuschel hätte gern noch das 
Wort. Herr Abgeordneter Kuschel, bitte.  
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, wir sind uns sicherlich in einer Frage einig, 
niemand hat ein Patentrezept, wie wir die Langzeit-
arbeitslosigkeit innerhalb kürzester Zeit bekämpfen.  
 

(Zwischenruf Abg. Sojka, DIE LINKE: 
Man muss es erst mal wollen.) 

 
Aber wir müssen uns die Frage beantworten, ob wir 
den jetzigen Zustand, der schon über sehr lange 
Zeit anhält, dauerhaft dulden wollen oder ob wir nicht 
Arbeit als soziales Grundrecht in dieser Gesellschaft 
verwirklichen wollen.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Da habe ich Zweifel, ob zum Beispiel die FDP das 
überhaupt will. Sie wollen es nämlich nicht, denn Sie 
brauchen die Arbeitslosen als Drohgebärde gegen 
die Arbeitnehmer.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Das ist der eigentliche Grund, weshalb sich unsere 
Gesellschaft 6 Mio. Leute in Arbeitslosigkeit leistet, 
damit 40 Mio., die jetzt Arbeitnehmer sind, so unter 
Druck geraten, dass sie ja nicht überzogene For-
derungen stellen. Ich will Ihnen das beweisen, weil 
es nämlich überhaupt kein fiskalisches Problem ist, 
die Arbeitslosigkeit zu überwinden und anstelle von 
Arbeitslosigkeit Arbeit zu finanzieren. Aber Sie wol-
len es nicht, denn Sie brauchen dieses Drohpoten-
zial gegen Arbeitnehmer,  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
sonst müssten wir offen über eine andere Form 
von Arbeit diskutieren. Sie setzen nach wie vor auf 
Wachstum; seit 30 Jahren geht dieses Konzept völ-
lig ins Leere. Wie viel Wachstum benötigen wir denn, 
vielleicht können Sie mir das mal sagen, um Voll-
beschäftigung anzustreben? Die Experten sagen, 
9 bis 11 Prozent. Das überfordert aber unsere Res-
sourcen, die wir haben, völlig. Wir brauchen also an-
dere Formen von Arbeit. Solange Sie nicht bereit 
sind, darüber zu diskutieren, dass wir wegkommen 
von dieser Wachstumsideologie, so lange wollen Sie 
den jetzigen Zustand nur zementieren, und zwar für 
Ihre Klientel. Sie nehmen dafür soziale Spannungen 
in Kauf, nicht nur in diesem Land, sondern global 
betrachtet. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, in dieses 
Konzept passt auch, dass Sie immer wieder behaup-
ten, öffentliche Beschäftigung oder öffentliche Un-
ternehmen würden die Privatwirtschaft beeinflussen, 
und zwar negativ als Konkurrenz. Also was Kon-
kurrenz in dieser Gesellschaft anrichtet, haben wir 
in den letzten Monaten erlebt, wenn ich einmal Kon-
kurrenz und Wettbewerb als etwas Ähnliches sehe. 
Nicht öffentliche Beschäftigung hat diese Gesellschaft 
an den Rand der wirtschaftlichen und finanziellen 
Katastrophe gebracht, sondern das Agieren der Fi-
nanzwirtschaft, die hat die Katastrophe verursacht. 
Öffentliche Unternehmen - darauf will ich nur einmal 
verweisen, was der Verband kommunaler Unterneh-
men in Thüringen in seiner neusten Bilanz darge-
stellt hat, 400 Mio. € Investitionen, und zwar in dem 
regionalen Raum. Davon profitiert der Mittelstand und 
die kleinen mittelständischen Unternehmen insbe-
sondere. Nur wenn die öffentlichen Unternehmen 
nicht diese Investitionen tätigen würden, würden die 
400 Mio. € als Nachfrage fehlen. Da können Sie ja 
sagen, wir haben private Nachfrage, aber die ist eben 
nicht da, die private Nachfrage, weil bei uns die Ein-
kommens- und Vermögenssituation bis unten ist im 
deutschlandweiten Vergleich. Wir brauchen öffent-
liche Nachfrage gerade für kleine und mittelstän-
dische Unternehmen. Öffentliche Beschäftigung kann 
eben auch dazu dienen, gerade für kleine und mit-
telständische Unternehmen diese Nachfrage zu er-
höhen. Es gibt zudem im kommunalen Bereich - da-
rauf ist ja meine Kollegin Leukefeld schon eingegan-
gen - Bereiche, da funktioniert kein Wettbewerb und 
es gibt Bereiche, da soll kein Wettbewerb funktionie-
ren, weil es zu Verwerfungen führt. Ich habe Prob-
leme, das gesamte Leben nur noch unter Wettbe-
werbsbedingungen zu definieren. Ich sage es ehrlich, 
im Gesundheitswesen will ich keinen Wettbewerb,  
 

(Beifall DIE LINKE) 
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weil es zu unmenschlichen Folgen führt, nämlich 
zu einer Mehrklassenmedizin. Das können Sie jetzt 
schon erleben. Zu mir in mein Büro kommen eben 
Menschen, die nicht die 10 € haben für die Praxis-
gebühr. Da können Sie ja lachen, weil Sie ständig 
in anderen Kreisen verkehren, aber so ist das rea-
le Leben, das hat etwas mit Wettbewerb zu tun. 
Wir haben Bereiche, da wollen wir bewusst keinen 
Wettbewerb und es gibt Bereiche, da funktioniert 
auch kein Wettbewerb. Bei der Pflege Gewässer 
zweiter Ordnung funktioniert kein Wettbewerb, und 
zwar weil die Kommunen kein Geld haben, um Auf-
träge öffentlich auszuschreiben, im soziokulturellen 
Bereich auch, deswegen macht es Sinn, dort gera-
de öffentliche Beschäftigung zu fördern. Im Übri-
gen habe ich noch nie jemanden gehört, dass sich 
einer von uns beschwert, dass wir im öffentlich be-
schäftigten Sektor tätig sind als Abgeordnete. Wir 
machen auch keine Wertschöpfung; wir werden öf-
fentlich alimentiert. Da beschweren Sie sich nicht. 
Da müssen Sie doch anfangen und müssten sagen, 
es geht nicht. Wir leisten einen unverwechselbaren 
Beitrag, indem wir auf unsere Diäten verzichten,  
 

(Zwischenruf Abg. Dr. Klaubert, DIE 
LINKE: Die Regierung aber auch.) 

  
und fördern damit den Mittelstand. Da merken Sie 
überhaupt, was Sie für einen Unsinn manchmal von 
sich geben mit Ihrer Wirtschaftsideologie aus dem 
19. Jahrhundert. Damit können Sie die Probleme des 
21. Jahrhunderts nicht einmal ansatzweise lösen. 
 

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP:  
Ihr Klassenkampf stammt aus dem 
19. Jahrhundert!) 

 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Anzahl 
der Beschäftigten im öffentlichen Dienst …  
 
Präsidentin Diezel: 
 
Herr Abgeordneter Kuschel, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Sehr gern. 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Bitte. 
 
Abgeordneter Untermann, FDP: 
 
Danke, Herr Kuschel. Ich habe eine Frage. Bei dem, 
was Sie jetzt hier so vom Leder gezogen haben, 
muss ich einmal sagen: Wir verwahren uns da erst 
einmal dagegen. Ich bitte Sie, mir die Frage zu be-

antworten, wenn Sie das Wachstum schon so ver-
fluchen - für uns gibt es nur eins, was die Wirtschaft 
hier vorwärtsbringt, und das ist Wachstum und das 
sichert auch die sozialen Verhältnisse -: Wenn Sie 
das Wachstum verfluchen, wollen Sie das dann mit 
Steuererhöhungen erreichen? Die Frage hätte ich 
gern beantwortet.  
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Im Gegensatz zu Ihnen, setzen wir nicht ausschließ-
lich auf Wachstum, sondern auf eine andere Form 
von Wirtschaften. Das setzt natürlich Wachstum in 
Einzelbereichen immer voraus, aber doch nicht in 
der gesamten Breite und wir können nicht nur aus 
dem Wachstum heraus Beschäftigung entwickeln 
wollen,  
 

(Unruhe CDU) 
 
sondern wir haben Bereiche, da muss es auch oh-
ne Wachstum Beschäftigung geben. Im ökologischen 
Bereich kann ich nicht nur auf Wachstum setzen. 
Das geht nicht, weil der Ressourcenverbrauch be-
grenzt ist.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, der An-
teil der Beschäftigten im öffentlichen Dienst ist in 
Deutschland im Vergleich zu den anderen europä-
ischen Ländern am geringsten. Es stimmt also auch 
nicht der Vorwurf, dass wir im öffentlichen Bereich 
zu viele Beschäftige haben, insbesondere im Ver-
gleich zu den skandinavischen Ländern sind wir ganz 
weit von der Beschäftigungsquote im öffentlichen 
Dienst weg. Daran kann es letztlich auch nicht lie-
gen. Ganz lustig ist es natürlich, wenn wir dann über 
Kosten unsere Vorstellung zum öffentlich geförder-
ten Arbeitsmarkt diskutieren. Da will ich noch etwas 
sagen. Es war ja der Vorwurf 65 Mio. € in drei Jah-
ren. Sie betrachten dabei nur die Ausgabenseite. Das 
ist auch unseriös, weil demgegenüber zum Beispiel 
die Steuereinnahmen und die Einzahlungen in die So-
zialsysteme und die Einsparungen in den sozialen 
Sicherungssystemen stehen. Wenn man das alles 
hinzurechnet, das haben ja nun Institute ermittelt, ein 
Hartz-IV-Empfänger kostet dem deutschen Steuer-
zahler im Jahr rund 13.000 €. Da wird deutlich, es 
ist kein fiskalisches Problem. Man könnte nämlich 
die 13.000 € auch in sinnvolle Beschäftigung um-
lenken. 13.000 € - da wollen Sie sagen, das ist ein 
fiskalisches Problem. Nein, es ist nur ein Problem 
des politischen Willens, darauf habe ich zu Beginn 
verwiesen. Dann wurde von dem Vertreter der FDP 
gesagt, der Staat ist nicht der bessere Unterneh-
mer. Wer bettelt denn jetzt beim Staat?  
 

(Unruhe CDU) 
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(Zwischenruf Abg. Sojka, DIE LINKE: 
Siehe BayernLB.) 

 
Die Privatwirtschaft, die Finanzwirtschaft, weil die oh-
ne den Staat bankrottgegangen wären. Da müssen 
wir doch mal nachdenken, ob wir nicht irgendwie über 
unsere Wirtschaftsordnung tatsächlich einen offenen 
Dialog führen müssen, dass es nicht so weitergehen 
kann. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich finde skandalös, wenn Menschen, die sozial be-
nachteiligt werden, unterstellt wird, deren Ziel sei aus-
schließlich die soziale Hängematte. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Wenn Sie das zu mir sagen, ich bin in einer sozia-
len Hängematte, weil ich jeden Monat alimentiert 
werde vom Steuerzahler, unabhängig von der Leis-
tung - ich bin mein Geld wert, das ist ja unstrittig, das 
ist klar.  
 

(Heiterkeit im Hause) 
 
Ich will jetzt keine Namen nennen, wo ich da eher 
Zweifel habe.  
 
Aber das stimmt, den Menschen, die wir zwingen, 
mit 359 € im Monat hinzukommen - das geben wir 
am Tag aus, meine Damen und Herren, als Abge-
ordnete und schämen uns dabei manchmal gar nicht, 
davon müssen die einen ganzen Monat leben -, dann 
vorzuwerfen, wenn wir sie in Beschäftigung bringen, 
sie würden in eine soziale Hängematte fallen, also 
alle Achtung. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, noch ei-
ne abschließende Zahl, gerade auch für die Damen 
und Herren der FDP. Sie sind neu und wissen das 
noch nicht so, das hat hier öfters eine Rolle gespielt. 
In Thüringen gibt es de facto keinen Arbeitsplatz 
auf dem ersten Arbeitsmarkt, der nicht staatlich ge-
fördert würde - nicht einen. Wir haben uns das mal 
- da ich ab und zu eine Anfrage an die Landesre-
gierung stelle, von dem Instrument mache ich nicht 
allzu häufig Gebrauch -  
 

(Heiterkeit im Hause) 
 
ausrechnen lassen, 34.000 € hat das Land für je-
den Arbeitsplatz im verarbeitenden Gewerbe als Zu-
schuss im Durchschnitt gewährt. Jetzt frage ich mich, 
warum wir nicht die Hälfte dieses Geldes zum Auf-
bau von Arbeitsplätzen im soziokulturellen Bereich 
verwenden. Wenn Sie so auf Wettbewerb stellen, 
dann frage ich mich: Warum ist denn dann eine För-
derung im ersten Arbeitsmarkt überhaupt notwen-

dig? Es funktioniert doch aus Ihrer Sicht alles, An-
gebot und Nachfrage schneiden sich irgendwo und 
dann ist doch Ihre Welt in Ordnung. Aber es funk-
tioniert nicht, selbst auf dem ersten Arbeitsmarkt 
nicht. Deswegen plädiere ich dafür, aufzuhören von 
dieser Trennung zu sprechen, als wenn die Arbeits-
plätze auf dem ersten Arbeitsmarkt mehr wert wä-
ren als die im zweiten oder dritten. Volkswirtschaft-
lich stimmt das überhaupt nicht.  
 
Der erste Arbeitsmarkt wäre schon längst zusam-
mengebrochen, wenn nicht der Staat immer wieder 
regulierend auch über die Zuschüsse eingreifen wür-
de. Das, was wir verlangen, ist einfach Arbeit als 
soziales Grundrecht, und da sind wir uns im Kla-
ren, im klassischen produktiven Bereich wird das 
nicht mehr funktionieren. Wir haben aber ausreichend 
zu tun in dieser Gesellschaft und da müssen wir 
nur den Arbeitsbegriff anders definieren. Wenn wir 
hier auf den Sozialkombi abstellen, dann ist das kei-
nesfalls eine Huldigung der bisher völlig daneben-
gegangenen Arbeitsmarktpolitik der Großen Koali-
tion und jetzt bei CDU/FDP wird es nicht besser, son-
dern es sind ganz kleine Pflänzchen und die müs-
sen wir irgendwie entwickeln, weil - da komme ich 
zum Ausgangspunkt zurück - wir alle kein Patent-
rezept haben, aber einfach wissen, ein Weiterso geht 
nicht, also müssen wir versuchen - auch was uns 
andere Länder vormachen, die nicht in Verdacht ste-
hen, eine sozialistische Gesellschaftsordnung auf-
zubauen, aber die machen es uns vor -, dass es in 
einem öffentlich geförderten Bereich durchaus mög-
lich ist, einen wirksamen Beitrag zur Bekämpfung 
der Massenarbeitslosigkeit zu leisten. Ich will mich 
mit der Massenarbeitslosigkeit in diesem Land nicht 
abfinden. Danke. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Danke, Herr Abgeordneter. Es gibt weitere Meldun-
gen von Abgeordneten. Herr Abgeordneter Kemme-
rich von der FDP-Fraktion. 
 
Abgeordneter Kemmerich, FDP:  
 
Herr Kuschel, ein bemerkenswertes Durcheinander, 
ich bin begeistert. Wachstum brauchen wir nicht, 
ich frage mich nur, wie wir die letzten 20 Jahre auf 
der Hinterlassenschaft Ihrer Vorgängerpartei an die-
se Stelle hier gekommen sind ohne wirtschaftliche 
Dynamik.  
 

(Beifall CDU, FDP) 
 

(Zwischenruf Abg. Sojka, DIE LINKE: 
Das hat so einen Bart.) 
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Den langen Bart hat die Rede von Herrn Kuschel, 
das kann ich entspannt zurückgeben. Meine Damen 
und Herren, noch mal ausdrücklich: Wir brauchen 
keine Drohgebärden. Wir sind die Partei, die Moti-
vation vermitteln möchte, 
 

(Heiterkeit DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
die Leistungsbereitschaft fördert, die Leistungsanrei-
ze setzt und sie nicht im Chaos der Sozialistischen 
Einheitspartei untergehen lässt. Wir wollen die 3 Mio. 
Arbeitslosen aktivieren. Wir wollen die 3 Mio. Arbeits-
losen dazu führen, dass sie, anstatt zu Hause zu sit-
zen und nichts zu tun zu wissen, etwas Sinnvolles 
für die Gesellschaft tun können. Deshalb wollen wir 
mit Mitteln die Leistungsanreize deutlich stärken, die 
Arbeitsaufnahme erleichtern, damit zum Beispiel nicht 
mehr für 360 Mrd. € Schwarzarbeit in Deutschland 
stattfindet. 
 

(Zwischenruf Abg. Korschewsky,  
DIE LINKE: Im Friseurhandwerk.) 

 
Schwarzarbeit findet deshalb statt, weil Abgaben zu 
hoch sind, 
 

(Beifall FDP) 
 
weil Leistungsanreize falsch gesetzt werden, weil 
Hinzuverdienstmöglichkeiten zu dieser Hartz-IV-Ge-
setzgebung falsch sind. Wenn ein junger Mann oder 
ein junges Mädchen Ferienarbeit aufnehmen will 
und nun mal in prekären Verhältnissen lebt, dann 
wird das angerechnet. Da bekommt ein 16-Jähriger 
schon erklärt, dass es sich nicht lohnt zu arbeiten. 
Damit muss man aufhören. 
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Wer hat denn das gemacht?) 

 
Wir nicht, die Hartz-IV-Gesetzgebungen stammen 
nicht von der FDP. 
 

(Beifall FDP) 
 
Die Hartz-IV-Gesetzgebungen stammen von ande-
ren. Wir sind ja gerade dabei, diese Fehler zu be-
heben, damit sich Arbeitsaufnahme wieder lohnt. 
 

(Beifall FDP) 
 
Frau Leukefeld, eines ist der Unterschied zwischen 
unseren beiden Ansätzen: Wir wollen nicht die Ar-
beitsaufnahme für Leute, die von unserem Staat le-
ben - ob das 13.000 € sind oder nicht, vielen Dank 
für die Zahl -, unter Freiwilligkeit stellen, sondern wir 
wollen es verpflichtend machen.  
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Da habt ihr zugestimmt.) 

 
Wir sagen, man hat ein Anrecht darauf, nach einem 
Jahr Arbeitslosigkeit in eine Maßnahme zu kommen, 
und man hat auch die Pflicht, sich in eine solche Maß-
nahme zu begeben, damit man der Gesellschaft wie-
der zur Verfügung steht. Danke.  
 

(Beifall FDP) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Als Nächste spricht 
Frau Abgeordnete Elke Holzapfel, CDU-Fraktion. 
 
Abgeordnete Holzapfel, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Kuschel, ich 
möchte das mit der Hängematte auf keinen Fall bei 
der FDP hängen lassen. Die Hängematte kam von 
mir. 
 

(Beifall FDP) 
 
Aus diesem Grund sage ich noch einmal die letzten 
drei Sätze. Ich habe gesagt, dass es sehr schwierig 
ist, für Langzeitarbeitslose eine geeignete Arbeit zu 
finden. Das ist auch meistens die Aussage von Kom-
munen und von Kreistagen, die gehören ja dazu. 
Mein vorletzter Satz war: Die Erfahrung hat uns ge-
lehrt, der Staat kann am Ende niemals der bessere 
Unternehmer sein. 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Frau Holzapfel, gestatten Sie eine Zwischenfrage von 
Herrn Kubitzki? 
 
Abgeordnete Holzapfel, CDU: 
 
Ach, Herr Kubitzki kennt mich doch ganz genau, der 
kann mich doch nachher beim Kaffee fragen. Das 
machen wir doch sowieso noch. 
 

(Heiterkeit im Hause) 
 

(Zwischenruf Abg. Kubitzki, DIE LINKE: 
Feige, feige.) 

 
Nein, nein, bleiben Sie mal stehen! Das machen wir 
gleich. 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Frau Holzapfel, ich erteile das Wort. Herr Kubitzki 
kann seine Frage jetzt stellen, denn Frau Holzapfel 
möchte wohl antworten. 
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Abgeordnete Holzapfel, CDU: 
 
Herr Kubitzki, ich bitte um Ihre Frage. 
 
Abgeordneter Kubitzki, DIE LINKE: 
 
Den Kaffee nehme ich an. Meine Frage: Frau Holz-
apfel, definieren Sie bitte, was Sie unter sozialer Hän-
gematte verstehen. 
 
Abgeordnete Holzapfel, CDU: 
 
Das sage ich Ihnen, Herr Kubitzki. Viele Menschen 
- jetzt sage ich es einmal wie Herr Kuschel -, die in 
Arbeit stehen, die gerade so am Limit sind, um nicht 
die Grundsicherung in Anspruch zu nehmen, die mit 
ihren Steuergeldern sehr viel in diesem Staat finan-
zieren, kommen zu mir ins Büro. Diese Menschen 
sagen zu mir: Frau Holzapfel, wie lange wollt ihr es 
noch dulden, dass es Menschen gibt, die in einer 
Hängematte liegen, wofür andere arbeiten müssen? 
Deswegen sage ich Ihnen jetzt noch einmal mei-
nen letzten Satz: Lassen Sie uns bitte ein soziales 
Netz straff knüpfen - was wir übrigens schon ha-
ben -, aber hängen Sie bitte nicht die Hängematte 
auf. Vielleicht auch die Antwort dazu. 
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
Präsidentin Diezel: 
 
Vielen Dank. Gibt es aus den Reihen der Abgeord-
neten noch Wortmeldungen? Ich sehe, das ist nicht 
der Fall. Für die Landesregierung hat sich Minister 
Machnig zu Wort gemeldet.  
 
Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Technologie: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, eine bemerkenswerte Diskussion. Bemer-
kenswert, dass ein Abgeordneter hier davon gespro-
chen hat, dass er sich als alimentiert fühlt. Wenn man 
die Rede gehört hat, lieber Herr Kuschel, dann muss 
ich eines sagen: Über diese Alimentation müsste 
man nachdenken, 
 

(Beifall CDU) 
 
ob sie nicht wirklich fundamental infrage gestellt wird. 
Ich weiß nicht, ich habe selten Reden gehört dieser 
Qualität und ob sie zur Einführungsschulung der 
Linkspartei gehört, weil - das muss ich hier ganz klar 
sagen - Sie hier Dinge in den Raum stellen, die nicht 
unwidersprochen gelassen werden dürfen. Ich un-
terstelle niemandem - und ich bin überrascht, dass 
sich das Parlament so etwas unterstellen lässt -, 
dass irgendjemand in diesem Parlament irgendein 
Interesse hat, dass es Massenarbeitslosigkeit in 

Deutschland gibt.  
 

(Beifall FDP) 
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Wer sagt denn so etwas?) 

 
Eine solche Unterstellung halte ich für schamlos, 
selbst wenn ich mit der FDP, das muss ich hier klar 
sagen, in vielen Fragen über Kreuz liege. Eine sol-
che Unterstellung teile ich nicht, ausdrücklich nicht. 
 

(Beifall FDP) 
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Für mich zählen nicht Worte, sondern 
Taten!) 

 
Jetzt rede ich gerade, wenn sie mir die Chance er-
lauben, dies zu tun. Wir können hier nicht den Ein-
druck erwecken - und da stimme ich Ihnen ausdrück-
lich einmal zu -, als hätte irgendjemand ein Patent-
rezept in dieser Diskussion. Wir erleben eines - und 
ich finde, das muss in dieser Debatte auch zum Aus-
druck kommen -, wir gehen in zwei absolut schwie-
rige Jahre. Die Jahre 2010/2011 werden sehr schwie-
rige Jahre im Bereich der Unternehmenssicherung, 
im Bereich der Beschäftigungssicherung, im Bereich 
der Arbeitslosigkeit. Wir hatten im ersten Halbjahr 
2009 einen Einbruch des Wachstums von über 6 Pro-
zent. Wir werden im Durchschnitt des Jahres 2009 
einen Rückgang des Wachstums in Deutschland um 
5 Prozent haben. Wir haben leichte Anzeichen auf 
der ökonomischen Seite, dass wir zu einer leichten 
Stabilisierung der konjunkturellen Entwicklung im 
nächsten Jahr kommen. Aber wir werden bis zum 
Jahr 2012 brauchen, bis wir die Wertschöpfung des 
Jahres 2007 wieder erreicht haben. Das sind die Rea-
litäten und mit denen müssen wir uns auseinander-
setzen.  
 
Jetzt sage ich hier an alle Fraktionen: Ich halte ei-
ne Debatte, wo man die Frage ökonomische För-
derung und Arbeitsmarktpolitik gegeneinander aus-
spielt, für falsch. Was wir in den nächsten Jahren 
brauchen, sind ökonomische Stimuli, genauso wie wir 
eine aktive Arbeitsmarktpolitik brauchen. Beides ist 
notwendig, um die Jahre 2010 und 2011 wirklich zu 
bestehen. Eines wundert mich dann auch: Der gro-
ße Weltökonom Oskar Lafontaine hat im Programm 
der Linkspartei eines untergebracht, dass es Rah-
menbedingungen geben muss für die nächsten Jah-
re, dass wir mehr Wachstum und damit mehr Be-
schäftigung aufbauen können in Deutschland. An der 
Stelle sage ich: Wo er recht hat, hat er recht und 
über diese Frage müssen wir streiten. Deswegen 
lassen Sie mich ein paar Bemerkungen machen zu 
beiden Seiten.  
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Wenn 2010/2011 zwei schwierige Jahre werden, 
dann deswegen, weil wir in Deutschland eine hohe 
Abhängigkeit haben von der globalen ökonomischen 
Entwicklung. 47 Prozent unseres Bruttoinlandspro-
dukts werden auf den internationalen Märkten er-
wirtschaftet; wenn diese im nächsten Jahr nicht an-
springen - und es gibt eine Reihe von Branchen, wo 
wir das zu befürchten haben -, stehen wir vor mas-
siven Beschäftigungseinbrüchen im Bereich der Au-
tomobilindustrie, im Bereich der Chemieindustrie und 
im Bereich des Maschinenbaus. Darauf müssen wir 
uns vorbereiten. Deswegen sage ich an dieser Stelle 
auch: Die Arbeitslosigkeit, die in Deutschland leicht 
gestiegen ist, aber nicht so gestiegen ist wie in al-
len anderen europäischen Ländern, hat mit einer Tat-
sache zu tun, dass wir in Deutschland aktive Arbeits-
marktpolitik betrieben haben. Was ist denn die Kurz-
arbeiterregelung anderes als eine aktive Arbeitsmarkt-
politik? Was sind denn Qualifizierungsmaßnahmen, 
die heute stattfinden, anderes als eine aktive Arbeits-
marktpolitik? Von daher halte ich eine Debatte, dieses 
infrage zu stellen, für falsch. Das Gegenteil ist rich-
tig. Europäische und andere Länder kommen nach 
Deutschland, um zu lernen, wie man Beschäftigungs-
puffer etwa über Kurzarbeit aufbauen kann, damit in 
ihren Ländern ein so dramatischer Beschäftigungs-
rückgang nicht bevorsteht. Ich finde, darauf müssen 
wir aufbauen. Deswegen geht es um eines: Wir müs-
sen in den nächsten Jahren - 2010/2011 - daran ar-
beiten, dass wir hohe öffentliche und private Investitio-
nen haben. Das ist für die konjunkturelle Entwicklung 
von entscheidender Bedeutung. Wir müssen daran 
arbeiten, dass die Investitionen - und damit meine ich 
nicht das Wachstumsbeschleunigungsgesetz -, dass 
die Rahmenbedingungen für Investitionen in Deutsch-
land verbessert werden, damit wir mehr Investitionen 
auf den Weg bringen, weil wir am Ende des Tages 
eine Investitionskonjunktur brauchen, wenn wir aus 
der Wachstums- und damit aus der Beschäftigungs-
delle rauskommen wollen. Wir brauchen Maßnahmen 
im Bereich der Kreditsicherung, denn Ende 2009 wird 
Folgendes passieren: Alle Unternehmen müssen neu 
bilanzieren, die werden zu ihren Banken gehen müs-
sen und auf dieser Grundlage werden die Banken 
dann über die Fragen von neuer Liquidität und von 
neuen Krediten entscheiden. Dazu müssen wir Vo-
raussetzungen schaffen, dass wir nicht in eine Situa-
tion kommen, dass nicht genügend Liquidität und 
damit genügend Investitionsbereitschaft vorhanden 
ist. Wir brauchen Beschäftigungsbrücken, wir brau-
chen Qualifizierungsmaßnahmen in jedweder Hin-
sicht. Deswegen sage ich hier noch mal ausdrücklich, 
das eine gegen das andere auszuspielen ist grund-
falsch. Die Orientierung am ersten Arbeitsmarkt ge-
gen eine Orientierung am zweiten Arbeitsmarkt aus-
zuspielen ist falsch. Wir brauchen beide Elemente, 
wenn wir in den nächsten Jahren erfolgreich sein 
wollen.  
 

Lassen Sie mich noch eine Bemerkung machen. 
Jetzt haben Sie einen Antrag vorgelegt, da steht 
allen Ernstes drüber - ich lese mal die Überschrift 
vor: Aktive Arbeitsmarktpolitik stärken, Perspektiven 
der Arbeitslosen verbessern. Dann kommen zwei 
Zeilen, ein Punkt 1 und ein Punkt 2. Was ich damit 
sagen will, ist, die Überschrift steht in keinerlei Ver-
hältnis zu dem, was im Text auftaucht, weil die Vor-
stellung oder der Eindruck, der erweckt wird, als kön-
ne der Kommunal-Kombi einen realen, einen subs-
tanziellen, einen wirklichen Beitrag zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit leisten, falsch ist, obwohl ich für 
jedes Instrument der Bekämpfung von Arbeitslosig-
keit dankbar bin. Der Eindruck, den Sie hier erwe-
cken, hat mit der Realität nichts, aber auch gar nichts 
zu tun.  
 

(Beifall CDU) 
 
Was ich Ihnen auch vorwerfe, dass dies hier eine 
symbolische Diskussion ist, die Sie heute mit uns 
führen wollen, weil die Realität wie folgt aussieht: 
Die neue Bundesregierung hat klar erklärt, es wird 
keine Verlängerung des Kommunal-Kombi geben. 
Die „Weltmacht Thüringen“ wird leider nicht in der 
Lage sein, die Bundesregierung von diesem Weg 
abzubringen. Das habe ich zur Kenntnis zu nehmen 
und in meine politischen Überlegungen einzubezie-
hen. Ich muss etwas Zweites zur Kenntnis nehmen. 
Bei dem Programm, so gut es gemeint war - und 
ich weiß, wer es auf den Weg gebracht hat, von da-
her weiß ich, dass es gut gemeint war -, gibt es ein 
großes Problem; die Abflussquote liegt bei 18,5 Pro-
zent. Aber wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass 
viele Kommunen den Eigenanteil, der notwendig 
ist, nicht aufbringen können. Das hat dazu geführt, 
dass das Programm nicht in dem Umfang in An-
spruch genommen worden ist, wie es eigentlich sinn-
voll gewesen wäre. Aber heute so zu tun, als könn-
ten wir mit einer parlamentarischen Debatte, die am 
17. Dezember stattfindet, die neue Bundesregierung 
dorthin führen, dass sie auf ihrer letzten Kabinetts-
sitzung, die wahrscheinlich am 22. oder 23. Dezem-
ber stattfindet, dann zu einer neuen Beschlusslage 
kommt, das, muss ich sagen, ist nicht redlich. Sie 
wissen das und deswegen finde ich, dieser Antrag 
wird hier aus einem Grunde gestellt: Sie wollen im-
mer eines vorführen, dass das, was die Koalition mit-
einander verabredet hat oder was meine Partei z.B. 
auch sinnvollerweise unterstützt hat - und wir haben 
den Kommunal-Kombi unterstützt -, angeblich in 
dieser Koalition nicht möglich ist. Ich sage Ihnen, das 
ist falsch, sondern wir haben zur Kenntnis zu neh-
men, es gibt bundespolitische Entscheidungen, die 
wir auch in Thüringen zur Kenntnis nehmen müs-
sen, die wir nicht verändern können. Deswegen steht 
die Option des Kommunal-Kombi nicht zur Verfü-
gung. Deswegen brauchen wir andere arbeitsmarkt-
politische Instrumente, um das, worum es nämlich 
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wirklich geht, Beschäftigung in den Unternehmen zu 
sichern, Qualifizierung zu sichern und Menschen in 
Beschäftigung zu halten über Beschäftigungsbrücken, 
das ist die Kernfrage. Ich finde, darüber sollten wir 
auch weiterhin streiten. 
 
Ich fand an Ihrem Beitrag eines hochinteressant, 
Frau Leukefeld, Sie konnten sich am Ende nicht ent-
scheiden, ob Sie nun abstimmen lassen wollen oder 
ob Sie überhaupt überweisen wollen. Das finde ich 
einen interessanten Punkt. An diesem Vorgang kann 
man eines erkennen, worum es nämlich geht. Wenn 
Sie abstimmen wollen, dann wissen Sie doch eines, 
Sie wollen eine Mehrheit gegen Ihren Antrag, damit 
Sie beruhigt in die Weihnachtsferien fahren und sa-
gen können, wir sind die Guten und die anderen sind 
die Schlechten. Oder der andere Antrag, den Sie ge-
macht haben, war: Wir diskutieren bestimmte Fra-
gen weiter im Ausschuss, die ich ausdrücklich un-
terstütze, weil, und das werde ich tun, im Frühjahr 
werden wir ein eigenes arbeitsmarktpolitisches Pro-
gramm für Thüringen vorlegen. Das kann ich noch 
nicht vorlegen aus einem einfachen Grund; ich muss 
zumindest mit der Finanzministerin mal über den 
Haushalt 2010 gesprochen haben. Ja, das gehört 
zur Wahrheit. Das gehört zur Politik. Darüber müs-
sen wir gesprochen haben. Auf der Grundlage kön-
nen wir dann Aussagen machen über die Frage, 
wie kann ein solches arbeitsmarktpolitisches Pro-
gramm 2010 aussehen. Dann lassen Sie uns über 
all die Instrumente miteinander streiten. Da bin ich 
gern bereit und da gehe ich auch keinem Argument 
aus dem Weg. Aber, ich finde, wir sollten uns nicht 
zumuten, dass wir hier symbolische Diskussionen 
miteinander führen.  
 
Wie weit ich dabei denke, will ich an einer Stelle 
deutlich machen. Wir werden in den nächsten Wo-
chen eine Metall-Tarifrunde erleben. Ich finde, was 
dort diskutiert wird, halte ich für einen noch wichti-
geren Beitrag als jedes arbeitsmarktpolitische Pro-
gramm. Ich will sagen, was dort auf der Tagesord-
nung steht - es wird dort auf der Tagesordnung ste-
hen, ob wir nicht bis zum Jahre 2012 Arbeitszeitver-
kürzung mit Teillohnausgleich brauchen, um Beschäf-
tigung zu sichern, weil das gegenwärtige Kurzarbei-
tergeld für bestimmte Unternehmen bereits zu teuer 
wird -, das sind Fragen, über die wir dann im Rahmen 
eines Gesamtkonzepts reden müssen, wo es um öf-
fentliche und private Investitionen geht, wo es um 
aktive Arbeitsmarktpolitik, wo es um Beiträge der Ta-
rifpartner geht. Das ist eine Antwort oder zumindest 
eine Teilantwort auf die Krise und sie sollte nicht den 
Eindruck erwecken, als würde an der Frage des Kom-
munal-Kombi sich die Frage der Krise und der Ar-
beitsmarktpolitik und der arbeitsmarktpolitischen Ent-
wicklung in den nächsten Jahren entscheiden.  
 
 

Mein Appell - das meine ich ganz ernst - ist wirk-
lich, dass wir der Öffentlichkeit zeigen, dass wir hier 
miteinander ringen um wirklich ehrliche Antworten 
für die Jahre 2010 und 2011, weil das die schwie-
rigsten Jahre werden, die wir seit vielen, vielen Jah-
ren hatten beim Thema Unternehmenssicherung, 
beim Thema Beschäftigungssicherung, beim The-
ma Investitionssicherung. Deswegen mein Angebot, 
lassen Sie uns ernsthaft darüber reden, aber lassen 
Sie uns nicht den Eindruck erwecken, als könne man 
durch den einen oder anderen Symbolpunkt eine 
Antwort, die die Menschen von uns verlangen, auf 
diese zentrale Herausforderung geben. Herzlichen 
Dank.  
 

(Beifall SPD)  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Es gibt eine weitere Redeanmeldung für die Frak-
tion DIE LINKE, Frau Abgeordnete Leukefeld.  
 
Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, nur 
ganz kurz, weil jetzt noch mal der Zwiespalt aufge-
macht wurde, Ausschussüberweisung ja oder nein. 
Ich habe hier ganz klar erklärt, wir werden uns ei-
ner Überweisung an den Ausschuss, die hier von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragt wurde, nicht 
verweigern. Aber sagen Sie mir dann bitte nicht im 
Ausschuss, das Ding ist abgegessen, denn es gibt 
es nicht. Dann lassen Sie uns die Möglichkeit nut-
zen, darüber hinaus genau das zu diskutieren, was 
Sie jetzt hier gesagt haben. Das wollte ich hier nur 
noch einmal klarstellen, weil Kommunal-Kombi nur 
ein Mosaikstein ist in einer Palette von Dingen, die 
man unternehmen muss. Danke schön.  
 

(Beifall DIE LINKE)  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich sehe jetzt keine weiteren Redemeldungen. Es 
ist beantragt worden, diesen Antrag an zwei Aus-
schüsse zu überweisen, an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Technologie und Arbeit und an den Haus-
halts- und Finanzausschuss. Ich lasse in dieser Rei-
henfolge abstimmen.  
 
Wer der Überweisung an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Technologie und Arbeit zustimmt, den bitte ich 
jetzt um das Handzeichen. Danke schön. Die Gegen-
stimmen. Das ist interessant, das sind mehr Gegen-
stimmen. Also frage ich noch mal nach den Stimm-
enthaltungen. Die gibt es nicht. Damit ist die Über-
weisung an den Ausschuss für Wirtschaft, Technolo-
gie und Arbeit abgelehnt worden. Ich muss den Wirt-
schaftsminister damit auch enttäuschen.  
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Ich frage jetzt noch nach der Überweisung an den 
Haushalts- und Finanzausschuss. Wer dem zustimmt, 
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Danke schön. 
Auch hier frage ich nach den Gegenstimmen. Das ist 
wieder eine Mehrheit. Ich frage nach den Stimment-
haltungen. Die gibt es nicht. Auch die Überweisung 
an den Haushalts- und Finanzausschuss ist abge-
lehnt worden.  
 
Demzufolge stimmen wir direkt über den Antrag der 
Fraktion DIE LINKE in Drucksache 5/31 ab. Wer 
diesem Antrag zustimmt, den bitte ich jetzt um das 
Handzeichen. Danke schön. Ich frage nach den Ge-
genstimmen. Das ist eine Mehrheit von Gegenstim-
men. Ich frage nach den Stimmenthaltungen. Stimm-
enthaltungen gibt es nicht. Der Antrag ist abgelehnt.  
 
Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 4 auf 
 

Bundesbeteiligung an den 
Kosten für Unterkunft und 
Heizung für Hartz-IV-Emp- 
fänger 2010 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 5/59 - 

 
Es ist nicht signalisiert worden, dass das Wort zur 
Begründung genommen wird, so dass wir sofort in 
die Aussprache gehen. Ich rufe als Erstes auf für die 
SPD-Fraktion den Abgeordneten Dr. Pidde. 
 
Abgeordneter Dr. Pidde, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, im vor-
liegenden Antrag der Fraktion DIE LINKE wird ge-
fordert, was längst geschehen ist, nämlich eine Stel-
lungnahme der Landesregierung oder der Bundes-
länder, wie das schon erfolgt ist, zu der vorgesehe-
nen gesetzlichen Regelung der Bundesregierung. 
 
Auch wenn wir das im letzten Plenum behandelt 
hätten - dieser Punkt ist ja ein Überhang aus dem 
letzten Plenum -, hätte ich das Gleiche sagen kön-
nen, denn die Beratung im Bundesrat hat am 6. No-
vember stattgefunden. Dort wurde die Stellungnah-
me des Bundesrates an die Bundesregierung for-
muliert. 
 
Worum geht es im Sachverhalt? Mit dem Gesetz 
senkt die Bundesregierung die bundesdurchschnitt-
liche Beteiligung an den Leistungen für Unterkunft 
für 2010 von 26 auf 23,6 Prozent.  
 

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP:  
Ihre Bundesregierung war das.) 

 
Die Bundesregierung, die Mehrheit im Bundestag 
entlastet damit den Bund, belastet aber Länder und 
Gemeinden. Insofern ist es für uns ein ernsthaftes 

Problem. Nach meiner Auffassung ist es ein Bau-
stein der begonnenen unseriösen Politik der Bun-
desregierung, den Bürgern einerseits Steuerentlas-
tungen zu versprechen, die Zeche aber andere - hier 
die Länder und Kommunen - bezahlen zu lassen. 
So kann man sich natürlich Spielräume erschaffen.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Anfrage durch 
den Abgeordneten Barth? 
 
Abgeordneter Dr. Pidde, SPD: 
 
Natürlich. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Bitte, Herr Barth. 
 
Abgeordneter Barth, FDP: 
 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Sehr geehrter Herr 
Kollege Pidde, sind Sie bereit, zur Kenntnis zu neh-
men, dass die von Ihnen angesprochene Regelung 
zum einen in der letzten Kabinettssitzung der 
schwarz-roten Bundesregierung beschlossen worden 
ist - also von CDU und SPD gemeinsam - und der 
Bundestag nur vor der Wahl gestanden hat, dieses 
Gesetz dieses Jahr noch zu beschließen oder al-
ternativ es nicht zu beschließen und damit dafür zu 
sorgen, dass die Gemeinden im nächsten Jahr da-
für überhaupt kein Geld bekommen? 
 
Abgeordneter Dr. Pidde, SPD: 
 
Hier geht es doch darum … 
 
Abgeordneter Barth, FDP: 
 
Die Frage kann man mit Ja oder Nein beantworten, 
Herr Kollege. 
 
Abgeordneter Dr. Pidde, SPD: 
 
Wenn Sie mir die Antwort auch gleich noch sagen 
wollen, die ich sagen soll, dann sagen Sie es doch 
gleich. 
 
Abgeordneter Barth, FDP: 
 
Wenn ich das darf, Frau Präsidentin: „Ja“ wäre die 
richtige Antwort. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Der Abgeordnete, der die Frage gestellt bekommt, 
ist natürlich frei in der Entscheidung darüber, was 
er antworten möchte. 
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Abgeordneter Dr. Pidde, SPD: 
 
Mit der vorgesehenen Regelung werden die Län-
der und Kommunen zusätzlich belastet und der Bund 
schafft sich finanzielle Freiräume. Hier hätte ich mir 
für das Land Thüringen, aber auch für die Bundes-
länder insgesamt eine andere Regelung gewünscht. 
Die Bundesländer haben das im Bundesrat deutlich 
zum Ausdruck gebracht und auch an die Bundes-
regierung herangetragen, bisher aber ohne Erfolg. 
 
Der Prozentsatz der Erstattung der Kosten für Un-
terkunft und Heizung ist nach der Festlegung der 
alten Bundesregierung an die Zahl der Bedarfsge-
meinschaften gekoppelt. Freilich meinte man damals, 
den Stein der Weisen für diesen finanziellen Aus-
gleich gefunden zu haben. Es hat sich aber heraus-
gestellt, dass entgegen den ursprünglichen Annah-
men die Ausgaben für Unterkunft und Heizung nicht 
in einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Zahl 
der Bedarfsgemeinschaften stehen. Deshalb war es 
auch das erklärte Ziel der damaligen Regierung, bei 
der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozial-
hilfe zu einer dauerhaften kommunalen Entlastung 
in Höhe von 2,5 Mrd. € zu kommen.  
 
Nun sieht das Ganze ganz anders aus. Im Bundesrat 
- da habe ich hingewiesen auf die Sitzung vom 06.11. 
- gab es folgende Stellungnahme des Bundesrats, 
das zitiere ich hier mal: „Der Bundesrat fordert die 
Bundesregierung auf, in dem vorliegenden Gesetz-
entwurf eine Änderung der Anpassungsformel für 
die Höhe der Beteiligung an den Kosten der Unter-
kunft und Heizung in § 46 Abs. 7 Sozialgesetzbuch II 
vorzunehmen, indem die Bundesbeteiligung ent-
sprechend der Entwicklung der Ausgaben für Un-
terkunft und Heizung nach § 22 Abs. 1 SGB II und 
nicht entsprechend der Entwicklung der Bedarfsge-
meinschaften berechnet wird.“ Das wäre der richti-
ge Weg gewesen, aber die Mehrheit im Bundestag 
ist nicht bereit, das so mitzutragen. Ich danke für 
die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN rufe ich 
Frau Abgeordnete Siegesmund auf. 
 
Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, gestatten Sie mir eine Vor-
bemerkung. Hätten wir beim letzten Plenum schlicht 
und ergreifend nicht 18.00 Uhr geschlossen und wa-
ren der Ansicht gewesen, wir hätten nach Hause ge-
hen müssen, hätten wir den Antrag fristgemäß be-

handeln können. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Jetzt scheint der Zug abgefahren zu sein, aber ers-
tens ist es gut, dass wir heute darüber reden, und 
zweitens gibt es auch eine Möglichkeit, um da noch 
einen Anschluss zu finden. Man kann sagen, der 
Zug ist abgefahren - ist er nicht. Warum ist er das 
nicht? Weil es immer noch eine Möglichkeit gibt, und 
zwar im sogenannten Vermittlungsausschuss darü-
ber nachträglich zu sprechen. Worum es uns geht, 
ist Folgendes: Wir unterstützen als BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN den Antrag der LINKEN. Es ist klar, dass 
die Zusammenlegung von Sozialhilfe und Arbeits-
losenhilfe zum Arbeitslosengeld II bedeutete, dass 
die Kommunen deutlich mehr Sozialausgaben stem-
men müssen, und zwar dauerhaft 2,5 Mrd. € für Un-
terkunft. Die Bundesbeteiligung an diesen Kosten 
war festgeschrieben. Diese Formel wurde allerdings 
im Jahr 2006 geändert, so dass es unverhältnis-
mäßige Zuweisungen gab und die Kommunen jetzt 
hängengelassen werden. Das heißt, dass die Kom-
munen an diesen Stellen die Mehrbelastung zu tra-
gen haben, die sich runtergebrochen auf Thüringen 
auch darin zeigt, dass viele verschiedene Aufgaben 
nicht wahrgenommen werden können. Wir reden hier 
konkret in Thüringen über ca. 10 Mio. € an Mehr-
belastung. Sie wissen genau, die Wirtschaftskrise 
bedeutet auch in Thüringen, die wird nächstes Jahr 
viele Bedarfsgemeinschaften besonders treffen. Es 
wird auch eine Mehrzahl von Bedarfsgemeinschaf-
ten geben, so dass wir von 14 Mrd. € auf einen 
Bundesanteil von 15,8 Mrd. € im kommenden Jahr 
kommen, davon 10 Mio. € in Thüringen - das ist kein 
Pappenstiel, das ist eine ernst zu nehmende Zahl. 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Deswegen müssen wir über die Verteilung dieses 
Kostenanstieges auch reden. Das eine ist die Wirt-
schaftskrise, das andere sind steigende Energieprei-
se und die Unterkunftskosten gerade in vielen Be-
darfsgemeinschaften, wo auch Aufstocker und Auf-
stockerinnen darauf angewiesen sind, die leben da-
von, dass wir uns erstens damit beschäftigen und 
dass wir zweitens im Bundesrat und auf Bundes-
ebene ganz klar die Verantwortung einfordern. Das 
tun wir als GRÜNE. Rechnen Sie damit, dass wir im-
mer wieder mahnen, alle Parteien waren damals im 
Vermittlungsausschuss damit beschäftigt, die Arbeits-
marktreform auszugestalten, dass es so gestaltet 
wird, dass es vor Ort auch umgesetzt werden kann. 
Vielen Dank. 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die CDU-Fraktion rufe ich Frau Abgeordnete Leh-
mann auf. 
 
Abgeordnete Lehmann, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, es geht bei diesem Tagesordnungspunkt wie-
der einmal um die Frage, wer die Rechnung be-
zahlt. Der Bund hat in seinem Gesetzentwurf vom 
15.10.2009 angekündigt, seine Beteiligung für die 
zweckgebundenen Leistungen der kommunalen Trä-
ger für Unterkunft und Heizung im Rahmen der 
Grundsicherung für Arbeit Suchende erneut abzusen-
ken. Meine Vorredner sind bereits kurz auf die Ge-
gebenheiten der vergangenen Jahre eingegangen. 
Ich möchte noch mal in Erinnerung rufen, in den Jah-
ren 2007 und 2008 gab es bundesdurchschnittlich 
noch 31,8 bzw. 29,2 Prozent und dies wurde 2009 
auf 26 Prozent herabgesetzt. Das ist alles bundes-
durchschnittlich genannt, für Thüringen ist es jeweils 
etwas weniger, z.B. waren es 2009 25,4 Prozent der 
Kosten. Nun ist für das Jahr 2010 eine weitere deut-
liche Absenkung auf durchschnittlich 23,6 Prozent, 
für Thüringen 23 Prozent vorgesehen. Der Bund hat 
dies mit seiner Berechnungsmethode begründet, 
denn hier wird die Anzahl der Bedarfsgemeinschaften 
zugrunde gelegt, die in der Tat um 4 Prozent pro 
Jahr, bundesweit gesehen, gesunken ist. Die Länder 
vertreten zu Recht die Ansicht, dass sich der Bund 
entsprechend aber der tatsächlichen Kostenentwick-
lung beteiligen sollte. Der Bundesrat hat sich in seiner 
Sitzung am 06.11.2009 - also auch drei Tage vor der 
Erstellung des heute hier behandelten Antrags der 
LINKEN - mit der Thematik auseinandergesetzt und 
eine Stellungnahme dazu erarbeitet. Herr Kollege 
Pidde ist bereits in seinem Redebeitrag kurz darauf 
eingegangen. Zu Recht wird darin die Absicht des 
Bundes kritisiert, dass die geplante Entlastung der 
Kommunen von den Kosten in Höhe von bundesweit 
2,5 Mrd. € mit diesem neuen Berechnungsmodell kei-
neswegs erreicht wird, sondern neue Lasten auf die 
Kommunen zukommen. Der Bundesrat hat die Bun-
desregierung deshalb in seiner Stellungnahme auch 
aufgefordert, die Berechnung der Bundesbeteiligung 
nach den tatsächlich anfallenden Kosten für Unter-
kunft und Heizung, die in den letzten Jahren erheblich 
gestiegen sind, auszurichten und eine entsprechende 
Änderung des Bundesgesetzes vorzunehmen. Der 
Bundestag hat sich am 4. Dezember mit dem Thema 
beschäftigt und dazu beraten. Meine Rücksprache 
auch mit den dortigen Kollegen hat ergeben, dass 
man die Einwände der Länder wohl verstünde, aber 
nicht gelten ließ, sondern es wurde der Gesetzent-
wurf der Bundesregierung abgestimmt und beschlos-
sen. In dieser Woche tagt nun - soweit ich weiß, mor-
gen - der Bundesrat zu dieser Thematik erneut. Wie 
zumindest mir bekannt ist, soll der Vermittlungsaus-

schuss zu dieser Thematik angerufen werden.  
 
Werte Kolleginnen und Kollegen, es kam heute auch 
schon zur Sprache, viele von uns sind ehrenamt-
lich auch in Kreistagen, also in den Kommunen ak-
tiv, die das bezahlen müssen. Deswegen habe ich 
hier auch mal einige Zahlen aus dem Unstrut-Hai-
nich-Kreis dabei, damit wir einmal hören, wie sich 
das ganz praktisch auswirkt. Die bisherigen Absen-
kungen haben schon entsprechende finanzielle Aus-
wirkungen gezeigt. Bei uns im Landkreis war es so, 
dass innerhalb eines Jahres - vom 3. Oktober 2008 
zum Vergleich Oktober 2009 - 600.000 € Mehrausga-
ben entstanden sind. Das ist ein Anstieg um 3,6 Pro-
zent. Auch die Anzahl der Bedarfsgemeinschaften 
ist angestiegen in diesem Zeitraum, insbesondere 
bei den Ein-Personen-Bedarfsgemeinschaften war 
ein Anstieg um 3,7 Prozent zu verzeichnen. Auch 
ein Anstieg der Heizkosten spielt dabei eine große 
Rolle. So sind in den beiden benannten Jahren diese 
Kosten um 9,7 Prozent angestiegen. Ich denke, das 
müssen wir auch wissen, wie das örtlich aussieht. 
Es gibt bereits eine Hochrechnung: Was passiert im 
Jahr 2010 zum Beispiel im Unstrut-Hainich-Kreis, 
wenn der Bund die Kostenbeteiligung auf 23 Prozent 
absenkt? Auf Grundlage der jetzt bekannten Kos-
tenfaktoren und Anzahl der Bedarfsgemeinschaf-
ten wird von einer weiteren Erhöhung der Kosten 
um eine halbe Million Euro ausgegangen, dass dies 
so eintreten könnte. Das ist nur ein Landkreis von 
unseren 17 in Thüringen und dazu kommen auch 
die kreisfreien Städte, die diese Leistungen ebenso 
zu erbringen haben. Von einer Entlastung, wie es 
vom Bund hier immer angezeigt wird, kann keine 
Rede sein.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Ab-
senkung der Bundesbeteiligung wie in der Vergan-
genheit wird zukünftig auch zunächst zur Erhöhung 
der Belastung der kommunalen Haushalte führen. 
Sie werden sich fragen: Warum sage ich „zunächst“? 
Aufgrund der neuen Systematik unseres Kommu-
nalen Finanzausgleichs sind Rückgänge bei den Zu-
weisungen des Bundes wie im Falle der Kosten der 
Unterkunft letztlich doch von uns, vom Land, zu kom-
pensieren, da dieses - also wir, das Land - die an-
gemessene Finanzausstattung der Kommunen si-
cherzustellen hat. Damit können wir nicht einver-
standen sein. Der Bund kann sich nicht aus seiner 
Verantwortung stehlen und die Lasten über den Um-
weg der Kommunen, die uns am Herzen liegen, am 
Ende den Ländern aufbürden. Wir sehen zu diesem 
Antrag deshalb weiteren Beratungsbedarf und sind 
interessiert natürlich auch am weiteren Verfahren 
in Berlin im Vermittlungsausschuss dazu. Deshalb 
beantrage ich namens meiner Fraktion die Überwei-
sung und Weiterberatung dieses Punktes federfüh-
rend im Haushalts- und Finanzausschuss und mit-
beratend im Innenausschuss. Vielen Dank.  
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Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Anfrage durch 
den Abgeordneten Kuschel? 
 
Abgeordnete Lehmann, CDU: 
 
Nein, er kann sich hier melden. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Nein, Herr Kuschel. Als Nächsten rufe ich für die 
FDP-Fraktion den Abgeordneten Koppe auf.  
 
Abgeordneter Koppe, FDP: 
 
Meine sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr ge-
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Lieber Herr Dr. Pid-
de, um das noch mal klarzustellen, das war die al-
te schwarz-rote Bundesregierung, die in einer ihrer 
letzten Amtshandlungen am 7. Oktober dieses Jah-
res den Gesetzentwurf beschlossen hat, der ent-
sprechend den Regelungen der Vorjahre die Höhe 
der Bundesbeteiligungen an den Kosten für Unter-
kunft und Heizung für das kommende Jahr regelt. 
Damit soll die Zusage erfüllt werden, die den Kom-
munen im Rahmen der Zusammenlegung von Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe gemacht worden ist. 
Es geht hierbei um eine Entlastung der Kommunen 
in einer Größenordnung von 2,5 Mrd. €. Das war von 
Anfang an das entscheidende Ziel, die Entlastung 
der Kommunen, das muss man im Kopf behalten. 
 
Die FDP hat bereits in den vergangenen Jahren auf 
den Konstruktionsfehler hingewiesen, den Bundes-
zuschuss ausschließlich nach der Zahl der Bedarfs-
gemeinschaften zu bemessen. Wir haben das Ziel 
unterstützt, im Interesse der Kommunen eine gewis-
se Planungssicherheit zu schaffen, doch die Ausrich-
tung an der Zahl der Bedarfsgemeinschaften hielten 
wir für falsch   
 

(Beifall FDP) 
 
und wir halten es nach wie vor für falsch, denn es 
hat sich in den Jahren daran nichts geändert. Die Be-
darfsgemeinschaften sind als Bezugsgröße unge-
eignet, die tatsächlichen Verhältnisse abzubilden.  
 

(Beifall FDP) 
 
Ein Singlehaushalt verursacht geringere Miet- und 
Heizkosten als eine Großfamilie.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich glaube, darüber gibt es keine Diskussion. Arbeitet 
man hier mit einem Mittelwert über alle Größen, wie 
es getan wird, dann sind automatisch diejenigen 

Kommunen benachteiligt, in denen strukturell mehr 
kinderreiche Familien leben. Die Ballungsräume mit 
einer Vielzahl an Singlehaushalten werden dann be-
günstigt. Die Kommunen im ländlichen Raum mit 
einer strukturell bedingt höheren Zahl an Bedarfs-
gemeinschaften mit mehreren Personen haben da 
das Nachsehen. Das ist nicht im Sinne einer ge-
rechten Entlastung der Kommunen.  
 

(Beifall FDP) 
 
Welche Auswirkungen die Praxis der Lastenvertei-
lung tatsächlich mit sich bringt, wird deutlich, wenn 
man sich die Kommunen anschaut. Für meine Hei-
mat, den Landkreis Saalfeld-Rudolstadt, wie bekannt 
eine ländlich geprägte Region, bedeutet die Absen-
kung des Bundesanteils an der Finanzierung der 
Kosten der Unterkunft von bisher 26 auf jetzt gülti-
ge 23,6 Prozent Mindereinnahmen für den Kreis-
haushalt in Millionenhöhe. Was verglichen mit dem 
Bundeshaushalt keine große Summe ist, ist für ei-
ne Kommune sehr viel Geld.  
 

(Beifall FDP) 
 
Da die Kosten ja unabhängig von den Mittelzuflüs-
sen weiterhin auflaufen, fehlt das Geld an anderer 
Stelle. Das wird dann auch vor Ort deutlich, wenn 
die Kita-Gebühren erhöht werden müssen oder das 
Geld für die Sanierung des Spielplatzes nicht mehr 
zur Verfügung steht. Das darf nicht sein. Allein für 
2010 ergibt sich hierdurch voraussichtlich ein Ein-
nahmeverlust von über 10 Mio. € für Thüringen. 
 
Die alte Landesregierung hat diesen Zustand mit 
herbeigeführt, da sie im Jahr 2008 im Bundesrat der 
Streichung der Revisionsklausel zur Berechnungs-
formel trotz Warnung durch den Thüringer Land-
kreistag zugestimmt hat. 
 

(Beifall DIE LINKE, FDP) 
 
Es muss zukünftig sichergestellt werden, dass die 
Unterkunftskostenbeteiligung des Bundes mit stei-
genden Unterkunftskosten größer wird und nicht wie 
derzeit durch die Kopplung an die Bedarfsgemein-
schaften weiterhin abnimmt. Die mit der Reform den 
Kommunen zugesagte dauerhafte Entlastung von 
bundesweit 2,5 Mrd. € hat sich ins klare Gegenteil 
verkehrt. Die FDP hat immer deutlich gemacht und 
macht es weiterhin, dass hier nur ein Weg richtig 
sein kann, wir müssen wegkommen von der Bezugs-
größe der Bedarfsgemeinschaften. Wir müssen dahin 
kommen, dass die tatsächlich entstandenen Kos-
ten der Maßstab für die Bundesbeteiligungen sind. 
Anders werden wir diese Angelegenheit nicht lösen 
können. Der Bund hat den Kommunen die Aufgabe 
übertragen, also muss er auch für die Kosten gera-
destehen und kann die Kommunen nicht alleinlas-
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sen. Wenn die Bundesländer sich im Bundesrat einig 
sind, dann werden wir uns freuen, weil das genau 
unsere Intention trifft. Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 
 

(Beifall FDP) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die Fraktion DIE LINKE hat sich Frau Abgeord-
nete Sedlacik zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordnete Sedlacik, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, werte 
Besucher, ich freue mich auf die sehr sachliche De-
batte zu diesem schwierigen Thema und ich kom-
me, um die Brücke zu bauen zu dem vorhergehen-
den Thema, zu dem Entschluss, Hartz IV ist geschei-
tert,  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
denn die Verlierer dieser Politik sind die Betroffenen 
und sind in zunehmendem Maße auch die Kom-
munen.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Eine Lösung ist nicht in Sicht. Jetzt debattieren wir 
hier im Thüringer Landtag ein bundesweites The-
ma, warum die Landesregierung nicht bereit ist, die 
Kommunen bei ihren zunehmenden Lasten entspre-
chend zu unterstützen. Vieles ist schon gesagt wor-
den. Wir wissen auch, dass sich viele Länder im Bun-
desrat dafür stark gemacht haben, und wenn die 
Abstimmung bereits schon war, bevor wir diesen 
Antrag eingereicht haben, möchte ich unbedingt be-
tonen, dass das hier nicht eine symbolische Debat-
te sein soll. Diese Debatte hier im Landtag soll zei-
gen, wo stehen die einzelnen Fraktionen, und es wur-
de auch gesagt von den Rednern hier, viele arbei-
ten in kommunalen Parlamenten, in Kreistagen in 
Städten, wo ich mir wünsche, dass auch dort der 
Protest lauter wird und wir uns nicht verlassen auf 
unsere Interessenvertreter, Gemeinde- und Städ-
tebund und Landkreistag, sondern wir müssen uns 
hier alle positionieren, wenn wir die Kommunen im 
Blick haben. Die Kommunen im Blick haben heißt 
für uns auch, dass wir immer lauter fordern müssen, 
dass die Berechnungsgrundlage endlich hier geän-
dert wird. Wir machen doch die Erfahrungen in den 
Kreistagen, wenn wir weniger Bedarfsgemeinschaften 
haben, dass nicht proportional oder automatisch sich 
die Kosten der Unterkunft senken. Das Gegenteil er-
leben wir. Wir sind der Meinung, diese Berechnungs-
grundlage muss geändert werden, weil wir die Er-
fahrung machen, dass die Kosten uns davonlaufen. 
Nachweislich ist bereits jetzt, dass bei den Hartz-IV-

Kosten die Soziallasten in den Kommunen nicht nach 
unten gehen. Das war das eigentliche Ziel bei der Ein-
führung von Hartz IV, dass die Kommunen entlastet 
werden sollen. Die Zahl wurde heute schon genannt, 
2,5 Mrd. €, das Gegenteil ist eingetreten und ich 
sehe keine Kehrtwende in dieser Politik. Trotz dieser 
unabweislichen Fakten und der unmittelbaren Wir-
kung auf die Kommunen ist der Gesetzentwurf im 
Bundestag abschließend beraten worden und das 
empört mich schon. Diese soziale Ignoranz, die im 
Gesetzentwurf zum Ausdruck kommt, finde ich, ist 
kaum zu überbieten. Es wird darauf verwiesen, dass 
durch Kommunen die anfallenden Kosten zu stem-
men sind. Die Kommunen sollen die Angemessen-
heit prüfen, sollen nach kleineren Wohnungen, billi-
geren Wohnungen suchen, obwohl wir wissen, dass 
es die zurzeit gar nicht gibt. Das ist eine Politik auf 
dem Rücken der Betroffenen 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
und sie tritt das Sozialstaatsprinzip mit Füßen. Zudem 
macht ein Blick in die kommunalen Haushalte den 
Handlungszwang immer mehr deutlich. Die Haus-
haltslage vieler Kommunen ist prekär, weitere Ein-
schnitte sind nicht mehr vertretbar. Frau Lehmann 
nannte Zahlen aus ihrem Heimatkreis. In dem Kreis, 
aus dem ich komme, wurden schon einmal 1 Mio. 
€ mehr eingeplant, um eventuell diese Bürde, die 
auf den Kreis zukommen wird, auffangen zu kön-
nen. Im Ilm-Kreis sind es 520.000 € und der Land-
kreistag spricht in seiner Resolution, die ihr alle in 
euern Fächern habt, von 20 Mio. €, die hier einfach 
den Kommunen aufgebürdet werden. Es ist irrwit-
zig - die Kommunen bekommen weniger Geld und 
jeder weiß, dass sie in Zukunft mehr aufzubringen 
haben. Diese Politik auf Kosten der Städte und Kreise 
macht mich sehr betroffen. Es darf nicht hingenom-
men werden, dass die Kommunen für den bröckeln-
den Sozialstaat und für die verfehlte Sozialpolitik zu-
lasten der Betroffenen verantwortlich gemacht wer-
den. Kürzungen insbesondere im sozialen Bereich 
sind in Zeiten des fortschreitenden Sozialabbaus, 
zunehmender Armut sowie wachsender Polarisie-
rungsprozesse nicht nur in Stadtentwicklungs- und 
sozialpolitischer Richtung der falsche Weg, nein, es 
ist auch wohnungspolitisch zu kurz gedacht und der 
falsche Weg. Schon jetzt müssen die Kommunen 
einen Seiltanz machen zwischen der Begrenzung der 
Sozialausgaben und der Schaffung guter Wohn-, 
Arbeits- und Lebensbedingungen, um die Abwande-
rung unserer Kinder, unserer jungen Leute zu ver-
hindern und den sozialen Frieden im Land zu hal-
ten. 
 
Das verfassungsrechtlich verankerte kommunale 
Selbstverwaltungsrecht wird somit zur Makulatur. Wir 
alle in den kommunalen Parlamenten schlagen uns 
dann gegenseitig die Köpfe ein, wenn wir Prioritä-
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ten setzen müssen, was wir uns wirklich noch leis-
ten können an Kultur, an gesellschaftlicher Teilha-
be unserer Bürger.  
 
Also, was bieten wir an? Es ist richtig, dass der 
Bundestag bereits abschließend beraten hat. Es ist 
richtig, dass nach dem Grundgesetz die Möglichkeit 
der Einberufung des Vermittlungsausschusses be-
steht. Genau diese Bitte möchten wir heute äußern, 
denn in unserem Antrag sind die Entscheidungen 
im Bundesrat und in der Bundesregierung nicht aus-
drücklich genannt. Dies umfasst auch die Anrufung 
dieses Vermittlungsausschusses, um unser Ziel doch 
noch zu erreichen. Widerstand haben bereits die 
Länder Berlin, Bremen und Nordrhein-Westfalen an-
gekündigt und einen Umlaufbeschluss zur Einberu-
fung des Vermittlungsausschusses initiiert. Entspre-
chend - auf eine Einberufung des Vermittlungsaus-
schusses - lautet die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Arbeit und Soziales. Der Bundesrat 
berät morgen, das ist schon mehrfach hier gesagt 
worden. Wir verstehen unseren Antrag heute hier 
als einen Handlungsauftrag an die Landesregierung, 
sich im Bundesrat weiterhin gegen die geplante Ab-
senkung der Beteiligung an den Kosten der Unter-
kunft einzusetzen. Es reicht nicht, wenn wir diesen 
Antrag heute im Ausschuss - in welchem auch im-
mer - parken und ihn wirkungslos lassen. Wir möch-
ten heute und hier eine Abstimmung. Es war ei-
gentlich Konsens in allen Diskussionsbeiträgen, weil 
Handlungsbedarf besteht. Diesen Auftrag möchten 
wir der Landesregierung mit nach Berlin geben. Dan-
ke für die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich habe jetzt eine weitere Redemeldung von der 
Fraktion DIE LINKE, Herr Abgeordneter Kuschel. 
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Danke, Frau Präsidentin. Da Frau Lehmann in ih-
rem Redekonzept keine Nachfrage von mir vor-
gesehen hatte und insofern die Anfrage nicht zu-
gelassen hat und mich aufgefordert hat, das hier 
vor dem Podium zu machen, will ich das gern tun. 
Sie hat in ihrem Redebeitrag behauptet, die Redu-
zierung des Bundesanteils bei den Kosten der Un-
terkunft würde die Landesregierung - da bitte ich 
Herrn Innenminister, den Hinweis gleich mitzuneh-
men - beim neuen Finanzausgleich bei der Bedarfs-
ermittlung des angemessenen Finanzausgleichs be-
rücksichtigen. Insofern wäre das für die Thüringer 
Kommunen aufkommensneutral. Der Skandal wä-
re, wenn ich Frau Lehmann richtig verstanden habe, 
dass damit das Land belastet wird und sich der Bund 
entlastet. Unsere Aufregung mit Blick auf die Kom-

munen wäre aber nicht angemessen. Jetzt gibt es 
einen Referentenentwurf aus Ihrem Haus, der sich 
zurzeit im Anhörungsverfahren mit den kommuna-
len Spitzenverbänden befindet. Da gibt es eine An-
lage, wo die Bedarfsermittlung aus Sicht der Landes-
regierung nachvollzogen wird. Das wollte ich eigent-
lich Frau Lehmann fragen: Da gibt es eine Position, 
die mich doch schon sehr zum Nachdenken bringt, 
und zwar steht da, ich zitiere jetzt mal: „Minderbe-
darf im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung nach 
SGB II“ - und zwar 12 Mio. Das heißt, die Landes-
regierung geht davon aus, dass die Kommunen im 
nächsten Jahr 12 Mio. weniger für den Bereich Kos-
ten der Unterkunft ausgeben müssen als im Ver-
gleich zu dem laufenden Jahr 2009, und bringt des-
halb 12 Mio. in Absatz. Das müssen Sie mal erklä-
ren! Nach uns vorliegenden Informationen - ich bin 
selbst Mitglied im Kreistag des Ilm-Kreises - verlie-
ren wir 509.000 € Bundesanteil und die Ausgaben 
steigen aber gleichzeitig um 520.000 €. Das heißt, im 
Saldo müssen wir im Bereich des SGB II 1.029.000 € 
aus dem Kreishaushalt zuschießen. Das tragen üb-
rigens die kreisangehörigen Städte und Gemeinden 
über die Kreisumlage. Solche Informationen haben 
wir von etwa der Hälfte der Landkreise und kreis-
freien Städte. Wie kommen Sie da bei der Bedarfs-
ermittlung auf die Einschätzung, dass im nächsten 
Jahr die Kosten der Unterkunft in Thüringen sinken 
trotz sinkenden Bundesanteils? Die Absenkung des 
Bundesanteils macht jetzt etwa 10 Mio. aus, die feh-
len schon mal. Das wird sich sicherlich dann auch 
im Gesetzgebungsverfahren noch klären lassen, das 
ist ja jetzt erst mal nur ein Referentenentwurf. Der 
muss ja noch zum zweiten Mal im Kabinett beraten 
werden. Ich gehe einmal davon aus, die Hinweise der 
kommunalen Spitzenverbände werden sich mit dem 
decken, was ich jetzt eben dargelegt habe. Sie soll-
ten es schon einmal mitnehmen, vielleicht können 
Sie ja jetzt schon mal in Ihrem Hause auch in Ab-
stimmung mit dem Finanzministerium und Sozial-
ministerium klären, wie Sie auf diese Zahlen kom-
men. Ich kann sie tatsächlich nicht verstehen, weil 
Sie mit der Wirklichkeit nichts zu tun haben. Danke. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Jetzt gibt es wirklich keine weiteren Redemeldun-
gen seitens der Abgeordneten. Für die Landesre-
gierung Minister Machnig, bitte. 
 
Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Technologie: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ich will es kurz halten. Sie alle kennen das 
Verfahren, in dem wir uns gerade bewegen, näm-
lich, dass wir uns in einem Bundesrats- und Bundes-
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tagsverfahren bewegen. In der Sitzung vom 6. No-
vember im Bundesrat ist eine Stellungnahme ver-
abschiedet worden. Diese Stellungnahme will ich 
kurz zitieren: „Der Bundesrat fordert die Bundesre-
gierung auf, in dem vorliegenden Gesetzentwurf eine 
Änderung der Anpassungsformel für die Höhe der 
Bundesbeteiligung an den Kosten für Unterkunft und 
Heizung in § 46 Abs. 7 SGB II vorzunehmen, indem 
die Bundesbeteiligung entsprechend der Entwick-
lung der Ausgaben für Unterkunft und Heizung nach 
§ 22 Abs. 1 SGB II und nicht entsprechend der Ent-
wicklung der Bedarfsgemeinschaften berechnet wird.  
 
Zweitens: Der Bundesrat fordert, vor diesem Hinter-
grund eine Berechnung ausgehend von den Betei-
ligungsquoten im Jahre 2007 vorzunehmen.“ Dieser 
Stellungnahme des Bundesrates hat die Thüringer 
Landesregierung zugestimmt. Wir alle wissen jetzt, 
bei diesem Gesetz handelt es sich um ein zustim-
mungspflichtiges Gesetz. Die Bundesregierung hat 
am 4. Dezember mit ihrer Mehrheit das Begehren 
des Bundesrates abgewiesen. Deswegen planen wir 
auf der Sitzung am 18. Dezember, wo es entspre-
chende Anträge gibt, den Anträgen, die auf Anru-
fung eines Vermittlungsausschusses setzen, zuzu-
stimmen. Ich will es auch begründen, warum das aus 
meiner Sicht sinnvoll ist. Zunächst kann man sicher-
lich lange über die Berechnungsformel diskutieren; 
eines ist klar, sie produziert strukturelle Nachteile für 
Bereiche, in denen es Bedarfsgemeinschaften gibt, 
die nicht Singlehaushalte sind. Darauf müssen wir 
reagieren. Das heißt, eigentlich muss man davon 
ausgehen, dass insbesondere ländlich strukturierte 
Länder dann wahrscheinlich von einer solchen Rege-
lung betroffen sind. Aber ich will auch in einen grö-
ßeren Kontext das Ganze stellen. Wir sind konfron-
tiert - das sage ich mal in Richtung der Kollegen der 
FDP, die ja hier einen Beitrag gehalten haben, in dem 
sie diese Regelung ja ablehnen; Sie haben sie ja 
mit beschlossen im Koalitionsvertrag und haben im 
Bundestag am 4. Dezember mit der CDU gestimmt 
an der Stelle - mit einer Anzahl von Gesetzen, die 
zunehmend die Finanzkraft der Länder und der Kom-
munen infrage stellen. Ich will drei oder vier solcher 
Punkte benennen. Das Wachstums-/Stabilisierungs-
beschleunigungsgesetz führt dazu, dass die Län-
der, wenn es denn so verabschiedet wird, insgesamt 
2,3 Mrd. € und die Kommunen 1,6 Mrd. € verlieren. 
Bei den KdU-Kosten, die hier in Rede stehen, wer-
den auch wieder zulasten der Länder bzw. der Kom-
munen die Kosten verteilt. Die geplante SGB-II-Re-
form, die Frau von der Leyen auf den Weg gebracht 
hat, wird - und ich habe mit den ARGEn gesprochen - 
dazu führen, dass sich die Verwaltungskosten der 
Kommunen für diese SGB-II-Reform verdoppeln wer-
den. Last, but not least, es ist angekündigt, dass 
2011 eine große Steuerreform kommen soll - ich bin 
mal gespannt, wie Sie das bei einer Nettokreditauf-
nahme von 100 Mrd. € im Bundeshalt für 2010 ma-

chen wollen, aber egal -, die auch darauf hinaus-
läuft, dass die Finanzkraft des Bundes, aber auch 
der Länder und der Kommunen geschwächt wird. 
Vor dem Hintergrund muss ich eindeutig sagen, es 
muss auch ein Ende haben, denn auch die Länder, 
die Kommunen sind wichtig im Hinblick auf ihr in-
vestives Verhalten, sind wichtig, um Maßnahmen der 
Daseinsvorsorge auf den jeweiligen Ebenen sicher-
zustellen. Deswegen darf es nicht sein, dass wei-
terhin Politik zulasten der Finanzen der Länder und 
Kommunen gemacht wird. Aus dem Grund wird die 
Landesregierung bei diesem Gesetz über die Bun-
desbeteiligung an den Kosten für Unterkunft und Hei-
zung für Hartz-IV-Empfänger in dem Fall der An-
rufung des Vermittlungsausschusses zustimmen. Ich 
hoffe, es wird dabei ein Ergebnis herauskommen, 
das nicht zulasten der Länder und Kommunen geht. 
Herzlichen Dank. 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Es gibt jetzt keine weiteren Redeanmeldungen. Ich 
schließe die Aussprache. Es ist beantragt worden 
die Überweisung des Antrags an den Haushalts- und 
Finanzausschuss. Wer dem zustimmt, den bitte ich 
jetzt um das Handzeichen. Danke. Gibt es Gegen-
stimmen? Die gibt es nicht. Stimmenthaltungen? Ich 
frage noch einmal nach den Gegenstimmen. Kei-
ne. Stimmenthaltungen? Die gibt es zahlreich. Da-
mit ist die Überweisung an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss angenommen worden.  
 
Nun haben wir den Antrag auf Überweisung an den 
Innenausschuss abzustimmen. Wer dem zustimmt, 
den bitte ich um das Handzeichen. Danke schön. 
Auch hier frage ich nach den Gegenstimmen. 1 Ge-
genstimme. Stimmenthaltungen? Da gibt es zahl-
reiche. Mit Mehrheit ist die Überweisung an den In-
nenausschuss vorgenommen worden.  
 
Die Federführung soll beim Haushalts- und Finanz-
ausschuss liegen, ist beantragt worden. Wer die-
ser Federführung zustimmt, den bitte ich jetzt um 
das Handzeichen. Danke schön. Auch hier frage ich 
nach den Gegenstimmen. Die gibt es nicht. Stimm-
enthaltungen? Da gibt es einige. Mit Mehrheit ist 
beschlossen worden, dass die Federführung beim 
Haushalts- und Finanzausschuss liegt.  
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Ich schließe den Tagesordnungspunkt 4 und rufe 
den Tagesordnungspunkt 5 auf 
 

Klimaschutz stärken - CO2- 
Ausstoß der Dienstfahrzeu- 
ge reduzieren 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 5/73 - 

 
Mir ist nicht signalisiert worden, dass das Wort zur 
Begründung genommen werden soll, so dass wir 
gleich in die Aussprache gehen. Ich rufe als Erstes 
für die SPD-Fraktion den Abgeordneten Weber auf. 
 
Abgeordneter Weber, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen, der vorliegende Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beabsichtigt - ich zitie-
re aus der Begründung -, „dass der Freistaat die 
Absicht der Bundesregierung, die für Deutschland 
festgesetzten Klimaziele zu erreichen, unterstützt.“ 
Insoweit kann ich, sehr verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, Ihre Intention nur begrüßen und ich kann 
sie unterstützen. Allerdings, und da hört meine Un-
terstützung bereits wieder auf, verfolgen Sie mit die-
sem Ziel nur - positiv gewertet -, halbherzig, das 
Ziel Klimaschutz voranzubringen. Dieser Antrag kann 
nicht dazu dienen, das wichtige, allgegenwärtige The-
ma des Klimaschutzes stärker in das Bewusstsein 
der Bevölkerung zu rücken, viel eher handelt es sich 
hierbei um einen Schaufensterantrag. Das bedauere 
ich. Ich hätte Ihnen an dieser Stelle mehr zugetraut. 
 

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Ich nicht.) 
 
Sie haben ja selbst erkannt, dass dies nicht weit ge-
nug geht, deswegen haben Sie ja eine Aktuelle Stun-
de zum Thema Klimaschutz beantragt. Der Antrag, 
der, wie bekannt, schon lange vor dem Antrag zur 
Aktuellen Stunde hier behandelt werden sollte, näm-
lich im letzten Plenum, reduziert doch tatsächlich die 
wichtige Frage, die allumfassende Frage des Kli-
maschutzes auf die Frage der Dienstwagenflotte der 
Landesregierung und nachgeordneten Institutionen. 
Das ist Ihnen gerade mal eingefallen oder - besser 
gesagt - es ist Ihren Kollegen in Sachsen im Jahr 
2007 eingefallen und Sie haben sich gedacht, Sie 
stellen den Antrag hier einfach noch mal. Sie haben 
vielleicht die Chance, es in die eine oder die ande-
re Tageszeitung zu schaffen. Das Thema ist aber, 
werte Kolleginnen und Kollegen, zu wichtig, um so 
behandelt zu werden. 
 

(Beifall SPD) 
 
 
 

Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Anfrage? 
 
Abgeordneter Weber, SPD: 
 
Aber jederzeit. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Bitte schön. 
 
Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Verehrter Herr Kollege, sind Sie nicht auch der Mei-
nung, dass dem guten alten Spruch „Es gibt nichts 
Gutes, außer man tut es“ auch Taten folgen müss-
ten und dass man irgendwo beginnen muss? Sind 
Sie nicht auch der Meinung, dass ein noch so kleines 
Teil, wie zunächst beim Fuhrpark des Freistaats mit 
einer Beispielwirkung anzufangen, sinnvoll ist? Das 
habe ich in Ihren ersten Ausführungen sehr nega-
tiv gehört. Können Sie das vielleicht noch mal klar-
stellen, ob man nicht irgendwo anfangen muss? 
 
Abgeordneter Weber, SPD: 
 
Aber gerne, Herr Kollege. Da brauche ich gar nicht 
weg von dem, was ich jetzt sowieso sagen wollte, 
nämlich wenn Sie sich wirklich mit diesem Thema 
auseinandergesetzt hätten, dann hätten Sie ver-
schiedene Fragen stellen müssen, 
 

(Beifall SPD) 
 
zum Beispiel: Wie beabsichtigt die neue Landesre-
gierung mit dem Thema Klimaschutzziele umzuge-
hen? Oder wenn es Sie besonders interessiert: Wie 
wurde bisher die Erneuerung der Dienstwagenflot-
te gehandhabt und was wird sich unter Umständen 
daran ändern?  
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNE: Vielen  
Dank für die Nachhilfe.) 

 
Offensichtlich gab es Bedarf dafür. 
 

(Beifall SPD) 
 
Es gibt zurzeit weder Grund noch Anlass zu mut-
maßen, dass die neue Landesregierung nicht alle 
technischen Möglichkeiten zur CO2-Reduzierung in 
diesen Fragen ausnutzen wird; denn verbrauchs- 
und schadstoffarmer Betrieb der Dienstwagen ist 
nicht nur eine Frage des Klimaschutzes, es ist letzt-
endlich auch eine Frage verantwortlicher und wirt-
schaftlicher Haushaltsführung. Ich bin sicher, hier 
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wird verantwortlich gehandelt. 
 

(Beifall CDU) 
 
Aber wenn wir schon beim Thema Finanzen sind, 
dann hätten Sie natürlich auch die Frage stellen kön-
nen, ob und in welchem Umfang dieses Antragsziel, 
was Sie hier verfolgen - wenn nicht ohnehin beab-
sichtigt, der Koalitionsvertrag lässt vermuten, dass 
das ohnehin beabsichtigt ist -, zu zusätzlichen Kos-
ten führen würde. Denn dann hätten wir uns darü-
ber unterhalten können, ob wir mit den gleichen Mit-
teln unter Umständen an anderer Stelle nicht mehr 
erreichen können. Wenn Sie das getan hätten, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen, dann wäre ich auch 
bereit, mich näher mit dem Antrag auseinanderzu-
setzen, so aber bleibt meiner Fraktion nichts ande-
res übrig, als den Antrag abzulehnen. Denn wenn Sie 
sich keine Mühe mit Ihren Anträgen machen, warum 
sollten es dann andere tun? Danke schön. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die Fraktion DIE LINKE hat sich Frau Abgeord-
nete Dr. Lukin zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE: 
 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen 
und Herren, unsere Fraktion unterstützt das Anlie-
gen dieses Antrags und ich bedauere es außeror-
dentlich, dass Herr Weber von vornherein das An-
liegen als Schaufensterantrag wertet und ohne Dis-
kussion einfach verschwinden lassen will. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Ich meine, bei aller Glaubwürdigkeit oder bei aller 
Hoffnung in die Wirtschaftlichkeit und in die Inten-
tion der Landesregierung, dass sie ja schon ihren 
Fuhrpark hervorragend ausgestattet hat, sollte man 
doch mal nachfragen können, wie es in Natura aus-
sieht, und man sollte doch Vorschläge auch für diese 
Verbesserung nicht gleich - ich will mal sagen - un-
diskutiert verschwinden lassen.  
 
Ich möchte nur sagen, dass die gegenwärtig statt-
findende UN-Klimakonferenz uns ja eindeutig noch 
mal mitgeteilt hat, dass gerade von Industrieländern 
sehr konkrete Festlegungen, Projekte oder auch In-
novationen erwartet werden für eine weltweite koh-
lenstoffarme Entwicklung.  
 
Lassen Sie mich nur zwei kurze Punkte als Hand-
lungsauftrag mit benennen. Danach komme ich zu 
dem sehr konkreten Thema. Laut einer EU-Prognose 

könnte sich die Anzahl der Pkw weltweit von ge-
genwärtig 0,7 auf 3 Milliarden in den nächsten Jahr-
zehnten erhöhen und die jüngste Emissionsbilanz 
der EU-Umweltagentur weist aus, dass ca. 26 Pro-
zent der CO2-Emissionen in der EU von Pkw stam-
men, lediglich 3 vom Schwerverkehr und 2 von leich-
ten Nutzfahrzeugen.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Der Abgeordnete Meyer möchte Ihnen eine Frage 
stellen. Gestatten Sie das? 
 
Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE: 
 
Könnten Sie die Frage vielleicht am Ende stellen? 
Dann wissen Sie ungefähr, worüber ich sprechen will 
und dann können wir uns, denke ich, unterhalten.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Dann machen wir das so.  
 
Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE: 
 
Besonders problematisch, und da werden Sie si-
cherlich zustimmen, stellt sich die CO2-Emission in 
den städtischen Ballungsgebieten dar. Wir haben 
einmal nachgeschaut, ungefähr die rund 4.000 zah-
lenmäßig im Landeshaushalt erfassten dienstlich ge-
nutzten Fahrzeuge, denke ich, könnten ein gutes Sig-
nal für eine Diskussion zu dem Punkt CO2-Emis-
sion und konkrete Beiträge auch der Landesregie-
rung und des Landeshaushalts leisten.  
 
Wir würden gern die Diskussion in den Ausschüs-
sen auch noch erweitern. Da komme ich ein klei-
nes bisschen in Ihre Richtung, und zwar auch zu 
dem Diskussionsumfeld, welche Optimierungsvarian-
ten es hinsichtlich der Nutzung der Fahrzeuge gibt. 
Sind für die Erfüllung der Aufgabenstellung des Lan-
deshaushalts alle noch notwendig? Zum anderen 
wollen wir gleichzeitig eine Sichtung des Fahrzeug-
bestands anregen, beispielsweise zu den Fragestel-
lungen: Wie viele Fahrzeuge müssen dringend in den 
nächsten zwei Jahren erneuert werden? Soll bei den 
Neuanschaffungen der CO2-Ausstoß ein Kriterium 
sein? Sind die entsprechenden Mehr- oder Minder-
einnahmen und Kosten im Haushalt berücksichtigt? 
Welche CO2-Richtwerte werden herangezogen? Plant 
die Landesregierung den CO2-Ausstoß pro Kilometer 
als Kriterium für Neuanschaffungen zu berücksich-
tigen? Sollen sich aus der Vorbildwirkung des Lan-
des zielführende Maßnahmen zum Anreiz für den 
Kauf klimafreundlicher Fahrzeuge auch für die Nach-
folgeeinrichtung mit ergeben? Wenn ja, welche Maß-
nahmen könnte sich die Landesregierung vorstellen, 
um dort Unterstützung zu leisten oder einen Förder-
anreiz zu schaffen? Oder die Diskussion könnte auch 
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weitergeführt werden: Welche weiteren Maßnahmen 
zur Reduktion des CO2-Ausstoßes könnte sich die 
Landesregierung in ihrem Wirkungsbereich noch vor-
stellen?  
 
Sie sehen also, die Palette ist sehr breit. Hier ha-
ben wir ein konkretes Signal. Ich denke, die Mög-
lichkeit sollten wir nicht verschenken. Wir haben be-
züglich dieses Themas auch die Erfahrung gemacht, 
dass sich solche Signalwirkungen nicht nur in kli-
mapolitischen Anreizen, sondern auch in wirtschafts-
politischen Forderungen niederschlagen können. Sie 
könnten den Anstoß geben für Entwicklungen auf 
dem Gebiet. Die Autoindustrie hat dort bereits et-
liches vorgelegt und wir könnten auch, denke ich, 
einige wirtschaftspolitische Anreize schaffen.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)  

 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Abgeordneter Meyer, Sie können jetzt Ihre Fra-
ge stellen - Abgeordneter Weber, Entschuldigung. 
 
Abgeordneter Weber, SPD: 
 
Weber und Meyer, alles allgemeinverbindliche Na-
men. Offensichtlich hatten Sie Ihr Redekonzept schon 
fertig, bevor Sie gehört haben, was ich dazu ge-
sagt habe. Aber deswegen frage ich Sie noch ein-
mal direkt: Kennen Sie die CO2-Bilanz der Dienst-
wagenflotte? Wissen Sie, um wie viele Fahrzeuge es 
sich handelt? Wissen Sie, wie lange die Leasingver-
träge laufen? Wissen Sie, welche Kosten eine Um-
stellung, wie hier im Antrag gefordert, dieses Haus 
respektive die Landesregierung belasten würde?  
 
Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE: 
 
Herr Weber, haben Sie zugehört? Wir hatten ge-
rade für die Diskussion vorgeschlagen, dass wir eine 
Sichtung des gegenwärtigen Fahrzeugbestandes mit 
vornehmen wollen,  
 

(Unruhe DIE LINKE)  
 
dass wir uns mit diesen Fragen sehr, sehr ausführ-
lich beschäftigen wollen  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)  
 
und dass wir auch in diesem Zusammenhang gern 
auf solche Problemlagen - Herr Höhn, Sie können 
mich nachher noch fragen - zurückkommen wollen, 
mit welchen Kraftstoffen beispielsweise die Fahr-
zeugflotte betrieben wird, wie hoch der Fahrzeug-
anteil mit Hybridmotor ist. Das können wir alles in 
dem Zusammenhang diskutieren. Das ist eine klei-

ne, feine und sehr konkrete Diskussion zum Beitrag 
der Landesregierung für den Klimaschutz. Ich den-
ke, man sollte keine noch so notwendige Diskus-
sion auslassen. Wir können auch noch über die gro-
ßen klimapolitischen Ziele diskutieren, dazu haben 
wir heute eine Aktuelle Stunde. Aber warum sollen 
wir uns die eigenen Möglichkeiten sofort verschen-
ken, nur weil es im Großen und Ganzen noch nicht 
debattiert wurde.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Abgeordneter, Sie möchten noch eine weitere 
Frage stellen? 
 
Abgeordneter Weber, SPD: 
 
Ja. Gehe ich recht in der Annahme, dass Sie die 
Frage nicht recherchiert haben? 
 
Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE: 
 
Sie gehen recht in der Annahme, dass ich das re-
cherchieren lassen möchte. Soll ich mir jetzt die Fahr-
zeuge selber anschauen? Ich denke, die Landesre-
gierung kann dazu einen sehr profunden und exak-
ten Bericht geben. Ich meine, wir haben doch das 
Mittel, dass wir uns damit beschäftigen können. 
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Dazu ist das Parlament da.) 

 
Ich denke, diese Frage, die BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN aufgeworfen hat - Sie hatten sie ja dan-
kenswerterweise erwähnt -, spielt auch in anderen 
Landesparlamenten eine Rolle, spielt auch in Städ-
ten eine Rolle. Ich denke, wir sollten uns der Auf-
gabenstellung widmen. Wir können doch das Pferd 
nicht vom Schwanz aufzäumen. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die CDU-Fraktion hat sich Abgeordneter Primas 
zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordneter Primas, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, das ist nicht nur ein Schau-
fensterantrag, das ist reinster Populismus, den wir 
vor uns liegen haben. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, ich kann es Ihnen nicht ersparen, aber 
es ist halt so: Die Energie- und Klimastrategie war 
schon in der letzten Legislaturperiode ein wichtiges 
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Thema in der Landesregierung und hier im Land-
tag. Noch in der Plenarsitzung im Juni hat der Land-
tag dazu ein Papier verabschiedet, zur Information 
für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - siehe Drucksa-
che 4/5422. 
 
Wir als CDU haben eine Energie- und Klimastrate-
gie bis 2015 vorgelegt. Damit haben wir eine Mess-
größe, die gut in diese und auch in die nächste Le-
gislaturperiode passt. Wir haben damit zwei Elemente 
aufgegriffen: Das eine sind die direkten Punkte der 
Nutzung erneuerbarer Energien, da sind wir in Thü-
ringen nicht schlecht aufgestellt, und die Erhöhung 
der Energieeffizienz, den CO2-Ausstoß mindern. Das 
sind natürlich Eckpunkte, die bekanntermaßen zu 
dem Pflichtenheft der Agenda gehören. 
 
Der zweite Punkt sind die indirekten Elemente, die 
zu einer nachhaltigen Politik bei Klima und Energie 
gehören. Dazu gehören beispielsweise Bildung, Ver-
kehr, Effizienz, Bau, Energieeinsparung - also eine 
Vielzahl von Punkten. 
 
Wir haben uns vorgenommen, beim Thema Photo-
voltaik eine Verzehnfachung zu erreichen. Ich möchte 
auch die Geothermie nennen, wo wir eine Verdrei-
fachung angehen, ich möchte betonen, das alles 
bis 2015. Die EU hat sich das Ziel gesetzt, bis zum 
Jahr 2020 den Anteil der erneuerbaren Energie um 
20 Prozent zu steigern. Wir werden nächstes Jahr 
19 Prozent erreichen. Bis zum Jahr 2015 ist eine Stei-
gerung auf einen Anteil von 22 Prozent erneuerba-
rer Energien vorgesehen. 
 
Sie wollen in Ihrem Antrag ein CO2-Minderungspo-
tenzial erreichen. Dazu ist zu sagen, die EU hat sich 
das Ziel gesetzt, bis 2020 eine Reduzierung um 
30 Prozent bezogen auf 1990 zu erreichen. Die Min-
destreduktion ist 20 Prozent, wenn andere Länder 
mitmachen 30. Deutschland geht dann noch weiter 
und hat sich zu 40 Prozent verpflichtet. 
 
Was Thüringen anbelangt, ist es so, dass schon jetzt 
gegenüber 1990 die CO2-Emissionen auf die Hälf-
te reduziert worden sind, insbesondere durch den 
Umbau der Industrie in großen Teilen, in den An-
fangsjahren natürlich durch die Deindustrialisierung. 
Nach einem dramatischen Rückgang in den ersten 
Jahren nach der Wende ist es danach durch Ener-
gieträgerumstellung geschafft worden, auf erneuer-
bare Energien umzustellen und auch emissionsge-
ringere Energieträger zum Einsatz zu bringen. In-
sofern wird unser Ziel bis 2015 sein, dass wir die 
CO2-Emissionen um etwa weitere 10 Prozent absen-
ken. 
 
 
 
 

Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Abgeordneter Primas, gestatten Sie eine An-
frage durch den Abgeordneten Adams? 
 
Abgeordneter Primas, CDU: 
 
Nein.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Es wird keine Anfrage gestattet. 
 
Abgeordneter Primas, CDU: 
 
Ich weiß nicht, ob es Rechenmodelle gibt, die den 
Promillebereich errechnen können, der sich aus der 
Klimaverbesserung in Thüringen, Deutschland, Eu-
ropa und der Welt ergibt, wenn der CO2-Ausstoß 
der Dienstfahrzeuge in Thüringen um 30 Prozent re-
duziert wird. Aber natürlich wollen wir Vorbild sein. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, die Thüringer Lan-
desregierung hat hinsichtlich der Verminderung des 
CO2-Ausstoßes bei Landesdienstfahrzeugen bereits 
im Jahr 2004 weitreichende Regelungen getroffen. 
In den Beschaffungsrichtlinien des Landes ist schon 
jetzt geregelt, dass Fahrzeugen, die schadstoffarm 
und/oder im Ressourcenverbrauch besonders spar-
sam sind, die zum Beispiel regenerative Energien 
nutzen, bei der Wertung von Angeboten bei sonsti-
gen wirtschaftlichen Gleichwertigkeiten der Vorzug 
gegeben wird. Dies gilt auch bei der Ausrüstung mit 
besonders lärmarmen und kraftstoffsparenden Rei-
fen. Das ist ganz klar geregelt. Auch ist klar gere-
gelt, dass für die Landesverwaltung schadstoffarme 
und mit möglichst geringem Treibstoffverbrauch se-
rienmäßig hergestellte Kraftfahrzeuge zu beschaf-
fen sind. Die besonderen Belange des Umweltschut-
zes sind zu berücksichtigen. Ein Großteil der augen-
blicklich im Landesdienst genutzten Dienstfahrzeu-
ge wurde bereits unter der Maßgabe eines verrin-
gerten CO2-Ausstoßes angeschafft und alle zukünf-
tigen Neuanschaffungen unterliegen dieser Vorga-
be weiterhin. Was aber nicht geht, ist, dass wir jetzt 
Hunderte neue Autos beschaffen. Die Laufleistung 
der Dienstfahrzeuge muss schon eingehalten wer-
den. Wirtschaftlichkeit und Umweltschutz sollten sich 
nicht ausschließen, sondern sollten im Einklang sein. 
Wenn man sich das Ganze noch mal überlegt, wenn 
man Fahrzeuge nehmen würde mit dem wenigsten 
Ausstoß, ich glaube, das sind japanische, dann muss 
man sich auch vorstellen, was für eine Bilanz ent-
steht, wenn wir diese alle hierher karren würden.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, die CDU-
Fraktion lehnt den Antrag ab. Danke schön. 
 

(Beifall CDU) 
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Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die FDP-Fraktion hat sich Frau Abgeordnete 
Hitzing zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordnete Hitzing, FDP: 
 
Sehr verehrte Präsidentin, sehr geehrte Damen und 
Herren, ich möchte mich nur auf die Dienstwagen-
flotte des Landtags beschränken. 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Das ist ja in Ihrem Antrag auch explizit so formu-
liert worden. Wir haben in dem Antrag gelesen, es 
geht darum, eine 30-prozentige Verringerung des 
CO2-Ausstoßes möglichst bis Ende 2010 zu errei-
chen. Ich habe mich mit der Dienstwagenflotte des 
Landtags beschäftigt. 
 

(Beifall FDP) 
 
Da gibt es nämlich, wenn man mal mit dem Fahr-
dienst redet, auch sofort einen Ausdruck. Dieser hat 
nicht nur aufgelistet, welche Fahrzeuge hier fahren, 
sondern auch, wie hoch der CO2-Ausstoß ist, wie 
hoch die PS-Zahl ist, wann die Fahrzeuge in ihrem 
Leasing-Vertrag beginnen und enden. Es gibt dann 
eine Gesamtübersicht, ich erspare Ihnen hier aber 
die komplette Liste der Zahlen, innerhalb von vier 
Wochen habe ich zwei neue Listen bekommen. Fakt 
ist, der CO2-Ausstoß war Anfang des Jahres 2009 
bei 218 g/km im Durchschnitt aller Fahrzeuge und 
ist bis zum Monat 12, also Dezember 2009, auf 
203 g/km gesunken - nachrechenbar. 
 

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Das sind alles Durchschnittswerte. Das kann man 
alles nachrechnen und Sie können das gut nach-
vollziehen, ich stelle Ihnen das auch gerne zur Ver-
fügung. Wir haben ab Dezember 2009 195,4 g/km 
- das macht 18 Prozent Senkung. Ich will damit nur 
sagen, dieser notwendige Gedanke, die Umwelt zu 
entlasten auch im kleinen Bereich in der Landesre-
gierung oder hier im Landtag, der wird getragen und 
der wird auch gelebt und man arbeitet danach. Im 
kommenden Jahr 2010 wird es wieder neue Motoren 
geben, die in diesen Autos genutzt werden, dann gibt 
es eine Senkung auf 174 g/km und das macht, wenn 
ich das durchrechne, etwa 25 Prozent. Das heißt 
nicht, dass man in diesem ehrgeizigen Streben, die 
Umwelt zu entlasten, nicht weitergehen sollte, aber 
wir müssen auch anerkennen, dass das hier sehr 
wohl getan wird und dass man darauf achtet. 
 

(Beifall FDP) 
 
 

Ein Wort noch zu den alternativ möglichen Fahr-
zeugen, z.B. Hybridfahrzeugen. Da gibt es natür-
lich ganz andere Ansätze. Ein Hybridfahrzeug hat 
im Durchschnitt einen geringeren CO2-Ausstoß, das 
ist vollkommen klar, wegen der eingesetzten Elektro-
motoren. Man muss aber auch ehrlicherweise sagen: 
Erstens, sobald ein solches Fahrzeug mehr Kraft 
braucht, sprich, auf der Autobahn fährt, dann braucht 
es auch mehr Diesel zum Beispiel und dann schal-
tet sich sofort der andere Motor ein und der CO2-
Ausstoß wird dann identisch zu den anderen Fahr-
zeugen, die eventuell am Anfang schon größere Mo-
toren haben oder andere Motoren.  
 

(Beifall FDP) 
 
Was mir persönlich überhaupt nicht schmeckt bei 
den Hybridfahrzeugen - und das sage ich ganz all-
gemein und nicht nur für den Thüringer Raum -, 
wenn ein Hybridfahrzeug, wie es heute noch der Fall 
ist, dermaßen teuer ist, dass sich das Otto Normal-
verbraucher eigentlich gar nicht leisten kann, dann 
frage ich mich ernsthaft, wie weit ist überhaupt un-
sere gesellschaftliche Akzeptanz, wenn es um das 
Thema „Umweltbelastung und -entlastung“ geht. Dan-
ke schön.  
 

(Beifall FDP) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Frau Abgeordnete Lukin, Sie wollten eine Frage stel-
len. Frau Hitzing, könnten Sie noch einmal an das 
Pult zurückgehen, Frau Abgeordnete Dr. Lukin würde 
Ihnen eine Frage stellen, wenn Sie das gestatten.  
 

(Zuruf Abg. Hitzing, FDP: Wenn ich  
sie beantworten kann.) 

 
Sie gestattet das.  
 
Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE: 
 
Frau Hitzing, nur eine kurze Frage, Sie hatten ei-
nige interessante Werte mit benannt. Die EU for-
dert für 2012 einen durchschnittlichen CO2-Verbrauch 
pro Kilometer von 100 Gramm für Fahrzeugflotten. 
Ich meine, sehen Sie das auch so, dass die Lan-
desregierung davon doch noch ein Stückchen ent-
fernt ist und dass sich so eine Anfrage deswegen 
auch lohnen könnte und die Behandlung des An-
trags?  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Abgeordnete Hitzing, FDP: 
 
Wir sind uns im Grunde doch wohl alle einig, dass 
wir sehr bestrebt sind, die Umwelt zu entlasten. Das 
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sagte ich auch in meinen Ausgangssätzen. Da denke 
ich auch, die Technologie und die Wirtschaft wer-
den sich diesbezüglich natürlich weiterentwickeln 
und darauf werden wir immer achten. Die Anfrage 
oder überhaupt die Diskussion darum steht doch 
außer Frage.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Es gibt einen weiteren Anfragewunsch durch den 
Abgeordneten Augsten. Gestatten Sie den? Bitte.  
 
Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Frau Hitzing, Sie haben sich gut vorbereitet.  
 
Abgeordnete Hitzing, FDP: 
 
Hausaufgaben gemacht.  
 
Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Erstens: Wenn Sie den Durchschnittspreis nehmen 
all der Autos, die Sie auf dem Zettel haben - den 
Preis der Autos - und den in Vergleich setzen zu 
einem normalen Hybridauto: Wie groß ist der un-
gefähr?  
 
Zweitens: Können Sie sich vorstellen, dass es Ein-
sparungseffekte gibt, wenn man Autos einsetzt, die 
weniger Sprit brauchen?  
 
Abgeordnete Hitzing, FDP: 
 
Da ich nun ausgewiesen kein Umweltspezialist bin, 
Herr Dr. Augsten, versuche ich es einfach mal. Ich 
weiß, dass zum Beispiel die Leasingrate für ein Hyb-
ridfahrzeug der Marke Toyota etwa 900 € im Monat 
ist und ganz schön den Rahmen dessen sprengt, 
was hier vorgegeben ist. Wir redeten von Kosten. 
Es ist zweitens so - ich habe Ihre zweite Frage ver-
gessen, Entschuldigung.  
 

(Zuruf Abg. Dr. Augsten, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN: Spritverbrauch -  
Kosten sparen.)  

 
Natürlich, Fakt ist auch, wenn ich einen gut funktio-
nierenden Diesel-Pkw zum Beispiel habe und der 
mit einem effizienten Motor ausgestattet ist, dann 
ist der umweltschonend in derzeit technischen Mög-
lichkeiten. Ein Hybridfahrzeug ist es selbstverständ-
lich auch, aber wir dürfen nicht vergessen, sobald 
dieses Hybridfahrzeug mehr Kraft braucht und nicht 
im Stadtverkehr rumkullert, wird es auch mehr Ener-
gie brauchen, z.B. Diesel. Dann kann der CO2-Aus-
stoß ohne Weiteres identisch sein zu einem her-

kömmlichen Motor ohne Hybridantrieb. Das wollte 
ich eigentlich nur damit gesagt haben. Die Techno-
logie geht in die richtige Richtung. Es ist auch so, 
dass die Flotte des Landtags hier in diese Richtung 
auch orientiert und man immer bestrebt ist, diese 
CO2-Ausstöße zu verringern. Das war mir eigent-
lich wichtig. Das ist keine neue Erfindung, man ist 
hier schon bemüht, das in der entsprechenden Weise 
zu beobachten. Das kann man einfach auch an den 
Zahlen sehen.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich glaube, der Fragebedarf ist jetzt erst einmal er-
schöpft, Frau Abgeordnete Hitzing, das ist ja eine 
Fachdebatte über die Autos im Allgemeinen. Jetzt 
für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Frau Ab-
geordnete Schubert.  
 
Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Weber, ich kann Ihnen genau sagen, 
was passiert wäre, hätten wir die Frage gestellt, was 
die Landesregierung allgemein für den Klimaschutz 
tut. Dann hätte sich wahrscheinlich die etwas ermü-
dende Litanei des Herrn Primas hier vor unseren 
Ohren entrollt. 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Ich glaube, man kann hier viele Worte darüber ver-
lieren, was alles schon Tolles gemacht worden ist, 
aber die Frage ist doch, was wir noch machen müs-
sen.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 

(Zwischenruf Abg. Krauße, CDU: Die 
Frage ist, was wir noch machen wollen.) 

 
Und da ist bei allen technischen Ausführungen, die 
Frau Hitzing schon vorgenommen hat, doch offen-
sichtlich noch sehr viel Potenzial. Wenn es so ist, 
dass diese Leasingraten im Moment mit einem ener-
giesparenden Fahrzeug so viel teurer sind, dann ist 
das auch ein Zeichen, dass die Politik hier was ma-
chen muss.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Es ist ein Unterschied, ob man sich über diese Preise 
informiert oder ob man aktiv sagt, wir wollen diesen 
Fuhrpark umbauen und dann wird auch mal verhan-
delt mit diesen Firmen. Es ist ein kleiner Baustein 
zur Erreichung der Klimaschutzziele. Wenn man hier 
von Schaufenster- und Symbolpolitik spricht, dann 
muss ich ganz klar sagen, die Umstellung hat inso-



294 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 6. Sitzung, 17.12.2009 
 
 
fern sehr viel Vorbildcharakter. Es hat sehr viel Ein-
fluss darauf, welche Dienstwagen in Firmen und 
welche Privatautos morgen gekauft werden, wenn 
wir uns anschauen, welche Fahrzeuge das politische 
Spitzenpersonal dieses Landes und die Landtags-
verwaltung benutzen. Das sollten wir nicht unterschät-
zen.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Zur Wirtschaftlichkeit ist schon viel gesagt worden. 
Da hieß es, eigentlich haben wir das schon alles ge-
macht und der Fuhrpark ist bereits wirtschaftlich. Das 
stimmt einfach nicht. Wir haben zum Glück den 
Bericht des Landesrechnungshofs und da steht der 
Satz drin, dass die Anzahl der Polizeifahrzeuge we-
gen unzureichender Auslastung zu hoch ist und sie 
verringert werden sollte. Offensichtlich gibt es hier 
noch sehr viel Handlungsbedarf. Die Anregung des 
Rechnungshofs lautet, einen Fahrzeugpool für Son-
derkraftfahrzeuge zu bilden, um genau dieses Ziel 
zu erreichen, nämlich weniger Fahrzeuge einzuset-
zen, und damit hat man automatisch eine CO2-Re-
duktion erreicht.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Frau Abgeordnete Schubert, gestatten Sie eine An-
frage durch den Abgeordneten Recknagel? 
 
Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Selbstverständlich.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Bitte.  
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Sie hatten eben den Bericht des Rechnungshofs er-
wähnt, dass es bei der Polizei zu viele Fahrzeuge 
gäbe, die nicht voll ausgelastet sind. Sind Sie mit mir 
einer Meinung, dass ein Fahrzeug, welches nicht 
benutzt wird, kein CO2 ausstößt? 
 

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Stellen Sie die Frage bitte noch mal.  
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Ich versuche es noch einmal anders zu formulie-
ren. Wenn ein Fahrzeug in der Garage steht, der 
Motor nicht betrieben wird, rechnen Sie dann mit 

erhöhtem CO2-Ausstoß? 
 
Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Zwischen nicht benutzen und wenig benutzen ist aber 
noch ein Unterschied, wenn ich gleich mal zurück-
fragen darf? 
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Zwischen nicht benutzen ... 
 
Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
und wenig benutzen ... 
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Wenn Sie sagen, zu wenig benutzt. Also, ich ver-
suche es noch mal ... 
 
Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Also, ich beantworte Ihre Frage mit Ja, aber sie hat 
nichts mit dem Anliegen zu tun, was wir in dem An-
trag verfolgen.  
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Soll ich es noch mal neu formulieren? 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Nein, sie hat ja die Frage mit Ja beantwortet.  
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Danke schön.  
 
Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Der Rechnungshof stellt auch fest, dass hier mit 
Full-Service-Leasingverträgen gearbeitet wird, wo 
man sich Daten bedient, die aus Verträgen genom-
men werden zwischen dem Land Baden-Württem-
berg und der Daimler-Chrysler AG. Vielleicht ist es 
einfach nichts, was in Thüringen angemessen ist. 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 

(Unruhe CDU) 
 
Dies ist ein kleiner Baustein, wenn wir wirklich bei 
170 g sind, dann ist es ein kleiner Fortschritt. Ich 
glaube, Herr Weber, Sie haben uns vorgeworfen, wir 
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würden damit nicht weit genug gehen am Anfang 
und es sei ein halbherziger Antrag. Ich sage Ihnen 
mal eines, wenn wir hier gefordert hätten mit 50 Pro-
zent zu operieren, dann hätten Sie uns wahrschein-
lich vorgeworfen, das sei nicht realistisch. Wir ha-
ben den Antrag extra so geschrieben, dass man in 
den nächsten Jahren damit auch arbeiten kann und 
den CO2 -Ausstoß weiter reduziert. Darum geht es 
uns. Wenn man an das anknüpfen kann, was Frau 
Hitzing gesagt hat, dann ist das, glaube ich, ein gang-
barer Weg. Ich bitte Sie, den Antrag nicht abzuleh-
nen, sondern wenigstens zu überweisen.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Wir haben die Informationen, die hier schon etwas 
verstreut wurden im Plenarsaal, dann in einem Aus-
schuss, können darüber beraten und können dann 
auch sehr konkret überlegen, was man tun kann, 
damit wir am Ende auch irgendwann auf diese 100 g 
kommen. Vielen Dank.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Frau Abgeordnete Schubert, sagen Sie noch, an wel-
che Ausschüsse oder an welchen Ausschuss? 
 
Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
An den Ausschuss für Bau, Landesentwicklung und 
Verkehr.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich rufe jetzt für die Fraktion DIE LINKE den Abge-
ordneten Hellmann auf.  
 
Abgeordneter Hellmann, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, dies ist mein 
Erstlingswerk. Herr Adams von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN hat vor Kurzem einen Wettbewerb aus-
gerufen zwischen den Neulingen um die kürzeste 
Rede. Herr Adams, ich nehme diese Herausforde-
rung an, nicht nur aus sportlichem Ehrgeiz, sondern 
aus Respekt vor dem Jüngsten Gericht. Im Matthäus-
Evangelium, Kapitel 12, Vers 36 steht, dass man für 
jedes unnütze Wort vor dem Jüngsten Gericht Re-
chenschaft ablegen muss. Ich bitte um Beachtung. 
 

(Heiterkeit im Hause) 
 
 
 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Da muss 
man aber wenigstens auch daran glau-
ben.) 

 
Zum Antrag: Grundsätzlich möchte ich drei Bemer-
kungen zu diesem Antrag machen, die teilweise über 
den Inhalt hinausgehen.  
 
Erste Bemerkung: Ohne Einsparung von Energie -
und im weitesten Sinne geht es bei diesem Antrag 
um Einsparung von Energie - und ohne generelle 
Umstellung unseres Energiesystems auf erneuer-
bare Energien, das heißt, ohne drastische Senkung 
des CO2-Ausstoßes gibt es keinen Klimaschutz. Oh-
ne Klimaschutz gibt es keinen Naturschutz und ohne 
Naturschutz keinen Schutz unserer Lebensgrund-
lage. Schon allein deshalb ist der Antrag begrüßens-
wert, auch wenn er natürlich nur ein Zeichen setzt.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Zweite Bemerkung: Die Erwärmung der Erde ist in 
vollem Gange und um eine Metapher, einen bild-
haften Vergleich, zu gebrauchen; wir befinden uns 
auf der Titanic eine halbe Stunde nach der Kollision, 
nicht etwa vorher. Das umreißt eigentlich die Dra-
matik der Situation und deshalb möchte ich auch 
nicht auf die kleinlichen Diskussionen eingehen, die 
die ablehnende Fraktion ins Rennen geführt hat. Das 
ist einfach deplatziert, meine Damen und Herren. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Wir sind Politiker, wir tragen Politik. Politik ist die 
Lehre von der Staatsführung und wir müssen heute 
zeigen, wo wir hinführen wollen. Es sollte sich jeder 
überlegen bei der Abstimmung, was es bedeutet.  
 
Deshalb gestatten Sie mir auch noch eine dritte Be-
merkung, die scheinbar nichts mit dem Antrag zu tun 
hat. Wir sollten alle Formen der CO2-Reduzierung 
nutzen, um den Klimaschutz zu stärken, und keine 
Berührungsängste haben. Ich möchte mit zwei Sät-
zen einfach eine Lanze für die Windenergie brechen, 
weil das auch etwas mit CO2-Reduzierung zu tun 
hat und sehr unter der Kritik der Gesellschaft steht. 
Ohne Windenergie, meine Damen und Herren, wer-
den wir den Wettlauf um die Klimastabilisierung nicht 
gewinnen. Windgeneratoren sind keine Schandfle-
cke in der Natur, sondern es sind unsere Rettungs-
boote. Sie nicht zu mögen heißt, auf der Titanic an 
der Reeling zu stehen und zu meinen, die Rettungs-
boote sind nicht hübsch genug. Diese Meinung kann 
man sicher haben, aber was sich 1912 auf dem At-
lantik zugetragen hat, weiß sicher noch jeder.  
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Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Abgeordneter Hellmann, es gibt eine Anfrage 
seitens des Abgeordneten Recknagel. 
 
Abgeordneter Hellmann, DIE LINKE: 
 
Ich bin gleich fertig. Könnten wir es so machen, Herr 
Recknagel - einen Augenblick. Ich wollte mich ja 
kurzfassen.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Wenn das so gewünscht wird. 
 
Abgeordneter Hellmann, DIE LINKE: 
 
Meine Damen und Herren, ich würde mich sehr 
freuen, wenn Sie meine sinnstiftenden Worte noch 
einmal im Protokoll nachlesen würden. Schließlich 
ist die Wiederholung die Mutter der Weisheit.  
 

(Unruhe CDU) 
 
Unsere Fraktion befürwortet den Antrag. Das hat 
meine Vorrednerin vorhin ja schon betont. Herr Reck-
nagel. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Recknagel, Sie können jetzt Ihre Frage stellen. 
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Herr Hellmann, wenn Sie mir vielleicht bitte noch 
einmal - Sie hatten eben berechtigterweise auf die 
Windenergie hingewiesen, ich bin auch Segler - er-
läutern den Zusammenhang zwischen der Wind-
energie und ihrer Nutzung im Straßenverkehr. Danke 
schön.  
 

(Heiterkeit im Hause) 
 
Abgeordneter Hellmann, DIE LINKE: 
 
Es geht um die CO2-Reduzierung und ein Windge-
nerator reduziert dramatisch die CO2-Belastung un-
serer Energieerzeugung. Das ist eigentlich der Grund. 
Ich weiß, dass die in der Kritik stehen, deswegen - 
um auch einen Schritt weiterzugehen - werden wir 
künftig Elektroautos haben, Herr Recknagel. Es wäre 
schön, mich würde es unglaublich freuen, mal mit 
dem Elektroauto an einen Windgenerator heranzu-
fahren, um zu tanken. Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren, ich bedanke mich.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
 

Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Zu den Redezeiten wollte ich nur mal sagen, damit 
es alle wissen, die kürzeste Redezeit am heutigen 
Tag hat Frau Abgeordnete Leukefeld gehabt mit 
einer Minute, das war aber, da muss man gerecht 
sein, nur ihre Anmerkung zur Ausschussüberwei-
sung, und es gab mehrere Redner, die zwei Minuten 
gesprochen haben. Über dieser Redezeit, Herr Ab-
geordneter Hellmann, lagen Sie auch vor der An-
frage. Also viel Glück beim nächsten Start um die 
kürzeste Redezeit.  
 
Herr Abgeordneter Meyer für die Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN. 
 
Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ich habe mich zu Wort gemeldet, um einen 
Aspekt in der Debatte noch einmal herauszustel-
len, der mir dann doch wichtig ist. Die Debatte hat 
einfach in dem Thema zu kurz gegriffen. Wenn Sie 
unseren Antrag richtig gelesen hätten oder - bes-
ser gesagt - so aufmerksam, wie wir ihn eigentlich 
Ihnen zeigen wollten, haben wir geschrieben, den 
Gesamtausstoß an Kohlendioxid zu reduzieren, nicht 
den Ausstoß pro 100 Kilometer oder pro Kilometer 
oder pro Auto. Das haben wir bewusst so gemacht. 
Der Verkehrsbereich ist der zentrale Bereich, wenn 
es um das Thema Energieeinsparung und damit 
auch CO2-Einsparung geht, 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
und zwar deshalb der zentrale Bereich, nicht weil 
wir GRÜNEN Autogegner sind oder sonst irgend-
was, sondern weil es der ist, wo am schwersten Ein-
sparziele zu erzielen sind. Im Bereich der alternati-
ven Energieversorgung 100 Prozent regenerativ in 
Thüringen wäre gar kein Problem, das wissen wir 
als GRÜNE; wenn Sie das nicht wissen, dann ge-
ben wir Ihnen gern einige Informationen dazu. Das 
können wir schaffen, das werden wir auch schaf-
fen, dafür sorgt schon unsere Wirtschaft.  
 
Aber im Verkehrsbereich sieht es trübe aus, sehr trü-
be sogar. Wir haben dort die Verantwortung, als Land 
zu zeigen, dass es geht und mit unseren 3.700 Kfz, 
die laut ausgewiesenem Haushaltsplanentwurf in die-
sem Jahr durch die Landesregierung verantwortet 
werden, 3.700 Autos, müssen wir halt versuchen, 
was zu tun ist. Bei dem Thema habe ich hier im-
mer nur gehört, dass das Problem erkannt sei. Alle 
haben gesagt, jawohl, wir stehen zu den Zielen der 
Bundesregierung, wir sind auch der Meinung, dass 
man die erreichen müsste. Dann kam die Frage: 
Ja, wie machen wir das eigentlich?  
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Wieder zurück zu unserem konkreten Antrag, nicht 
zur Aktuellen Stunde, das machen wir heute noch. 
Wir sind der Ansicht, dass wir diese Frage durch-
aus einer kompetenten Landtagsverwaltung, Minis-
terialverwaltung und Verwaltung unserer sonstigen 
Einrichtungen zukommen lassen können. Die geht 
aber nicht nur auf die Frage, ob die Autos kleiner 
und sparsamer werden sollen, die geht auch auf die 
Frage, ob es diese Auto alle braucht, und sie geht 
übrigens auch auf die Frage z.B., weil die Frage 
von Herrn Recknagel so nett formuliert war, ob ei-
gentlich alle Autos produziert werden müssen, die 
man braucht, um die Transportleistung, die wir wie-
derum brauchen, auch zu erbringen. Ich will dazu 
nur mal ein kleines Beispiel bringen: Andere Län-
der sind mittlerweile u.a. durch ihre Finanzministe-
rien, Frau Walsmann, auf den Trichter gekommen 
und gar nicht mal so dumm, ihren Angestellten oder 
auch Dritten ihre Autos in Form von Carsharing zur 
Verfügung zu stellen. Das nutzt dem Klima indirekt 
dadurch, dass weniger Autos produziert werden müs-
sen, die man braucht, um Fahrleistungen beispiels-
weise am Abend hinter sich zu bringen, die man 
machen kann mit den Autos, die ansonsten - bitte 
nehmen Sie es mir nicht übel - eine Stunde fahren 
und 23 Stunden am Tag rumstehen.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Das tun die allermeisten Autos auch in den Minis-
terien, ich schwöre es, ohne es gesehen zu haben. 
Und bei diesem Thema wollten wir nicht selber die 
Schlauen sein, sondern da hatten wir uns eigent-
lich gedacht, dass die Fachministerien und die Fach-
verwaltung dazu genau diese Aussage treffen. Wenn 
Sie dann zu dem Ergebnis kommen, dass 30 Pro-
zent nicht möglich sind und unser Vorbild sich nur 
auf 15 Prozent erstrecken kann oder 20, nehmen 
wir das zur Kenntnis. Aber sich jetzt hinzustellen 
und zu sagen, das ist alles nur Mumpitz, weil so 
viel Kleinkram sowieso nicht hilft, wir warten, bis 
das große Ganze drankommt, ist so, wie darauf zu 
warten - das habe ich auch schon von einigen, ent-
schuldigen Sie bitte, LINKEN gehört -, erst muss der 
Kapitalismus beendet sein, dann helfen wir auch dem 
Klimaschutz weiter, so läuft es eben gerade nicht. 
 
Letzte Bemerkung an alle Beteiligten hier im Raum 
gerade auf der CDU-Seite: Sie werden wahrschein-
lich mit technologischen Lösungen allein die ambi-
tionierten Ziele auch Ihrer Bundesregierung und Eu-
ropas und der Welt nicht erreichen. Wir werden das 
Thema „Verzicht“ intelligent lösen müssen. Das heißt 
nicht, dass wir alle hier demnächst in den berühm-
ten Wollsocken rumrennen müssen, sondern das 
heißt die Frage z.B.: Können wir als Land in unse-
rer notwendigen Aufgabenerfüllung 30 Prozent der 
Transporte einsparen? Wenn wir das schaffen, ha-
ben Sie automatisch 30 Prozent weniger CO2-Aus-

stoß, ohne Ihre schönen großen Dienstwagen infrage 
zu stellen. Vielen Dank. 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Es gibt eine weitere Redemeldung seitens der Ab-
geordneten. Für die Fraktion DIE LINKE der Abge-
ordnete Kummer. 
 
Abgeordneter Kummer, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Herr 
Weber, als neuem Abgeordneten kann ich Ihnen Ihr 
Gottvertrauen in die Landesregierung ja noch nach-
sehen. Mich wundert es, dass das in Ihrer Fraktion 
so schnell gekommen ist nach der letzten Legisla-
tur, da hätten Ihnen zumindest ein paar Kollegen viel-
leicht sagen können, damit soll man vorsichtig sein. 
Aber wo ich es nicht verstehe, das ist Egon Primas. 
Wir haben schöne Papiere verabschiedet in der letz-
ten Legislatur, natürlich; aber es können sich doch 
noch viele hier im Raum erinnern, wie bundesweit un-
ser Umweltstaatssekretär gerade Schlagzeilen mach-
te, weil er nun mal einen ausgewiesenen Spritfres-
ser als Dienstfahrzeug hatte. 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Wenn ich da glaube, dass diese Landesregierung 
das alles toll richten wird; gut, dann sollte ich doch 
heute zumindest eine gewisse Skepsis an den Tag 
legen. Wir haben als Parlament natürlich auch eine 
Kontrollfunktion auch in dieser Richtung. Deshalb 
werbe ich darum, diesen Antrag an den Umweltaus-
schuss und auch an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss zu überweisen, um dort über die Fragen 
reden zu können. Ich denke, wir sollten dabei auch 
noch darüber reden, inwieweit lassen sich denn heu-
te, in der Zeit, wo wir digitale Medien haben, wo wir 
Telefonkonferenzen haben und Ähnliches, Dienst-
reisen vermeiden. Wir sollten auch darüber reden, 
wie kann ich das verstärkt mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln durchführen. Da ist sicherlich vieles schon gu-
te Praxis, manches aber noch nicht. Dienstfahrrä-
der wären vielleicht auch noch einmal ein Thema. 
So lässt sich in einer solchen Diskussion vielleicht 
ein rundes Paket zusammenbringen, was uns ein 
Stück weit hilft, nicht nur für den Klimaschutz etwas 
zu tun, sondern auch noch Geld in der Verwaltung 
zu sparen. Danke. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Jetzt liegen keine weiteren Redemeldungen seitens 
der Abgeordneten vor. Für die Landesregierung Frau 
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Finanzministerin Walsmann, bitte.  
 
Walsmann, Finanzministerin: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren Abgeordneten, die Thüringer Landesregie-
rung misst dem Thema Klima- und Umweltschutz 
gerade auch im Hinblick auf den Klimawandel und 
den damit einhergehenden Veränderungen der Le-
bensbedingungen eine ganz besondere Bedeutung 
zu. Vor dem Hintergrund des Kioto-Abkommens und 
der durch die Europäische Union und die Bundes-
regierung gesteckten Klimaschutzziele ist es das 
erklärte Ziel der Landesregierung, die Folgen des 
Klimawandels zu mindern und eine fortschreitende 
Schädigung von Umwelt und Natur zu verhindern. 
Die Landesregierung unterstützt dabei mit ihrer Tä-
tigkeit die Europäische Union sowie die Bundesre-
gierung bei der Umsetzung der Klimaschutzziele. 
Hierfür existieren in Thüringen bereits seit Jahren 
verschiedenste, dem Klimaschutz dienende Instru-
mente. Vielleicht wäre es gut, sie - an der Stelle zähle 
ich sie auch gerne noch einmal auf - zu nennen, das 
sind das Klimaschutzkonzept aus dem Jahr 2000, 
welches im Jahr 2009 durch die Energie- und Kli-
mastrategie Thüringen 2015 abgelöst wurde, der 
Landesentwicklungsplan oder das Thüringer Nach-
haltigkeitsabkommen aus dem Jahre 2004. Ich fin-
de die überhaupt nicht langweilig, sondern ich den-
ke, man sollte es erst einmal lesen, bevor man da-
rüber urteilt. Zudem hat die Thüringer Landesregie-
rung im Mai 2009 das Thüringer Klima- und Anpas-
sungsprogramm veröffentlicht. Darin werden die vom 
Klimawandel betroffenen gesellschaftlichen Berei-
che ausgewiesen, Strategien im Umgang mit den 
Folgen des Klimawandels entwickelt und mögliche 
Handlungsoptionen und Anpassungsmaßnahmen 
für Thüringen dargelegt. Ziel dieser Maßnahme ist 
es, unter anderen - ich sage ganz bewusst unter 
anderen - Punkten die weitere Verringerung der CO2-
Emissionen voranzubringen.  
 
Meine Damen und Herren, im Rahmen der Umset-
zung der vorgenannten umweltpolitischen Ziele hat 
die Thüringer Landesregierung hinsichtlich der Ver-
minderung des CO2-Ausstoßes bei Landesdienst-
fahrzeugen bereits im Jahr 2004 weitreichende Re-
gelungen getroffen. Gemäß den Vorgaben der Kfz-
Richtlinien und der Richtlinien zur Veranschlagung 
von Ausgaben zur Beschaffung von Dienstfahrzeu-
gen sind bereits heute die besonderen Belange des 
Umweltschutzes bei der Beschaffung von Dienst-
kraftfahrzeugen zu berücksichtigen. Dabei ist im Rah-
men der Beschaffung wirtschaftlich gleichwertigen 
Fahrzeugen der Vorzug zu geben, die schadstoff-
arm und/oder im Ressourcenverbrauch besonders 
sparsam sind, z.B. solchen, die regenerative Ener-
gien nutzen. Das bedeutet, dass ein Großteil der 
augenblicklich im Landesdienst genutzten Dienst-

fahrzeuge bereits unter der Maßgabe eines verrin-
gerten CO2-Ausstoßes angeschafft wurde und alle 
zukünftigen Neuanschaffungen dieser Vorgabe auch 
weiterhin unterliegen. Darüber hinaus darf nicht ver-
gessen werden, dass die Landesbediensteten im gro-
ßen Umfang die Angebote der Deutschen Bahn AG 
nutzen. Auch damit wird seitens des Landes bereits 
ein Beitrag zur Verringerung des CO2-Ausstoßes ge-
leistet. Ich habe mal die Zahlen herausgesucht zum 
Vergleich: Von Januar bis Oktober 2009 wurden 
durch thüringische Landesbedienstete 10.784.736 
Personenkilometer mit der Bahn gefahren, was, 
um es vielleicht deutlicher zu machen, 269 Erdum-
rundungen entspricht. Das sind 19,6 Prozent mehr 
Bahnpersonenkilometer als im gleichen Zeitraum des 
Vorjahres.  
 
Meine Damen und Herren, die zielstrebige Umset-
zung umweltpolitischer Vorhaben ist eine wichtige 
Aufgabe, die die Landesregierung konsequent ver-
folgt. Unser politisches Handeln muss sich jedoch 
immer am Gesamtgefüge der derzeitigen Haushalts-
situation orientieren. Ziel kann es daher nicht sein, 
kurzfristig nicht durchdachte umweltpolitische Maß-
nahmen festzulegen, während finanzielle Folgen 
mangels vorhergehender Prüfung der Sachlage nicht 
einschätzbar sind. So ist es meines Erachtens im vor-
liegenden Fall des Antrags der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN mehr als fraglich, ob eine Reduzie-
rung des CO2-Gesamtausstoßes der Landesdienst-
fahrzeuge um die geforderten Prozentsätze aus tech-
nischer Sicht überhaupt möglich ist. Für eine rea-
listische Zielsetzung hinsichtlich der Verringerung 
des CO2-Ausstoßes bei Dienstkraftfahrzeugen müss-
ten zunächst die für eine solche Entscheidung not-
wendigen Grundlagen ermittelt und ausgewertet wer-
den. Dazu wäre ein nicht zu rechtfertigender Ver-
waltungsaufwand erforderlich. Wie bereits oben aus-
geführt, berücksichtigt die Landesregierung bereits 
jetzt aufgrund der bestehenden Richtlinien zur Be-
schaffung von Dienstfahrzeugen das Gebot umwelt- 
und klimafreundlichen Verhaltens. Eine darüber hi-
nausgehende Forderung nach starren CO2-Reduk-
tionszielen bringt gegenüber der derzeitigen Hand-
habung keine Vorteile, sondern eher Nachteile, weil 
zum Beispiel auch bestehende Leasingverträge ge-
kündigt werden müssten, um die CO2-Vorgaben ein-
zuhalten, was für das Land einen hohen finanziel-
len Schaden mit sich bringen würde. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Frau Ministerin, die Frau Abgeordnete Schubert wür-
de Ihnen gern eine Frage stellen. Gestatten Sie das? 
 
Walsmann, Finanzministerin: 
 
Das kann sie am Ende tun.  
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Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Bitte am Ende, Frau Abgeordnete Schubert. 
 
Walsmann, Finanzministerin: 
 
Deshalb lehnt die Landesregierung diesen Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auch ab.  
 
Jetzt können Sie die Frage stellen. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Jetzt geht die Frage. 
 
Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Frau Ministerin, Sie sagten gerade, Sie wissen sel-
ber nicht, ob unter den gegebenen Rahmenbedin-
gungen technischer und wirtschaftlicher Art eine CO2-
Reduktion möglich ist. Sind Sie der Meinung, dass 
diese Fragen in einem Ausschuss vielleicht besser 
beraten werden könnten, als den Antrag gleich ab-
zulehnen, wenn Sie eigentlich dem Ziel, welches 
dahinter steht, nämlich auch in Thüringen den Kli-
maschutz voranzubringen, sehr viel abgewinnen kön-
nen?  
 
Walsmann, Finanzministerin: 
 
Dem Ziel, Klimaschutz voranzubringen, gewinne ich 
sehr viel ab. Da bin ich auch überzeugt davon, dass 
das notwendig ist und dass man jede Anstrengung 
dazu auch bringen muss. Aber Schaufensteranträ-
ge dienen dem jedenfalls nicht, diesem Ziel näher 
zu kommen. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Mir liegen keine weiteren Redeanmeldungen mehr 
vor. Ich möchte damit die Aussprache schließen. Es 
ist vorgeschlagen worden, diesen Antrag an drei Aus-
schüsse zu überweisen, den Ausschuss für Bau, 
Landesentwicklung und Verkehr, den Ausschuss für 
Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz 
und den Haushalts- und Finanzausschuss.  
 
Ich lasse zuerst darüber abstimmen, den Antrag an 
den Ausschuss für Bau, Landesentwicklung und Ver-
kehr zu überweisen. Wer dem zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. Danke. Gegenstimmen? 
Das ist eine Mehrheit. Ich frage nach den Stimm-
enthaltungen. Es gibt 1 Stimmenthaltung. Also mit 
Mehrheit ist diese Überweisung an den Ausschuss 
für Bau, Landesentwicklung und Verkehr abgelehnt 
worden.  

Ich lasse jetzt über den Antrag abstimmen, diesen 
Antrag an den Ausschuss für Landwirtschaft, Fors-
ten, Umwelt und Naturschutz zu überweisen. Wer 
dem zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. Danke. Ich frage nach den Gegenstimmen. 
Das ist eine Mehrheit von Gegenstimmen. Stimm-
enthaltungen? Es gibt 1 Stimmenthaltung. Die Über-
weisung an den Ausschuss für Landwirtschaft, Fors-
ten, Umwelt und Naturschutz ist abgelehnt worden.  
 
Nun frage ich nach der Überweisung an den Haus-
halts- und Finanzausschuss. Wer dem zustimmt, den 
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Danke schön. 
Ich frage nach den Gegenstimmen. Es ist eine Mehr-
heit von Gegenstimmen. Ich frage nach den Stimm-
enthaltungen. 2 Stimmenthaltungen. Mit Mehrheit ist 
diese Überweisung abgelehnt worden.  
 
Da keine Ausschussüberweisung erfolgt ist, stimmen 
wir direkt über den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN in Drucksache 5/73 ab. Wer diesem 
Antrag zustimmt, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. Danke schön. Ich frage nach den Gegen-
stimmen. Das ist eine Mehrheit von Gegenstimmen. 
Ich frage nach den Stimmenthaltungen. Es gibt 
2 Stimmenthaltungen. Der Antrag ist damit abgelehnt.  
 
Ich schließe den Tagesordnungspunkt 5. Wir hatten 
heute Morgen gehört, dass die Fraktion DIE LINKE 
den Antrag unter Tagesordnungspunkt 6 zurückge-
zogen hat.  
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 7 
 

Verhinderung der 380-kV- 
Hochspannungstrasse  
durch den Thüringer Wald 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 5/125 - 
dazu: Entschließungsantrag 

der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 5/242 - 

 
Die Fraktion DIE LINKE hat nicht signalisiert, das 
Wort zur Begründung ihrer Anträge zu nehmen, so 
dass ich gleich die Aussprache eröffnen möchte. Ich 
rufe für die CDU-Fraktion den Abgeordneten Worm 
auf. 
 
Abgeordneter Worm, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, uns liegt der Antrag der Fraktion DIE LINKE, 
Verhinderung der 380-kV-Hochspannungstrasse 
durch den Thüringer Wald, vor, in welchem die Lan-
desregierung aufgefordert wird unter Punkt 1, alle 
notwendigen Schritte zu unternehmen, was die ju-
ristischen Handlungsmöglichkeiten zur Verhinderung 
der 380-kV-Leitung betrifft, und unter Punkt 2, beim 
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Bundesverfassungsgericht ein Normenkontrollver-
fahren gegen das EnLAG einzureichen.  
 
Als Erstes möchte ich an dieser Stelle deutlich ma-
chen, dass diese Forderung auf den ersten Blick 
durchaus auf mein vollstes Verständnis trifft 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
dahin gehend, dass dieser Antrag konsequenterweise 
einen weiteren Baustein auf Ihrem Weg, Frau 
Enders, zur Verhinderung der Trasse im 3. Bauab-
schnitt darstellt, und dann somit auch die betroffene 
Region angeht. Aber, ich denke und das ist auch 
ein Stück offensichtlich, das ist natürlich auch ein 
Antrag, der dazu dienen soll, die Landesregierung 
ein Stück weit vorzuführen, so nach dem Motto: Seht, 
was wir als LINKE alles tun, um die Trasse zu ver-
hindern, und die Landesregierung zieht nicht mit. 
Aber dies ist ja nun nicht der Fall.  
 
Deswegen denke ich, an dieser Stelle ist es mal 
wieder notwendig, auf einige Zusammenhänge und 
Fakten zu verweisen. Erstens: Der geplante Aus-
bau der transeuropäischen Netze, insbesondere der 
24 Strecken mit besonderer Priorität, basiert auf bun-
des- und europarechtlichen Bestimmungen oder Ge-
setzlichkeiten. Das heißt, der Thüringer Landtag bzw. 
die Landesregierung haben hier nicht das Heft des 
Handelns in ihren Händen. Dem Freistaat obliegt 
beim Bau der 380-kV-Leitung mehr oder weniger rei-
nes Verwaltungshandeln. Die entsprechende Behör-
de ist das Landesverwaltungsamt und es ist in die-
sem Verfahren eine entsprechende Verfahrensschie-
ne einzuhalten. Das heißt, um das noch mal deut-
lich zu machen, es muss für den Bauabschnitt Al-
tenfeld-Redwitz erst mal ein Raumordnungsverfahren 
beantragt werden. Nun konnte man in der Zeitung le-
sen, es gab da einen Artikel im „Freien Wort“ Son-
neberg am 16. Dezember, im Ilm-Kreis wohl heute, in 
dem Herr Neldner als Geschäftsführer von Vattenfall 
Transmission gesagt hat, das solle wohl in Kürze ge-
schehen. An dieses Raumordnungsverfahren schließt 
sich dann ein Planfeststellungsverfahren an. Dort ist 
unter anderem ein Schwerpunkt die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung.  
 
Ganz zum Schluss oder letztendlich gibt es einen 
Planfeststellungsbeschluss mit einem Ergebnis. Da-
gegen kann man dann klagen oder rechtliche Schritte 
einzuleiten. Jede Verfahrensweise, die versucht, die-
ses so geordnete Verfahren zu unterlaufen oder von 
politischer Seite zu beeinflussen, konterkariert des-
sen Rechtsstaatlichkeit und ist deshalb zumindest 
fragwürdig.  
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Das stimmt nicht.)  

 

Wenn man sich jetzt den Punkt 2 Ihres Antrags 
anschaut - und das ist interessant -, so bestätigen 
Sie eigentlich damit, dass der Freistaat rechtlich gar 
keine Möglichkeit hat, die Maßnahme zu verhindern, 
denn sonst würden Sie nicht nach einem Antrag 
auf Normenkontrolle beim Bundesverfassungsge-
richt gegen das Gesetz zum Ausbau von Energie-
leitungen rufen. Ich will an der Stelle nur sagen, dass 
zum Gesetz zum Ausbau von Energieleitungen, also 
diesem EnLAG, zahlreiche Anhörungen auch im 
Bundestag stattgefunden haben, dass das Ganze 
auch durch das Bundesjustiz- und -innenministerium 
geprüft wurde und mir nicht bekannt ist, dass dort 
irgendjemand verfassungsrechtliche Bedenken oder 
Fragen geäußert hat. Aber nichtsdestotrotz, wir sind 
natürlich auch sehr stark an einem Dialog in diesem 
Bereich interessiert.  
 

(Beifall DIE LINKE)  
 
Wir werden uns nicht nachsagen lassen, dass wir 
die Sorgen der Bürger nicht aufnehmen oder den 
Bürgerwillen ignorieren. So beantrage ich im Na-
men meiner Fraktion die Überweisung des Antrags 
an den Wirtschaftsausschuss zur gemeinsamen Be-
ratung. Ich will nur zum Schluss auch noch kurz da-
rauf hinweisen, dass durchaus auch Gespräche zu 
diesem Thema durchgeführt werden und sehr inten-
siv stattfinden. Es gibt wohl auch einen Gesprächs-
termin des Wirtschaftsministers mit den Bürgerini-
tiativen am 25. Januar zu diesem Thema. Das wird 
nicht nur von mir außerordentlich begrüßt, sondern 
ich denke, es ist ganz einfach wichtig, dass man 
sich auch zu diesem Thema im Dialog befindet.  
 
Nun noch einige Sätze zu Ihrem Entschließungsan-
trag. Die Grundlage hierfür, denke ich, ist die Dis-
kussionsrunde in Masserberg gewesen, wo die im 
Landtag vertretenen Parteien sich durchaus dazu 
verständigt bzw. die Aussage getroffen haben, dass 
man so eine Anhörung zu diesen beiden Gutach-
ten machen sollte. Das ist durchaus wichtig und in-
teressant, mal diese beiden Gutachten gegenüber-
zustellen und zu diskutieren. Ich würde lediglich zu 
diesem Entschließungsantrag ebenfalls sagen bzw. 
bitten, den im Ausschuss für Wirtschaft, Technologie 
und Arbeit weiterzuberaten. Ich bitte auch hier um 
Überweisung. Vielen Dank.  
 

(Beifall CDU, SPD)  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die SPD-Fraktion hat sich Abgeordneter Weber 
zu Wort gemeldet.  
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Abgeordneter Weber, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen, die Diskussion um die 380-kV-Hoch-
spannungstrasse bewegt die Gemüter in Thüringen 
wie kaum ein anderes Thema. Der Kollege Worm hat 
es schon deutlich gemacht, da gibt es Gutachten, 
da gibt es Gegengutachten, verschiedene Positionen. 
Vieles, über das man nachdenken muss, aber auch 
einige Unwahrheiten, besser gesagt einige Wunsch-
wahrheiten. Zuletzt hat sich dieses Hohe Haus im 
März 2009 mit diesem Thema befasst und es gibt 
in der Tat, da gebe ich Ihnen recht, Herr Kollege 
Worm, einen Bedarf zur Diskussion. Minister Mach-
nig hat bereits angekündigt und Sie haben es auch 
gesagt, am 25. Januar soll dieser Termin stattfin-
den. Da werden die Gutachter eingebunden, da wer-
den die Betroffenen, die Fraktionen des Landtags 
ebenfalls eingeladen. Es wird weiter einen Dialog 
geben. Wir sollten, bevor dieses Plenum über diesen 
Antrag oder über die Frage der 380-kV-Leitung be-
findet, zunächst mal diesen Termin abwarten. Aber 
dennoch kann man natürlich einige Anmerkungen 
zum Thema machen. Ich denke, es sollte unstrittig 
sein, dass wir einen Ausbau der Netzinfrastruktur 
brauchen. Wenn wir die Energiewende schaffen wol-
len, dann brauchen wir einen tragfähigen Mix aus 
zentralen und dezentralen Ansätzen zur Energie-
versorgung. Der Antrag der Fraktion DIE LINKE hat 
aber nicht den Ansatz, über Energieversorgungs-
konzepte der Zukunft zu diskutieren. Es finden sich 
im Antrag auch keinerlei schlüssige Vorschläge, wie 
wir die Energiewende und die geeigneten Netze auf 
den Weg bringen können. Nebenbei bemerkt hoffe 
ich, dass sich die Kompetenz in dieser Frage nicht 
allein auf diesen Antrag stützt, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen. Sie sollten, wenn Sie über dieses The-
ma diskutieren, endlich mal einige Fakten zur Kennt-
nis nehmen, nämlich dass die 380-kV-Leitung zu den 
transeuropäischen Netzen gehört, dass es europä-
ische Verabredungen zu dem Thema gibt und dass 
es sich bei diesem Projekt lediglich um den Voll-
zug dieser Verabredungen handelt. Das sollten Sie 
auch wissen - wahrscheinlich wissen Sie es auch, 
Sie sagen es nur nicht - ein Vertragsverletzungs-
verfahren droht, wenn das Projekt nicht umgesetzt 
wird. Und der Fakt ist, dass allein Ihre Fraktion, also 
ausschließlich Ihre Fraktion, die Frage aufwirft, ob 
das EnLAG verfassungswidrig ist. Ich kenne sonst 
niemanden, der diese Frage aufwirft.  
 
Wenn man allein diese Dinge betrachtet, dann muss 
man doch auch mal konstatieren, der Thüringer Land-
tag ist nicht nur nicht Herr dieses Verfahrens, son-
dern wir haben keinerlei Eingriffsmöglichkeiten. Sie 
tun aber gerade so, als hätten wir diese Eingriffs-
möglichkeiten. Wenn man - wie das einige Mitglie-
der Ihrer Fraktion tun - wider besseres Wissen die 
Menschen im Land zu dem Eindruck verleitet, dass 

der Thüringer Landtag den Bau dieser Leitung ver-
hindern könnte, dann führen Sie die Menschen hin-
ters Licht.  
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Ich habe sehr aufmerksam zugehört, wie der Abge-
ordnete Hellmann vorhin definiert hat, um was es in 
diesem Hohen Haus geht, auch als Reaktion auf 
meine Rede. Er hat gesagt: Wir sind hier, um ver-
antwortliche Politik zu machen und verantwortliche 
Staatsführung zu machen. Korrigieren Sie mich, Herr 
Abgeordneter Hellmann, wenn ich Sie falsch zitiert 
habe. Wenn Sie aber den Leuten dort vor Ort den 
Eindruck vermitteln, dass wir hier im Landtag eine 
Möglichkeit hätten, den Bau dieser Leitung zu verhin-
dern, dann hat das nichts mit verantwortlicher Poli-
tik und auch nichts mit Offenheit und Wahrheit zu 
tun. Dann ist das reiner Populismus. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Dazu kommt noch, dass Sie - natürlich, der Herr 
Worm hat es auch angesprochen - diesen Thüringer 
Landtag hier zur Rechtsbeugung auffordern. Denn 
wenn ein Vorhabenträger einen Antrag auf ein Raum-
ordnungsverfahren stellt, dann hat dieser wie jeder 
andere Bürger in diesem Land, der zum Beispiel ei-
nen Bauantrag stellt, auch einen Rechtsanspruch da-
rauf, dass dieser Antrag bearbeitet wird.  
 
Ich fasse also mal kurz zusammen: Der Antrag of-
fenbart, dass DIE LINKE offenkundig ein ungeklär-
tes Verhältnis zu Europa hat, das merken wir auch 
an anderen Stellen. Er fordert zu Rechtsbeugung auf.  
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Das müssen Sie mal darlegen, was Sie 
da behaupten. Rechtsbeugung! Was re-
den Sie da?) 

 
Wenn Sie davon reden, dass wir ein Vorhaben ver-
hindern sollen - lassen Sie mich ausreden, Sie kön-
nen gern eine Frage hinterher stellen, Herr Rame-
low, das ist überhaupt kein Problem. 
 

(Unruhe DIE LINKE) 
 
Alles in allem, Herr Ramelow, steht Ihr Antrag auf 
wackeligen Füßen. Ich kann Ihnen allerdings versi-
chern, dass meine Fraktion schlüssigen Argumen-
ten und faktenorientierten Diskussionen zu dem The-
ma jederzeit offen gegenübersteht. Aus unserer Sicht 
wäre es zudem sinnvoll, die Frage zu prüfen - wenn 
Sie mich ausreden lassen würden, würden Sie auch 
hören, was ich sage -, dort, wo es möglich und sinn-
voll ist, über die Frage einer Trassenzusammenle-
gung zu diskutieren, dass z.B. Leitungen, Autobahn 
und ICE-Tunnel an den Stellen, wo es sinnvoll und 
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möglich ist, dass man darüber diskutiert, ob man 
die nebeneinanderlegt.  
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Zusehen und die Natur zerstören.) 

 
Trotz der genannten Probleme mit Ihrem Antrag will 
ich trotzdem sagen, dass wir die Diskussion hier 
an dieser Stelle nicht beenden sollten. Deshalb freue 
ich mich und folge auch dem Vorschlag unseres Wirt-
schaftsministers, den Antrag an den Wirtschafts-
ausschuss zu überweisen. Vielen Dank. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Der Antrag kam jetzt erst mal von der CDU-Frak-
tion, den Antrag an den Ausschuss für Wirtschaft, 
Technologie und Arbeit zu überweisen.  
 
Für die FDP-Fraktion hat sich Abgeordneter Kem-
merich zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordneter Kemmerich, FDP:  
 
Ja, meine Damen und Herren, wir haben ja schon 
mal in etwas kleinerer Runde in Masserberg die Dis-
kussion geführt. Da konnte ich feststellen, dass die 
Leute dort durchaus mit hohem Recht sehr besorgt 
sind um ihr Umfeld, sehr besorgt sind darüber, was 
dort geschehen soll, weil - so mein Eindruck, und 
der konnte bis jetzt noch nicht verwischt werden - 
hier sicherlich eine Menge an Aufklärung gar nicht 
stattgefunden hat, durchaus vielleicht mit falschen 
oder nicht voll zutreffenden Fakten gearbeitet wor-
den ist, also durchaus eine hohe Berechtigung von 
den Leuten in und um Masserberg, um die Tras-
senführung nachvollziehbar ist, die sich hier mit ih-
ren rechtlichen und staatsbürgerlichen Möglichkei-
ten wehren wollen und wehren sollten.  
 
Aber jetzt zurück zu dem Antrag der LINKEN, der 
da heißt, alle notwendigen Schritte zu verhindern, 
über den Thüringer Wald diese Trasse zu führen. Mit 
Recht wird angemahnt, dass bis jetzt noch nicht über 
Alternativen zu der geplanten Streckenführung ge-
sprochen worden ist. Es gibt nur diese eine Fas-
sung und diese eine Fassung soll, das ist auch un-
ser Eindruck, durchgedrückt werden. Ich denke, wir 
haben einen Anspruch darauf, dass man mal über 
Alternativen nachdenkt, ob nicht eine alternative Tras-
senführung möglich ist. Dafür gibt es Gutachten und 
am kleinen Beispiel, wir konnten es gestern im Stadt-
rat von Erfurt nachvollziehen: Auch bei der Trassen-
führung um Erfurt herum ist eine Alternative - die 
hieß dann 4 B, daraus kann man ablesen, wie vie-
le Alternativen erdacht worden sind - gewählt wor-
den. Diese bringt die Trasse zumindest etwas weg 

von der nächstgelegenen Ortschaft und das halte 
ich für sinnvoll. Deshalb denke ich, dass wir wirk-
lich Anstrengungen unternehmen sollten, es mög-
lichst schonend zu machen für die Leute, denn wahr-
scheinlich wird uns nachgewiesen werden, dass die-
se Trassenführung unumgänglich ist, aber die Fra-
ge ist: Wo muss sie entlangführen? Ich denke, da 
sollten wir eine Menge machen. Deshalb werden wir 
dem Antrag der LINKEN so nicht zustimmen können. 
Die Überweisung war schon Gegenstand, darauf 
komme ich gleich zurück.  
 
Zu der Sache mit dem Bundesverfassungsgericht: 
Wir haben auch Bedenken gegen die Verfassungs-
gemäßheit dieses Gesetzes. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Allein aus rechtsstaatlichen Gesichtspunkten halten 
wir die Rechtswegverkürzung auf die Eingliedrigkeit, 
nur das Bundesverwaltungsgericht hierfür zuständig 
zu machen, für sehr bedenklich. Wir haben lange da-
rum gestritten, einen Rechtsstaat auch hier auf dem 
Territorium wieder vollständig zu haben, und eine 
Rechtswegverkürzung lehnen wir ab. Sicherlich sind 
die Verfahren deutlich zu lang. Daran muss gearbeitet 
werden, aber Rechtswegverkürzung nutzt keinem 
Bürger etwas und erst recht nicht unserem Staat. Ich 
denke, da sollte die Bundesregierung künftig anders - 
die Justizministerin, Frau Leutheusser-Schnarrenber-
ger, wird das sicher ähnlich sehen. Dieses Gesetz hat 
die schwarz-rote Koalition am 21.08.2009 - vier Wo-
chen vor der Wahl - schnell beschlossen, fünf Tage 
später in Kraft gesetzt. Wenn es so schnell passie-
ren muss - 
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD:  
Mit Stimmen der FDP.) 

 
mit Stimmen der FDP, aber nicht vollständig, wir ha-
ben uns mit großen Bedenken da auch enthalten; 
da brauchen Sie nicht lachen, das können Sie nach-
lesen, dafür gibt es ja die Protokolle. 
 

(Unruhe SPD) 
 
Der Entschlussantrag - wir können gerne da auch 
in bisschen über Jura diskutieren, das ist auch kein 
Problem, aber wir sind ja jetzt auch mal gehalten, 
die Sache relativ zeitnah durchzuziehen und nicht 
immer alles endlos in die Länge zu ziehen. Wir sind 
für die Anhörung, zweifelsohne, die Leute sollen das 
Recht bekommen, hier angehört zu werden. Wir wol-
len eine Anhörung haben, die ergebnisoffen disku-
tiert wird, die die Gutachten, die vorliegen, bitte in 
Diskussion stellt, weitere Fachleute zulässt und na-
türlich auch die Bürger hört, die betroffen sind, um 
nach Alternativen zu suchen, um eine vernünftige 
Lösung im Sinne der Bürger und im Sinne der Na-
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tur zu finden. Wir werden dem Antrag auf Verwei-
sung an den Ausschuss zustimmen. Vielen Dank. 
 

(Beifall FDP) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat sich 
Herr Abgeordneter Adams zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, zunächst möchte ich mich 
noch einmal ganz kurz an den Kollegen Worm wen-
den und Herr Weber hat das ja auch noch mal ver-
sucht darzustellen: Ich würde ganz gespannt sein 
auf die EU-Richtlinie, wenn Sie mir die mal vorlegen 
könnten, in der steht, dass durch Thüringen eine Lei-
tung zu bauen ist. Das interessiert mich ganz außer-
ordentlich. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Sie tun ja so, als ob Sie eigentlich nur etwas schon 
lange Beschlossenes umsetzen würden. Da, lieber 
Herr Weber, beißt sich Ihre Argumentation in den 
Schwanz. Sie sagen nämlich, wir brauchen ein or-
dentliches Raumordnungsverfahren. Aber welchen 
Sinn hat denn das Raumordnungsverfahren, wenn 
nicht am Ende des Raumordnungsverfahrens auch 
herauskommen könnte: Nein, hier kann die Leitung 
nicht entlanggehen. Das müssen Sie, wenn Sie so 
etwas sagen, auch in Betracht ziehen. Dann will ich 
gleich zu Ihrer Bemerkung „Rechtsbeugung“ kom-
men, weil es im Prinzip rechtlich sehr schwierig ist 
zu sagen, dieses Raumordnungsverfahren muss auf 
jeden Fall dazu führen, dass die Leitung gebaut wird. 
Das haben Sie getan. Da muss man auch ein biss-
chen vorsichtig sein.  
 
Zu Ihrer Ausführung zu der Rechtsbeugung: Der Jus-
tizminister ist zum Glück hier und wir könnten ihn 
sicherlich dazu befragen, was Rechtsbeugung be-
deutet. Ich glaube, lieber Herr Kollege, Rechtsbeu-
gung, das ist so starker Tobak, dass man vielleicht 
in einer Pause das Wort mit der Linksfraktion hier 
einfach mal suchen sollte. Das ist, denke ich, nicht 
angemessen.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Ein letzter Vorschlag, lieber Herr Kollege Weber, ich 
lade Sie gern morgen früh bei Sonnenaufgang - das 
ist, bevor wir hier mit der Sitzung beginnen - in ei-
nen Erfurter Ortsteil ein, dass wir uns da einmal tref-

fen, der Ortsteil Hochstedt. Wenn Sie sich das an-
schauen, was es da an einem Netz über einem Ort 
schon gibt, an einer Umspannung, die es jetzt schon 
gibt, und wenn Sie sagen, das ist super, dass die 
noch eine weitere 380-kV-Leitung bekommen und 
das ist nicht legitim, dass die Leute energisch für 
ihren Ort, für ihre Lebensqualität kämpfen und sa-
gen, wir wollen diese Leitung nicht, das würde ich 
sehr interessant finden. Ich lade Sie einfach ein, 
sich das einmal anzuschauen.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Jetzt komme ich zu meiner eigentlichen Rede. Es 
ist eine lange Debatte für eine lange Leitung. Es ist 
unglaublich witzig, dass diese Leitung, die eigent-
lich nur einem großen Stromkonzern nutzen wird, 
immer wieder allen Ökologen und allen GRÜNEN 
untergeschoben werden soll. So ungefähr wie, wir 
schwatzen euch mal etwas auf, nehmt diese Lei-
tung, diese Leitung ist prima, die bringt euch frischen 
Offshore-Strom hier nach Thüringen. Das ist Quatsch. 
Ich sage Nein dazu, weil ich erstens weiß, dass diese 
Leitung überhaupt nicht für irgendwelchen tollen Öko-
Strom gebaut wird, sondern diese Leitung wird für 
giftigen Kohlestrom gebaut. Sie wissen das.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Das Zweite, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren ... 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Abgeordneter Adams, gestatten Sie eine An-
frage durch den Abgeordneten Weber? 
 
Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Natürlich.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Bitte, dann tun Sie das.  
 
Abgeordneter Weber, SPD: 
 
Herr Kollege Adams, stimmen Sie mit mir in der 
Frage überein, dass dieses Haus nicht über den 
Bau der 380-kV-Hochspannungstrasse befindet?  
 
Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Aber über den Antrag der Linksfraktion wohl.  
 

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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Abgeordneter Weber, SPD: 
 
Darf ich noch mal nachfragen?  
 
Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Nein, Sie haben vollkommen recht.  
 
Abgeordneter Weber, SPD: 
 
Danke.  
 
Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Dieses Haus - ja, nun wollen wir es auch ordentlich 
ausführen - entscheidet natürlich nicht, weil wir kein 
Entscheider in einem Planungsverfahren sind. Da-
für haben wir Gremien gebildet unter Vorsitz des 
Innenministers, der da die Kommunalaufsicht hat 
und wir haben - weiß der Kuckuck, was alles - das 
Landesverwaltungsamt, die das durchführen bzw. 
machen. Aber wir entscheiden über den Antrag der 
Linksfraktion. Das ist ganz wichtig, dass wir uns poli-
tisch zu einer Trasse verhalten, die eine Narbe durch 
Thüringen setzt. Deshalb debattieren wir auch in hin-
reichender Breite.  
 
Ich war dabei gewesen, noch einmal deutlich zu ma-
chen, dass diese Leitung nicht, wie oft dargestellt, 
frischen, leckeren Offshore-Strom nach Thüringen 
bringt, sondern giftigen Kohlestrom. Diesen Kohle-
strom - das sage ich ganz deutlich - brauchen wir 
in Thüringen nicht. Ich sage auch noch einmal Nein 
zu dieser Leitung, weil diese Leitung nämlich in der 
Stromwirtschaft Zentralität manifestiert. Diese Lei-
tung ist für zentrale Großstromerzeuger. Wir in Thü-
ringen haben eine enorme Wirtschaftskraft, wenn wir 
dezentrale Systeme steigern. Wir müssen das einmal 
ganz deutlich sagen, es ist nicht so, dass wir diese 
wunderbare - nennen wir es mal - Stromautobahn 
brauchen und dann haben wir ein tolles Thüringer 
Stromnetz. Wir haben doch die Situation, wenn man 
vor Ort mit den Stadtwerken und Menschen oder in 
der Wirtschaft mit Leuten spricht, immer wieder, dass 
die sagen, unser Gewerbegebiet hat Schwierigkeiten, 
Mittelspannungsleitungen zu bekommen. Wir hat-
ten so einen Fall vor zwei Jahren in Erfurt. Ein wich-
tiger Produzent hatte dort keine oder lange Zeit keine 
Chance, eine Mittelspannungsleitung zu bekommen. 
Das ist doch das Problem. Wir haben in Thüringen 
kein wirkliches Netz. Sie wollen aber eine Strom-
autobahn bauen und damit soll dann alles gut sein. 
Das ist der falsche Weg.  
 
Herr Minister Machnig, ich bin mir total sicher, dass 
wir dicht beieinander sind bei Ihrem „grünen Mo-
tor“, aber dieser „grüne Motor“ braucht dezentralen 

Strom, dezentralen Strom aus Thüringer Qualitäts-
sonne, aus Thüringer Qualitätswind, aus Thüringer 
Qualitätswasserkraft und aus Thüringer Qualitätsbio-
masse. Das ist die Chance Thüringens und nicht die-
se komische Leitung.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Dann will ich noch eine Sache ganz kurz sagen: 
Diese Leitung schadet wirtschaftlichen Potenzialen, 
ganz besonders dem Potenzial im Tourismus.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Diese Leitung schlägt eine schwere Narbe in die 
Kammlagen des Thüringer Waldes. Diese Erdver-
kabelung ist keine Hilfe, sondern sie wird immer ei-
ne Narbe lassen. Es ist ja nicht so, dass da so ein 
kleiner Bagger, wie wir ihn oft am Straßenrand se-
hen, kommt und ein bisschen kratzt, und dann wird 
die Leitung da reingelegt, so ein dickes Kabel, son-
dern das ist ein Bauwerk, das da errichtet wird; an 
dieser Stelle wird der Rennsteig nicht mehr begeh-
bar sein. Da kann man sagen, das haben wir nun al-
les bei der Autobahn durch. Man durfte ja auch den 
Rennsteig bei Oberhof am Rondell lange Zeit nicht 
betreten, weil die Bohrarbeiten für den Tunnel dort 
stattfanden, oder zumindest wurde man gewarnt, 
dass man das auf eigene Gefahr tue, aber wir brau-
chen das nicht. Wir brauchen diese Leitung wie ei-
nen Kropf. Wir brauchen dezentralen Strom, wir brau-
chen gute touristische Angebote und bei all dem ist 
diese Leitung hinderlich.  
 
Der Antrag der LINKEN geht aber jetzt gar nicht so 
weit zu sagen, weg mit dieser Leitung, sondern er 
sagt einfach nur, nutzt bitte alles, was wir können, 
und bitte diskutiert darüber auch in einem Normen-
kontrollverfahren. Ich finde, das ist ganz die Sache 
dieses Parlaments, dazu aufzurufen.  
 
Ich möchte das auch noch mal ganz deutlich sa-
gen, Herr Minister Machnig, ich begrüße Ihre Offen-
heit in der Diskussion. Wenn meine Rede ein biss-
chen an Schärfe gewinnt immer wieder, wenn ich 
von Sonnenstrom rede, dann liegt das einfach an 
meiner Leidenschaft, ich bitte das zu verzeihen. Es 
ist wichtig, dass Sie den Dialog suchen, möchte Sie 
da auch unterstützen. Ich freue mich darüber, dass 
wir möglicherweise bald hier im Thüringer Landtag 
einmal eine Anhörung haben, an der Sie dann auch 
teilnehmen können.  
 
Es ist wichtig, dass wir uns ernsthaft dieser Leitung 
widmen. Alles Beiseiteschieben wie Planungssache, 
haben wir nichts mit zu tun, dieses Parlament bitte 
nicht damit belasten, das ist der falsche Weg. Im 
Thüringer Wald stehen die Menschen auf den Bar-
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rikaden, nicht, weil es ein ganz sinnloses Thema ist, 
sondern weil es ein unglaublich berührendes The-
ma ist. Und alle, die das noch nicht gesehen haben, 
lade ich als Erfurter einmal ein. Bitte fahren Sie nach 
Hochstedt, Sie werden es nicht glauben, wie ein klei-
ner Ort in einer Senke von Hochspannungsleitungen 
umspannt ist. Das sieht bedrückend aus. Fahren Sie 
da einmal hin. Die brauchen keine weitere Leitung, 
die brauchen weniger Leitungen, das ist ganz wichtig. 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich würde nur mal kurz informieren, das hat mit un-
serem Ablauf zu tun. Es ist ja jetzt 13.00 Uhr, wir 
müssten in die Pause gehen. Ich gehe davon aus, 
dass wir den Tagesordnungspunkt beenden. Es gibt 
aber eben durch die Ausschusstermine - es gibt ja 
die Fotografiertermine für die einzelnen Ausschüs-
se - unter Umständen ein bisschen Probleme. Wir 
müssten uns da untereinander immer abstimmen, wie 
wir es tun. Wir setzen die Debatte fort und schlie-
ßen die Mittagspause danach an. Wir nehmen üb-
rigens auch einen Wechsel im Präsidium vor. Ich 
sage mal gleich, für die Schriftführer Bärwolff und 
Kellner wäre jetzt auch die Abwechslungszeit ge-
kommen. Danach schließt sich die Pause an.  
 
Ich rufe zunächst auf für die Fraktion DIE LINKE 
Frau Abgeordnete Enders.  
 
Abgeordnete Enders, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Kollege Worm, Herr Kollege We-
ber, der Thüringer Landtag kann sehr wohl eine poli-
tische Willenserklärung abgeben und er kann sehr 
wohl heute hier Nein sagen zu dieser 380-kV-Lei-
tung. Das zum Ersten. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Zum Zweiten kann der Thüringer Landtag sehr wohl 
auch fordern, und zwar einen gesetzlichen Grund-
satz einfordern, dass man zuerst einmal Netzopti-
mierung vor Netzverstärkung, vor Netzneubau prüft, 
dass man also Alternativen prüft. Dazu kann man 
dabei auch das Jarass-Gutachten nutzen, das jedem 
vorliegt oder das man sich zumindest besorgen kann. 
Man kann also prüfen, ob es nicht andere Möglich-
keiten gibt als diesen Neubau. Und das Jarass-Gut-
achten sagt ganz eindeutig, diese 380-kV-Leitung 
durch Thüringen nach Bayern ist nicht notwendig.  
 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Ich möchte noch einen weiteren Aspekt hier anspre-
chen - das EnLAG. Ich sage Ihnen eines und ich 
komme nachher auch in meiner Rede noch mal ganz 
deutlich dazu, wenn wir die Tür aufstoßen - und ich 
sage Ihnen, die Bürgerinitiativen, die Städte und Ge-
meinden werden die Tür aufstoßen -, dass man die-
ses Gesetz auf Verfassungsmäßigkeit überprüft, dann 
bin ich fest davon überzeugt, dass dieses Gesetz 
kassiert wird. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich komme 
jetzt zu meiner eigentlichen Rede. Seit nunmehr drei 
Jahren währt der Kampf der Bürgerinnen und Bürger, 
der Städte und Gemeinden und Landkreise gegen 
die 380-kV-Höchstspannungsleitung durch Thüringen 
nach Bayern. Erst vor wenigen Tagen hat eine Ver-
anstaltung in Masserberg stattgefunden, organisiert 
von der Interessengemeinschaft „Achtung Hochspan-
nung“, und die vereint 13 Bürgerinitiativen aus Thürin-
gen und Bayern. Diese Veranstaltung hat wieder 
eindeutig und ganz klar gezeigt, der Widerstand ist 
und bleibt ungebrochen und Bürgerinnen und Bür-
ger sind nicht mehr gewillt, zulasten ihrer Heimat, der 
Natur und Umwelt und ihrer Lebensqualität weitere 
Einschnitte vorzunehmen. Ich denke, es wurde auch 
in dieser Veranstaltung ganz deutlich, dass das bis-
herige Denken auf dem Gebiet der Energiepolitik 
hoffnungslos veraltet und falsch ist. Aus Gründen des 
Klimaschutzes, der Verantwortung für unsere Um-
welt bzw. auch für die uns nachfolgenden Genera-
tionen und der Ressourcenknappheit sowie aus prin-
zipiellen sozialen Aspekten müssen wir diese ver-
krusteten Denkstrukturen aufbrechen. Wir können 
es uns nicht mehr leisten, nur in den Gleisen der 
heutigen Energieversorgung zu denken. Wir brau-
chen ein Umdenken. Wir brauchen einen Paradig-
menwechsel. Wir brauchen mehr Energieeffizienz 
und wir brauchen im Besonderen dezentrale Ener-
gieerzeugung, -verteilung und -versorgung.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Wir brauchen gerade in Thüringen den Mix regene-
rativer Energien. Es sei an dieser Stelle noch ein-
mal ganz ausdrücklich betont, die Bürgerinitiativen 
gegen die 380-kV-Leitung stehen ausdrücklich für die-
sen Paradigmenwechsel. Sie sind keine Modernisie-
rungsverhinderer oder Zukunftspessimisten. Im Ge-
genteil, diese Menschen stehen für ein Zukunftskon-
zept, für eine ernsthafte Alternative und das, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen, bedarf unserer Unterstüt-
zung.  
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(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Deshalb haben auch wir diesen Antrag in den Thü-
ringer Landtag eingebracht und wir wollen die, die 
gegen diese Leitung ideenreich und demokratisch 
kämpfen, unterstützen. Erstens geht es meiner Frak-
tion in diesem Zusammenhang um die notwendi-
gen Schritte, die juristischen Handlungsmöglichkei-
ten zur Verhinderung dieser Leitung auszuschöpfen.  
 
Zweitens wollen wir vor allen Dingen auch ein po-
litisches Signal setzen. Der Thüringer Landtag kann 
auch jetzt noch diese Höchstspannungstrasse ab-
lehnen und damit mit Tausenden, die sich organi-
siert haben, gegen diese Widerstand leisten.  
 
Drittens geht es uns auch darum, konkrete Möglich-
keiten aufzuzeigen, wie wir mit einer zeitgemäßen, 
modernen Energiepolitik ohne Atomstrom und mög-
lichst schnell auch ohne Kohle mit den Ressourcen, 
die wir hier vor Ort in Thüringen vorfinden - und 
dazu gehört für uns auch die Ressource Intelligenz 
und Wissenschaft genauso wie Sonne, Wind, Erd-
wärme, Holz und Wasser - den Energiebedarf de-
cken können.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, vor 
100 Jahren waren Stahlgittermasten ein Zeichen für 
den technischen Fortschritt. Heute sind sie ein Re-
likt der Vergangenheit und werden mit Recht von gro-
ßen Teilen der Bevölkerung abgelehnt. Das ist nicht 
nur so in Thüringen, das ist auch in anderen Bun-
desländern so, überall dort, wo es Ziel ist, solche 
Leitungen zu bauen. Um diesem Protest begegnen 
zu können, hat der Deutsche Bundestag die in ei-
nem demokratischen Gemeinwesen üblichen We-
ge der Meinungsbildung außer Kraft gesetzt, in die 
Trickkiste der Planwirtschaft gegriffen und am En-
de seiner vorherigen Legislaturperiode, am 21. Au-
gust dieses Jahres, das sogenannte Energieleitungs-
ausbaugesetz beschlossen. Wir sagen, es ist ein fun-
damentaler Eingriff in das bundesdeutsche Rechts-
system und meine Fraktion ist nicht bereit, diese 
Bevormundung der Länder sowie die Einschränkung 
der Rechte von Bürgerinnen und Bürgern und Kom-
munen hinzunehmen.  
 
Wir sagen erstens, das EnLAG ist ein unzulässiger 
Eingriff in die Selbstverwaltungsgarantie der Kom-
munen nach Artikel 28 des Grundgesetzes, da sol-
che Großprojekte örtliche Projekte betroffener Ge-
meinden behindern und einschränken können.  
 
Wir sagen zweitens, das Gesetz/der Gesetzestext be-
zieht sich ausdrücklich auf einzelne Versorgungs-
großprojekte privater Energieversorger. Der Geist 
des Gesetzes folgt somit lediglich den Interessen von 
ausgewählten Wirtschaftsunternehmen und nicht dem 

wirtschaftlichen Gemeinwohl. Es handelt sich daher 
aus unserer Sicht um ein nach dem Grundgesetz 
verbotenes Einzelfallgesetz.  
 
Drittens fehlt dem Bund für das EnLAG die nach 
Artikel 72 Abs. 2 Grundgesetz notwendige Gesetz-
gebungskompetenz. Diese bestünde nämlich nur, 
wenn gleichberechtigte Lebensverhältnisse in allen 
Bundesländern geschaffen werden sollen, und mit 
Blick auf die 380-kV-Leitung ist das nicht so. 
 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch ei-
nen weiteren Sachverhalt dieses Gesetzes aufgrei-
fen. Es kann doch wirklich nicht sein, dass einem 
privaten Versorgungsträger per Gesetz die Möglich-
keit eingeräumt wird, sich auszusuchen, ob ein be-
reits laufendes Verfahren nach neuer oder nach al-
ter Rechtslage zu beurteilen und abzuwickeln ist. Al-
lein das ist schon ein Aspekt, den man im Rahmen 
einer Normenkontrolle überprüfen muss. Es ist auch 
nicht hinzunehmen, dass ohne vorherige ergebnis-
offene Alternativprüfung per Gesetz bundesweit 
24 Vorhaben im 380-kV-Netz, darunter auch die hier 
in Thüringen betreffende Leitung Halle-Schweinfurt, 
als notwendig eingestuft werden, und das ob der 
energiewirtschaftlichen Notwendigkeit im Nachhinein 
nicht mehr infrage gestellt werden kann und so der 
Überprüfung der zuständigen Behörden der Bundes-
länder und der Kommunen entzogen wird. Genau-
so kritisch sehen wir die im EnLAG einhergehende 
Verkürzung des Rechtswegs, erst- und letztinstanz-
lich soll für die genannten Vorhaben allein das Bun-
desverwaltungsgericht zuständig sein. Nicht mit uns, 
meine sehr verehrten Damen und Herren!  
 
Wir hoffen, dass Sie mit einer Zustimmung - ich habe 
ja jetzt schon gehört -, zumindest eine Diskussion im 
Wirtschaftsausschuss weiterführen wollen und sich 
vielleicht auch nach der Diskussion in diesem Aus-
schuss unserem Antrag und unserer Auffassung an-
schließen können, genauso wie wir hoffen, dass Sie 
unsere Auffassung, diese Stromleitung zu verhindern, 
mittragen. Diese Leitung ist für die Übertragung von 
im Norden erzeugter Windenergie - Kollege Adams 
hat es hier auch schon sehr deutlich gemacht - nicht 
notwendig. Nach wie vor gilt die Aussage, die die re-
nommierten Wissenschaftler Prof. Jarass und Ober-
mair in ihrem von 33 Landräten, Oberbürgermeistern, 
Bürgermeistern und Bürgerinitiativen in Auftrag gege-
benen Gutachten bereits vor über zwei Jahren, im 
Oktober 2007, gemacht haben. Diese Aussage konn-
te bis jetzt niemand widerlegen, keiner. Warum? Weil 
Jarass und Obermair anhand der Lastflussanalysen 
von Vattenfall überzeugend nachweisen konnten, 
dass die Notwendigkeit neuer Leitungen im Übertra-
gungsnetz wesentlich dadurch verursacht wird, dass 
die Energieversorger bei Starkwindeinspeisung und 
Starklast ihre konventionellen Kraftwerke nicht an-
gemessen zurückfahren werden. Das ist nicht nur ei-
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ne Aussage im Gutachten, sondern diese Aussage 
hat ebenfalls eine Vertreterin von Vattenfall im Juni 
vergangenen Jahres auf einer Energiekonferenz an 
der TU Ilmenau bestätigt.  
 
Neue Leitungen werden also nur dafür gebraucht, 
den überschüssigen konventionellen Strom weiträu-
mig abzutransportieren. Es geht bei dieser 380-kV-
Leitung nicht um Windenergie, es geht bei dieser 
380-kV-Leitung nicht um Klimaschutz, es geht um 
Profit, es geht um nichts anderes, es geht um Ma-
ximalprofit. Und nur, weil sich der Profit am besten 
mit veralteten, aber eingelaufenen Technologien für 
die Stromkonzerne sichern lässt, hält man an dem le-
bensgefährlichen Atomstrom fest und ist auch nicht 
bereit, die welterprobten Techniken zur Optimierung 
der Stromnetze, wie Hochtemperaturseile und Frei-
leitungsmonitoring, in Deutschland einzuführen. Hier, 
sage ich, ist die Politik gefordert, nicht die Lobbyinte-
ressen von Vattenfall und Co. zu vertreten, sondern 
die Interessen der Bürgerinnen und Bürger in unse-
rem Land.  
 
Ich sage es ganz offen: Wir müssen hier bei uns in 
Thüringen Vattenfall und anderenorts E.ON, RWE 
und EnBW ihre Grenzen aufzeigen. Das ist nach un-
serer Überzeugung eine der Grundvoraussetzun-
gen dafür, dass der notwendige Klimawandel auch 
gelingt. Die neue Struktur der Energieversorgung wird 
in der Zukunft nicht von Monopolen geprägt sein, son-
dern wird schon durch die Vielzahl der Energiean-
bieter sich demokratischer organisieren müssen. Kern 
werden die kommunalen Stadtwerke sein und da-
von bin ich überzeugt, genauso wie ich davon über-
zeugt bin, dass wir nur so in der Lage sind, die für 
den Energiewandel notwendigen intelligenten Net-
ze aufzubauen, sogenannte Smart Grids, wo z.B. 
der Stromverbrauch einer Erzeugung folgt, mit mo-
dernen leistungsfähigen Speichern, um die Nachteile 
der fluktuierenden Erzeugung von Elektroenergie aus 
Wind und Sonne zu überwinden. Ein weltweit agie-
render Energiekonzern - das will ich hier auch ein-
mal an dieser Stelle sagen - hat offensichtlich die Zei-
chen der Zeit verstanden. DONG Energy hat sein 
Vorhaben, in Greifswald ein neues Kohlekraftwerk 
aufzubauen, Anfang dieser Woche aufgegeben.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Das ist doch, denke ich mal, ein beachtenswertes 
Signal. Warum kann das nicht auch sein mit dieser 
380-kV-Leitung? Ich denke, wenn wir hier politisch 
agieren, wenn wir diese Leitung ablehnen, wenn wir 
alles dafür tun, dass diese Leitung, dass dieses Vor-
haben nicht durchgesetzt wird, dann kann auch das 
für uns hier zum Erfolg werden.  
 
 

Ich freue mich erst einmal, dass der Antrag im Aus-
schuss diskutiert werden soll. Es liegt ja noch ein 
Entschließungsantrag vor. Auch dieser, habe ich ge-
hört, soll noch einmal Diskussionsschwerpunkt im 
Ausschuss werden, das würde ich teilen. Ich war erst 
für eine Abstimmung heute hier, weil ich denke, dass 
schnellstmöglich eine öffentliche Anhörung stattfinden 
muss noch vor dem Abschluss des Planfeststellungs-
verfahrens für den Abschnitt Vieselbach-Altenfeld. 
Aber ich denke, wenn wir uns zeitnah mit dieser 
Problematik im Ausschuss beschäftigen, kann dem 
meine Fraktion folgen.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
So, jetzt Ihre Frage. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Abgeordneter Weber, bitte. 
 
Abgeordneter Weber, SPD: 
 
Frau Kollegin Enders, ich schätze Ihr Engagement 
in der Frage sehr und auch Ihr profundes Fachwis-
sen. Deshalb erlauben Sie mir bitte zwei Fragen: 
 
Zum einen: Sie kennen auch die weiteren Gutachten 
und nicht nur das Jarass-Gutachten in der Frage?  
 
Eine weitere Frage: Sie wissen, dass es faktisch nur 
möglich ist, ein Normenkontrollverfahren auf den Weg 
zu bringen, wenn ein Genehmigungsverfahren er-
teilt wurde? 
 
Abgeordnete Enders, DIE LINKE: 
 
Das ist verkehrt. Normenkontrollantrag - das Ge-
setz ist rechtswirksam. Damit kann also jetzt auch 
ein Normenkontrollantrag durch die Landesregie-
rung gemacht werden.  
 
Was man machen kann als zweiten Weg, wäre, dass 
z.B. nach Abschluss des Planfeststellungsverfahrens, 
das gegenwärtig noch läuft, dann der Klageweg durch 
Beteiligte, durch Kommunen oder Bürgerinnen und 
Bürger gemacht wird. Das wäre ein weiterer Weg.  
 
Ein dritter Weg, der würde auch noch gehen bis 
nächstes Jahr August, das wäre also die Kommu-
nalverfassungsbeschwerde. Ich sage Ihnen, wir wer-
den einen dieser Wege einschlagen. Die Bürgerin-
nen und Bürger, die Kommunen, wir werden an die-
ser Stelle alles tun.  
 
Zum anderen, Sie hatten noch einmal nach dem Gut-
achten gefragt. Ja, es gibt noch ein weiteres Gut-
achten, das die Landesregierung in Auftrag gege-
ben hatte. Das war das Gutachten, das die Profes-
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soren Bellmann und Säcker auch erstellt haben. Ich 
kann Ihnen dazu nur sagen, dass dieses Gutach-
ten - ich sage es jetzt mal so - einen juristischen 
Teil und einen technischen Teil hat. Man hat sich in 
diesem Gutachten mehr oder weniger auf juristische 
Fakten gestützt. Das ist erst einmal auch ein Punkt. 
Man hat sehr wenig oder überhaupt nicht oder ganz 
wenig auch die technischen Alternativen überprüft.  
 
Ich möchte Ihnen auch noch einmal weitere Defi-
zite aus dem Gutachten nennen - wir können gern 
darüber diskutieren, ich habe es gelesen, mich da-
mit beschäftigt, Gespräche geführt mit Bellmann und 
Säcker, Jarass usw. Es sind da eben auch sehr unzu-
reichende Betrachtungen zur wirtschaftlichen Zumut-
barkeit des Netzausbaus enthalten. Das Gutachten, 
was von Säcker und Bellmann erstellt worden ist, das 
setzt sich überhaupt nicht kritisch mit der dena aus-
einander. Ich sage - und ich glaube, im Moment lau-
fen ja auch weitere Betrachtungen, das ist die dena I, 
die die Grundlage auch für das EnLAG darstellt -, die 
dena I ist technisch und juristisch veraltet. Hier sind 
sehr, sehr viele große Defizite auch in der dena zu 
finden. Man hat sich überhaupt nicht mal Gedanken 
z.B. zur Kosten-Nutzen-Analyse gemacht, das heißt, 
ist dieser Neubau überhaupt zweckmäßig. Man hat 
die gesetzlichen Grundlagen, was auch im EEG bzw. 
EnWG ganz korrekt verankert ist, dass man erst 
einmal den gesetzlichen Grundsatz auch überprüft, 
Netzoptimierung, Netzverstärkung, Netzneubau, auch 
das wurde nicht überprüft. Es gibt also dort sehr viele 
Dinge. Ich würde das gern mit Ihnen im Ausschuss 
diskutieren. Ich könnte Ihnen auch noch eine Ab-
handlung zur dena halten. Das will ich aber jetzt nicht 
tun, weil das doch auch technische Details in dem 
Zusammenhang sind. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank, Frau Abgeordnete Enders. Gibt es wei-
teren Redebedarf? Herr Minister, bitte. 
 
Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Technologie: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, es ist weihnachtlich, aber ich finde, es ist 
nicht Zeit, um hier weihnachtliche Märchen zu er-
zählen. Das will ich mit großem Nachdruck sagen, 
denn vieles von dem, was hier vorgetragen worden 
ist, entspricht schlicht und ergreifend nicht den Tat-
sachen. Deswegen lassen Sie mich ein bisschen was 
zur Aufklärung beitragen. Die erste Bemerkung ist 
die: Ich bin für eine Energiewende in den nächsten 
Jahren in Deutschland und in Thüringen.  
 

(Beifall SPD) 

Dazu gehört, dass wir in den nächsten Jahren ei-
nes tun, dass wir den Anteil der erneuerbaren Ener-
gien ausbauen, dass wir aber auch hocheffiziente 
Gas- und Kohlekraftwerke für einen Übergangszeit-
raum brauchen. Ich sage ganz klar für mich, das ist ja 
nicht Teil der Koalitionsvereinbarung, ich stehe auch 
zum Ausstieg bei der Kernenergie.  
 

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Wer wollte bezweifeln, dass wir in den nächsten Jah-
ren mehr Energieeffizienz brauchen, dass wir im Rah-
men der Infrastrukturmaßnahmen zum Beispiel Hoch-
spannungs-Gleichstrom-Übertragungsnetze brau-
chen, dass wir Heißleiter-Monitoring, Temperatur- 
Monitoring und all diese Dinge brauchen? Das steht 
überhaupt nicht zur Diskussion. Was aber zur Dis-
kussion steht, ist, dass wir in Deutschland mit der 
Situation konfrontiert werden, dass die Ausbauzie-
le, die wir national im Bereich der erneuerbaren Ener-
gien verfolgen, nicht erreichen können, ohne dass 
ausreichende Infrastrukturen, das heißt Netzleitungs-
übertragungskapazitäten, zur Verfügung gestellt wer-
den. Wer sich in Deutschland die Planungsverfahren 
anschaut - und ich bitte, das mal zu tun -, wird fest-
stellen, dass solche Projekte zum Teil 10 bis 15 Jahre 
dauern. Das führt dazu, dass heute bereits nicht mehr 
sichergestellt ist, wenn es uns im Jahre 2020 ge-
lingt, 30 Prozent erneuerbarer Energien im Strom-
bereich zu realisieren, ob wir dann, wenn wir nicht 
zu einem beschleunigten Netzaufbau kommen, aus-
reichende Netzstabilität haben. Dabei bitte ich auch, 
dass endlich diese falsche Alternative, die in der De-
batte aufgetaucht ist und die immer wieder behauptet 
wird, als gehe es um eine zentrale oder dezentrale 
Energieversorgung, aufgegeben wird. Wir werden - 
und das wird die Energieversorgung von morgen 
sein, bis wir noch höhere Anteile zum Beispiel im 
Wind- oder Solarbereich haben - eine Mischung aus 
zentraler und dezentraler Energieversorgung ma-
chen. Um ein Beispiel zu sagen und Ihre Fraktion 
DIE GRÜNEN im Deutschen Bundestag hat mit be-
schlossen, dass wir ein Ziel von 30 Prozent im Jahr 
2020 im Bereich des erneuerbaren Stroms errei-
chen wollen. Wer das will, muss eines tun: Er muss 
etwa 15.000 MW Windstrom bauen. Wer mir nun 
erklären will, erneuerbarer Windstrom, den wir 40 
oder 45 km vor der deutschen Küste auf den Weg 
bringen, sei eine dezentrale Energieversorgungsform, 
dem muss ich sagen, er weiß nicht, wovon er spricht, 
oder er will an den Tatsachen vorbeischauen. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Minister, lassen Sie eine Frage zu? 
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Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Technologie: 
 
Gern. 
 
Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Herr Minister Machnig, wir alle wissen, dass Sie sich 
bereits in den letzten Jahren und nicht erst hier in 
Thüringen sehr für die Förderung der Erneuerbaren 
eingesetzt haben. Würden Sie mir dann nicht zustim-
men, dass der Ausbau der Leitungskapazität, so wie 
wir ihn heute hier mit der 380 kV-Leitung bespre-
chen, die Sicherung des Zuwachses von erneuer-
baren Energien, aber auch die Sicherung der bis-
her konventionellen Kohletechnologie oder auch dem 
Neubau von Kohlekraftwerken ist? 
 
Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Technologie: 
 
Dazu komme ich gleich. 
 
Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Jetzt spitze ich zu: Die SPD und DIE GRÜNEN 
haben im Deutschen Bundestag vor einiger Zeit das 
Gesetz für den Vorrang der erneuerbaren Energien 
eingebracht, in dem festgeschrieben wurde, dass 
erneuerbare Energien vorrangig eingespeist werden 
sollen. 
 
Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Technologie: 
 
Bei der Einspeisung. 
 
Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Bei der Einspeisung. Das bedeutet doch aber auch, 
dass ich die anderen herausnehmen muss. Wenn 
diese Erneuerbaren Vorrang haben, müssen die an-
deren raus. Wie oft werden die herausgenommen? 
Sehen Sie nicht, dass diese Leitung den Vorrang 
konterkariert?  
 
Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Technologie: 
 
Nein. Um noch einmal klar zu sagen, was wir brau-
chen, lassen Sie mich meinen Gedanken noch ein-
mal aufnehmen, das wird die Realität sein - wir wer-
den in den nächsten Jahren einen Mix haben aus 
dezentralen und zentralen Strukturen. Wie gesagt, 
im Jahr 2020, wenn wir unsere Ausbauziele errei-
chen, wird es 3.000 Windräder 45 km vor der deut-

schen Küste geben. Nur so ist ein Anteil von 30 Pro-
zent zu erreichen. Wer nun sagt, 45 km vor der Küste 
sei eine dezentrale Energieversorgung, dem muss 
ich sagen, schaut an den Realitäten vorbei. Diese 
Kapazitäten, die wir dort zubauen wollen, müssen 
dorthin gebracht werden, wo Menschen Strom in den 
nächsten Jahren brauchen. Dabei müssen wir eines 
berücksichtigen. In den nächsten Jahren wird wegen 
des Emissionshandels, aber auch weil es Kraftwerke 
gibt, die inzwischen überaltert sind, Folgendes pas-
sieren: Wir werden alte Kapazitäten zum Beispiel bei 
den Kohlekraftwerken vom Netz nehmen müssen. 
Nur, alle müssen immer eines erklären: Wenn ich im 
Jahr 2020 30 Prozent, vielleicht 35 Prozent Erneuer-
bare im Strombereich habe, woher kommen die an-
deren 65 Prozent? Diese Frage muss man beantwor-
ten. Deswegen brauchen wir für einen Übergangs-
zeitraum einen Mix aus Gas, aus Kohle, aus Er-
neuerbarer und mehr Energieeffizienz. Das ist aus 
meiner Sicht völlig klar. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Jetzt muss ich sagen, eine Debatte über die Infra-
struktur ist sinnvoll und notwendig. Ich sage auch 
ganz offen, nicht alle Projekte sind wirklich gerecht-
fertigt. Da stimme ich auch zu. Ich bin auch dafür, 
dass alle Möglichkeiten, die es demokratisch gibt, 
die im Übrigen in den Raumordnungs- und Planfest-
stellungsverfahren vorgesehen sind, da gibt es näm-
lich Anhörungsmöglichkeiten, auch genutzt werden. 
Dafür sind wir ein Rechtsstaat. Aber, Frau Enders, wo 
die Freundschaft aufhört, ist an folgendem Punkt: Sie 
haben heute in der Zeitung ein Interview gegeben. 
Da sprechen Sie davon, dass das Energieleitungs-
ausbaugesetz ein von den Konzernen „diktiertes Er-
mächtigungsgesetz“ ist. Das ist - das muss ich wirk-
lich sagen - historisch instinktlos, einen solchen Ver-
gleich zu wählen. Ich will das mit allem Nachdruck 
sagen. 
 

(Beifall SPD) 
 
Ein Ermächtigungsgesetz, Sie wissen, in welchem 
historischen Kontext das gestanden hat. Das in 
Deutschland zu behaupten, dass dies hier in die-
sem Fall geschehe, dazu bitte ich Sie Stellung zu 
nehmen, das vom Tisch zu nehmen, denn das würde 
das, was 1933 in dem Kontext passierte, verhöhnen. 
Ich denke, das sollten wir uns gemeinsam nicht leis-
ten. Von daher bitte ich Sie, dies auch entsprechend 
zu korrigieren. 
 

(Beifall SPD) 
 
Jetzt zur Realität der Infrastruktur. Wir brauchen In-
frastrukturausbau, darauf habe ich hingewiesen. Jetzt 
muss man eines zur Kenntnis nehmen. Es hat drei 
Ebenen gegeben, die an diesem Thema in den letz-
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ten Jahren gearbeitet haben. Das war erstens die 
Europäische Union. Die Europäische Union hat im 
Rahmen ihrer transeuropäischen Netze, ihrer Aus-
bauplanung diese Trasse und bestimmte Trassen 
als vorrangig notwendige Trassen definiert. Das ken-
nen wir im Übrigen auch aus anderen Bereichen. 
Im Bereich des Straßenbaus, im Bereich zum Bei-
spiel der Schienenanbindungen gibt es transeuro-
päische Netze, auf die wir angewiesen sind, weil nur - 
auch in den nächsten Jahren - über eine Koordinie-
rung auf europäischer Ebene solche Dinge möglich 
sind. Ich gehe sogar einen Schritt weiter, damit Sie 
meine Position kennen. Wer in den nächsten Jah-
ren den Ausbau der Erneuerbaren will, braucht eine 
stärkere Europäisierung der Planung der Infrastruktur 
und auch eine stärkere Europäisierung der Energie-
politik, weil wir ansonsten eines nicht erreichen wer-
den, dass das, was Sie da im Munde führen, was 
ich gar nicht bestreite, dass wir in den nächsten Jah-
ren einen Smart Grid in Europa brauchen, nur ge-
hen wird, wenn wir endlich aufhören, bei solchen 
Infrastrukturinvestitionen in Kleinstaaterei zu den-
ken. Dazu brauchen wir europäische Planungspro-
zesse. Genau dies findet bei diesem Projekt statt. 
Es ist Teil des europäischen Planungsprozesses.  
 
Der zweite Planungsprozess, der stattgefunden hat, 
hat stattgefunden im Rahmen des sogenannten de-
na-Prozesses. Die Deutsche Energie-Agentur hat dort 
im Zusammenspiel mit anderen - man muss wissen, 
wer da gesessen hat, dort haben Energieexperten 
gesessen, dort haben die Ministerien gesessen, Wirt-
schaftsministerium, Umweltministerium, dort haben 
die Energieversorger gesessen, es haben Professo-
ren dort gesessen - aufgrund der Ausbauplanung, die 
es nun gibt vonseiten der Bundesregierung, die dazu 
notwendige Netzinfrastruktur errechnet. Da hat man 
eines gesagt, es gibt bestimmte Projekte des soge-
nannten vorrangigen Bedarfs. Die sind definiert wor-
den. Bei der Rechtsfrage, was haben wir gemacht, 
was einige vergessen haben, wir haben nichts an-
deres gemacht als das, was beim Verkehrsplanungs-
beschleunigungsgesetz und bei der Bundesverkehrs-
wegeplanung gang und gäbe ist. Bei der Bundes-
verkehrswegeplanung gibt es Ausbauprojekte vor-
rangigen Bedarfs. Gerade in Ostdeutschland hat das 
stattgefunden. Um die Infrastruktur entsprechend aus-
zubauen, hat es ein Verkehrswegebeschleunigungs-
gesetz gegeben, das auf eines geachtet hat, dass 
es natürlich rechtliche Einspruchsmöglichkeiten gibt, 
aber dass wir nicht über mehrere Instanzen gehen 
müssen, damit es dann zu Ausbauverzögerungen 
in einem Umfang kommt, dass dies ökonomisch kei-
nen Sinn mehr macht. Das findet hier statt. Das Ver-
kehrswegebeschleunigungsgesetz hat niemand nach 
meinem Kenntnisstand infrage gestellt. Im Übrigen 
hat auch niemand geklagt. Dann ist dieses Gesetz 
oder was dort definiert worden ist, nach Abgleich mit 
dem Energiewirtschaftsgesetz in das Energieleitungs-

ausbaugesetz eingeflossen. Jetzt haben vor allem 
folgende Akteure geprüft: Das Bundesinnenminis-
terium, das Bundesjustizministerium, das Bundes-
umweltministerium, das Bundeswirtschaftsministe-
rium und am Ende hat sogar der Bundespräsident 
geprüft. Auch der Bundespräsident hat geprüft, ob 
es denn eine verfassungskonforme Gesetzgebung 
ist. Im Bundestag ist auch all dies erörtert worden. 
Im Übrigen kenne ich niemanden, der im Bundes-
tag während der Anhörung zum Energieleitungsaus-
baugesetz auch nur die Frage, den Zweifel oder die 
Spekulation darüber geäußert hat, ob es sich hier-
bei um ein nicht rechtskonformes Gesetz handelt. 
Von daher fordern Sie uns zu etwas auf oder Sie 
stellen eine Frage, die im Übrigen von niemand an-
derem gestellt worden ist. Ich kenne keine Position, 
wo dies wirklich in Zweifel gezogen wird. Im Übri-
gen will ich auf eines hinweisen, liebe Frau Enders 
und liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn es zu einer 
Verzögerung des Ausbaus kommt, könnte Deutsch-
land mit einem Vertragsverletzungsverfahren kon-
frontiert sein. Ein Vertragsverletzungsverfahren hat 
Konsequenzen, nämlich dass pro Tag 1 Mio. €, wenn 
wir die Verzögerung zu verantworten hätten, gezahlt 
werden müssen.  
 
Jetzt noch mal zur Frage: Gibt es eigentlich Alter-
nativen und wo sind wir eigentlich im Verfahren? 
Zunächst einmal, ich unterstütze nachdrücklich alle 
Optionen, die eines versuchen, Temperatur-Monito-
ring, Hochtemperaturseile und Ähnliches einzuset-
zen. Selbst wenn man das hier machen würde - das 
ist auch errechnet worden und man würde es auf 
bestehenden Strecken tun -, hätte man einen Effi-
zienzgewinn in der Größenordnung von 30 Prozent. 
Das ist auch völlig unstrittig, auch in der wissen-
schaftlichen Diskussion. Jetzt muss man eines zur 
Kenntnis nehmen: Das würde bedeuten, die Leitungs-
optimierung könnte etwa bei den bestehenden Lei-
tungen 2.000 MW aufnehmen. Was wir aber zukünf-
tig brauchen, das sagt die Planung, wir brauchen 
5.000 bis 10.000 MW an zusätzlichen Kapazitäten, 
die durchgeleitet werden müssen. Das ist die Rea-
lität. Das heißt, über eine Netzoptimierung allein kön-
nen Sie diese zusätzlichen Kapazitäten nicht zur Ver-
fügung stellen. Deswegen brauchen wir eine Infra-
strukturantwort, die für folgende Frage zur Verfügung 
steht: Wie bringen wir auch Strom, auch Windstrom 
im Übrigen, von der Nordsee oder aus dem Norden 
in den Süden? Wie schaffen wir es, dass zusätzliche 
Kohlekapazitäten zur Verfügung stehen, die auch in 
den nächsten Jahren an den Markt kommen? Im Üb-
rigen darf ich mir eine Reaktion auf die Linkspartei 
erlauben, ihr müsst mal konsistent über Kohlepolitik 
nachdenken. In Brandenburg habt ihr zusammen mit 
der SPD in der Landesregierung das genaue Gegen-
teil von dem beschlossen, was ihr heute im Hinblick 
auf die Kohlepolitik vertretet, weil dort die Kollegen 
und Kolleginnen von euch wissen, dass es ohne Koh-
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le nicht geht und für Brandenburg, was auch struk-
turpolitisch von erheblicher Bedeutung ist. Deswegen 
bitte ich um Klärung der eigenen Position und nicht 
hier so und da und dort so.  
 

(Beifall CDU, SPD)  
 
So kann man Politik aus meiner Sicht nicht machen. 
Das heißt, wir werden diese Kapazitäten brauchen, 
um den zusätzlichen Bedarf oder den zusätzlichen 
Ausbau im Bereich der erneuerbaren Energien, im 
Bereich der Kohle und auch im Bereich von Gas-
kraftwerken in die Netze zu integrieren. Das ist die 
Realität, mit der müssen wir uns auseinandersetzen.  
 
Jetzt zum Verfahren: Auch da finde ich, wird fahr-
lässig argumentiert. Wir haben ein geordnetes Ver-
fahren; das hat ein Raumordnungsverfahren, ein 
Planfeststellungsverfahren, das sich anschließt. Ein 
Teil der Strecke ist schon gebaut, ein Teil, da gibt 
es ein Planfeststellungsverfahren und ein dritter Teil, 
über den wir gerade diskutieren, da ist das Raumord-
nungsverfahren eröffnet. Im Rahmen dieses Raum-
öffnungsverfahrens gibt es zwei Varianten, die wer-
den im weiteren Verfahren geprüft. Im Rahmen die-
ser zwei Varianten gibt es dann noch Untervarian-
ten, zum Beispiel mache ich das übertägig oder ma-
che ich es als Erdkabel oder wenn ich eine zweite 
Trasse nehme, welche unterschiedlichen Strecken-
führungen habe ich dort. Das wird alles im Rahmen 
des Raumordnungsverfahrens zu klären sein. Das 
werden wir auch klären. Dabei werden bestimmte 
Indikatoren auch zu berücksichtigen sein. Dabei wer-
den zum Beispiel naturschutzfachliche und natur-
schutzrechtliche Fragen zu klären sein. Im Übrigen, 
das Energieleitungsausbaugesetz - um es auch klar 
zu sagen - ist naturschutzfachlich bewertet worden 
vom BfN. Das BfN hat auch bei Festlegung dieser 
Strecken keinerlei Bedenken formuliert, weil es eben 
Optionen im weiteren Verfahren gibt. 
 
Deswegen bin ich auch an einer Stelle völlig offen 
und entspannt. Wir sollten im Rahmen des Raum-
ordnungsverfahrens diskutieren, wie die beiden Alter-
nativen in der engeren Streckenführung aussehen 
und wo können wir dort optimieren. Können wir zum 
Beispiel, was eine Option wäre, eine bestehende 
220-kV-Trasse oder -Schneise zum Beispiel nutzen, 
damit es zu keinen weiteren Einschnitten in die Natur 
kommt.  
 
Das sind alles Optionen, von denen ich glaube, dass 
wir sie prüfen sollten. Wir sollten eines auf keinen 
Fall machen: Wir sollten nicht so tun, als könne man 
das ins Belieben stellen.  
 
Die letzte Bemerkung ist die folgende: Auch im Thü-
ringer Interesse brauchen wir diese Leitung, weil in 
den nächsten Jahren, wenn wir einen verstärkten 

Ausbau von Erneuerbaren haben, müssen wir auch 
Speicherkapazitäten einbinden. In Thüringen gibt es 
entsprechende Speicherkapazitäten. Deswegen wird 
die Leitung auch an dem entsprechenden Pumpspei-
cherwerk vorbeigeführt.  
 
Allerletzte Bemerkung: Ich finde, wir sollten alle ei-
nen Beitrag zu einem leisten - Frau Enders, Sie auch 
und nicht mit Begriffen hantieren, die historisch un-
verantwortlich sind - zur Beruhigung der Debatte und 
den Menschen eines signalisieren, wir machen uns 
die Entscheidung nicht einfach, wir stellen uns auch 
der Diskussion. Ich stelle mich auch persönlich der 
Diskussion. Im Übrigen stellen sich auch andere der 
Diskussion im Rahmen des weiteren Verfahrens, 
das habe ich Ihnen am 11.11. auch mitgeteilt. Im 
weiteren Verfahren - deswegen will ich zitieren, was 
ich dort vorgelegt habe - heißt es nämlich: Zum Ab-
schluss des Prozesses ist grundsätzlich eine Anhö-
rung der Betroffenen im Rahmen eines oder meh-
rerer nicht öffentlicher Erörterungstermine geplant. 
In diesem Rahmen wird die Vorhabenträgerin auch 
die in oben genannten Gesprächen erzielten Kom-
promisse vorstellen, so weit da die Betroffenheit redu-
ziert oder diesem abgeholfen wird. Das heißt auch, 
im Raumordnungsverfahren besteht die Möglichkeit 
für öffentliche Anhörungen. Ich finde, ich greife das 
ausdrücklich auf, ich unterstütze auch das, was der 
Fraktionsvorsitzende der SPD auf der genannten Po-
diumsveranstaltung angesprochen hat, auch hier im 
Ausschuss eine solche Diskussion zu führen. Ak-
zeptanz schaffen wir nur dadurch, dass wir uns den 
Argumenten stellen, dass wir diesen Argumenten be-
gegnen können, dass wir nicht so tun, als gäbe es 
nur einen Gutachter der Welt, der alles besser weiß 
als andere Gutachter, die zu gegenteiligen Stellung-
nahmen kommen.  
 
Und letztens, dass nicht der Eindruck erweckt wird, 
es gäbe einige wenige Industriedinosaurier, die CDU 
und SPD heißen, während die anderen die Braven 
sind, die im Sinne der Ökologie nur auf eines ach-
ten, dass die Natur nicht zerstört wird. Ich sage Ih-
nen klar, ich bin Ökologe. Ich habe viele Jahre auf 
diesem Gebiet gearbeitet, lasse mich da auch von 
niemandem überbieten. Aber ich weiß am Ende des 
Tages auch eins, Strom kommt nicht aus der Steck-
dose, und das haben Sie auch noch zu lernen. Des-
wegen brauchen wir Infrastrukturen auch für den 
Ausbau von Energie. Wir brauchen Infrastruktur da-
für, dass die Erneuerbaren in den nächsten Jahren 
eine Chance haben. Herzlichen Dank. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herzlichen Dank, Herr Minister. Gibt es weiteren Re-
debedarf? Frau Abgeordnete Enders. 
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Abgeordnete Enders, DIE LINKE: 
 
Also jetzt zum Letzten, Herr Minister, das war echt 
Schwachstrom,  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
das muss ich Ihnen jetzt mal ganz ehrlich sagen. 
Zum anderen möchte ich natürlich noch eines rich-
tigstellen, und das möchte ich auch hier so nicht im 
Raum stehen lassen. Ja, ich habe in einem Inter-
view von einem Ermächtigungsgesetz gesprochen, 
 

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Das kann 
jeder machen, nur nicht Sie.) 

 
ich habe dies aber nicht historisch gemeint, sondern 
ich habe es ganz einfach so gemeint, dass ich sa-
ge, es werden Energiekonzerne ermächtigt, ihre Vor-
haben durchzusetzen. Das, Herr Minister, ist mit die-
sem Gesetz aber sehr wohl gegeben. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich möchte auch auf ein paar weitere Aspekte noch 
mal eingehen. Sie stellen immer alles so dar, als wäre 
das alles gottgegeben, als brauchen wir diese Lei-
tung, als brauchen wir die, um den Strom vom Nor-
den in den Süden zu transportieren. Da muss ich 
Ihnen sagen, schauen Sie sich mal Gutachten an, 
schauen Sie sich auch mal ganz intensiv - ich ver-
weise darauf noch mal - das Jarass-Gutachen an. 
Schauen Sie sich auch an, was Prof. Jarass in der 
Anhörung zum EnLAG im Deutschen Bundestag ge-
sagt hat. Der hat nämlich ganz klar und deutlich ge-
sagt: Diese 380-kV-Leitung, über die wir nämlich hier 
reden in Thüringen, wird für den Transport von Wind-
strom vom Norden nach dem Süden nicht gebraucht. 
Hier geht es nämlich um ganz andere Leitungskapa-
zitäten, die wir benötigen würden, und die lassen sich 
mit einem normalen Drehstromnetz überhaupt nicht 
organisieren, überhaupt nicht transportieren, über-
haupt nicht machen. Da müssen wir über ganz ande-
re Netze reden, da müssen wir über ganz andere 
Dinge reden. Ich glaube, das ist auch mal eine Dis-
kussion wert. Aber es hat mit dieser 380-kV-Leitung 
gar nichts, überhaupt nichts zu tun.  
 
Dann noch etwas zur Kohle: Sie haben vorhin sehr 
deutlich und sehr klar gesagt, Sie sind für regenera-
tive Energien. Das sind wir auch. Wir setzen auf de-
zentrale Lösungen und wir denken, dass das der rich-
tige Weg ist, und wir denken, dass wir in Thüringen 
auch die entsprechenden Möglichkeiten, die entspre-
chenden Kapazitäten haben werden, um dieses Ziel 
umsetzen zu können.  
 
 

Ich möchte eines noch mal zu der Anhörung sagen. 
Warum haben wir heute noch mal eine Anhörung 
oder einen Entschließungsantrag gebracht? Ja, Sie 
haben vorhin gesagt, es soll Anhörungen oder auch 
Erörterungstermine mit einzelnen Betroffenen geben. 
Das ist auch in der Anfrage, die ich gestellt habe, in 
Ihrer Antwort dazu gekommen, aber es ist nicht dazu 
gekommen, dass eine öffentliche Anhörung durchge-
führt wird. Ich muss ganz ehrlich sagen, in bilatera-
len Gesprächen, in Einzelgesprächen und in Erör-
terungsterminen können wir die grundsätzliche Frage 
- und daran halten wir alle fest und die grundsätz-
liche Frage ist: Ist diese 380-kV-Leitung durch Thü-
ringen nach Bayern notwendig? - nicht klären, nicht 
erörtern und nicht erläutern. 
 
Ich möchte auch auf eines noch hinweisen: Dieses 
EnLAG hat ja diese 24 Großprojekte festgeschrie-
ben durch die dena-Netzstudie, die als Grundlage 
dieses Gesetzes dient und die auch als Grundlage 
dafür dient, dass auch im europäischen Verbundnetz 
diese Leitungen mit aufgeführt worden sind. Ich muss 
Ihnen ganz ehrlich sagen: Nicht stattgefunden - das 
betone ich noch mal - hat eine Kosten-Nutzen-Ana-
lyse. 
 

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Hat statt-
gefunden.) 

 
Nein, es liegen keine Daten vor. Es liegen keine Da-
ten zur wirtschaftlichen Zumutbarkeit vor. Das ist 
überhaupt nicht überprüft worden. Es sind keine Alter-
nativen überprüft worden. Wie oft haben wir immer 
wieder angemahnt: Freileitungs-Monitoring, Hochtem-
peraturseile, andere Lösungen. Wir haben aufgezeigt 
entsprechend auch in Gutachten, in entsprechenden 
Lastflussanalysen, welche Leitungskapazitäten, Mehr-
kapazitäten kann man erreichen. Das alles findet 
überhaupt keine Berücksichtigung, auch in der dena-
Studie nicht. Die dena-II-Studie, die bis September 
2010 rauskommen soll, beschäftigt sich dann viel-
leicht auch mal mit diesen Fragen. Auch dieses Ge-
setz schreibt die Planrechtfertigung, schreibt die Not-
wendigkeit dieser Leitung fest. Selbst wenn Sie sa-
gen, es laufen Verfahren, Verwaltungsverfahren wer-
den durchgeführt, jeder kann im Prinzip seine Ein-
wendungen hier geltend machen. Die grundsätzliche 
Frage der Notwendigkeit wird nicht mehr geprüft, 
wenn dieses Gesetz so bleibt, wie es im Moment ist. 
Deshalb werden wir alles tun, um dieses Gesetz aus-
zuhebeln. Es wäre nicht das erste Mal, dass ein Bun-
desgesetz durch das Bundesverfassungsgericht kas-
siert wird. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank, Frau Abgeordnete Enders. Es gibt ei-
ne weitere Redemeldung von Herrn Minister Mach-
nig. 
 
Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Technologie: 
 
Frau Enders, so leicht will ich es Ihnen doch nicht 
machen. Wer in der Politik tätig ist, der muss auch 
seine Worte wägen. Wer das Wort „Ermächtigungs-
gesetz“ in den Mund nimmt, muss wissen, was er tut. 
Deswegen sage ich klipp und klar, in einem Rechts-
staat gibt es keine Ermächtigungsgesetze, sondern in 
einem Rechtsstaat gibt es Gesetze, die aufgrund von 
Beratungen, auch verfassungsrechtlichen Prüfun-
gen zustande kommen. Auch wenn das Bundesver-
fassungsgericht im Übrigen anders entscheiden wür-
de, ist eine solche Qualifizierung falsch. Ich finde, das 
sollten Sie klarstellen.  
 
Die zweite Bemerkung, die ich noch mal machen will, 
ist: Ich finde - und dazu bin ich auch bereit, ich will 
noch mal sagen -, dass wir uns wirklich sachlich, fach-
lich mit dem Thema auseinandersetzen. Aber das 
geht nicht auf der Grundlage, dass hier Behauptun-
gen in den Raum gestellt werden und Einzelmei-
nungen von Wissenschaftlern dann zur endgültigen 
Wahrheit erklärt werden. Sie sind auf mein Argu-
ment - das ist immerhin ein zentrales - überhaupt 
nicht eingegangen. Mein zentrales Argument lautet: 
Die ganze Technologie Heißleiter-, Temperatur-Moni-
tor bringt wahrscheinlich 30 Prozent mehr Kapazi-
tät. Ja, das ist die Wahrheit. Dann sage ich Ihnen, das 
wird aber für die nächsten Jahre und für die Durch-
läufe nicht reichen. Mit dieser Tatsache müssen wir 
uns auseinandersetzen.  
 
Das Letzte ist - und dann will ich es auch damit be-
wenden lassen -, ich finde, Sie sagen an einer Stelle 
auch die Unwahrheit. Es ist nicht wahr, dass wir in 
den nächsten 10, 15, 20 oder 30 Jahren eine rein de-
zentrale Energieversorgung in Deutschland haben. 
Das ist unwahr oder Sie müssten in Thüringen so 
viele Windkraftwerke aufstellen, die Sie planungs-
rechtlich und auch unter Akzeptanzgesichtspunkten 
überhaupt nicht bauen können. Das ist die Realität, 
weil Photovoltaik wird zum Beispiel in der deutschen 
Energieversorgung vielleicht einmal irgendwann 10 
bis 15 Prozent bei der Energieproduktion realisieren 
können, nicht mehr und nicht weniger. Das heißt, 
wir werden auf andere Formen angewiesen sein. Die 
Wahrheit ist, die Quadratur des Kreises Ausstieg aus 
der Kohle, Ausstieg aus der Kernenergie, die wird 
nicht funktionieren, weil Strom kommt dann am En-
de doch nicht aus der Steckdose, sondern dafür brau-
chen wir Erzeugungskapazitäten.  
 

Das Letzte ist, gerade weil ich weiß, dass wir „grü-
ner Motor“ werden wollen, gerade weil ich den An-
teil des hier in Thüringen produzierten Ökostroms er-
höhen möchte, weil die Energiebilanz für Thüringen 
sieht deswegen gut aus, weil wir Importeur sind. Wir 
importieren Strom und Ökostrom, sonst sähe die Bi-
lanz hier völlig anders aus. Wenn wir hier Kapazi-
täten in den nächsten Jahren aufbauen wollen und 
auch auf der Produktionsseite, dann wird sie nicht 
allein dafür stehen, dass sie hier im Land verbraucht 
wird. Dazu brauchen wir Export und wer Export will, 
ich bin dafür, der braucht entsprechende Leitungs-
kapazitäten, damit das auch in die Bereiche weiter-
geleitet werden kann, wo Menschen wohnen, die 
Strom brauchen. Deswegen werden wir die Anhö-
rung machen. Wir werden auch alle Argumente noch 
einmal hören. Aber ich bitte dann auch, sich mal auf 
eines einzulassen, dass wir dann aufbauend auf dem 
Raumordnungsverfahren, das wir auf den Weg ge-
bracht haben, im Rahmen der beiden Trassenfüh-
rungen danach suchen, was ist die beste, was die 
umweltverträglichste, was ist auch die menschen-
verträglichste Lösung, weil am Ende, davon bin ich 
überzeugt, werden wir die Trasse brauchen. Ich fin-
de, Sie sollten den Menschen eines nicht zumuten, 
dass Sie sie gegen ein Projekt aufbringen, das Sie 
am Ende wahrscheinlich nicht verhindern werden 
können und das gesamtwirtschaftlich und gesamt-
energiewirtschaftlich von Bedeutung ist. Das sollten 
Sie nicht tun. Deswegen lassen Sie uns die Debat-
te sachlich führen auf der Grundlage des Raumord-
nungsverfahrens, das jetzt auf den Weg gebracht 
worden ist. Herzlichen Dank.  
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank, Herr Minister. Gibt es weitere Redebei-
träge?  
 

(Unruhe CDU) 
 
Moment, Herr Abgeordneter Adams, die Frau Abge-
ordnete Enders war etwas schneller in ihrer Wortmel-
dung. Frau Abgeordnete Enders, möchten Sie den 
Vortritt geben?  
 

(Zuruf Abg. Enders, DIE LINKE:  
Ja, bitte.) 

 
Herr Adams, bitte.  
 
Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, lieber Herr Minister - es wird 
auch ganz schnell gehen -, ich glaube, wir sollten 
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einmal eine Zielmarge feststellen. Das heißt, in Thü-
ringen kommt in Zukunft der Strom vom Dach oder 
vom Hügel nebenan, wo die Windkraft sich dreht, und 
nicht mehr aus der Steckdose, dann haben wir de-
zentrale Sachen. Sie hören, wie Ihr Koalitionspart-
ner schon wieder diese Zielvorstellung von Ihnen 
ablehnt. 
 

(Unruhe CDU) 
 
Ich glaube, Herr Machnig, mir ist das ganz wichtig, 
Sie haben auf Reflektiertheit abgestellt. Das will ich 
auch wirklich hier noch mal aufnehmen in einem ganz 
kurzen Beitrag. Ich glaube, wenn Sie einen Gegen-
satz aufbauen zwischen meiner gemutmaßten - und 
Sie mutmaßen da richtig - Unterstützung für Offshore-
Anlagen und meinem Kampf gegen diese 380-kV-
Leitung. Ich sage Ihnen ganz deutlich, diese Off-
shore-Anlagen sind die dezentrale Energieversor-
gung für den Norden Deutschlands. Das Problem 
ist einfach nur, dass wir das nicht schaffen bei die-
sen 30 Prozent Steigerung, die Sie ja selbst sagen. 
Die 30 Prozent Steigerung der Leitungskapazität 
durch andere Technologien als diese Leitung plus 
Atomausstieg plus Energieeffizienzsteigerung wird 
Deutschland versorgen. Es kann sein, dass Sie das 
nicht so sehen wollen, weil Sie da eine andere Pro-
zentrechnung aufmachen, aber ich glaube, dass wir 
darüber diskutieren können, und ich glaube, dass 
es Sinn macht, an diesem energiepolitischen Kon-
zept zu arbeiten. Diese 380-kV-Leitung steht dem 
eher im Wege. Das ist meine Meinung und die möch-
te ich hier auch gern deutlich machen. Ich freue mich 
sehr auf die inhaltliche Debatte in den Ausschüs-
sen, in den Anhörungen mit vielen Fachleuten, da 
werden wir dann noch viel mehr ins Detail gehen kön-
nen. Vielen Dank.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank. Gibt es weiteren Redebedarf? Frau Ab-
geordnete Enders, bitte. 
 
Abgeordnete Enders, DIE LINKE: 
 
Ich mache es ganz kurz.  
 

(Beifall FDP) 
 
Herr Minister, ich möchte Ihnen - danke für den App-
laus - trotzdem noch ein paar Worte sagen. Wissen 
Sie, ich sehe die Energiepolitik anders als Sie und 
ich habe auch noch, das sage ich auch, Zukunfts-
visionen und ich glaube auch gerade an diese de-
zentralen Energieversorgungsstrukturen. Ich glau-
be, wenn ich mir anschaue, was in den Städten und 

Gemeinden gegenwärtig passiert, dass da ein Um-
denken passiert, dass man versucht, mit dezentra-
len Lösungen eigene Energieversorgungen auf die 
Beine zu stellen. Ich glaube, das ist der richtige An-
satz, den wir gegenwärtig erleben, und da sollte ganz 
einfach auch die Bundesregierung ansetzen und hier 
Hilfestellung und Unterstützung geben. Das fehlt im 
Moment gänzlich.  
 
Dann möchte ich noch mal etwas sagen zu den Bür-
gerinnen und Bürgern: Ich hetze hier keine Bürge-
rinnen und Bürger auf. Die Menschen in den Regio-
nen kämpfen für ihre Heimat. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Die haben in den letzten Jahren immer wieder erle-
ben müssen, wie Natur, Lebensraum, Lebensqualität 
zerstört worden ist. Ich sehe z.B. den ICE-Bau, da 
braucht man sich nur mal anzuschauen, was dort 
an massiven Eingriffen passiert, was dort die Men-
schen erleben müssen. Da gibt es die Landwirtschaft, 
die sagt, wir können kaum noch unsere Landwirt-
schaft vernünftig und ordentlich betreiben. Da gibt 
es jetzt durch die 380-kV-Leitung wieder Flächen-
verbrauch, um weitere Infrastrukturmaßnahmen in 
die Landschaft zu setzen. Die Menschen, sage ich 
Ihnen, wollen anders leben und lassen sich das in 
der Zukunft nicht mehr gefallen. Deshalb lehnen sie 
diese 380-kV-Leitung als weiteres Projekt ab.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Gibt es weiteren 
Redebedarf? Das sehe ich nicht. Dann kommen wir 
jetzt zur Abstimmung bezüglich der Überweisung des 
Antrags an den Ausschuss für Wirtschaft, Techno-
logie und Arbeit.  
 
Wer für die Überweisung dieses Antrags an den Aus-
schuss für Wirtschaft, Technologie und Arbeit ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. Das ist eine überwäl-
tigende Mehrheit. Gegenstimmen? Keine. Stimment-
haltungen? Auch keine. Vielen Dank. Damit ist der 
Antrag in Drucksache 5/125 an den Ausschuss über-
wiesen.  
 
Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag in Drucksache 5/242. Wer mit der Über-
weisung des Entschließungsantrags an den Aus-
schuss für Wirtschaft, Technologie und Arbeit ein-
verstanden ist, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. Das ist die Mehrheit. Gegenstimmen? Keine. 
Stimmenthaltungen? Auch keine. Herzlichen Dank. 
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Meine Damen und Herren, ich entlasse Sie jetzt für 
eine volle Stunde in die Mittagspause. Ich schlage 
Ihnen vor, wir treffen uns 14.50 Uhr hier wieder. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, wir 
kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 24 
 

Fragestunde 
 
Wir beginnen mit der Frage des Herrn Abgeordne-
ten Grob, CDU-Fraktion, in der Drucksache 5/98. 
 
Abgeordneter Grob, CDU: 
 
Verlängerung der Kurzarbeit im K+S-Werk Unter-
breizbach? 
 
Die K+S-Leitung kündigte dieser Tage an, was heißt, 
dieser Tage, es war vor einem Monat, die Kurzar-
beit im Werk Unterbreizbach über das Jahr 2010 
auszuweiten. Begründet wird dies insbesondere mit 
der schwachen Inlandsnachfrage und Umsatzrück-
gängen. Durch den Landrat des Wartburgkreises wur-
de laut Zeitungsbericht im „Freien Wort“ und in der 
„Südthüringer Zeitung“ vom 18. November 2009 der 
Verdacht geäußert, dass damit der Protest gegen 
die Werra-Versalzung abgestraft werden soll. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Inwieweit ist die Landesregierung über das Vor-
haben, die Kurzarbeit im Werk Unterbreizbach um 
bis zu zehn Monate auszudehnen und die Produk-
tion erheblich zurückzufahren, informiert? 
 
2. Sind einzelne öffentlich-rechtliche Vereinbarun-
gen über einen Gesamtrahmen für eine nachhaltige 
Kaliproduktion in Hessen und Thüringen, die An-
fang dieses Jahres zwischen dem Kalikonzern und 
den Bundesländern Thüringen und Hessen geschlos-
sen wurden, oder gar der ganze Vertrag hierdurch 
gefährdet? 
 
3. Ist eine Verbindung zwischen dem Maßnahmen-
konzept zum Schutz der Werra und der Kurzarbeits-
ankündigung als Druckmittel nachweisbar oder er-
kennbar? 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Es antwortet für die Landesregierung das Ministe-
rium für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Natur-
schutz. Herr Staatssekretär Richwien, bitte. 
 
Richwien, Staatssekretär: 
 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Ich beantworte die 
Mündliche Anfrage des Abgeordneten Grob für die 
Thüringer Landesregierung wie folgt: 

Zu Frage 1: Die Absicht zur Einführung bzw. Weiter-
führung von Kurzarbeit im Werk Unterbreizbach ist 
ein rein betriebswirtschaftlicher Vorgang, der aus-
schließlich in die unternehmerische Verantwortung 
von K+S Kali GmbH fällt.  
 
Zu Frage 2: Die Fragen der bisherigen und kommen-
den Kurzarbeit stehen nicht im Widerspruch zu den 
mit K+S geschlossenen Verträgen. Sie berühren auch 
nicht das in der Präambel des öffentlich-rechtlichen 
Vertrags festgelegte Ziel, die Kaliproduktion in Hes-
sen und Thüringen auf dem heutigen Produktions-
niveau im Sinne eines nachhaltigen wirtschaftlichen 
Handelns und eines schonenden Umgangs mit der 
Umwelt für die künftigen Jahrzehnte fortzusetzen und 
zu sichern. Die notwendige Kurzarbeit betrifft be-
kanntermaßen alle Standorte. 
 
Zu Frage 3: Nach hiesigem Kenntnisstand besteht 
zwischen dem Maßnahmekonzept zum Schutz der 
Werra und der angekündigten Kurzarbeit kein in-
haltlicher Zusammenhang.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank. Es gibt Nachfragen. Entschuldigung, 
wer war denn nun zuerst? Herr Abgeordneter Kum-
mer, bitte. 
 
Abgeordneter Kummer, DIE LINKE: 
 
Herr Staatssekretär, Sie hatten ja mitgeteilt, dass 
die Kurzarbeit nicht im Widerspruch zu Verträgen 
steht. In dem Zusammenhang würde ich fragen, beim 
Staatsvertrag zum Rollloch ist ja damals ein Anhang 
noch erfolgt durch den Thüringer Landtag, der die 
Arbeitsplätze in Unterbreizbach im bisherigen Niveau 
sichern sollte. Nun ist die Kurzarbeit sehr unter-
schiedlich verteilt zwischen Unterbreizbach und den 
hessischen Standorten des Werkes Werra. Deshalb 
würde mich interessieren, ob denn aus Sicht der 
Landesregierung die Maßgabe der Sicherung der 
Arbeitsplätze am Standort Unterbreizbach durch den 
Staatsvertrag zum Rollloch dort ausreichend Beach-
tung gefunden hat bei der Verteilung der Kurzar-
beit zwischen den einzelnen Standorten im Werk, 
denn auf hessischer Seite hätte man nichts zu ar-
beiten, wenn man das Thüringer Salz nicht hätte. 
 
Richwien, Staatssekretär: 
 
Das ist vollkommen richtig von Ihnen beschrieben. 
Ich habe aber auch an der Stelle gesagt, dass alle 
Standorte unterschiedlich von der Kurzarbeit betroffen 
sind. Das Unternehmen, wenn es in eine schwierige 
wirtschaftliche Lage kommt, wird selber festlegen, 
welcher Standort mit wie viel Kurzarbeit betroffen 
ist. Wir als Landesregierung können in die unterneh-
merischen Entscheidungen nicht eingreifen, wollen 
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wir auch nicht.  
 
Der zweite Teil mit dem Staatsvertrag, da würde ich 
gern noch mal nachschauen, das ist mir jetzt erst 
einmal nicht geläufig.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank. Herr Abgeordneter Kuschel? Das hat 
sich erledigt. Danke schön. Wir kommen zur Druck-
sache 5/100. Frau Abgeordnete Dr. Klaubert stellt 
die Anfrage. Für die Landesregierung antwortet das 
Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur, 
Herr Staatssekretär Merten. 
 
Abgeordnete Dr. Klaubert, DIE LINKE: 
 
Offensichtlich Herr Deufel.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Ja.  
 
Abgeordnete Dr. Klaubert, DIE LINKE: 
 
Ich stelle erst einmal die Frage. 
 
Freier Eintritt für Kinder und Jugendliche in staatliche 
Museen 
 
Der Sächsische Landtag hat in seinem letzten Ple-
num am 12. November 2009 - Drucksache 5/295 des 
Sächsischen Landtags - beschlossen, die Staatsre-
gierung zu ersuchen, den Eintritt in alle staatlichen 
Museen des Freistaats Sachsen für Kinder und Ju-
gendliche bis einschließlich 16 Jahre grundsätzlich 
kostenfrei zu gestalten. DIE LINKE in Thüringen ver-
tritt die Auffassung, dass Kultur als Teil der sozia-
len Frage ernst genommen werden muss und der 
Zugang zu Kultur für Kinder und Jugendliche in Thü-
ringen kostenfrei zu gestalten ist. Kulturelle Ange-
bote müssen breit in die Bildungspläne der Kinder-
gärten und Schulen integriert werden. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Welche Überlegungen gibt es bei der Landesre-
gierung im Zuge der Weiterentwicklung des Thü-
ringer Landeskulturkonzepts auch die Frage des kos-
tenfreien Zugangs in Museen für Kinder und Jugend-
liche einzubinden? 
 
2. Gibt es Vorstellungen, in Thüringen eine Museums-
konzeption zu entwickeln, die die finanzielle Absiche-
rung der Museen im Landeshaushalt berücksichtigt? 
 
3. Welche Kosten würde der freie Eintritt für Kinder 
und Jugendliche in Museen verursachen und inwie-
weit würde das Land diese Kosten den Trägern der 

Museen erstatten? 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Für die Landesregierung Herr Deufel. 
 
Prof. Dr. Deufel, Staatssekretär: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abge-
ordneten, die Mündliche Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Klaubert beantworte ich für die Landesregierung 
wie folgt, möchte aber zunächst eine Vorbemerkung 
machen. Im Freistaat Thüringen existieren im Gegen-
satz zu Sachsen keine staatlichen Museen. Trotz-
dem gewähren derzeit 44 Thüringer Museen bereits 
freien Eintritt für Kinder und Jugendliche. Das ist 
mehr als ein Fünftel der Mitglieder des Thüringer 
Museumsverbands. 
 
Zu Frage 1: Die Thüringer Landesregierung wird im 
Rahmen der Überarbeitung des Kulturkonzepts mit 
den Akteuren und Trägern der Einrichtungen auch 
die Möglichkeiten der Gewährung freien Eintritts be-
raten.  
 
Zu Frage 2: Der Freistaat fördert über die Träger 
derzeit 39 Museen institutionell. Im Rahmen der Wei-
terentwicklung des Kulturkonzepts werden auch die 
Rahmenbedingungen der Museumsförderung geklärt. 
 
Zu Frage 3: Eine statistische Erhebung zur den Kos-
ten liegt nicht vor. Ein Kostenausgleich wäre zu-
nächst von den Trägern der Museen zu prüfen. Im 
Übrigen steht der Freistaat Thüringen den Museums-
trägern nach den Möglichkeiten des Landeshaus-
halts auf Antrag fördernd zur Seite. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Gibt es Nachfragen?  
 
Abgeordnete Dr. Klaubert, DIE LINKE: 
 
Herr Staatssekretär, Sie haben ja die Crux erkannt, 
dass wir diese staatlichen Museen nicht haben, dem-
zufolge haben wir nach den Museen überhaupt in 
Thüringen gefragt, weil die Organisationsstruktur hier 
anders ist. Nun sagen Sie, dass Sie durchaus da-
rüber nachdenken - auf die Frage 1 bezogen -, die-
sen kostenfreien Zugang zu gewähren. Welche An-
sätze sind da in Ihrem Haus bisher diskutiert wor-
den?  
 
Zum Zweiten, die Weiterentwicklung der Museums-
konzeption vor dem Hintergrund des uns bevorste-
henden Landeshaushalts: Sind da bereits Gesprä-
che mit dem Museumsverband gelaufen, inwiefern 
die ursprünglich höheren Zuweisungen an die Mu-
seen wieder aufgelegt werden? 
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Prof. Dr. Deufel, Staatssekretär: 
 
Zu der ersten Nachfrage: Es ist ja die Politik der Lan-
desregierung, dieses Kulturkonzept im Dialog mit den 
Akteuren und Trägern der kulturellen Einrichtungen 
hier zu machen. Dieser Dialog ist initiiert. Sie wis-
sen, wie lange die Landesregierung im Amt ist, und 
wir werden, bevor dieser Dialog initiiert und mit den 
Akteuren die Dinge auch besprochen sind, hier na-
türlich nicht mit fertigen Konzepten auf den Markt 
gehen können, weil das nicht unserem Verständnis 
entspricht, wie diese Dinge dort entwickelt werden.  
 
Zum Zweiten ist festzuhalten, dass es die klare Ab-
sicht der Landesregierung gibt, die Museumsförde-
rung zu regeln. Ich werde heute hierzu keine Kon-
zepte anbieten können, weil es in unserem Hause 
und auch wiederum im Gespräch mit den Trägern 
der Museen jetzt in den nächsten Wochen in Gang 
kommen muss. 
 

(Zwischenruf Abg. Dr. Klaubert, DIE 
LINKE: Es gab aber kein Gespräch mit 
den Museen.) 

 
Es gab in den letzten sechs Wochen noch kein Ge-
spräch.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herzlichen Dank, Herr Dr. Deufel. Gibt es noch Nach-
fragen? Keine. Danke. 
 
Wir kommen zur Mündlichen Anfrage der Abgeord-
neten Keller, Fraktion DIE LINKE, in Drucksache 
5/108. 
 
Abgeordnete Keller, DIE LINKE:  
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Aufteilung des Finanzvermögens der DDR 
 
Gemäß Artikel 22 des Einigungsvertrages ist das 
Vermögen der ehemaligen DDR hälftig zwischen dem 
Bund und den Ländern aufzuteilen. Der Bund ver-
tritt die Auffassung, dass das Finanzvermögen ei-
nen negativen Saldo von ca. 3,4 Mrd. € aufweist. Die 
Länder gehen dagegen von einem positiven Ver-
mögen in Höhe von ca. 3,5 Mrd. € aus. Der Anteil 
Thüringens sollte 16,3 Prozent des Länderanteils, 
also ca. 290 Mio. €, betragen.  
 
In der Beratung des Haushalts- und Finanzausschus-
ses des Thüringer Landtags am 5. August 2009 
(68. Sitzung des Ausschusses in der 4. Wahlperio-
de) berichtete die Landesregierung bereits von ei-
ner angestrebten sogenannten Null-Lösung im Wege 
einer Verwaltungsvereinbarung und über Bedenken 

seitens des Freistaats Sachsen und der kommuna-
len Spitzenverbände. 
 
Nunmehr beabsichtigt die neue Bundesregierung laut 
dem Koalitionsvertrag, eine Lösung des Problems 
herbeizuführen. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Um welche konkreten Arten von Vermögen han-
delt es sich beim sogenannten Finanzvermögen der 
DDR? 
 
2. Woraus resultiert die unterschiedliche Bewertung 
des Saldos durch Bund und Länder? 
 
3. Ist die Thüringer Landesregierung bereit, die offen-
bar angestrebte Null-Lösung zu akzeptieren und wie 
wird dies begründet? 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Für die Regierung antwortet Herr Dr. Spaeth. 
 
Dr. Spaeth, Staatssekretär: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, namens der 
Landesregierung beantworte ich die Mündliche An-
frage der Abgeordneten Keller wie folgt: 
 
Zu Frage 1: Das Finanzvermögen nach Artikel 22 des 
Einigungsvertrages ist das öffentliche Vermögen, das 
nicht unmittelbar bestimmten Verwaltungsaufgaben 
diente und weder der Treuhandanstalt, den Gemein-
den und Gemeindeverbänden, noch den Sozialver-
sicherungen übertragen wurde. Vom Gesamtwert des 
Gesamtvermögens stehen dem Entschädigungs-
fonds 50 vom Hundert als Vorwegverwendung zu. 
Aus dem Entschädigungsfonds werden die Entschä-
digungen und Ausgleichsleistungen für die nicht mög-
lichen Rückübertragungen von Vermögenswerten bei 
der privaten Restitution beglichen. Das nach diesen 
Ausgliederungen verbliebene Finanzvermögen ist 
vom Bund treuhänderisch zu verwalten. Zu dem Ver-
mögen gehören insbesondere Immobilien, aber auch 
eine Vielzahl unterschiedlicher Vermögenswerte ein-
schließlich der allen Werten zuzuordnenden Verbind-
lichkeiten. Das danach verbliebene Finanzvermögen 
ist durch Bundesgesetz jeweils zur Hälfte auf den 
Bund und die neuen Länder aufzuteilen. Am Län-
deranteil sind die Gemeinden und Gemeindeverbän-
de angemessen zu beteiligen. Der Anteil Thüringens 
beträgt 16,3 vom Hundert.  
 
Zu Frage 2: Der Bund und die Länder haben unter-
schiedliche Auffassungen zu den Verbindlichkeiten, 
die dem Finanzvermögen zuzurechnen sind. Der 
Bund vertritt die Auffassung, dass das Finanzvermö-
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gen einen negativen Saldo von rund 3,37 Mrd. € auf-
weist. Dieser wäre zur Hälfte von den Ländern aus-
zugleichen, also in Höhe von rund 1,685 Mrd. €. Thü-
ringen müsste nach Auffassung des Bundes dann 
rund 275 Mio. € zum Ausgleich dieses Saldos be-
zahlen. Die Länder hingegen vertreten die Auffas-
sung, dass das Finanzvermögen einen positiven Sal-
do von rund 3,49 Mrd. € ausweist. Dann würde Thü-
ringen einen Anteil von rund 290 Mio. € erhalten. 
Ursächlich für die weit auseinanderliegenden Salden 
sind im Wesentlichen drei Konfliktpunkte:  
 
- die Ausgaben der Sanierungsverpflichtung der so-
wjetisch-deutschen Aktiengesellschaft Wismut, die 
der Bund mit rund 3,1 Mrd. € ansetzt,  
 
- die Verpflichtungen der staatlichen Versicherungen 
der ehemaligen DDR in Höhe von rund 1,6 Mrd. € 
sowie  
 
- die Bemessung der Ansprüche des Entschädi-
gungsfonds, die der Bund mit rund 2,2 Mrd. € angibt.  
 
Die Länder sind der Auffassung, dass diese Aufwen-
dungen nicht dem Finanzvermögen zuzurechnen 
sind.  
 
Zu Frage 3: Im Rahmen der bisherigen Verhandlun-
gen hat der Bund deutlich zum Ausdruck gebracht, 
dass er aus dem Finanzvermögen keine Zahlung an 
die Länder leisten wird. Ebenso waren und sind die 
Länder nicht bereit, an den Bund zu zahlen. Deshalb 
ist der Vorschlag des Bundes aufgegriffen worden, 
über eine sogenannte Null-Lösung zu verhandeln. 
Neben den Regelungen zum Finanzvermögen soll-
ten weitere offene Punkte, die für die Thüringer Kom-
munen von Bedeutung sind, abgeschlossen werden. 
So konnte erreicht werden, dass der Bund auf sei-
ne Auskehransprüche aus den Erlösen von Grund-
stücksverkäufen im Rahmen der Vermögenszuord-
nung sowie den Erlösen aus der Veräußerung von 
Vermögenswerten des Feriendienstes des ehema-
ligen FDGB verzichtet. Die den Gemeinden in Thü-
ringen zugeflossenen Werte des Feriendienstes hat 
der Bund mit rund 25 Mio. € beziffert. Die Verhand-
lungen sind gegen Ende der letzten Legislaturperiode 
unterbrochen worden. Neben den auch von Thürin-
gen erhobenen verfassungsrechtlichen Bedenken, 
die Aufteilung des Finanzvermögens durch eine Ver-
waltungsvereinbarung zu klären, sind die Einwän-
de der kommunalen Spitzenverbände der Länder 
noch vom Bund zu bewerten. Die kommunalen Spit-
zenverbände gehen davon aus, dass der Bund An-
teile des Finanzvermögens an die Länder auskehrt 
und die Kommunen dabei beteiligt werden. Weiter 
sollten Regelungen, zum Beispiel zu den Vermögens-
werten des Feriendienstes des ehemaligen FDGB, 
nicht nur Verkaufserlöse, sondern auch Miet- oder 
Pachteinnahmen umfassen. Auch sind die Kommu-

nen der Auffassung, dass zu den noch nicht zuge-
ordneten Vermögenswerten eine gesetzliche Rege-
lung erfolgen soll. Es bleibt abzuwarten, bis der Bund 
die Aufnahme weiterer Gespräche signalisiert. Ich 
danke Ihnen. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Gibt es Nach-
fragen? Frau Abgeordnete Keller, bitte. 
 
Abgeordnete Keller, DIE LINKE:  
 
Danke für die Beantwortung. Ich habe nur eine Nach-
frage: Ist vorgesehen, dass die Landesregierung aktiv 
wird, was die zeitliche Schiene perspektivisch be-
trifft? 
 
Dr. Spaeth, Staatssekretär: 
 
Da wir das ständig im engen Schulterschluss mit den 
anderen Bundesländern gemacht haben, werden wir 
uns erst einmal mit den anderen Bundesländern zu-
sammenschließen. Wir müssen aber warten, die Fe-
derführung lag bei Brandenburg und die haben sie 
kurz vor der Landtagswahl niedergelegt, die müssen 
sich dort erst sortieren und es muss geklärt werden, 
wer jetzt die Federführung übernimmt. Ich danke Ih-
nen. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank. Wir kommen zur nächsten Frage des 
Herrn Abgeordneten Kuschel in der Drucksache 
5/122. Für die Landesregierung antwortet Herr Minis-
ter Carius. 
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Danke, Frau Präsidentin. 
 
Lösung für Pendlerparkplätze an Autobahnanschluss-
stellen in Sicht? 
 
Der Leiter des Thüringer Landesamtes für Bau und 
Verkehr, Markus Brämer, hat anlässlich der Verkehrs-
freigabe der Ortsdurchfahrt Wümbach (Gemeinde 
Wolfsberg, Ilm-Kreis) erklärt, dass in das wichtige 
Thema „Pendlerparkplätze an Autobahnanschluss-
stellen“ Bewegung gekommen sei. Nach seinen Aus-
sagen werde im Bund derzeit überlegt, solche Park-
plätze zu ermöglichen und zu finanzieren. Der Frei-
staat Thüringen will hierzu einen Bedarfsplan er-
stellen. Für die Pendlerparkplätze an der A 71 (z.B. 
Ilmenau-Ost) soll sogar eine Musterplanung erstellt 
werden, die in ein Modellprojekt münden könnte (vgl. 
„Thüringer Allgemeine“ Arnstadt vom 21. November 
2009). 
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Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Welche Informationen liegen der Landesregierung 
hinsichtlich der neuen Überlegungen des Bundes 
zur Schaffung und Finanzierung von Pendlerpark-
plätzen an Autobahnanschlussstellen vor? 
 
2. In welchem Zeitraum soll die vom Leiter des Lan-
desamtes für Bau und Verkehr angesprochene Be-
darfsplanung für den Freistaat erfolgen und welche 
Landes- und kommunalen Behörden werden dabei 
in welcher Art und Weise einbezogen? 
 
3. Wie soll sich die Musterplanung für die Pendler-
parkplätze an der A 71 gestalten? 
 
4. Inwieweit ist es beabsichtigt, Modellprojekte für 
die Schaffung von Pendlerparkplätzen an Autobahn-
anschlussstellen zu entwickeln und wann wäre mit 
einer praktischen Umsetzung zu rechnen? 
 
Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung 
und Verkehr: 
 
Frau Präsidentin, die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Kuschel beantworte ich für die Thüringer 
Landesregierung wie folgt: 
 
Zu Frage 1: Auf Initiative des Freistaats Thüringen 
prüft der Bund gegenwärtig die Möglichkeit des Baus 
und der Finanzierung von Mitfahrerparkplätzen an 
Autobahnanschlussstellen, die auf Bundesstraßen 
einmünden. Mit dem Ergebnis der Prüfung ist im Lau-
fe des Frühjahrs 2010 zu rechnen. 
 
Zu Frage 2: Es ist geplant, die Untersuchung zur 
Bedarfsplanung für Pendlerparkplätze nach Verab-
schiedung des Haushalts 2010 zu beauftragen. Mit 
Ergebnissen der Bedarfsplanung ist nicht vor Ende 
2010 zu rechnen. Zur Art und Weise der Einbezie-
hung von Landes- und Kommunalbehörden wurden 
noch keine Festlegungen getroffen. 
 
Zu Frage 3: Hierzu kann noch keine nähere Aus-
sage getroffen werden. Zu jedem Fall wird ein Nach-
weis der Erforderlichkeit und eine Studie zur Mach-
barkeit benötigt. 
 
Zu Frage 4: In Fällen besonderer Dringlichkeit, das 
heißt regelmäßig in großer Zahl auf unbefestigten 
Wegen und Plätzen parkende Pkw wie im Falle der 
Anschlussstelle Ilmenau-Ost, wäre ein Modellpro-
jekt wünschenswert. Vor einem Bau sind zunächst 
die baurechtlichen Voraussetzungen im Rahmen ei-
nes Planfeststellungsverfahrens zu schaffen. Erst 
danach ist eine praktische Umsetzung möglich.  
 
 
 

Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank. Gibt es Nachfragen? 
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Danke, Frau Präsidentin. Herr Minister, die Vorgän-
gerlandesregierung hat zu diesem Problembereich 
eine völlig andere Auffassung vertreten und hier auf 
die kommunale Verantwortung hingewiesen. Kön-
nen Sie mal kurz erläutern, mit welchen Motiven jetzt 
der Freistaat Thüringen gegenüber dem Bund eine 
solche Initiative zur Schaffung von Pendlerparkplät-
zen an den Autobahnanschlussstellen ergriffen hat.  
 
Frau Präsidentin, mit Ihrer Zustimmung würde ich 
gleich die zweite mir zustehende Nachfrage stellen 
wollen. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Können wir das so tun, Herr Minister? 
 
Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung 
und Verkehr: 
 
Ich habe nichts dagegen. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Bitte. 
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Gut, dann würde ich gleich die zweite Nachfrage stel-
len. Sie haben darauf verwiesen, dass sich der Fall Il-
menau-Ost/A 71 möglicherweise für so ein Modell-
projekt eignen würde. Dort laufen gegenwärtig um-
fangreiche Bauarbeiten. Ein Kreisel wird gebaut für 
Zufahrt und die B 88 wird neu trassiert. Für diese 
Bauarbeiten ist aber das Planfeststellungsverfahren 
schon abgeschlossen worden. Drängt da jetzt nicht 
die Zeit? Oder wollen Sie tatsächlich erst dieses Bau-
vorhaben realisieren und dann ein weiteres Verfahren 
auf den Weg bringen, um dann möglicherweise mit 
erhöhtem Aufwand dort nachher noch einen Pend-
lerparkplatz einzurichten? Wäre es nicht sinnvoller, 
jetzt, bevor mit der Baurealisierung Neutrassierung 
B 88 begonnen wird, dieses Problem zu untersuchen 
und zu lösen? 
 
Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung 
und Verkehr: 
 
Zunächst mal zu Frage 1: Wir haben einen gelten-
den Koalitionsvertrag, haben Koalitionsverhandlun-
gen geführt und uns darauf verständigt, dass wir gern 
prüfen wollen, Pendlerparkplätze einzurichten. Inso-
fern hat diese Landesregierung eine klare Auffas-
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sung. 
 
Zu Frage 2, ob dieses Modellprojekt an der An-
schlussstelle Ilmenau-Ost notwendig ist und des-
wegen jetzt eine noch zeitnähere Umsetzung mög-
lich sein müsste, Herr Kuschel, muss ich Ihnen ein-
fach sagen, das werden wir genau prüfen. Wenn das 
notwendig sein wird, dann werden wir das schnel-
ler umsetzen, und wenn das nicht notwendig ist, wer-
den wir es nicht schneller umsetzen. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank. Gibt es weitere Nachfragen? 
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Sie haben in einem Monat die Antwor-
tenqualität der Vorgängerregierung an-
genommen - nichtssagende Antworten - 
oder?) 

 
Herr Abgeordneter Kuschel, die Möglichkeit ist jetzt 
beendet. Ich möchte das Plenum noch mal darauf 
hinweisen, bei den Nachfragen kurze, prägnante Fra-
gen zu stellen. Vielen Dank. 
 
Wir kommen zur Frage der Frau Abgeordneten Ren-
ner in Drucksache 5/132. Für die Landesregierung 
antwortet die Staatskanzlei, Herr Staatssekretär Zim-
mermann. 
 
Abgeordnete Renner, DIE LINKE: 
 
Danke, Frau Präsidentin. 
 
Arbeitsstand des Thüringen-Monitors 2009 
 
In der 109. Plenarsitzung des Thüringer Landtags am 
18. Juni 2009 hatte Frau Abgeordnete Berninger eine 
Mündliche Anfrage zum Arbeitsstand des Thürin-
gen-Monitors 2009 gestellt. In der Antwort zu dieser 
Anfrage kündigte die Landesregierung unter ande-
rem an, den Thüringen-Monitor 2009 dem Landtag 
im I. Quartal 2010 vorzulegen. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Wie ist der aktuelle Stand der organisatorischen 
Vorbereitungen für den Thüringen-Monitor 2009, 
wann und wie ist ein entsprechender Auftrag mit wel-
chen inhaltlichen Vorschlägen an welches wissen-
schaftliche Institut ergangen? 
 
2. Wann soll der Thüringen-Monitor 2009 dem Land-
tag vorgelegt werden? 
 
3. Wie ist der Arbeitsstand hinsichtlich der Telefon-
Interviews, wie wurde bzw. wird die Befragung wie 
vieler Personen durchgeführt? 

4. Welches Thema außerhalb der Fragen zu Demo-
kratie und Rechtsextremismus ist Gegenstand des 
Thüringen-Monitors 2009? 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Zimmermann. 
 
Zimmermann, Staatssekretär:  
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, namens der Landesregierung beantworte ich 
die Anfrage wie folgt:  
 
Zu Frage 1: Im September 2009 wurden Verträge 
mit den bisherigen Gutachtern Prof. Dr. Schmidt und 
Herrn Dr. Edinger sowie mit Herrn Gerstenhauer ge-
schlossen. Letzterer ist neuer Gutachter und am Insti-
tut für Soziologie der Universität Jena tätig. Der Thü-
ringen-Monitor hat den Arbeitstitel „Miteinander der 
Generationen“. Die Fragen werden zurzeit zwischen 
den Gutachtern und den Vertretern des Meinungs-
forschungsinstituts und der Landesregierung end-
abgestimmt; derzeit heißt also dieser Tage.  
 
Zu Frage 2: Ziel der Landesregierung ist es, den Thü-
ringen-Monitor im II. Quartal 2010 dem Landtag und 
damit auch der Öffentlichkeit vorzustellen.  
 
Zu Frage 3: Es ist geplant, die Befragung von 
1.004 Personen durch Telefoninterviews der soge-
nannten CATI-Methode voraussichtlich im Januar 
2010 durchzuführen. 
 
Die Antwort zu Frage 4 ergibt sich aus der Antwort 
zu Frage 1.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank. Gibt es Nachfragen? Frau Abgeordne-
te Renner.  
 
Abgeordnete Renner, DIE LINKE: 
 
Wenn die Telefonbefragung jetzt im Januar 2010 
stattfinden soll, ist es dann richtig, anzunehmen, dass 
es keinen Thüringen-Monitor für das Jahr 2009 ge-
ben wird? Dies wäre meine erste Frage.  
 
Die zweite Frage: Gab es Änderungen in den Fra-
gestellungen, mit denen die Einstellungen der Thü-
ringer zu Demokratie und Rechtsextremismus erfasst 
werden? Wenn ja, welche?  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Staatssekretär.  
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Zimmermann, Staatssekretär:  
 
Die zweite Frage hätte ich gern noch mal gehört.  
 
Abgeordnete Renner, DIE LINKE: 
 
Gab es Änderungen in der Fragestellung, mit der die 
Einstellung der Thüringer zu Demokratie und Rechts-
extremismus erfasst werden? Hintergrund ist, dass 
diese Fragen in den letzten Jahren immer einheit-
lich gestellt wurden. Deshalb die Frage, ob diese Fra-
gestellung geändert wurde.  
 
Zimmermann, Staatssekretär:  
 
Zur ersten Frage: Das ist richtig. Der Zeitraum für die 
Befragung hätte zwar jetzt noch über die Weihnachts-
feiertage stattfinden können. Das ist aus fachlicher 
Sicht nicht zu empfehlen. Aus diesem Grund haben 
wir uns entschieden, im Januar 2010 nachzufragen. 
Entsprechend sind die Ergebnisse auch dann im Jahr 
2010 erhoben.  
 
Zur zweiten Frage: Ich kann Ihnen das ad hoc nicht 
bis auf die letzte Gewissheit sagen. Ich gehe aber 
davon aus, dass sie nicht verändert worden sind, weil 
genau diese Vergleichbarkeit auch Ziel des Thürin-
gen-Monitors ist und bleibt.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank. Gibt es weitere Fragen? Frau Abge-
ordnete, bitte.  
 
Abgeordnete Dr. Klaubert, DIE LINKE: 
 
Ich möchte gern nachfragen, in welcher Form der 
Thüringen-Monitor dem Plenum vorgestellt wird, ob 
es wieder mit einer Regierungserklärung und der 
dazugehörigen Debatte einhergeht.  
 
Zimmermann, Staatssekretär:  
 
Diese Frage kann ich zum Zeitpunkt noch nicht ab-
schließend beantworten. Sie ist noch nicht entschie-
den.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Danke. Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Vielen 
Dank, Herr Staatssekretär.  
 
Wir kommen zur Frage der Abgeordneten Sojka in 
Drucksache 5/142. Es antwortet für die Landesre-
gierung das Ministerium für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur, Herr Staatssekretär Merten.  
 
 
 

Abgeordnete Sojka, DIE LINKE: 
 
Danke, Frau Präsidentin. 
 
Anträge auf Gemeinschaftsschulen 
 
Laut Koalitionsvertrag wird das Thüringer Schulsys-
tem für das längere gemeinsame Lernen bis Klas-
se 8 geöffnet. Alle Schulträger sollen neben der Re-
gelschule und dem Gymnasium eine gleichberech-
tigte Option für eine Gemeinschaftsschule bekom-
men, wobei die Entscheidung für die Gemeinschafts-
schule vor Ort und unter Einbeziehung der Beteilig-
ten fallen muss. Über die Interessenlage der Schul-
träger bezüglich der Einführung einer Gemeinschafts-
schule gibt es bisher sehr unterschiedliche und teil-
weise widersprüchliche Informationen. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Wie viele Anfragen bzw. Anträge auf Einrichtung 
einer Gemeinschaftsschule liegen bisher den Schul-
ämtern bzw. der Landesregierung vor? 
 
2. Wie gestaltet sich das Antragsverfahren und ab 
wann werden dazu konkrete Informationen durch die 
Landesregierung bereitgestellt? 
 
3. In welcher Form und in welchem Umfang wird bei 
der Entscheidung über die Einrichtung einer Gemein-
schaftsschule die Einbeziehung der Beteiligten gesi-
chert? 
 
4. Wann wird der gesetzliche und der finanzielle Rah-
men für die Einrichtung von Gemeinschaftsschulen 
geschaffen, so dass diese auch in den kommuna-
len Schulnetzplanungen Berücksichtigung finden kön-
nen? 
 
Prof. Dr. Merten, Staatssekretär: 
 
Meine Damen und Herren Abgeordneten, sehr ver-
ehrte Frau Sojka, namens der Landesregierung 
möchte ich Ihre Anfrage wie folgt beantworten: 
 
Zu Frage 1: Der Landesregierung ist bekannt, dass 
es derzeit zehn Interessensbekundungen von Schu-
len auf Einrichtung der Gemeinschaftsschule gibt. 
Darüber hinaus gibt es mehrere Anfragen zu den 
Rahmenbedingungen.  
 
Die Fragen 2, 3 und 4 möchte ich gern zusammen-
hängend als Block beantworten. Ein erstes Konzept 
liegt vor. Dieses beinhaltet den gesetzlichen Rah-
men, ebenso die Finanzierung. Die Meinungsbildung 
dazu ist allerdings inhaltlich noch nicht abgeschlos-
sen. Es ist jedoch beabsichtigt, Ende Januar 2010 
die Überlegungen zum Thema Gemeinschaftsschule 
der Öffentlichkeit vorzustellen. 



322 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 6. Sitzung, 17.12.2009 
 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank. Frau Abgeordnete Sojka, eine Nach-
frage? 
 
Abgeordnete Sojka, DIE LINKE: 
 
Ja. Nun gab es seitens der SPD dazu schon mal 
einen Flyer. Ich frage jetzt, weil dieser überarbeitet 
worden ist. Wird die Gemeinschaftsschule die Klas-
senstufe 1 bis 10 oder alternativ 1 bis 8, 5 bis 12 
oder 5 bis 13 umfassen? Also wird der Wechsel zum 
Gymnasium nach Klasse 8 möglich sein? Das ist 
meine erste Frage. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Staatssekretär. 
 
Prof. Dr. Merten, Staatssekretär: 
 
Vielen Dank. Ich muss Sie an einer Stelle korrigie-
ren. Es gab einen Flyer der SPD-Fraktion, das ist 
ein nicht unerheblicher Unterschied. Die Frage des 
Wechsels: Wir haben darin keine abschließende Be-
urteilung. Die Grundkonzeption der Gemeinschafts-
schule ist, dass wir ab der Klasse 5 bis zur Klasse 8 
den Übergang zum Gymnasium eröffnen möchten. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Eine weitere Nachfrage? 
 
Abgeordnete Sojka, DIE LINKE: 
 
Im Altenburger Land wurde vom Landkreis vor vie-
len Jahren ein staatliches Förderzentrum mit tollen 
Bedingungen errichtet. Jetzt haben die Lehrerinnen, 
Lehrer und Eltern dort die Zeichen der Zeit erkannt 
und wollen diese optimalen Bedingungen für alle 
Schüler dieses Neubauwohngebietes öffnen und ha-
ben deswegen versucht, ein Konzept zu schreiben 
und auch beispielsweise bei mir nachgefragt. Ich 
kann aber erst recht keine Auskunft geben, deswe-
gen frage ich hier: Werden Sie diese Initiative von 
Kollegen und Eltern unterstützen, dass diese För-
derschule dann eine Gemeinschaftsschule und wirk-
lich eine inklusive Schule werden kann? 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Staatssekretär. 
 
Prof. Dr. Merten, Staatssekretär: 
 
Sehr verehrte Frau Abgeordnete, wir werden alle 
Initiativen unterstützen, die an uns bezüglich der 
Gemeinschaftsschule herangetragen werden. Ob die 
Bedingungen der Förderschule optimal sind, vermag 

ich von hier aus natürlich nicht zu beurteilen, das 
mögen Sie mir nachsehen. Die letzte Entscheidung 
wird nicht von uns getroffen, sondern dann vor Ort. 
Das ist auch das, was wir bisher konzeptionell vor-
gestellt haben, dazu werden wir auch stehen. Sie 
dürfen versichert sein, was immer in unserer Macht 
steht, wir werden es aktiv tun, damit wirklich eine 
gute Gemeinschaftsschule entsteht.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank, ich sehe eine Nachfrage.  
 
Abgeordnete Dr. Klaubert, DIE LINKE: 
 
Ja, also diese Fragen aus der Mitte des Hauses 
wären das dann. Mich würde mal interessieren, wie 
so ein Interessenbekundungsverfahren aussieht. 
Wird dann irgendwie gesagt, wir hätten das auch 
gern oder wir würden so eine Gemeinschaftsschu-
le einrichten. Oder muss man da schon ein bisschen 
konkreter werden? 
 
Und zum Zweiten: Wie verhalten sich denn die kom-
munalen Spitzenverbände zu diesem Modell der Ge-
meinschaftsschule? 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Frau Abgeordnete Dr. Klaubert, das waren jetzt zwei 
Fragen? Gut. 
 
Prof. Dr. Merten, Staatssekretär: 
 
Ich hoffe, dass ich die Herausforderung der zwei 
Fragen werde bestehen können. Zur Frage der In-
teressensbekundung: Es gibt Interessensbekundun-
gen, die sind höchst unterschiedlich und buntsche-
ckig wie die Bildungslandschaft überhaupt. Ein In-
teressensbekundungsverfahren wird es nicht geben, 
weil die Schulen bisher an uns konkret herantreten. 
Insofern brauchen wir da kein Verfahren einzurich-
ten. 
 
Zur Frage der kommunalen Spitzenverbände: Es gibt 
bisher - mir bekannt zumindest - keine schriftlich vor-
liegenden Bekundungen. Vielleicht kommen die noch. 
 

(Zwischenruf Abg. Dr. Klaubert, DIE 
LINKE: Fragen Sie mal nach.) 

 
Das werde ich tun. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank. Wir kommen zur nächsten Frage der 
Frau Abgeordneten Hennig in Drucksache 5/143. Für 
die Regierung antwortet Herr Staatssekretär Merten. 
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Abgeordnete Renner, DIE LINKE: 
 
Ich möchte Frau Hennig in der Fragestellung ver-
treten. 
 
Besoldung von Fachpraxislehrern an Berufsschulen 
 
Nach Informationen von Fachpraxislehrern gibt es 
eine Festlegung bzw. Dienstanweisung des Thürin-
ger Kultusministeriums, die eine Eingruppierung von 
Fachpraxislehrern in die für Berufsschullehrer üb-
liche Besoldungsgruppe E 10 ausschließt. Dies soll 
auch dann gelten, wenn Fachpraxislehrer ihren Kol-
legen Berufsschullehrern von der Qualifikation her 
gleichkommen bzw. sogar über eine höhere forma-
le Qualifikation verfügen. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Welche Festlegungen für die Eingruppierung von 
Fachpraxislehrern hat das Kultusministerium getrof-
fen? 
 
2. Wie begründet die Landesregierung die geringe-
re Eingruppierung von Fachpraxislehrern gegenüber 
den Kollegen Berufsschullehrern vergleichbarer Qua-
lifikation? 
 
3. Erkennt die Landesregierung an, dass es bei der 
Eingruppierung von Fachpraxislehrern Veränderungs-
bedarf gibt und wie und in welchen Fristen soll die-
sem entsprochen werden? 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Staatssekretär. 
 
Prof. Dr. Merten, Staatssekretär: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abge-
ordneten, werte Kollegen, ich beantworte die Fra-
ge der Abgeordneten Hennig namens der Landes-
regierung wie folgt: 
 
Zu Frage 1: Keine. Die Eingruppierung richtet sich 
seit dem 1. November 2006 nach dem Tarifvertrag 
für den öffentlichen Dienst der Länder und den Re-
gelungen zum Übergangsrecht. Darin ist festgelegt, 
dass § 2 Nr. 3 des Änderungsvertrags Nr. 1 zum 
BAT-O auch nach dem 31. Oktober 2006 fortgilt. Es 
wurden lediglich die bisherigen Vergütungsgruppen 
den neuen Entgeltgruppen zugeordnet. 
 
Zu Frage 2: Die unterschiedlichen Eingruppierun-
gen resultieren aus den unterschiedlichen Ausbil-
dungsabschlüssen. 
 
Zu Frage 3: Hinsichtlich der Eingruppierung - nein. 
Das konnten Sie bereits meinen Antworten zu den 

Fragen 1 und 2 entnehmen. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Gibt es Nachfra-
gen aus der Mitte des Plenums? Das sehe ich nicht. 
Herzlichen Dank. 
 
Wir kommen zur Frage der Abgeordneten Frau 
Enders in Drucksache 5/151. Bitte.  
 
Abgeordnete Enders, DIE LINKE: 
 
Stand der Kategorisierung der in Planung, Bau und 
im Bestand befindlichen Thüringer Autobahntunnel 
hinsichtlich der Passierbarkeit durch Gefahrguttrans-
porte 
 
Mit Beschluss des Landtags „Gefahrguttransporte 
durch Thüringer Autobahntunnel“ ist die Landesre-
gierung am 22. Juni 2007 aufgefordert worden, „für 
Thüringer Straßentunnel in Planung, Bau und Be-
stand Risikoanalysen nach einer einheitlichen Me-
thodik unter Einbeziehung der relevanten europä-
ischen Richtlinien und harmonisierten Sicherheits-
normen sowie der Richtlinie für Ausstattung und Be-
trieb von Straßentunneln (RABT 2006) von unab-
hängigen Einrichtungen durchführen zu lassen und 
auf dieser Basis unverzüglich einzelfallbezogene Ent-
scheidungen zur Nutzung von Thüringer Straßen-
tunneln für Transporte von gefährlichen Gütern nach 
der ADR-Richtlinie 2007, Kapitel 3.2. (Stoffverzeich-
nis gefährliche Güter) zu treffen.“ Laut Beschluss-
lage sind „diese Risikoanalysen sowie die sich da-
raus ableitenden Klassifizierungen der Tunnel nach 
bestimmten Gefahrgutklassen für die einzelnen Tun-
nel ... bis zum 31. Dezember 2009 abzuschließen.“ 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregie-
rung: 
 
1. Welche Thüringer Tunnel sind entsprechend der 
oben genannten Regelwerke bereits mit welchem 
Ergebnis analysiert und klassifiziert?  
 
2. Wird die Klassifizierung entsprechend dem Be-
schluss bis zum Ende dieses Jahres abgeschlossen 
sein, wenn nein, aus welchen Gründen und durch 
welche konkreten Maßnahmen sollen aus Sicht der 
Landesregierung die Risikoanalysen und damit ein-
hergehend die Klassifizierungen und folglich die Mög-
lichkeit der Passierbarkeit realisiert werden? 
 
3. Ab welchem Zeitpunkt ist nach erfolgter und ent-
sprechender Klassifizierung mit der tatsächlichen Be-
fahrbarkeit zu rechnen? 
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Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank. Es antwortet für die Landesregierung 
das Ministerium für Bau, Landesentwicklung und Ver-
kehr. Bitte, Herr Minister Carius.  
 
Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung 
und Verkehr: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die 
Mündliche Anfrage der Abgeordneten Enders be-
antworte ich für die Thüringer Landesregierung wie 
folgt. Gestatten Sie mir aber eingangs eine Vorbe-
merkung. Die in der Anfrage angeführte einheitliche 
Methodik wurde im Auftrag der Verkehrsministerkon-
ferenz durch Bund und Länder im Rahmen eines For-
schungsvorhabens entwickelt. Die Ergebnisse die-
ses Forschungsvorhabens wurden den Ländern mit 
Schreiben vom 10. Juni 2009 übergeben. Erst seit-
dem ist die Anwendung der Methodik im Freistaat 
Thüringen möglich und dies bitte ich bei der Beant-
wortung der Frage dann auch zu berücksichtigen. 
Darüber hinaus möchte ich darauf hinweisen, dass 
der in der Anfrage verwendete Begriff „Klassifizie-
rung von Tunneln“ nicht der fachlich korrekte Begriff 
ist. In den Gefahrguttransportvorschriften wird von 
Kategorisierung gesprochen. 
 
Zu Frage 1: In Thüringen sind Ende des Jahres 2009 
zehn Straßenverkehrstunnel unter Betrieb, vier wei-
tere sind bis 2012 geplant bzw. werden gebaut. Der 
Transport von Gefahrgut durch Tunnel ist dabei auf-
grund der besonderen Gefahrensituation bei einem 
Unfall ein Thema von eminenter Wichtigkeit. Sechs 
Thüringer Tunnel sind für Gefahrguttransporte nicht 
beschränkt. Das sind die Tunnel Hörschelberg, Beh-
ringen, Eichelberg, Schmücke, Lobdeburg und mit 
Verkehrsfreigabe am 22. Dezember 2009 der Tun-
nel Höllberg. Die vier Tunnel entlang der Bundes-
autobahn A 71 sind derzeit für Gefahrguttransporte 
gesperrt. In Anwendung der neuen Forschungser-
gebnisse konnte für die Tunnel Schmücke, Lobde-
burg und Höllberg im zweiten Halbjahr 2009 ermit-
telt werden, dass eine Sperrung für Gefahrguttrans-
porte nicht erfolgen muss.  
 
Zu Frage 2: Die Pflicht zur Vergabe der einheitlichen 
Tunnelkategorien A bis E besteht bis 31. Dezem-
ber 2009 nach dem Übereinkommen über die inter-
nationale Beförderung gefährlicher Güter auf der Stra-
ße ohne weitere gesetzliche Übergangsfrist. Dem-
entsprechend wird eine Kategorisierung gemäß ADR 
bis zum Jahresende auch erfolgen. Die Erstellung 
der erforderlichen Gutachten zur Kategorisierung von 
Straßentunneln nach ADR, die Sicherheitsbewertun-
gen und Kriterien der Gefahrenabwehr für die vier 
Tunnel auf der A 71 sind bis Ende 2009 allerdings 
nicht möglich. Ich verweise hierzu auf meine Ein-
gangsbemerkungen. Insbesondere wird eine umfang-

reiche Berechnung im Rahmen des Verfahrens für 
die Tunnel Hochwald und Rennsteig notwendig sein, 
die auch deutlich mehr Zeit in Anspruch nimmt als 
bei den bisher untersuchten Tunneln. In Anlehnung 
an die Projekte zur Umsetzung der neuen Tunnel-
regelungen in der Schweiz wird deshalb für die Tun-
nelkette im Zuge der A 71 die Tunnelkategorie E 
bis zum Abschluss der Bewertung der Tunnelkette 
vorläufig vorgesehen. Die Festlegung der Kategorie 
richtet sich dabei nach den bestehenden Beschrän-
kungsbestimmungen in den Tunneln. Diese beruhen 
auf dem Kabinettsbeschluss vom 23. Oktober 2001. 
Der Ausweis der Tunnelkategorie E - gesperrt für 
Gefahrgut - wird durch Anbringen des Zusatzzei-
chens durch die zuständige Straßenverkehrbehör-
de bis 31. Dezember 2009 für die vier Tunnel der 
A 71 sichergestellt.  
 
Zu Frage 3: Alle Verantwortlichen der Landesregie-
rung, der Feuerwehr und der Sicherheitsbeauftrag-
te für Thüringer Tunnel arbeiten eng zusammen, um 
eine sachgerechte Entscheidung zu finden. Das Thü-
ringer Ministerium für Bau, Landesentwicklung und 
Verkehr hat sich das Ziel gesetzt, schnellstmöglich 
eine Bewertung vorzunehmen. Hierzu haben bereits 
Gespräche in meinem Haus stattgefunden. Inwie-
weit die Bewertung eine Befahrbarkeit der Tunnel-
kette für Gefahrgut ergibt, kann selbstverständlich 
nicht von der Landesregierung vorhergesagt wer-
den. Ziel ist es aber, den Zeithorizont so kurz wie 
möglich zu fassen.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank. Gibt es Nachfragen? Frau Abgeord-
nete Enders, bitte.  
 
Abgeordnete Enders, DIE LINKE: 
 
Wenn ich es jetzt richtig verstanden habe bzw. ka-
tegorisiert, kann noch keine Aussage darüber getrof-
fen werden, wann die vier Tunnel einklassifiziert wer-
den?   
 
Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung 
und Verkehr: 
 
Doch, es werden alle Tunnel bis Jahresende kate-
gorisiert. Allerdings ist es dann bei den vier Tunneln 
an der A 71 zunächst einmal eine vorläufige Kate-
gorisierung, die gegebenenfalls nach der Überprü-
fung dann wieder aufgehoben oder verändert wird.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Das wäre jetzt die Frage 2. 
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Abgeordnete Enders, DIE LINKE: 
 
Letztendlich sind natürlich dann trotz alledem erst 
einmal die Tunnel gesperrt.  
 
Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung 
und Verkehr: 
 
Die bleiben zunächst gesperrt.  
 
Abgeordnete Enders, DIE LINKE: 
 
Ich hätte jetzt gern noch mal gewusst, ... 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Frau Abgeordnete Enders, jetzt muss ich mal nach-
fragen. Wir kommen jetzt in die dritte Frage, die Sie 
jetzt stellen.  
 
Abgeordnete Enders, DIE LINKE: 
 
Ich würde mal sagen, der Satz, den ich jetzt gera-
de eben gesagt habe, war eine Feststellung.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Wir sind jetzt in der zweiten Frage.  
 
Abgeordnete Enders, DIE LINKE: 
 
Jetzt komme ich auch zu Frage 2.  
 
Sie haben gesagt, dass sich die Kategorisierung die-
ser vier Tunnel problematisch darstellt oder bestimm-
te Berechnungen noch angestrebt werden müssen. 
Ich hätte jetzt gern mal gewusst: Wo stellt sich das 
problematisch dar bzw. welche Probleme werden 
bei den vier Tunneln gesehen? Soweit mir bekannt 
ist, gibt es dort sehr große Sicherheitsstandards, die 
eigentlich eine Befahrbarkeit der Tunnel ermöglichen 
könnten aus meiner Sicht.  
 
Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung 
und Verkehr: 
 
Frau Abgeordnete Enders, das liegt zunächst ein-
mal an den nötigen Sicherheitsbewertungen, die für 
diese Tunnelbauwerke in der Topographie notwen-
dig sind. Es liegt auch dann an den Kriterien, die wir 
für die Gefahrenabwehr aufstellen und den entspre-
chenden Maßnahmen, die natürlich auch entspre-
chend vorbereitet werden müssen, bevor man sich 
vorstellen kann, die Tunnel freizugeben.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank. Ich möchte Sie noch einmal darauf hin-
weisen, dass die Nachfragen wirklich kurz und prä-

zise gestellt werden sollen.  
 
Wir kommen zur Frage des Abgeordneten Kor-
schewsky, Fraktion DIE LINKE, in Drucksache 5/154.  
 
Abgeordneter Korschewsky, DIE LINKE:  
 
Erstattungen des Landes nach der Kommunalisie-
rung von Staatlichen Umwelt- und Versorgungsäm-
tern 
 
Mit Wirkung zum 1. Mai 2008 wurden die Staatlichen 
Umwelt- und Versorgungsämter aufgelöst und deren 
Aufgaben auf die Landkreise und kreisfreien Städte 
übertragen. Das Land ist verpflichtet, den Kommunen 
die damit im Zusammenhang stehenden Personal- 
und Sachkosten zu erstatten. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Zu welchen Stichtagen erhalten die Landkreise 
und kreisfreien Städte die Abschlagszahlungen des 
Landes zur Erfüllung der kommunalisierten Aufga-
ben der aufgelösten Staatlichen Umwelt- und Ver-
sorgungsämter und weshalb erfolgte gegebenenfalls 
in diesem Jahr noch keine Erstattung der Personal-
kosten? 
 
2. Anhand welches Verfahrens ermittelt das Land 
die Personal- und Sachkosten, die den Landkrei-
sen und kreisfreien Städten im Zusammenhang mit 
der Aufgabenerfüllung der aufgelösten Staatlichen 
Umwelt- und Versorgungsämter entstehen, und in-
wieweit werden dabei die tatsächlich entstandenen 
Kosten zugrunde gelegt? 
 
3. In welchem Umfang haben die Landkreise und 
kreisfreien Städte zur Ermittlung der tatsächlichen 
Kosten für die Aufgabenerfüllung der aufgelösten 
Staatlichen Umwelt- und Versorgungsämter die er-
forderlichen Zuarbeiten zu leisten, inwieweit können 
hierbei die kommunalen Verwaltungen pauschale 
Kosten geltend machen und wie wird dieses Ver-
fahren begründet? 
 
Prof. Dr. Huber, Innenminister: 
 
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren 
Abgeordnete, für die Landesregierung beantworte 
ich die Mündliche Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage 1: Die Abschlagszahlungen für die Erstat-
tungen der Personal-, Sach- und Raumkosten er-
folgten gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 und § 5 Abs. 1 
Satz 2 und 3 des Thüringer Gesetzes über die Erstat-
tung von Kosten nach Aufgabenübertragung auf die 
Kommunen vom 20. Dezember 2007 auf Anforde-
rung der Kommunen für die am 1. Mai 2008 wirksam 
gewordene Kommunalisierung zunächst pauschal 
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vierteljährlich jeweils zum 15. Mai, zum 15. August 
und zum 15. November. Für das Jahr 2009 wurden 
die pauschalen Abschlagszahlungen ebenfalls viertel-
jährlich zum 15. Februar, zum 15. Mai, zum 15. Au-
gust und zum 15. November gezahlt. Eine Abrech-
nung der entstandenen angemessenen Personalkos-
ten erfolgt nach § 3 Abs. 2 Satz 3 dieses Gesetzes 
erst nach Ablauf des Kalenderjahres. Zur Abrech-
nung der im Kalenderjahr 2008 entstandenen ange-
messenen Personalkosten wurden die kommunalen 
Gebietskörperschaften mit Schreiben des Landes-
verwaltungsamts vom 19. Dezember 2008 als Erstat-
tungsbehörde über die Erstattung von Kosten nach 
Aufgabenübertragung auf die Kommunen aufge-
fordert, die Abrechnungsunterlagen bis zum 27. Feb-
ruar dieses Jahres vorzulegen. Zum jetzigen Zeit-
punkt liegen von allen kommunalen Gebietskörper-
schaften die Abrechnungsunterlagen vor. Der größte 
Teil der Prüfungen durch die Erstattungsbehörde des 
Landesverwaltungsamts ist bereits abgeschlossen. 
Das Landesverwaltungsamt will die Prüfungen der 
wenigen noch ausstehenden kommunalen Gebiets-
körperschaften noch in diesem Jahr abschließen. 
Grund für das noch nicht abgeschlossene Abrech-
nungsverfahren in diesen Fällen ist, dass die prüffä-
higen, nachweisgerechten Unterlagen erst auf Nach-
forderung des Landesverwaltungsamts und teilwei-
se erst vor kurzer Zeit vorgelegt worden sind. Die 
Abrechnung der tatsächlich entstandenen Personal-
kosten für das Jahr 2009 erfolgt gemäß den gesetz-
lichen Vorgaben erst nächstes Jahr.  
 
Zu Frage 2: Die Erstattung der durch die Übertragung 
der bisherigen Aufgaben der Staatlichen Umwelt- und 
Versorgungsämter entstandenen Kosten erfolgt nach 
den gesetzlichen Vorgaben des bereits erwähnten 
Thüringer Gesetzes über die Erstattung von Kosten 
nach Aufgabenübertragung auf die Kommunen. Nach 
§ 1 erstattet das Land den Kommunen nach Maß-
gabe der folgenden Vorschriften die entstehenden 
angemessenen Kosten. Danach hat der Gesetzge-
ber vorgesehen, dass das Land den kommunalen 
Gebietskörperschaften auf Anforderung die entste-
henden Personal-, Sach- und Raumkosten zunächst 
pauschal durch die erwähnten vierteljährlichen Ab-
schlagszahlungen erstattet. Die Höhe der Abschlags-
zahlungen ergibt sich aus den vom Gesetzgeber - 
die Vorschriften erspare ich Ihnen, das gebe ich Ih-
nen schriftlich - prognostizierten Durchschnittsbe-
trägen, die zur Erledigung für die übertragenen Auf-
gaben für erforderlich erachtet werden. Die Abrech-
nung der entstandenen angemessenen Kosten er-
folgt dann nach der Vorlage geeigneter Nachweise 
gegenüber dem für die Kostenerstattung zuständi-
gen Landesverwaltungsamt nach Ablauf des jewei-
ligen Kalenderjahrs 2008 und für das nächste Jahr 
2009.  
 
 

Zu Frage 3: Nach den §§ 3 bis 7 dieses Gesetzes 
erfolgt die Abrechnung der tatsächlich angemesse-
nen Kosten nach Vorlage geeigneter Nachweise. Um 
das Abrechnungsverfahren sowohl für die Behörde 
als auch für die Kommunen zu systematisieren, zu 
erleichtern und zu vereinfachen und den Verwaltungs-
aufwand zu minimieren, gibt es einen Abrechnungs-
bogen, den das Landesverwaltungsamt erstellt hat. 
Auf der Basis dieses Abrechnungsbogens erfolgt eine 
Abrechnung in 2008 bzw. 2009 der tatsächlich ge-
leisteten Personal-, Sach- und Zweckausgaben. Der 
Abrechnungsbogen stellt jedoch mit seinen Kosten-
rubriken keine vorweggenommene Angemessen-
heitsprüfung dar. Er dient nur der Arbeitserleichte-
rung. Die Abrechnungsbögen und das Verfahren der 
Abrechnung des Mehrbelastungsausgleichs wurden 
mit den zuständigen Ministerien, dem Thüringer Mi-
nisterium für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und 
Naturschutz, dem Thüringer Ministerium für Sozia-
les, Familie und Gesundheit und dem Thüringer Fi-
nanzministerium sowie den kommunalen Spitzen-
verbänden abgestimmt. Der Rechnungshof wurde 
über das Abrechnungsverfahren unterrichtet. Im Ab-
rechnungsbogen sind die konkreten Personal-Ist-Be-
setzungen des aufgabenwahrnehmenden Personals 
in die Kommunen anzugeben. Soweit bei der Ab-
rechnung die entstandenen angemessenen Personal-
kosten in einzelnen Kommunen mehr als die vom Ge-
setzgeber prognostizierten Kosten eingesetzt wer-
den, sind entsprechende Nachweise zur Begrün-
dung der Angemessenheit im Hinblick auf die erhöhte 
Personalausstattung vorzulegen. Andererseits sind 
auch beim Unterschreiten der gesetzlich prognosti-
zierten Kosten, den Grundsätzen der Haushaltsklar-
heit und Haushaltswahrheit folgend, die kommuna-
len Gebietskörperschaften im Rahmen der Abrech-
nung zur Angabe dieser reduzierten Ist-Ausstattung 
verpflichtet. Auf eine Nachweispflicht wird in diesen 
Fällen grundsätzlich verzichtet, da sie weniger Geld 
brauchen. Bei den Personalnebenkosten für Beam-
te und den Personalgemeinkosten sowie den Sach-
kosten gemäß § 5 des Gesetzes werden im Ab-
rechnungsbogen die vom Gesetzgeber im Rahmen 
der vorgenommenen Prognose ermittelten Beträge 
zugrunde gelegt, bei denen grundsätzlich die Kos-
tenerstattung bis zu dieser Höhe ohne Vorlage ge-
sonderter Nachweise anerkannt wird. Soweit einzelne 
Kommunen bei der Abrechnung über diese Durch-
schnittsbeiträge hinausgehen, also die Kosten diese 
überschreiten, hat dies zur Folge, dass für jede ge-
leistete Ausgabe in diesen mit prognostizierten Durch-
schnittsbeträgen unterlegten Kostenarten eine Nach-
weisführung durch Einzelnachweise erfolgen muss, 
um die gesetzeskonforme Angemessenheitsprüfung 
sicherzustellen. Auch hier sind beim Unterschreiten 
dieser Beträge im Rahmen der Abrechnung die Kom-
munen zur Angabe der reduzierten Kosten verpflich-
tet. Für die Einrichtungen von IT-Ausstattungen wur-
de 2008 einmalig eine Pauschale von 1.200 € pro 
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Vollbeschäftigteneinheit gezahlt. Bei der Abrechnung 
wurden grundsätzlich bis zu dieser Höhe die Kos-
ten ohne Erfordernis der Vorlage von Einzelnachwei-
sen durch die kommunalen Gebietskörperschaften 
anerkannt.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank. Gibt es Nachfragen?  
 
Abgeordneter Korschewsky, DIE LINKE:  
 
Herr Minister, entsprechen die gezahlten Sachkos-
ten - ich beziehe mich ausdrücklich nur auf die Sach-
kosten - aus Sicht der Landesregierung den tatsäch-
lichen Sachaufwendungen? 
 
Prof. Dr. Huber, Innenminister: 
 
Herr Abgeordneter, das kann ich so pauschal nicht 
sagen. Wir haben auf der Grundlage der zur Verfü-
gung stehenden Informationen den Aufwand der 
Sachkosten prognostiziert. Wenn die tatsächlichen 
Kosten darüber hinausgehen, ist es so, dass die 
Kommunen in jedem Einzelfall einen Nachweis an-
treten können, dass diese erhöhten Kosten für die 
angemessene Finanzausstattung angefallen sind.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Eine zweite Nachfrage, Herr Abgeordneter, bitte. 
 
Abgeordneter Korschewsky, DIE LINKE:  
 
Sie sprachen von geeigneten Nachweisen. Was sind 
geeignete Nachweise, vielleicht einmal so als Bei-
spiel, und gibt es aus Ihrer Sicht Möglichkeiten, den 
aus meiner Sicht doch recht großen bürokratischen 
Aufwand der Nachweisführung und der Abrechnung 
in zukünftigen Jahren zu verringern?  
 
Prof. Dr. Huber, Innenminister: 
 
Unter einem geeigneten Nachweis würde ich mir zum 
Beispiel eine Rechnung vorstellen, aus der sich der 
Betrag ergibt. Es ist in der Tat ein relativ bürokra-
tisches Verfahren und deswegen hat das Landes-
verwaltungsamt auch Abrechnungsbogen erstellt. Ich 
habe Ihnen auch gesagt, dass die Kommunen, wenn 
sie weniger brauchen, überhaupt keine Nachweise 
einzureichen haben. Im Übrigen ist die Nachweis-
pflicht, wenn sich die Kosten innerhalb des prognosti-
zierten Niveaus halten, ja auch auf den Abrechnungs-
bogen begrenzt. Sie müssen keine zusätzlichen Un-
terlagen vorlegen. Aus Sicht der Landesregierung ist 
dies ein unvermeidlicher bürokratischer Aufwand.  
 
 
 

Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank, Herr Minister. Es gibt noch eine Nach-
frage.  
 
Abgeordneter Kummer, DIE LINKE: 
 
Zwei Nachfragen, Herr Minister. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Zwei Nachfragen. Herr Abgeordneter Kummer, bitte. 
 
Abgeordneter Kummer, DIE LINKE: 
 
Die erste Frage: Herr Minister, die Landesregierung 
hatte mit der Behördenstrukturreform, über deren 
Rechenmodalitäten Sie eben ausführlich referierten, 
einen Einspareffekt verbunden, den wollte sie da-
mit erreichen. Können Sie anhand der jetzt vorliegen-
den Zahlen der Kommunen, was denn wirklich be-
nötigt wurde, erklären, ob die Einsparerwartungen 
der Landesregierung sich mit der Behördenstruk-
turreform erfüllten?  
 
Die zweite Frage: Es hat ja damals massive Beden-
ken gegeben, ob denn fachlich die Behördenstruk-
turreform zu Verschlechterungen führen würde. Viel-
leicht könnten Sie sagen, wie da die Erwartungen 
erfüllt wurden. 
 
Prof. Dr. Huber, Innenminister: 
 
Herr Abgeordneter, die Mündliche Anfrage des Ab-
geordneten Korschewsky bezog sich auf die Moda-
litäten der Abrechnung und nicht auf die Summen, so 
dass ich zu den Summen heute keine Aussagen 
treffen kann. Es ist ja auch so, dass das Jahr noch 
nicht abgeschlossen ist und die letzten Anträge, 
wie ich Ihnen vorgetragen habe, noch nicht geprüft 
sind. Wir sollten uns dann nächstes Jahr bei einer 
Evaluation darüber Gedanken machen. 
 
Was die Effektivität der Aufgabenwahrnehmung an-
geht, muss man feststellen, dass die gesetzliche Re-
gelung seit eineinhalb Jahren gilt und dass es ver-
mutlich zu früh ist, eine aussagekräftige Evaluation 
vorzunehmen, ob die Aufgabe besser in staatlicher 
Verwaltung erfüllt werden kann. Üblicherweise 
braucht man Erfahrung im Verwaltungsvollzug, auch 
in Fragen der Rechts- und Fachaufsicht, die das 
Landesverwaltungsamt hier zu leisten hat, bevor man 
diese Frage auf einem hinreichend gesicherten Er-
fahrungshorizont beurteilen kann. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank. Wir kommen zur Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Kummer in Drucksache 5/167. Bitte. 
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Abgeordneter Kummer, DIE LINKE: 
 
Personalentwicklung im Forstbereich 
 
Auf steigende Anforderungen an die Personalent-
wicklung im Forstbereich hat der Forst-Hauptperso-
nalrat häufig hingewiesen. In einem Schreiben vom 
Oktober dieses Jahres an die Fraktionen der CDU 
und SPD des Landtags mahnt er dringenden Hand-
lungsbedarf angesichts überproportionaler Verluste 
im Bereich der Spezialmaschinenführer in der Wald-
arbeit an. Mit seinem Beschluss (Drucksache 4/4631) 
vom November letzten Jahres, auch in den kommen-
den Jahren einen Einstellungskorridor zu gewährleis-
ten, brachte der damalige Landtag die Brisanz der 
Situation ebenfalls zum Ausdruck. 
 
Deshalb frage ich die Landesregierung: 
 
1. In welchen Bereichen der Landesforstverwaltung 
ist aus Sicht der Landesregierung der Personalbe-
darf am dringendsten? 
 
2. Wie stellt sich nach Einschätzung der Landesre-
gierung die aktuelle Situation der Übernahme von 
Auszubildenden in feste Arbeitsverhältnisse in der 
Forstverwaltung dar? 
 
3. Plant die Landesregierung einen Einstellungskorri-
dor für Waldarbeiter bzw. Spezialmaschinenführer? 
 
4. Welche Personalentwicklungspläne hat die Lan-
desregierung gegenwärtig für den Forstbereich? 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Es antwortet für die Landesregierung das Ministe-
rium für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Natur-
schutz, Herr Staatssekretär Richwien. Bitte.  
 
Richwien, Staatssekretär: 
 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Ich beantworte die 
Mündliche Anfrage des Abgeordneten Kummer für 
die Landesregierung wie folgt. 
 
Zu Frage 1: In den Laufbahngruppen des gehobe-
nen Dienstes - ich meine hier die Revierleiter - und 
der Angestellten im Verwaltungsbereich in den Forst-
ämtern sowie der Maschinenführer in den Maschinen-
betrieben besteht derzeit der dringendste personelle 
Bedarf in der Forstwirtschaft. 
 
Zu Frage 2: Ausgebildete Forstwirte und Forstasses-
soren des höheren Forstdienstes konnten in den letz-
ten Jahren im Rahmen des Einstellungskorridors ein-
gestellt werden. Diese Praxis wird fortgeführt.  
 
 

Zu Frage 3: Es ist beabsichtigt im Einstellungskor-
ridor für den Geschäftsbereich unseres Hauses die 
Waldarbeiter entsprechend zu berücksichtigen. Das 
Durchschnittsalter der Waldarbeiter liegt bei 49 Jah-
ren. Eine kontinuierliche Übernahme von in Thürin-
gen ausgebildeten Forstwirten ist notwendig, um aus-
gebildeten Altersaufbau zu erreichen. Forstwirte wer-
den intern zu Forstmaschinenführern qualifiziert. 
 
Zu Frage 4: Das Gemeinschaftsforstamt wird in Thü-
ringen beibehalten. Dem Personalabgang der nächs-
ten Jahre Rechnung tragend, werden organisato-
rische Straffungen in den verschiedensten Bereichen 
notwendig sein. 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Gibt es Nachfra-
gen? Das sehe ich nicht, dann schließe ich an die-
ser Stelle die Fragestunde für heute. 
 
Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 25 und ich 
eröffne die  
 

Aktuelle Stunde 
 
Einige Hinweise: Die Fraktionen der CDU, DIE 
LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der SPD ha-
ben jeweils eine Aktuelle Stunde beantragt. Die Zeit 
für die einzelnen Themen beträgt 30 Minuten, die 
Redezeit für einen Redebeitrag eines Abgeordne-
ten maximal 5 Minuten. Nach einmaliger Mahnung 
ist dem Abgeordneten das Wort zu entziehen. Meh-
rere Redebeiträge von fünf Minuten sind möglich. 
Die bei einzelnen Beiträgen nicht verbrauchte Zeit 
wird dann nicht hinzugerechnet. Die Auswahl der 
Redner trifft der Präsident oder die Präsidentin. Zwi-
schenfragen sind nicht zulässig. 
 
Wir kommen zum ersten Teil der Aktuellen Stunde 
 

a) auf Antrag der Fraktion der 
CDU zum Thema: 
„Politisch motivierte Strafta- 
ten in Thüringen am Wochen- 
ende des 2. Advents“ 
Unterrichtung durch die Präsi- 
dentin des Landtags  
- Drucksache 5/179 -  

 
Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem 
Abgeordneten Fiedler. 
 
Abgeordneter Fiedler, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, meine Fraktion hat heute diese Aktuelle Stun-
de „Politisch motivierte Straftaten in Thüringen am 
Wochenende des 2. Advents“ beantragt. Ich möchte 
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darauf verweisen, wenn man eben z.B. die „Frank-
furter Rundschau“ vom 17.12.2009 liest, wird aufge-
macht: „Linke Exzesse - Gewalt steigt 2009 auf neue 
Höhe - Attacken auf Polizeibeamte nehmen zu.“ Ich 
könnte Ihnen jetzt das Ganze hier vortragen, das 
erspare ich mir aber. Ich möchte auf einige Dinge 
noch mal eingehen, die uns dazu bewogen haben, 
dass wir uns heute damit beschäftigen. Wir haben 
vor nicht allzu langer Zeit einvernehmlich eine Erklä-
rung für ein demokratisches, tolerantes und weltof-
fenes Thüringen in Drucksache 5/12 verabschiedet, 
in der wir uns das entschlossene Vorgehen gegen 
Extremismus und Gewalt auf die Fahnen geschrie-
ben haben, und zwar - dies möchte ich betonen - 
gegen alle Formen des Extremismus und der Ge-
walt. Der Rechtsextremismus wird von der Öffentlich-
keit stark wahrgenommen und das ist zweifelsohne 
auch in Thüringen ein sehr gewichtiges Problem. 
Deshalb begrüße ich die federführende Rolle unseres 
Innenministers Prof. Huber innerhalb der Innenmi-
nisterkonferenz, die beschlossen hat, eine Arbeits-
gruppe einzusetzen, um zu prüfen, ob man der NPD 
die staatliche Parteienfinanzierung entziehen kann. 
Viel Glück und viel juristischen Sachverstand, dass 
das gelingen möge! Wir dürfen bei all diesen Aktivi-
täten aber nicht die anderen beiden größeren Prob-
lemgruppen, den Linksextremismus und den Aus-
länderextremismus, aus den Augen verlieren. Wäh-
rend die Gefahr durch den Ausländerextremismus 
nur sporadisch erscheint, insbesondere im Zusam-
menhang mit Bombendrohungen, gehören Exzes-
se der Linksextremisten in Deutschland schon fast 
zum Alltag. Gerade die Bevölkerung in Großstäd-
ten wie Hamburg oder Berlin leidet sehr darunter. 
Insbesondere - das muss auch einmal gesagt wer-
den - leiden unsere Polizistinnen und Polizisten unter 
diesen Attacken, denn sie sind nicht selten Zielschei-
be der Linken. Am besagten Wochenende des 2. Ad-
vent haben Linksextremisten Brandflaschen und Stei-
ne auf die Berliner Außenstelle des BKA geworfen 
und in Hamburg haben Autonome Polizisten aus ei-
ner Wache gelockt, um sie sodann mit Steinen zu 
bewerfen. Aber auch in Weimar - und deshalb soll-
ten wir uns nicht in falscher Sicherheit wiegen - wur-
den mehrere Scheiben des Ordnungsamts einge-
worfen. Danach wurde versucht, das Gebäude mit 
einem Brandsatz in Brand zu setzen. Später wurden 
noch sechs Autos angezündet. Es ist in Thüringen 
angekommen. Weimar ist kein Einzelfall, deswegen, 
meine Damen und Herren 
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Und wer hat bestätigt, dass es Linke wa-
ren?) 

 
- Herr Kuschel, Sie sollten wirklich ruhig sein bei 
dem Thema, denn Sie sind ja voll mit drin -, Weimar 
ist kein Einzelfall … 
 

Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Ich weise noch mal darauf hin, dass Zwischenfra-
gen und Zwischenrufe nicht gestattet sind. 
 
Abgeordneter Fiedler, CDU: 
 
Das geht alles von meiner Zeit ab, das bekomme 
ich nach.  
 
„Leider gibt es unter autonomen Gruppen immer wie-
der einen Hang zur Verniedlichung linksextremer Ge-
walt.“ Dieses Zitat stammt vom Berliner Innensena-
tor Körting, Sprecher der SPD-Landesinnenminis-
ter, und wahrlich keiner, der im Verdacht steht, der 
CDU nach dem Munde zu reden. Er hat dieser Ta-
ge die von den Linksextremen ausgehende Gewalt 
mit dem Faschismus verglichen. Konkret hat er das 
Zitat von Kurt Schumacher, der Kommunisten „rot-
lackierte Faschisten“ genannt hat, auf die Linksext-
remen übertragen - wörtlich: „Das trifft auch auf Teile 
der linksextremen Szene zu.“ Ich kann dem Mann 
nur zustimmen, und das in einer rot-roten Koalition 
in Berlin. Die Äußerung zeigt vor allem die verzwei-
felte Lage, ja die Realität, der sich Innenminister, egal 
welcher Parteizugehörigkeit, ausgesetzt sehen, wenn 
sie z.B. täglich die Lage auf ihren Tisch bekommen. 
Da ich mir nicht ganz sicher bin, dass jedem hier 
im Hohen Hause - da schaue ich zu Herrn Kuschel - 
die tatsächliche Situation bewusst ist, darf ich auf 
eine dpa-Meldung vom 9. Dezember - sie bezieht 
sich auf unsere Bundeshauptstadt - verweisen. Dort 
heißt es: „Seit Monaten werden zudem fast jede 
Nacht Autos angezündet, das ist die Realität in un-
serem Land, das ist ein unhaltbarer Zustand, den 
dürfen wir uns nicht gefallen lassen und da müssen 
wir auch entgegensteuern.“  
 
Die politisch motivierte Kriminalität steigt auch in 
Thüringen stetig an. Im letzten Jahr hatten wir 1.554 
Fälle, fünf Jahre zuvor waren es nicht einmal 1.000. 
Für die Steigerung sind sowohl die Bereiche der po-
litisch motivierten Kriminalität Rechts wie Links ver-
antwortlich.  
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Abgeordneter, Ihre Zeit ist abgelaufen. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Abgeordneter Fiedler, CDU: 
 
Jetzt bekomme ich noch einen halben Satz dazu. 
Daher müssen wir überlegen, wie wir unsere Poli-
zisten besser schützen können.  
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Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Der halbe Satz ist jetzt beendet. 
 
Abgeordneter Fiedler, CDU: 
 
Ja! Das fängt bei der Ausbildung und Ausrüstung 
an und ich sehe einen Nachholbedarf … 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Abgeordneter, ich entziehe Ihnen jetzt das Wort.  
 
Abgeordneter Fiedler, CDU: 
 
… beim Schutz der Polizeibeamten, wenn sie sich 
nicht … 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Herr Abgeordneter, ich muss Sie jetzt bitten, die 
Rede zu beenden.  
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das ist 
mir egal, ich rede einfach weiter.) 

 
Ich weise Sie nochmals darauf hin, die Redezeit 
war abgelaufen und ich muss Ihnen jetzt sagen, das 
ist einen Ordnungsruf wert. 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Für die SPD spricht der Abgeordnete Gentzel.  
 
Abgeordneter Gentzel, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ich möchte die Möglichkeit nutzen, von hier 
vorn für ein neues Buch der Landeszentrale für poli-
tische Bildung zu werben „RechtsRock - Made in 
Thüringen“. Dieses Buch - ich kann Ihnen nur wärms-
tens ans Herz legen da mal hineinzuschauen - un-
terstreicht noch mal eindeutig, wie wichtig es ist, den 
Kampf gegen den Rechtsextremismus als zentra-
les Politikfeld zu beschreiben und an vorderster Stelle 
zu betreiben hier in diesem Haus. 
 

(Beifall SPD) 
 
Meine Damen und Herren, wir Sozialdemokraten tun 
das aus dem demokratischen Anspruch, den wir für 
uns ableiten. Aber dieser demokratische Anspruch 
bedeutet auch, nicht nur in die eine Richtung zu se-
hen, sondern auch in die andere Richtung. Und was 
da - ich will es mal so formulieren - von ganz Links-
außen in der Bundesrepublik, aber inzwischen auch 
in Thüringen passiert, muss uns Sorge machen. Die 
politisch motivierten Straftaten sind in der Anzahl in 
den letzten Jahren auch sprunghaft nach oben ge-

gangen. Der Herr Wolfgang Fiedler hat das Niveau 
schon richtig eingeschätzt, aber wenn wir 2006 118 
Delikte hatten, sind es im Jahre 2008 schon 312 ge-
wesen. Wir wissen, dass wir in dem ersten Drei-
vierteljahr dieses Jahres die Zahl von über 312 po-
litisch motivierte Straftaten Links schon überschrit-
ten haben. Das Gleiche gilt für die Frage der Angriffe 
auf die Polizei, ich erspare mir jetzt an dieser Stelle 
die Zahlen. Aber das sind alles Dinge, die uns als De-
mokraten auf die Tagesordnung rufen. Weimar war 
nun, ja ich will das gar nicht als Höhepunkt bezeich-
nen, aber war sicherlich in dieser Gewaltspirale ei-
ne neue Ebene, die wir da erreicht haben, sechs an-
gezündete Pkws und die versuchte Brandstiftung im 
Ordnungsamt. Es ist sicherlich richtig, das muss klar 
und deutlich gesagt werden, dass die Umstände der 
Tat auf ein linksextremes Feld schließen lassen; be-
wiesen ist es noch nicht. Das gehört hier in so einer 
Runde auch eindeutig gesagt. Der Justizminister und 
der Innenminister haben das Notwendige getan und 
das Notwendige eingeleitet. 
 

(Beifall CDU) 
 
Bei der Staatsanwaltschaft gibt es ein Ermittlungs-
verfahren gegen drei Personen. Der Innenminister 
hat eine Sonderkommission zur Klärung dieser Sach-
verhalte eingerichtet. Wir unterstützen und begrü-
ßen dies ausdrücklich. Ich will das schon ankündi-
gen, selbstverständlich wird sich die Parlamentarische 
Kontrollkommission in ihrer nächsten Sitzung damit 
zu beschäftigen haben. Das ist dann sicherlich eine 
Sache, die hier nicht hingehört.  
 
Ich will zum Schluss noch mal ausdrücklich sagen, 
dass wir die Aktivitäten des Thüringer Innenminis-
ters in der Innenministerkonferenz ausdrücklich unter-
stützen. In dieser Arbeitsgruppe, in der die Frage ge-
stellt wird, wie man finanziell mit der Frage Rechts-
extremismus in Deutschland umgehen kann. Ich halte 
es insbesondere für ein sehr positives Signal aus 
Thüringen, dass sich mal ein Thüringer in solche Fra-
gen einmischt. Insofern tut uns das allen sehr gut, 
und ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Es hat jetzt das 
Wort Abgeordneter Adams für BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN. 
 
Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Besucherinnen und Be-
sucher, null Toleranz für Gewalttäter und Gewalt-
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täterinnen, null Toleranz für häusliche Gewalt, ext-
remistische Gewalt Links oder Rechts. Wir GRÜNEN 
sind uns da sicherlich hier mit allen von Ihnen kom-
plett einig. Falls die Brandstifter von Weimar uns jetzt 
zuhören, kann ich Ihnen nur zurufen, hört auf, hört 
auf mit diesem Zündeln! Das ist kein witziges Spiel 
mit Sachwerten, sondern das ist eine unglaubliche 
Gefährdung von vielen Menschen. 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Das ist auch mit keinem Gedenken an Alexandros, 
einem jungen Mann aus Griechenland, zu rechtfer-
tigen, der durch die Polizei getötet wurde. Das ist ein-
fach eine böse Gefährdung. Niemand kann wissen, 
wenn er ein Fahrzeug anzündet, ob nicht zwei, wie 
in Weimar geschehen, links und rechts daneben noch 
weiter in Flammen aufgehen. Niemand kann wis-
sen, ob nicht in diesen Fahrzeugen etwas gelagert 
wurde, was zu einer Explosion oder Ähnlichem füh-
ren kann, das viele Menschen im Umfeld gefähr-
det. Das ist gefährlich, das darf man nicht tun, da sind 
wir uns alle einig. 
 
An dieser Stelle wäre ich eigentlich zu der Aktuel-
len Stunde zu den Brandanschlägen in Weimar am 
2. Advent schon fertig, wenn der Antragsteller an sich 
nicht etwas anderes im Schilde führen würde. Ich 
glaube, lieber Herr Fiedler, in Ihrer Rede und in Ihrer 
Pressemitteilung versuchen Sie etwas, was wir nicht 
tun sollten. Wir GRÜNEN zumindest werden nicht 
gleichsetzen, relativieren, abschwächen, vergleichen. 
Wir werden ganz klar jedem, der Gewalt ausübt, un-
ser Gesicht entgegenstellen, jedem ohne Relativie-
rung, ohne Einschränkung und ohne Ansehen mit 
welchem ideologischen Hintergrund. Aber man muss 
auch ganz deutlich machen, dass wir zunächst ein-
mal - und das ist nämlich das Problem, das Sie ha-
ben, Herr Fiedler, Sie haben nämlich ganz klar in Ih-
ren Äußerungen immer wieder relativiert, wo wir im 
Augenblick hinkämpfen müssen. Ich darf Ihnen aus 
einem gemeinsamen Antrag, ich glaube, Ihre Fraktion 
war ja auch mit dabei, zitieren, da haben Sie näm-
lich nur den ersten Halbsatz gelesen. Er hat aber 
drei Halbsätze. 
 
Der Satz ist wichtig, da sollten Sie einmal lauschen. 
„Das entschlossene Vorgehen gegen Extremismus 
und Gewalt“, so weit hatten Sie gelesen und wollten 
dann gern abschalten, dann kommt ein Bindestrich, 
der besagt „gegenwärtig vor allem gegen Rechtsext-
remismus“ der letzte Halbsatz sagt dann „ist nicht al-
lein Aufgabe des Staates“. Dem stellen wir GRÜNEN 
uns genauso, wie wir das hier beschlossen haben, 
ohne Abstriche. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 

Ich sage Ihnen auch ganz klar, wir GRÜNEN stehen 
bereit. Wenn wir in einer Quantität, in einer parla-
mentarischen Präsenz von Links unsere Verfassung 
bedroht sehen, dann haben Sie uns an Ihrer Seite, 
wenn wir das bekämpfen müssen. Im Augenblick gibt 
es einen quantitativen und qualitativen Unterschied 
und vor allen Dingen einen Unterschied bei einer dro-
henden parlamentarischen Präsenz. Da müssen wir 
aufpassen, dass wir die Waage nicht falsch ausschla-
gen lassen und immer klar sind. Politischen Extre-
mismus bekämpfen, ja, das wollen wir GRÜNEN; fal-
sche Gleichsetzung und Relativierungen, das wollen 
wir nicht. Ein Landesprogramm gegen Rechtsextre-
mismus ist jetzt erforderlich. Das haben wir alle zu-
sammen beschlossen. Ich habe da großes Vertrauen 
auch in Richtung der Landesregierung. Vielen Dank.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)  

 
Vizepräsidentin Hitzing: 
 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Adams. Es hat das 
Wort Frau Abgeordnete Martina Renner, DIE LINKE.  
 
Abgeordnete Renner, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die heu-
tige Aktuelle Stunde auf Antrag der CDU nimmt Ge-
walttaten in Weimar zum Anlass, Taten, die wir als 
LINKE ablehnen,  
 

(Beifall DIE LINKE)  
 
seien sie nun politisch motiviert oder nicht. Unser 
Leitbild - nicht nur in der Sozialpolitik, sondern auch in 
der Innenpolitik - ist und bleibt, dass alle Menschen 
angstfrei leben können. Das meint auch, dass wir 
in einer Gesellschaft leben wollen, wo niemand Sorge 
haben muss, Opfer einer Straftat zu werden.  
 

(Beifall DIE LINKE)  
 
Darüber sollten wir eigentlich heute reden, wie Kri-
minalität bekämpft werden kann, wie Opfern gehol-
fen werden muss und welche Anteile Gesellschaft 
und Bürger daran haben, dass Gewalt kein Mittel 
der Politik und auch kein Freizeitspaß sein darf.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)  

 
Die Äußerungen der letzten Wochen und das, was 
wir eben von Ihnen, Herr Fiedler, hier hören konnten, 
zeigt uns aber, dass es hier nicht um eine ernsthaf-
te sicherheitspolitische Debatte geht. Ihnen geht es 
auch nicht darum, mit den betroffenen Bürgern So-
lidarität zu üben, die sich nun Sorgen machen, ob 
und wie der Schaden behoben wird, der ihnen zu-



332 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 6. Sitzung, 17.12.2009 
 
 
gefügt wurde. Diese Fragen sind Ihnen ziemlich ei-
nerlei. Sie funktionieren die Debatte um in das Sperr-
feuer in die eigenen Reihen der Koalition und ge-
gen DIE LINKE. Bis heute haben es anscheinend 
noch nicht alle verwunden, dass der Landtag einen 
gemeinsamen Appell für Toleranz und Weltoffen-
heit verfasst hat. Einige Hände in der CDU-Frak-
tion sind damals unten geblieben, als es darum ging, 
Rechtsextremismus und Gewalt zu ächten und für 
ein anderes Klima in Thüringen zu streiten. Nun se-
hen Sie Ihre Chance gekommen, auf dem Rücken 
der Betroffenen und unter Missachtung aller empi-
rischen Fakten, diese Debatte weiterzudrehen. Wie 
kann man es eigentlich anders erklären, dass mit 
der Ächtung der Taten in Weimar in einem Atem-
zug das Landesprogramm gegen Rechtsextremis-
mus infrage gestellt werden soll, wie ich in einigen 
Pressemitteilungen von Herrn Fiedler lesen durfte?  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)  

 
Meine Damen und Herren, ich muss mich an die-
ser Stelle wiederholen. Wir als LINKE sagen deut-
lich, wir lehnen Gewalt politisch motiviert oder nicht, 
von Links oder Rechts, von oben oder unten ab. Wer 
die LINKE seit Jahren beobachtet und kennt, der 
weiß, mit welchen politischen Mitteln wir für unsere 
Überzeugung streiten und welche Mittel wir vernei-
nen und verurteilen. So notwendig es auch ist, dies 
hier zu sagen, so notwendig ist es auch, deutlich zu 
machen, es ist falsch zu behaupten, es gebe eine 
gleichartige Bedrohung der Gesellschaft durch so-
genannte linksextreme Gewalt und durch Neona-
zis. Jeden Tag ereignen sich in Thüringen drei rechts-
extreme Straftaten. Oft fühlen sich die Täter durch 
die hohe Verbreitung entsprechender Einstellungen 
in der Bevölkerung beflügelt. Auch die Gewalttaten 
vonseiten der Rechtsextremen steigen an. Diese 
Gewalt macht auch nicht Halt vor schwerer Körper-
verletzung und Mord. 149 Tote durch Neonazis sind 
seit 1989 zu beklagen. Auch in Thüringen starben 
sechs Menschen durch Nazihand. Die Statistik von 
Polizei und Verfassungsschutz spricht eine eindeu-
tige Sprache. Linksextreme Gewalt und Organisie-
rung erreicht weder qualitativ noch quantitativ das, 
was von Rechtsaußen an Gefahren zu verzeichnen 
ist. Da muss schon in den Statistiken - wir haben es 
jetzt in der Antwort der Landesregierung auf die Klei-
ne Anfrage vom Abgeordneten Bergner gelesen - die 
KPF der LINKEN dazugezählt werden, um nicht ein-
gestehen zu müssen, dass die Anhängerzahl im Be-
reich des Linksextremismus seit Jahren zurückgeht.  
 
Ich möchte noch auf einen Unterschied hinweisen: 
Die Qualität der Anschläge in Weimar erreicht nicht 
das, was wir im Bereich der Nazigewalt haben. Denn 
es ist kein Alltag. Das ist, denke ich, auch festzuhal-
ten. Das ist auch das, was wir betonen wollen. Wei-

mar ist eben kein Vorort von Paris. Jede Äußerung, 
die in diese Richtung geht, zu sagen - wir hatten es 
zum Teil in der STZ lesen müssen -, jeden Tag bren-
nen in Thüringen Autos; das ist nicht so. So wichtig 
es ist, hier ist zu sagen, solche Ereignisse dürfen sich 
nicht wiederholen, so klar müssen wir auch machen, 
das, was wir im Bereich des Rechtsextremismus zu 
verzeichnen haben, ist eine Alltäglichkeit der Gewalt. 
Zum Glück ist das, was wir im Bereich des Links-
extremismus haben, ein punktuelles Ereignis, das wir 
verurteilen. 
 

(Beifall SPD) 
 
Ich denke, an dieser Stelle sollten wir noch mal fest-
halten, wo wir am Anfang der Legislatur standen. 
Da waren wir eigentlich schon einen Schritt weiter. 
Ich denke, wir sollten nicht solche Taten wie die in 
Weimar zum Gegenstand machen in einer Rich-
tung, die im Endeffekt zu einer Verharmlosung des 
Menschen verachtenden Rechtsextremismus führt. 
Wir sollten sie nicht zum Anlass nehmen, ein Lan-
desprogramm gegen Rechtsextremismus infrage zu 
stellen, und wir sollten die Diskussion weiterführen 
an der Stelle, wie wir gemeinsam für Demokratie, 
Weltoffenheit und gegen Gewalt eintreten. Danke. 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat Abgeord-
neter Bergner von der FDP-Fraktion. 
 
Abgeordneter Bergner, FDP: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und 
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin aus-
drücklich sehr froh darüber, dass wir in diesem Hause 
den Schulterschluss gegen Rechtsradikalismus sehr 
wohl gefunden haben. Ich denke aber auch, Brand-
anschläge auf Pkws und Stadtwache in Weimar, der 
Zuwachs, der als linksradikal registrierten Personen 
seit 2004 um 20 Prozent, der Zuwachs nicht nur 
rechts-, sondern auch linksradikal motivierter Strafta-
ten, nämlich von 2004 bis 2008 von 67 auf 312, zeigt 
uns, dass der Blick auf politische Gewalttäter mit bei-
den Augen geschehen muss. 
 

(Beifall FDP, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Der entschiedene Kampf gegen Rechtsradikalismus 
darf den Blick auf andere Formen von politischer 
Gewalt ganz klar und eindeutig nicht verstellen. Des-
halb sind wir froh, dass der gemeinsame Antrag, 
von dem heute hier bereits gesprochen worden ist, 
breit angelegt ist. Ich sage es auch, Herr Kollege 
Adams, an dieser Stelle ganz deutlich: Natürlich ha-
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ben wir einen besonderen Schwerpunkt auf Rechts-
radikalismus gelegt, aber wir haben auch als Kon-
sens darin, dass es um Extremismus insgesamt geht. 
Deswegen kann auch ein solches Landesprogramm 
nicht nur Rechtsradikalismus allein erfassen, es geht 
um Demokratie insgesamt, die hier zu verteidigen ist. 
Deswegen sagen wir: Einsatz für Demokratie und 
Toleranz in Thüringen heißt ganz eindeutig, gemein-
sam einzustehen für Demokratie, gemeinsam den 
Schulterschluss zu suchen und gegen alle vorzu-
gehen, die diese Demokratie gefährden, egal welcher 
Couleur auch immer sie sind. Ich danke Ihnen. 
 

(Beifall FDP) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Herzlichen Dank, Herr Abgeordneter. Das Wort hat 
jetzt der Innenminister, Herr Prof. Huber. 
 
Prof. Dr. Huber, Innenminister: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich bin 
froh, dass alle in diesem Haus vertretenen Parteien 
das Bekenntnis aus der Erklärung des Landtags 
für ein demokratisches, tolerantes und weltoffenes 
Thüringen wiederholt haben, sich dazu bekannt ha-
ben, dass es unser aller Aufgabe ist, die freiheitlich-
demokratische Grundordnung gegenüber allen Ge-
fährdungen und Gewalttaten zu schützen, ob sie von 
Rechts oder von Links kommen. Das Wochenende 
des 2. Advent bietet Anschauungsbeispiele, An-
schauungsmaterial für beide Probleme. Es gab von 
rechtsextremistischer Seite - nicht in Weimar - Be-
leidigungsdelikte und mehrere Propagandadelikte 
in Form von Hakenkreuzschmierereien. Aber Schwer-
punkt waren die Vorgänge in Weimar am 2. Ad-
ventswochenende. Bereits am Vorabend des 2. Ad-
vent, am 5. Dezember, wurde das Ordnungsamt der 
Stadt Weimar, das noch als Stadtwache der Poli-
zei ausgeschildert ist, von unbekannten Tätern an-
gegriffen. Diese haben drei Fensterscheiben mit Stei-
nen eingeworfen und anschließend pyrotechnische 
Erzeugnisse in geballter Form in das Gebäude ge-
worfen. Durch die Rauchentwicklung löste der Brand-
melder Alarm aus. Es entwickelte sich glücklicher-
weise in diesem Altbau kein Feuer. Man muss aber 
wissen - und das werden Sie besser wissen als ich -, 
was hätte geschehen können, wenn man bedenkt, 
dass neben der Stadtwache eine Vielzahl weiterer 
historischer Gebäude in Fachwerkbauweise errich-
tet sind und zu welchen Brandkatastrophen dies hät-
te führen können. Das war kein dummer Jungen-
streich, das war keine politische Aktion, das war ei-
ne höchst kriminelle Straftat. Aber das ist nicht alles. 
In den frühen Morgenstunden des 2. Adventssonn-
tags, am 6. Dezember, wurden in der Südstadt von 
Weimar sieben - nicht sechs, wie immer behauptet 
worden ist - Kraftfahrzeuge in Brand gesetzt. Dabei 

entstand ein erheblicher Sachschaden. Beim achten 
Fahrzeug konnte das bereits gelegte Feuer zum 
Glück keinen Schaden anrichten. Wegen des Vor-
falls im Ordnungsamt führt die Staatsanwaltschaft 
ein Ermittlungsverfahren gegen unbekannt wegen 
des Verdachts der versuchten Brandstiftung und der 
Sachbeschädigung durch. Tatverdächtige konnten 
hier noch nicht ermittelt werden. 
 
Hinsichtlich der Brandanschläge auf die abgestell-
ten Kraftfahrzeuge konnten dank der intensiven Er-
mittlungen der Thüringer Polizei bereits drei Tat-
verdächtige ermittelt werden. Gegen diese hat die 
Staatsanwaltschaft Erfurt ein Ermittlungsverfahren 
wegen Verdachts der Brandstiftung eröffnet. An die-
ser Stelle gilt mein herzlicher Dank der Polizei für 
die hervorragende Arbeit und den schnellen Ermitt-
lungserfolg. 
 
Dass alle diese Straftaten in einem Zusammenhang 
mit dem Todestag des in Griechenland erschosse-
nen Schülers stehen, ist anzunehmen. Dafür spre-
chen auch die am selben Tag in Erfurt und Gera fest-
gestellten Schmierereien an Häusern und Mauern.  
 
Herr Präsident, die Aktuelle Stunde bietet Gelegen-
heit, darauf hinzuweisen, dass gerade in diesem Jahr 
die Bedrohung des demokratichen Rechtsstaats auch 
von linksextremer Seite deutlich zugenommen hat. 
An den Gewichtungen und den Debatten, die hier 
geführt worden sind, will ich mich nicht beteiligen. 
Ich möchte Ihnen aber Folgendes mitteilen: Die 
Brandanschläge des 2. Advent reihen sich ein in 
eine Vielzahl politisch motivierter Straftaten der linken 
Szene, die das ganze Jahr über verübt worden sind. 
Allein in Weimar wurden seit Jahresbeginn 25 sol-
che Straftaten registriert. Das zweite Adventwochen-
ende ist in diesen Zahlen noch nicht enthalten. In 
Weimar spiegelt sich dabei ein Trend wider, der thü-
ringenweit feststellbar ist. Die Gesamtzahl der po-
litisch linksmotivierten Straftaten hat in Thüringen 
in den letzten Jahren erheblich zugenommen. Von 
2004 bis 2008 hat sie sich verfünffacht. Die Anzahl 
der linksmotivierten Gewalttaten hat sich im selben 
Zeitraum mehr als verdreifacht, also nicht die Zahl 
der Straftaten, sondern der Gewalttaten. Die sta-
tistischen Ergebnisse für dieses Jahr liegen noch 
nicht vor. Die Gesamtzahl der Straftaten aus dem 
linken Spektrum wurde jedoch bereits in den ers-
ten drei Quartalen dieses Jahres überschritten. 
 
Lassen Sie mich daran erinnern, dass das Ausmaß 
an Gewaltbereitschaft in der linksextremen Szene 
bereits zu Beginn des Jahres im Zusammenhang mit 
der Räumung des besetzten Hauses in Erfurt deut-
lich wurde. Allein im Zeitraum vom 1. Januar bis 
zur Räumung am 16. April wurden 37 Straftaten er-
fasst. Das waren nicht nur Graffiti-Schmierereien und 
sonstige vielfältige Sachbeschädigungen, es ging um 



334 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 6. Sitzung, 17.12.2009 
 
 
Haus- und Landfriedensbruch sowie um Diebstahl. 
Es ging um die Bedrohung von Personen, es ging 
um Körperverletzungsdelikte, es ging um mehrere 
Überfälle auf Passanten im Bereich der Tankstelle, 
es ging um den Angriff auf vorbeifahrende Polizei-
autos und schließlich wurde auch ein Polizeihub-
schrauber mit Feuerwerksraketen und Stahlkugeln 
beschossen. Für das hohe, von der Szene ausgehen-
de Gefährdungspotenzial spricht auch die Zusam-
mensetzung der bei der Räumung festgenommenen 
Personen. Gut die Hälfte davon war bereits polizei-
lich registriert, nicht wegen irgendwelcher harmloser 
Delikte. Es lagen Einträge wegen Haus- und Landfrie-
densbruch, wegen Urkundenfälschung, wegen Ver-
stoßes gegen das Waffengesetz, wegen Rausch-
giftkriminalität, wegen Diebstahl, wegen besonders 
schwerem Diebstahl, wegen Raub, wegen Körper-
verletzung, wegen gefährlicher Körperverletzung und 
sogar wegen Totschlags vor. Während der Räumung 
und in den ersten Wochen danach kam es zu viel-
fältigen weiteren Straftaten in Erfurt, Jena und an-
deren Städten Thüringens. Das waren etwa 160 Müll-
container- und Mülltonnenbrände, zwei Dachstuhl-
brände, elf Fälle mit angezündeten und durch Brände 
beschädigten Pkws inklusive Dienstkraftfahrzeugen 
der Polizeidirektion Erfurt. Es wurden über 150 Straf-
anzeigen in Bezug auf das besetzte Haus verzeich-
net. Die Sachschäden werden auf über 150.000 € 
geschätzt. 
 
Als es vor wenigen Wochen zu einer weiteren Räu-
mung in Erfurt kam, zeigte sich die Gewaltbereit-
schaft erneut. Wiederum wurden Mülltonnen in Brand 
gesetzt, wiederum wurden die Fenster von Behör-
den mit Steinen eingeworfen - das Finanzamt, das 
Bürgeramt. Es wurden Kraftfahrzeuge durch Brand-
anschläge sechsmal oder durch Steine zweimal be-
schädigt. 
 
Ich habe Ihnen hier nur die herausragendsten Bei-
spiele genannt. Nur noch kurz erwähnen möchte ich 
die Brandanschläge auf Fahrzeuge eines Postdienst-
unternehmens in Erfurt, die ebenfalls dem linksextre-
men Spektrum zugeordnet werden können.  
 
Meine Damen und Herren, leider ist auch bundes-
weit ein zum Teil beachtlicher Anstieg der Straftaten 
aus dem linksextremistischen Spektrum, auch der 
Gewaltstraftaten, die wir verzeichnen müssen, zu ver-
zeichnen. Sie alle kennen die Berichte über die Aus-
schreitungen in Berlin und Hamburg, die sich zum 
Teil gezielt mit Tötungsabsicht gegen Polizeibeam-
te gerichtet haben. Ich bin froh, wenn das Haus diese 
Vorgänge einmütig verurteilt und sich allen Gefähr-
dungen unserer freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung auch aus dieser Seite des gesellschaftlichen 
Spektrums entgegenstellt. Vielen Dank.  
 

(Beifall CDU) 

Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Herr Innenminister. Ich schließe den ersten 
Teil der Aktuellen Stunde und rufe den zweiten und 
dritten Teil auf 
 

b) auf Antrag der Fraktion 
DIE LINKE zum Thema: 
„UN-Klimagipfel und die Aus- 
wirkungen auf eine nachhalti- 
ge Politik in Thüringen“ 
Unterrichtung durch die Präsi- 
dentin des Landtags 
- Drucksache 5/185 - 

 
c) auf Antrag der Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
zum Thema: 
„Vorfahrt für den Klimaschutz!  
- Welchen Beitrag muss Thü- 
ringen zur Reduzierung der  
Treibhausgase leisten, um die  
2-Grad-Zielstellung zu errei- 
chen?“ 
Unterrichtung durch die Präsi- 
dentin des Landtags 
- Drucksache 5/195 - 

 
Ich eröffne die gemeinsame Aussprache und erteile 
dem Abgeordneten Tilo Kummer von der Fraktion 
DIE LINKE das Wort.  
 
Abgeordneter Kummer, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich will 
es gleich am Anfang sagen ... 
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: 
Herr Präsident.) 

 
Entschuldigung - Herr Präsident. 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Ich hoffe, das Haus sieht das so locker wie ich, dann 
haben wir keine Probleme.  
 
Abgeordneter Kummer, DIE LINKE: 
 
Ich bin seit zehn Jahren nur Präsidentinnen gewöhnt, 
das ist natürlich schwierig. Herr Präsident, sehen Sie 
es mir nach.  
 
Ich möchte am Anfang sagen, dass ich zum Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN rede: Wel-
chen Beitrag kann Thüringen erreichen, um das glo-
bale Minderungsziel zu erreichen? Das ist natürlich 
schon eine sehr, sehr schwierige Frage, aber ich 
möchte daran erinnern, dass sich der Thüringer Land-
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tag mit solchen weltweiten Problemfeldern auch in 
der Vergangenheit beschäftigt hat. So haben wir in 
der letzten Legislatur fraktionsübergreifend den Be-
schluss gefasst, den internationalen Global Marshall 
Plan zu unterstützen, der sich kein geringeres Ziel 
setzte, als die Millenniumsziele der UNO umzuset-
zen, weltweiten Hunger, weltweites Elend zu besei-
tigen. Ich glaube, in diesen Duktus passt auch der 
Antrag der GRÜNEN gut mit rein.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Da sehe ich die Verantwortung Thüringens, auch hier 
einen Beitrag zu leisten, international in die Diskus-
sion zu kommen, von Thüringer Seite her immer wie-
der zu mahnen, a) diesen Global Marshall Plan um-
zusetzen und b) natürlich dabei auch die Klimazie-
le im Auge zu haben. Thüringen kann sich hier mit 
einbringen, auf der einen Seite mit dem Know-how, 
was wir im Freistaat haben gerade im Bereich der 
Solarindustrie, wo man Entwicklungsländer, die die-
ses Wissen nicht haben, entsprechend unterstützen 
kann. Man kann sich aber auch dafür einsetzen - und 
da will ich Erstunterzeichner auch wie Dieter Althaus 
daran erinnern beim Global Marshall Plan -, dass 
Finanzierungsinstrumente gesucht werden. Es ist 
klar, dass Thüringen nicht für den weltweiten Klima-
wandel finanziell aufkommen kann, zumindest nicht 
in einem Maße, das Weltbewegendes erreicht wird, 
aber wir können uns natürlich dafür stark machen, 
dass die Finanzierungsinstrumente, die der Global 
Marshall Plan vorgesehen hat, die Tobin-Steuer, also 
die Besteuerung internationaler Finanztransaktionen, 
und auch die Kerosinsteuer, eine Steuer, die sehr, 
sehr notwendig wäre, um endlich auch die klima-
schädlichen Ausstoße des Luftverkehrs entsprechend 
zu besteuern,  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
dass die mit verwendet werden könnten, um welt-
weite Nachhaltigkeit zu erbringen und die globalen 
Minderungsziele beim Klimaschutz voranzutreiben.  
 
Meine Damen und Herren, wir haben natürlich auch 
noch eine andere Verpflichtung, um hier internatio-
nal etwas zu erreichen, und zwar ist es die Frage 
der nachhaltigen Beschaffung. Auch dazu hat sich 
der Thüringer Landtag in der Vergangenheit klar ver-
halten, hat gesagt, wir wollen eine nachhaltige Be-
schaffung auf Landesebene haben. Da sind viele 
Dinge wichtig. Da geht es unter anderem um Zerti-
fizierungssysteme, denn man kann mit dem Erwerb 
von Produkten aus anderen Ländern auch klimatisch 
vieles falsch machen. Ich denke hier bloß an die gan-
ze Palmöldiskussion in der letzten Zeit, ich denke 
an die Zertifizierung von Tropenholz. Das sind alles 
Dinge, die wichtig sind, die vorangetrieben werden 
müssen. Auch in Thüringen gibt es viele Bezieher 

von Palmöl als erneuerbare Energie. Oft macht man 
damit viel mehr kaputt als man gutmacht, gerade 
weil Palmölplantagen in anderen Ländern nicht alle 
zertifiziert sind, teilweise nicht nachhaltig wirtschaf-
ten, Urwälder durch die Anlegung solcher Plantagen 
vernichtet werden. Auch hier kann Thüringen sei-
nen Beitrag im internationalen Geschäft leisten, um 
solche Zertifizierungssysteme einzuklagen und um 
zu sagen, wir wollen nachhaltig unsere Landesbe-
schaffung gestalten. Danke schön.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Herr Abgeordneter. Das Wort hat Abgeord-
nete Siegesmund von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN. 
 
Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, die 
ganze Welt blickt im Augenblick, jetzt in diesem Mo-
ment, nach Kopenhagen. Dort steht bei der Klima-
konferenz der Vereinten Nationen viel auf dem Spiel, 
vor allen Dingen eine wesentliche Entscheidung, um 
verbindliche Klimaschutzziele festzulegen. Genau 
jetzt in diesem Moment wird darum gerungen, dass 
es dort ein Ergebnis gibt, ein Ergebnis, das anschließt 
an das Abkommen von Kyoto aus dem Jahr 1997, 
das nur ein erster Schritt gewesen ist selbstverständ-
lich, den jährlichen Treibhausgasausstoß in den In-
dustrieländern deutlich zu senken.  
 
Sie wissen alle, im Jahr 2012 wird das Abkommen 
auslaufen, obwohl nur die wenigsten Länder ihre 
Reduktionsziele bisher erreicht haben. Wir GRÜNEN 
streiten für ein neues, global gerechtes Klimaabkom-
men und die vielfach geforderte Begrenzung von 
maximal 2 Grad ist für uns ein Minimalziel.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Doch selbst diese Begrenzung auf 2 Grad stellt für 
diese Welt, stellt übrigens auch für Thüringen - das 
habe ich heute in unserer Debatte, die wir bislang 
hier geführt haben, festgestellt - eine enorme öko-
logische, soziale, menschenrechtliche und wirtschaft-
liche Herausforderung dar. Sie wissen und Sie ken-
nen unser Motto „Wir haben die Erde von unseren 
Kindern nur geborgt“. Und ich muss Ihnen sagen, 
ich war erschrocken über die Debatte, die wir heute 
hier geführt haben. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 
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Für Sie und für die meisten von Ihnen - da schaue 
ich vor allen Dingen in die Reihen der Koalition - ist 
Kopenhagen so weit weg, wie - ich weiß nicht, was 
- der Mond. 
 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Das 
können Sie doch gar nicht beurteilen.) 

 
Ich sage Ihnen drei Gründe, warum, dann diskutie-
ren wir gern: Sie verhöhnen Kopenhagen und die 
Ergebnisse, die da herkommen sollen, 
 

(Unruhe CDU) 
 
indem Sie sich nicht mal ernsthaft die Mühe geben, 
sich an die eigene Nase zu fassen und über die Flot-
te dieses Hauses zu reden.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Selbst die Kanzlerin, über die ich gern rede, Herr 
Mohring, an dieser Stelle gern rede, hat heute ge-
sagt, jeder und jede möge bitte bei sich anfangen 
und überlegen, was kann ich zu diesem 2-Grad-
Ziel beitragen. 
 

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU:  
Unsere Kanzlerin ...) 

 
Ich habe von Ihnen heute nicht ein Wort gehört, wie 
Sie das tun wollen. Jetzt lassen Sie mich ausreden 
und kommen Sie nachher gern hier vor und sagen 
Sie mir, wie Sie es tun wollen. Ich freue mich da-
rauf. 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Ich sage Ihnen gern - und jetzt bin ich dran - drei Din-
ge, die man hier tun kann: Sie haben von uns gehört, 
wie man das tun könnte, indem man über die Dienst-
wagenflotte redet. Wir werden morgen über den Öko-
strom reden und ich will gern zwei andere Dinge an-
sprechen. Herr Minister Reinholz, der auch gerade 
hier ist, was mich sehr freut, sagt heute im TA-Inter-
view: „Bei einem generellen Plan für eine Absenkung 
unserer CO2-Emissionen würde ich nicht ansetzen. 
Der in Kopenhagen verfolgte Ansatz ist sinnvoller, die 
Erderwärmung auf 2 Grad zu begrenzen.“ Herr Rein-
holz, zweiter Satz richtig, erster Satz passt nicht zum 
zweiten.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Der größte CO2-Emissionserzeuger in Thüringen ist 
der Verkehr.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 

Und wenn wir nicht sagen, wir reduzieren beim Ver-
kehr, dann können wir nichts zum 2-Grad-Ziel bei-
tragen, das funktioniert nicht, die Logik ist widersin-
nig. 
 
Ich will noch eines zum Schluss sagen: Mit großem 
Stolz werden wir jetzt bald die Bänder durchschnei-
den zur A 38-Eröffnung, was sehr schade ist. Ich sa-
ge Ihnen, warum es schade ist, es gibt Studien, die 
uns eindeutig zeigen, dass dort, wenn 30.000 Autos 
am Tag entlangdüsen, die 1,2 Mio. Tonnen CO2 er-
zeugen, wir verdreifachen damit den Wert in Thürin-
gen der Verkehrswerte und das Brett muss wirklich 
noch gebohrt werden, dass Sie sagen, wir sind da-
bei, das zu reduzieren.  
 

(Unruhe CDU) 
 
Ich habe heute Folgendes gelernt - zwei Dinge: Die 
Debatte, die wir hier geführt haben, hätten wir vor 
zehn Jahren genauso führen können. Es gibt bei Ih-
nen überhaupt noch kein Bewusstsein dafür, wo es 
hingehen soll. Ich habe auch gelernt, dass Kopen-
hagen noch längst nicht hier angekommen ist, und 
ich hoffe sehr, dass diejenigen, die da gerade um ei-
ne Einigung ringen, sich nicht so anstellen, wie die 
Koalition hier in diesem Haus. Danke. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete. Das Wort hat 
Abgeordneter Primas von der CDU-Fraktion. 
 
Abgeordneter Primas, CDU: 
 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, die A 38 will ich gar nicht auslassen. Ich bin 
Leidtragender und Sie sollten sich einmal die Mü-
he machen, dort zu wohnen, wo sie jetzt durchgeht 
und was die Leute sagen, was sie investieren müs-
sen an Lärmschutz und, und, und. Es ist unerträglich, 
so einen Blödsinn hier vom Podium hören zu müs-
sen. Tut mir leid, dass ich das so sagen muss. 
 

(Beifall CDU) 
 
Beim Auto geht es dann weiter. Wenn es dann kon-
kret wird, Hybridfahrzeug oder nicht, dann merkt 
man, wie teuer das ist, dann lässt man schnell die 
Finger davon. Wir haben hier genug Beispiele, die 
wir in das Feld führen können, aber das will ich jetzt 
lassen. Der Klimagipfel in Kopenhagen lenkt den 
Blick hierzulande verstärkt auf den Beitrag Thürin-
gens zur Minderung der Treibhausgasemmission. 
Das wissen wir.  
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Thüringen hat insbesondere in der vergangenen Le-
gislaturperiode eine ganze Menge erreicht. Lassen 
Sie mich schnell einige Fakten nennen. Seit Jahren 
liegt der Anteil erneuerbarer Energien in Thüringen 
auf Spitzenniveau. Thüringen ist führend bei der Nut-
zung von erneuerbaren Energien, aktuell liegt de-
ren Anteil beim Primärenergieverbrauch mit knapp 
19 Prozent weit über dem deutschen Durchschnitt, 
7 Prozent beträgt so viel, was Thüringen gemacht 
hat inzwischen. Von der 2008 bundesweit expor-
tierten regenierenden Anlagetechnik im Wert von 
12 Mrd. € hatte der Freistaat Thüringen einen über-
durchschnittlichen Anteil. Aber nicht nur Solartech-
nik für den Export, auch die Energiegewinnung aus 
Biomasse hat gerade im ländlichen Raum in den 
letzten Jahren viele neue Arbeitsplätze entstehen las-
sen. Kompetenz bei der Energie- und Klimaforschung 
ist ein wichtiger Baustein im Campus Thüringen. Der 
Studiengang Regenerative Energietechnik der Fach-
hochschule Nordhausen zählt zu den gefragtesten 
Studiengängen überhaupt. Seit den 90er-Jahren be-
raten wir regelmäßig mit den Experten in öffentlichen 
Klimakonferenzen. Nehmen Sie es zur Kenntnis, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren. Schon 2006 
haben wir ein eigenes Bioenergie-Programm aufge-
legt, das es deutschlandweit nicht noch einmal gibt. 
Der Sektor erneuerbarer Energien ist mit fünf For-
schungseinrichtungen und derzeit 47 Unternehmen 
ein Motor für Innovation. Mit weiteren bereits ge-
planten Unternehmungsgründungen werden weiter-
hin zahlreiche neue Arbeitsplätze geschaffen.  
 
Meine Damen und Herren, welchen Beitrag können 
wir in Thüringen zur weiteren CO2-Reduzierung leis-
ten. Wir sollten zunächst unsere Vorreiterrolle auf 
dem Sektor der erneuerbaren Energien, insbeson-
dere Solartechnik, ausbauen und wir müssen be-
gleitend mit unseren Forschungszentren aufzeigen, 
dass nachhaltige wirtschaftliche Entwicklungen nicht 
erfordern, Treibhausgase auszustoßen. Wir müssen 
unser Wachstum langfristig vom Energieverbrauch 
abkoppeln. Bei aller Euphorie, die es gibt, meine Da-
men und Herren, wir dürfen nicht das, was wir leis-
ten können, überschätzen. Wir müssen die Größe 
unseres Landes schon im Auge behalten. Wir müs-
sen daher auch in Zukunft in einem verantwortlichen 
Energiemix die erneuerbaren Energien ausnutzen. 
Strom aus erneuerbaren Energien soll in Thüringen 
auch weiterhin signifikant über dem Bundesdurch-
schnitt liegen.  
 
Thüringen hat bewiesen, dass sowohl die Produk-
tion von Nahrungsmitteln als auch die Produktion von 
Energiepflanzen nebeneinander funktionieren. Wir 
sind schon in der Lage, den im Freistaat erzeugten 
Raps überwiegend regional zu verarbeiten und zu 
vermarkten. Wir wollen, dass sich die Rahmenbe-
dingungen - ich meine dabei Energiesteuer und Mark-
tentwicklung - bezüglich fossiler Kraftstoffe wieder 

spürbar verbessert. Ich denke, da sind wir uns fast 
alle einig. Mit der Einrichtung eines Lehrstuhls für er-
neuerbare Energien wollen wir das Innovationspo-
tenzial weiter stärken. Bioenergiedörfer seien ange-
sprochen, um im ländlichen Raum preiswerte und si-
chere Energieversorgung zu sichern.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, solche 
Maßnahmen, wie sie bereits auf den Weg gebracht 
sind, müssen wir auch in der Zukunft halten. Das 
eine oder das andere sollten wir nicht aus den Au-
gen verlieren, nämlich uns frühzeitig auf den Klima-
wandel einzustellen, denn, meine Damen und Her-
ren, dieser Klimawandel hat unstreitig bereits statt-
gefunden. Auch künftig müssen wir ihn im Auge be-
halten. Wir sollten daher den Blick auch darauf rich-
ten, mit den Folgen umzugehen, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren. Recht herzlichen Dank, 
dass Sie mir zugehört haben. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Wir bedanken uns auch bei Ihnen, Herr Abgeord-
neter. Herr Abgeordneter Recknagel, ich habe Ihre 
Wortmeldung zur Kenntnis genommen, Sie müss-
ten sich dann aber mal einig werden, weil ich noch 
eine andere Wortmeldung aus Ihrer Fraktion habe 
und bei einer gemeinsamen Beratung ... Entschul-
digung, Herr Augsten. Es gibt nur noch eine Wort-
meldung aus Ihrer Fraktion, wenn Sie die fünf Mi-
nuten wahrnehmen, zwei würden dann nicht gehen. 
Es liegt noch eine andere von Ihnen hier vor von 
Frau Rothe-Beinlich. 
 
Das Wort hat Abgeordneter Frank Weber, SPD-Frak-
tion. 
 
Abgeordneter Weber, SPD: 
 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen, über was reden wir heute in dieser 
Aktuellen Stunde? Die erste Verpflichtungsperiode 
des Kyoto-Protokolls endet 2012. Es begrenzt aber 
nur die Emissionen der Industriestaaten, die das Pro-
tokoll ratifiziert haben, nicht also die der USA. Für 
Entwicklungsländer, besonders solche, deren Emis-
sionen schnell wachsen, enthält das Kyoto-Proto-
koll keine Emissionsbegrenzung. Die im Protokoll 
vereinbarten Emissionsminderungen von 5 Prozent 
bis 2012 gegenüber 1990 reichen - das wissen wir 
schon lange - bei Weitem nicht aus. Im neuen Ab-
kommen soll dies berücksichtigt werden und alle 
Staaten sollen zum Klimaschutz beitragen. So hat 
es die Klimakonferenz 2007 mit der Bali Road Map 
beschlossen. Dabei soll natürlich auch zukünftig un-
terschieden werden, auf welche Art die Staaten ih-
ren Beitrag leisten. Dies trägt der Tatsache Rech-
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nung, dass die Staaten unterschiedlich viel Verant-
wortung für den Klimaschutz und Klimawandel tra-
gen und unterschiedlich stark entwickelt sind.  
 
Im Oktober 2009 hat der Europäische Rat die not-
wendigen Elemente für Kopenhagen weiter konkre-
tisiert. Die Emissionen müssen bis zur Mitte des Jahr-
hunderts gegenüber 1990 mindestens halbiert wer-
den. Die EU ist bereit, im Rahmen eines Klima-
schutzabkommens ihre Emissionen bis 2020 um 
30 Prozent gegenüber 1990 zu reduzieren, wenn an-
dere Industriestaaten sich zu vergleichbaren Anstren-
gungen verpflichten. Ich glaube, da liegt ein Teil des 
Problems. Wir müssen aufhören, unser eigenes Han-
deln an Bedingungen zu knüpfen in dieser Frage. 
Unabhängig davon ist es allerdings so, dass bereits 
jetzt beschlossen ist, die Emissionen um 20 Prozent 
zu reduzieren. Die Maßnahmen, um dies zu errei-
chen, sind 2008 im sogenannten Klima- und Ener-
giepaket festgeschrieben worden. Es sollen Anrei-
ze zur Entwicklung und Einführung klimafreundlicher 
Technologien gesetzt werden. Wir brauchen eine 
Finanzarchitektur, die Anreize für die Umlenkung pri-
vater und öffentlicher Investitionen in klimafreund-
liche Verwendung setzt.  
 
Die EU hat als erste Gruppe in den internationalen 
Verhandlungen anerkannt, dass der Gesamtfinan-
zierungsbedarf in den Entwicklungsländern für Kli-
maschutz bis 2020 auf 100 Mrd. € anwachsen wird. 
Dieser Betrag ist nur durch internationale Anstren-
gungen aufzubringen. Ein wichtiges Signal ist in die-
sem Zusammenhang der Entschluss der EU-Staa-
ten und die Absichtserklärung, in den nächsten drei 
Jahren für diese Länder 7,2 Mrd. € zur Verfügung zu 
stellen, in der Bundesrepublik Deutschland sind das 
pro Jahr 420 Mio. €, in der Summe also 1,2 Mrd. €. 
So viel zu den globalen Zielen. 
 
Was müssen wir aber hier in Thüringen tun? Da wird 
sich einiges ändern. Der Koalitionsvertrag ist ein-
deutig. Es wird ein Leitbild „Energieland Thüringen 
- Grüner Motor Deutschlands 2020“ entwickelt. Auf-
bauend auf dem bisherigen Stand wird eine gemein-
same Strategie zum weiteren Ausbau erneuerba-
rer Energien in Thüringen erarbeitet. Das Ziel ist 
es, dass auch in Zukunft die Nutzung der erneuer-
baren Energien in Thüringen deutlich über dem Bun-
desschnitt liegt. Hierbei wird in Thüringen ein Anteil 
von 35 Prozent erneuerbarer Energien an der Strom-
produktion und Nutzung bis 2020 angestrebt. Es wird 
eine Thüringer Energie-, Klima- und Green-Tech-
Agentur geben. Ebenso wird ein Energieeffizienz-
programm für Thüringen erarbeitet. Die örtliche Ener-
gieversorgung und -erzeugung der Städte und Ge-
meinden wird als Teil der kommunalen Selbstver-
waltung und Daseinsvorsorge gestärkt; die energe-
tische Sanierung und Nutzung erneuerbarer Ener-
gien in Gebäuden des Landes wird forciert. Auch 

bei Bau- und Dienstleistungsvergaben des Landes 
werden erneuerbare Energien zum Beispiel durch 
den Bezug von Ökostrom oder durch die Installa-
tion von Solaranlagen besonders berücksichtigt. Aber 
wir müssen auch dazu beitragen, werte Kolleginnen 
und Kollegen, dass in Thüringen auf allen Ebenen die 
Verantwortungsträger umdenken. Es gibt einige Po-
tenziale und an mancher Stelle müssen wir hier auch 
Widerstände überwinden.  
 
Exemplarisch will ich diese Aufzählung mit einem 
praktischen Beispiel beenden. Derzeit produziert 
Thüringen rund 700 MW Strom durch Windkraft-
anlagen. Sachsen-Anhalt produziert jährlich mehr als 
die vierfache Menge, nämlich 3.000 MW. Trotzdem 
stoßen wir bei dem Ausbau dieser Technologie im-
mer wieder auf Widerstände vor Ort. Hier wünsche 
ich mir, dass wir nicht nur immer Aufzählungen hö-
ren, was alles nicht geht, sondern auch Vorschläge 
hören, wie es geht. Wir müssen hier parteiübergrei-
fend anpacken und auch mal eigene Interessen hin-
ter dem guten Ziel zurückstehen lassen. 
 

(Beifall SPD) 
 
Unser Land hat die Chance, an die Spitze dieser 
Bewegung in Deutschland zu kommen. Dazu braucht 
es an mancher Stelle mutiges und entschlossenes 
Handeln. Ich schließe mit einem Zitat von Sigmar 
Gabriel, der gesagt hat: „Wir sind reich genug, uns 
Klimaschutz zu leisten, aber wir sind zu arm, um 
auf Klimaschutz zu verzichten.“ Herzlichen Dank. 
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke schön, Herr Abgeordneter. Ich erteile jetzt 
das Wort der Abgeordneten Hitzing von der FDP-
Fraktion. 
 
Abgeordnete Hitzing, FDP: 
 
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, ich 
mache es ganz kurz. Ich denke, wichtig ist, dass 
man Klimaschutz insgesamt lebt und sein Leben ent-
sprechend orientiert, und das tun schon sehr viele 
Thüringerinnen und Thüringer. Was wir in Thürin-
gen an sich tun können, das hat mein Vorredner 
relativ genau erklärt. Wir haben verschiedene Mög-
lichkeiten, CO2 zu sparen. Es gibt sehr viele Tech-
nologien. Wichtig ist ganz einfach ein Energiemix von 
alternativen Energien. Wir müssen die Möglichkei-
ten, die wir in Thüringen haben, ausschöpfen und 
eventuell einfach noch verbessern und erhöhen. Da-
rüber sprachen wir schon. Für mich ist auch ganz 
wichtig, dass zum Beispiel, was die Wärmedämmung 
von Gebäuden betrifft, es ja nun so ist, dass schon 
mal die öffentlichen Gebäude Energiepässe erstel-
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len lassen, um zu sehen, wie effizient denn die Wär-
medämmung der Gebäude ist und was man an der 
Stelle noch tun kann.  
 
Ein ganz kurzer Exkurs Richtung Autobahn. Ich muss 
Ihnen sagen, ich wohne auch in Nordthüringen und 
in der Nähe der A 38. Es ist für die Bevölkerung ein 
Segen, dass die A 38 jetzt endlich komplett ist, 
 

(Beifall CDU, FDP) 
 
weil die dort anliegenden Dörfer seit Jahren unter 
dem Verkehrsdurchfluss leiden, denn eines können 
Sie mir glauben: Den Lkw-Fahrern, die aus West 
kommen und nach Ost müssen, ist es total egal, 
ob sie nun durch einen kleinen Ort fahren müssen 
10 km oder nicht; sie brauchen die Autobahn. 
 

(Beifall FDP) 
 
Darunter leiden die Leute. Ich bin auch der Mei-
nung, eine moderne Trassierung einer Autobahn ist 
energieeffizienter und CO2-einsparender, als wenn 
im Stop-and-go-Verkehr die Lkw durch die kleinen 
Orte fahren.  
 

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN: Wie wäre es mit der 
Schiene?) 

 
Für mich ist ganz wichtig, dass wir nicht vergessen, 
dass ein Großteil der Thüringer Bevölkerung auf dem 
Land lebt, die keine Anbindung an Straßenbahn oder 
Eisenbahn hat, die ganz einfach auf das Fahrzeug 
angewiesen ist. Es ist kein Luxus, wenn es in länd-
lichen Familien drei oder vier Pkws gibt. 
 

(Beifall FDP) 
 
Die haben die einfach nur, um zur Arbeit zu kommen, 
nicht, weil es luxuriös ist. Ich finde es mittlerweile 
schon luxuriös, wenn man gar kein Auto braucht. 
Das ist Luxus. Danke schön. 
 

(Beifall FDP) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat Dr. Augsten 
von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
 
Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren, sehr ge-
ehrter Herr Primas - er ist jetzt nicht da, aber Frau 
Tasch wird sicher genau zuhören -, bei aller Wert-
schätzung für das, was die Landesregierung in den 
letzten Jahren tatsächlich geleistet hat, und das ist 

nicht wenig, der Wahlkampf ist vorbei und wir soll-
ten aufhören, den Menschen und auch uns etwas 
in die Tasche zu lügen.  
 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Wir lü-
gen niemandem in die Tasche.) 

 
Stichwort Vorreiterrolle: Hier hat Herr Primas heute 
schon zum zweiten Mal kundgetan, wie toll wir sind 
mit der Vorreiterrolle. Es gibt eine Institution, die sehr 
unverdächtig ist, grüne Positionen zu vertreten, das 
ist die Fachagentur für nachwachsende Rohstoffe, 
also eine Bundeseinrichtung, keine grüne Institution, 
kein Umweltverband, sondern eine Einrichtung, die 
genau dazu da ist zu evaluieren, wie es denn aus-
sieht in diesem Bereich. Die Agentur hat 2008 ein 
Länderranking gemacht und siehe da, Thüringen 
ist überhaupt nicht Vorrreiter in Deutschland, son-
dern Thüringen belegt bei fast allen Kriterien vor-
letzte und letzte Plätze. 
 
Ich habe es im Wahlkampf immer wieder angedeu-
tet, wie schlecht Thüringen bei den wichtigen ener-
gie- und klimapolitischen Fragen ist. Herr Ex-Staats-
sekretär Juckenack hat dann gesagt: „Sie haben die 
falschen Fragen gestellt.“ Da frage ich Sie, wer stellt 
denn die richtigen Fragen oder wer entscheidet, wer 
auf dem richtigen Trip ist und was die richtigen Fra-
gen sind? Ich glaube, dass die Fachagentur genau 
dort angesetzt hat, wo man ansetzen muss und sie 
hat festgestellt, dass Thüringen nicht Vorreiter ist 
und dass Thüringen ganz viele Hausaufgaben zu 
erledigen hat. Also, insofern erster Punkt: Thürin-
gen hat in dem Bereich nicht die Vorreiterrolle, wie 
wir uns es immer erzählen lassen müssen, sondern 
Thüringen hat ganz viel Nachholbedarf in den wich-
tigsten Fragen und das hat die Fachagentur für 
nachwachsende Rohstoffe als völlig unverdächtige 
Einrichtung ganz klar im November 2008 auf den 
Tisch gelegt.  
 
Herr Primas hat auf das Bioenergie-Programm ab-
gezielt. Selbstverständlich, wir haben das alle au-
ßerordentlich begrüßt, als es auf den Tisch kam. Ich 
selbst maße mir das Urteil an, dass es das beste Bio-
energie-Programm ist, was wir in Deutschland ha-
ben, da stimme ich mit Herrn Primas ausdrücklich 
überein. Der Landtag hat zum Glück oder zu unse-
rer großen Freude entschieden, dass es ein sehr 
gutes Programm ist, das zu unterstützen ist, aber es 
war kein Geld dafür da, also eine Worthülse, eine 
Verlautbarung, eine ideologische Unterstützung, 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
aber keinen Euro Geld, um dieses Programm auch 
umzusetzen. Was ist es dann wert? Da komme ich 
zu Herrn Weber. Herr Weber, alles, was Sie vorge-
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tragen haben, da kann jetzt, glaube ich, jeder und 
jedes Ministerium sagen, im Koalitionsvertrag steht 
das und das drin, wir haben tolle Dinge vor. Spre-
chen wir doch mal darüber, wenn wir mit der Finanz-
ministerin fertig sind, dann werden wir mal schauen, 
was noch übrig geblieben ist.  
 

(Heiterkeit DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Das, was Sie dargelegt haben, sind Dinge, die wir au-
ßerordentlich unterstützen. Aber wir fragen uns, ob 
das alles Wirklichkeit wird, was davon übrig bleibt. 
Insofern sind wir ganz gespannt darauf, ob denn das, 
was Sie hier als wirklich optimistischen Ausblick kund-
getan haben, auch wirklich Realität wird. Also noch 
einmal: Vorreiterrolle heißt etwas anderes, Vorrei-
terrolle heißt, dort wirklich mal Hand anzulegen, Geld 
reinzustecken und das, was Herr Weber hier so 
schön darstellt hat, auch wirklich mit Geld auszu-
statten. 
 
Wir haben da wirklich große Bedenken, ob das so 
wird. Insofern hoffen wir, dass wir hier ein ganz klares 
Zeichen setzen. Deswegen bitte ich Sie, dieses Vor-
haben von den LINKEN und den GRÜNEN zu un-
terstützen. Vielen Dank. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Herzlichen Dank, Herr Abgeordneter. Das Wort hat 
Abgeordnete Wolf von der Fraktion DIE LINKE. 
 
Abgeordnete Wolf, DIE LINKE: 
 
Herr Präsident - ich habe es mir extra groß aufge-
schrieben, sonst würde ich auch in die Falle tappen -, 
meine Damen und Herren, das Klima und Kinder, 
beide haben mehr gemeinsam, als es auf den ersten 
Blick scheint. Beide taugen hervorragend für Sonn-
tagsreden, beide machen sich toll zum Produzie-
ren von Bildern, gerade für Politiker, das Kind auf 
dem Arm, der Eisberg im Hintergrund, immer gut. 
Bei beiden Themen sind sich alle einig, dass Maß-
nahmen notwendig sind, alle sind sich immer gleich 
einig in ihrer Betroffenheit, wenn etwas Dramatisches 
passiert und jeder schiebt es immer gleichsam auf 
den anderen, wenn nicht gehandelt wird.  
 
Aber, meine Damen und Herren, es ist Zeit zum Han-
deln, wir können uns Verhandlungstricks, Schuld-
zuweisungen und Ignoranz nicht mehr leisten, nicht 
mal - und das sage ich ausdrücklich - vornehme Zu-
rückhaltung, egal ob in Kopenhagen oder in Erfurt. 
Der Klimawandel fordert uns alle zu schnellstmög-
lichem - und ich sage bewusst - aktiven Handeln auf. 
Wir sitzen alle in einem Boot, wir können uns nicht 

zurücklehnen und mit den Fingern auf die anderen 
zeigen. Selbst wenn, wie schon angedeutet, Kopen-
hagen nicht den Erwartungen gerecht wird, so sind 
wir doch in Thüringen gefragt, aktiv etwas gegen den 
Klimawandel zu tun. An der Stelle will ich auch aus-
drücklich sagen, ich habe das Gefühl, dass Thürin-
gen an vielen Stellen - punktuell passiert natürlich 
was, da sind wir uns einig - aus diesem Dornröschen-
schlaf noch nicht erwacht ist. Ich meine hier aus-
drücklich nicht die Solaranlagen, nicht die Biomas-
seanlagen und zum Teil auch die Windräder, die, 
wenn es auch noch zu wenig sind, aber durchaus 
schon vorhanden sind im Land. Leider habe ich oft 
den Eindruck, dass das alles im Land passiert ist 
nicht wegen der Thüringer Politik, sondern trotz der 
Thüringer Landespolitik. 
 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU:  
Viel zu viel Windräder, Frau Wolf.) 

 
(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN: Zu wenig, wir brau-
chen doppelt so viele.) 

 
Die Debatte heute Morgen zu den Dienstautos hat 
mich an der Stelle leider in meiner Annahme be-
stätigt. Ich persönlich fand die Debatte ausgespro-
chen bedauerlich.  
 
Ich komme mit dem Zug und dem Fahrrad hier ganz 
prima hoch, und das finde ich auch sehr angenehm. 
 
Wir brauchen engagiertes Handeln auf den vielfäl-
tigsten Ebenen. Wir haben das vorhin schon kurz an-
gedeutet. Gerade im Bereich Verkehrspolitik herrscht 
aus meiner Sicht hier im Land ganz oft noch wirklich 
die völlige Ignoranz. Der ÖPNV wird immer noch 
sträflich vernachlässigt. Das flache Land wird fast 
völlig aufgegeben. Mobilität ist oftmals eben doch 
nur mit dem Auto möglich. Da gebe ich Ihnen ja völlig 
recht, wenn Sie einwerfen, dass man nicht immer 
hier mit dem Zug hinkommt. Das ist schade. 
 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU:  
Nicht so pauschal.) 

 
Die Landesregierung betrachtet den ÖPNV als Alibi 
und nicht als echte Alternative zum Auto. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Sie haben es richtig angesprochen, und es hat sich 
auch in der Debatte gezeigt, Straßenbau hat immer 
noch Vorrang. Die Schiene wird oft, wenn sie schon 
bedacht wird, dann nur im Zusammenhang mit dem 
ICE. Das ist mir an der Stelle zu kurz gedacht.  
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Ich will eins auch noch ausdrücklich sagen. Völlig 
vernachlässigt in Thüringen ist bisher der Radwe-
gebau. Wir sind hier Schlusslicht. Das hat auch ei-
ne Anhörung und haben auch Studien gezeigt. Hier 
bedarf es dringend, wirklich ausgesprochen drin-
gend, endlich aktiver Maßnahmen durch die Landes-
regierung.  
 
Ein Beispiel, was ich noch ansprechen möchte: Im 
Wohnungsbau und gerade im Mietwohnungsbau 
brauchen wir einen wirklich stärkeren Einsatz auch 
über mögliche Förderprogramme.  
 
Das sind nur einige Maßnahmen. Thüringen braucht 
einen umfassenden, ambitionierten Maßnahmeka-
talog. Das braucht eben nicht - und an der Stelle 
auch meine ausdrückliche Kritik an die Landesre-
gierung - eine tiefgründige Analyse. Die Defizite in 
Thüringen liegen auf der Hand. Das hat auch die 
Anhörung im letzten Jahr im Umweltausschuss ge-
zeigt. Es tut Not, zu handeln. Sie müssen jetzt han-
deln. Das habe ich versucht, klarzumachen. Dorn-
röschen wurde wachgeküsst von ihrem Prinzen. Ich 
fürchte, dass uns dieser Prinz in Kopenhagen nicht 
gebacken wird. Wir müssen selbst aktiv werden. Das 
sage ich auch und ausdrücklich mit dem einen oder 
anderen Gedanken an die Fahrzeugflotte in der Tief-
garage. Wir müssen zum Vorreiter in Fragen des 
Umweltschutzes werden und nicht um das Schluss-
licht kämpfen. Der Anspruch der 40-prozentigen Re-
duktion von C02 sollte nicht nur in Kopenhagen for-
muliert, sondern auch in Thüringen gelebt werden. 
Ich danke für die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Mir liegt eine zweite Rede-
meldung des Abgeordneten Primas von der CDU-
Fraktion vor. Aber wer nicht da ist, wird auch nicht 
aufgerufen. Herr Krauße, möchten Sie das überneh-
men?  
 

(Zuruf Abg. Krauße, CDU: Ja.) 
 
Dann haben Sie das Wort. Das klären Sie mal un-
tereinander. Herr Fraktionsvorsitzender, wenn Sie 
dann runterkommen von Ihrem Baum, können wir 
hier weitermachen. 
 
Abgeordneter Krauße, CDU: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren, es ist wun-
derschön, viele Windräder zu haben. Ich hatte ges-
tern Abend ein Gespräch mit einem älteren Herrn, 
der sagte mir: „Sag mal, wieso ist denn der Windpark 
dort drüben so schnell ad acta gelegt worden? Wind-

energie ist doch etwas Feines.“ Ich sagte: „Ja, das 
mag sein, aber die Leute, die dort wohnen, sehen 
das anders.“ 
 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Genau, 
aber das interessiert ja keinen.) 

 
Jeder plädiert dafür, dass wir alles nachhaltig ha-
ben, dass wir Windenergie haben, dass wir Solar-
parks haben, dass wir unser eigenes Fleisch pro-
duzieren in Thüringen, um die Transporte von Dä-
nemark hierher zu verhindern. Alles sehr gut, nur 
darf bitte eine solche Anlage nicht im Umkreis von 
10 km meines Wohnorts stehen. Da gründe ich doch 
sofort eine Bürgerinitiative und bin gegen alles. Ge-
nauso läuft es leider.  
 
Die Frage, wo Thüringen steht, Herr Dr. Augsten, in 
der Frage Nachhaltigkeit und nachwachsender Roh-
stoffe, alternative Energien, genau dieses Thema ha-
ben wir hier diskutiert. Ich hätte jetzt fast gesagt, Sie 
können das nicht wissen. Natürlich können Sie es 
wissen, Sie können es im Internet nachlesen. Sie 
können es in den Landtagsunterlagen nachlesen und 
das Ergebnis der Debatte war, ja, nach dieser Stu-
die stehen wir überall ganz weit hinten, aber nicht, 
weil wir nichts gemacht haben, sondern deshalb, 
weil wir - ich drücke es mal vornehmen aus - im 
weitesten Sinne nicht die entsprechende Öffentlich-
keitsarbeit durchgeführt haben, weil wir nicht große 
Programme aufgeschrieben haben, sondern gehan-
delt haben, weil in Thüringen wirklich gehandelt wur-
de. Man muss schon sehr ignorant sein, um zu be-
haupten, dass wir hier überall an letzter Stelle stün-
den.  
 
Kopenhagen - ein großes Thema, ich verfolge das mit 
Interesse. Nur muss man leider sagen, bis jetzt au-
ßer Spesen nichts gewesen, viel Energie verschwen-
det, viele Reisekosten produziert, Tonnen von Müll 
produziert, aber unterm Strich: Was kommt denn 
raus?  
 

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN: Wer hat es denn in  
der Hand gehabt?)  

 
Gut, die Krawalltouristen hatten wieder mal ihre Be-
friedigung und die armen Polizisten mussten sich 
dort schützend vor das Tagungsgebäude stellen. Das 
kann nicht der Sinn von Nachhaltigkeit sein. Wer sich 
ein kleines bisschen mit der ganzen Frage beschäf-
tigt - da kommt mein Kollege Herr Kummer, der hat 
es angesprochen, in Thüringen der Beirat für nach-
haltige Entwicklung, sicher, der kommt jetzt erst zur 
Wirkung, der kommt jetzt erst zur Entfaltung. Wir 
werden aber nächstes Jahr im Frühjahr den ersten 
Bericht dazu haben und ich hoffe trotz aller kontro-
versen Debatten, die hier geführt werden, dass es 
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so sein wird, dass wir diesen Beirat beibehalten. Dort 
sitzen Fachleute, dort sitzen keine Profipolitiker und 
dort gibt es auch keine Fraktionsbildung und wider-
streitende Meinungen in dem Sinne, wie es hier pas-
siert, sondern dort unterhalten sich in der Tat Fach-
leute.  
 
Ein bisschen verwundert hat mich - nein, eigentlich 
hat mich das überhaupt nicht verwundert, sondern 
ich habe nichts anderes erwartet - die ganze Diskus-
sion zu Pkw, zu Verkehr, alles, was damit zusam-
menhängt im weitesten Sinne. Da muss ich dann 
wirklich sagen, als ich den Beitrag von Ihrer Kolle-
gin Frau Siegesmund gehört habe, er war wirklich 
frei von Logik und auch überhaupt nicht getrübt von 
irgendwelcher Sachkenntnis - ärgerlich,  
 

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN: Das ist klasse.)  

 
sehr ärgerlich.  
 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Hochmut 
kommt vor dem Fall.)  

 
Ja, ja. Ich sage Ihnen auch, warum.  
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Herr Abgeordneter, machen Sie es ziemlich schnell, 
Ihre Redezeit ist um.  
 
Abgeordneter Krauße, CDU: 
 
Ich sehe es gerade blinken. Das Heft ist zwar vom 
VDA, es gibt aber auch von vielen anderen Institu-
tionen solche Informationen. Da kann man wirklich 
mal nachlesen, wo unsere Automobilindustrie, wo 
unsere Verkehrsindustrie zurzeit steht und wo die 
Reise hingeht. Dann kann man hier auch fundierter 
reden. Vielen Dank.  
 

(Beifall CDU)  
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Herr Abgeordneter. Das Wort hat Abgeord-
neter Weber von der SPD-Landtagsfraktion.  
 
Abgeordneter Weber, SPD: 
 
Versprochen, ich mache es ganz kurz. Herr Präsi-
dent, verehrte Kolleginnen und Kollegen, das ärgert 
mich dann schon. Ich habe jetzt versucht, in diesen 
fünf Minuten darzustellen, was im Koalitionsvertrag 
an Zielen vereinbart ist. Es gab viel Beifall von Ihrer 
Seite in der Zwischenzeit, Nicken, Sie klopfen dann 
nicht auf die Tische, Sie nicken dann. Aber das neh-

me ich mal als Beifall entgegen. Dann unterstellen 
Sie, dass wir das alles gar nicht ernst meinen. Wenn 
wir es ernst meinen, wenn wir über Windparks im 
Norden Deutschlands reden und dann auch über die 
Notwendigkeit von Leitungen, die Strom durch die 
Bundesrepublik transportieren, dann gründen Sie 
Bürgerinitiativen und klatschen mit der LINKEN, wenn 
es darum geht, diesen Strom auch irgendwohin zu 
bringen.  
 

(Unruhe DIE LINKE) 
 
Also das ist unglaubwürdig, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, das muss man an der Stelle 
schon mal sagen. Danke. 
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Herr Abgeordneter, damit ist die Redezeit der 
Fraktionen aufgebraucht. Ich erteile dem Minister, 
Herrn Reinholz, das Wort. 
 
Reinholz, Minister für Landwirtschaft, Forsten, 
Umwelt und Naturschutz: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, der UN-Klimagipfel in Ko-
penhagen und seine Auswirkungen auf Thüringen 
sowie der Anteil des Freistaats am Erreichen der glo-
balen Klimaschutzziele sind Themen, die ineinander 
übergehen und für die sich deshalb natürlich auch 
diese gemeinsame Behandlung anbietet. Wie not-
wendig die Aushandlung globaler verbindlicher Ziele 
zur Verminderung anthropogener Treibhausgasemis-
sionen ist, zeigt die uns allen bekannte Erkenntnis 
der Wissenschaft zum globalen Klimawandel. Auf 
maximal 2 Grad Celsius will die Weltgemeinschaft 
die durchschnittliche Erwärmung der Atmosphäre 
begrenzen. 2 Grad deshalb, weil das noch sinnvoll 
und umsetzbar erscheint. 
 
Um dieses Ziel zu erreichen, so haben die Wissen-
schaftler errechnet, müsste der Kohlendioxidgehalt 
der Atmosphäre auf unter 450 CO2-Moleküle pro 
1 Mio. Luftmoleküle stabilisiert werden. Beim UN-Kli-
magipfel in Kopenhagen hat die Staatengemeinschaft 
in den letzten beiden Wochen um einen gemeinsa-
men Weg im Kampf gegen die globale Erwärmung 
gefochten, denn ohne verbindliche Regeln, mit de-
nen sichergestellt werden kann, dass die vereinbar-
ten Maßnahmen verwirklicht und die Ziele erreicht 
werden, gibt es keinen wirksamen internationalen 
Klimaschutz.  
 
Die Minderung der Treibhausgasemission steht im 
Mittelpunkt der Verhandlungen in Kopenhagen. Als 
Industrieland sind wir mit aufgefordert, eine Vor-
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reiterrolle zu übernehmen und zu zeigen, dass eine 
nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung auch CO2-
arm gelingen kann.  
 
Allerdings möchte ich an dieser Stelle verdeutlichen, 
in welchem Ranking Thüringen beim weltweiten CO2-
Ausstoß steht. Während Deutschland daran einen 
Anteil von 2,8 Prozent hat, liegt der Thüringer Anteil 
an den deutschen CO2-Emissionen bei ca. 1,5 Pro-
zent. Auch bei diesem doch vergleichsweise kleinen 
Anteil an CO2-Emissionen sind wir in Thüringen 
weiterhin bereit, unseren Beitrag zum Klimaschutz 
und zur Klimafolgenanpassung auch zu erbringen. 
Thüringen hat diesen Prozess stets aktiv unterstützt; 
klima- und energiestrategisches Handeln ist seit Jah-
ren fester Bestandteil der Politik des Freistaats Thü-
ringen. 
 
Aus dem bisher Erreichten möchte ich besonders he-
rausgreifen, dass wir bereits 2001 erstmals ein Thü-
ringer Klimaschutzkonzept vorgestellt haben, mit dem 
2006 erarbeiteten Thüringer Bioenergie-Programm 
nicht nur positive Beschäftigungseffekte erzielen, son-
dern damit auch unsere Position im Feld der er-
neuerbaren Energien stärken. Nicht zuletzt rufe ich 
Ihnen die Bedeutung der Solarinitiative Thüringen 
als Chance für den Solarstandort Thüringen in Er-
innerung. Der Freistaat ist damit auch ein wichtiger 
Standort für Hightech- oder besser für Greentech-
Unternehmen. 
 
Im Freistaat beträgt derzeit der Anteil regenerativer 
Energieträger 18,8 Prozent am Primärenergiever-
brauch, eine beachtliche Größe. Mit fast 90 Prozent 
ist dabei die Biomasse der weitaus wichtigste Ener-
gieträger.  
 
Ein weiterer Ausbau der Nutzung von erneuerbaren 
Energien und damit einhergehend die Minderung des 
CO2-Ausstoßes sind wichtige Ziele im Freistaat, die in 
der Energie- und Klimastrategie 2015 der Landes-
regierung bereits aufgegriffen wurden. 
 
In Thüringen wurden im Jahr 1990, dem internatio-
nal verbindlichen Basisjahr aller Betrachtungen zum 
Treibhausgasausstoß, gut 28 Mio. Tonnen CO2 aus 
fossilen Energieträgern erzeugt. Im Jahr 2006 wa-
ren es rund 11,3 Mio. Tonnen, das entspricht einem 
Rückgang von fast 60 Prozent. Um die EU- und bun-
desweiten Mindestanforderungen bei den Treibhaus-
gasemissionen gezielt zu unterstützen ist es notwen-
dig, einen aktuellen Stand der Treibhausgasemissio-
nen in den verschiedenen Sektoren in Thüringen zu 
erheben. Dazu werden wir im kommenden Jahr eine 
Treibhausgasstudie veranlassen. 
 
Das Erreichen der Reduktionsziele setzt nicht nur ein 
Umdenken in der Energiefrage voraus, sondern er-
öffnet auch große ökonomische Chancen. Der Kli-

maschutz kann und sollte zu einer ökonomischen 
Triebkraft werden, die technische Umsetzung ambitio-
nierter Klimaziele fördert die ökonomischen Kräfte in 
sämtlichen Umwelttechnologien, so auch in Thürin-
gen. 
 
Meine Damen und Herren, es ist unser Ziel, eine an-
gemessene Position auf den sogenannten Leitmärk-
ten der Zukunft zu sichern und auszubauen. Dazu ge-
hören erneuerbare Energien, Energieeffizienz, An-
passung an Klimawandel, Kreislaufwirtschaft, nach-
haltige Mobilität und eine nachhaltige Wasserwirt-
schaft. Nachhaltiges Wirtschaften lässt sich sehr wohl 
mit qualitativem Wachstum vereinbaren. Anzustre-
ben ist, dass wir nicht mehr natürliche Ressourcen 
verbrauchen, als sie sich im gleichen Zeitraum er-
neuern. Mit dem Nachhaltigkeitsgedanken verfolgt 
Thüringen eine Entwicklung, die es den Menschen 
erlaubt, ihre grundlegenden Bedürfnisse zu befrie-
digen, ohne die Entwicklungschancen künftiger Ge-
nerationen dabei zu beeinträchtigen. Die Verringe-
rung der Kohlendioxidemission ist die eine Seite der 
Medaille, die andere Seite ist die Anpassung an den 
bereits stattgefundenen und natürlich auch noch statt-
findenden Klimawandel. Auch hier hat Thüringen mit 
dem Thüringer Klima- und Anpassungsprogramm 
Meilensteine gesetzt, die in den nächsten Jahren er-
gänzt und fortentwickelt werden müssen. Selbst ein 
verbindliches Abkommen in Kopenhagen bedeutet 
nicht, dass es keinen Klimawandel geben wird, denn 
die Durchschnittstemperaturen werden in den kom-
menden Jahrzehnten vorerst weiter steigen. Die An-
passung an den Klimawandel ist zum zweiten Stand-
bein neben der Verminderung der Treibhausgasemis-
sion in Thüringen geworden.  
 
Meine Damen und Herren, wir werden auch und ge-
rade nach Kopenhagen im Freistaat die internatio-
nalen und die nationalen Klimaziele weiter unter-
stützen und politisch kraftvoll befördern. Schon heute 
kündige ich Ihnen an, dass wir in Kürze Konzepte 
zur weiteren Entwicklung der Klimapolitik im Freistaat 
Thüringen vorlegen werden. Herzlichen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
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Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Herr Minister. Ich schließe den zweiten und 
dritten Teil der Aktuellen Stunde und rufe den vier-
ten Teil auf  
 

d) auf Antrag der Fraktion der 
SPD zum Thema: 
„Geplante Einschnitte im re- 
gionalen Güterverkehr durch 
die Deutsche Bahn AG“ 
Unterrichtung durch die Präs- 
dentin des Landtags 
- Drucksache 5/229 -  

 
Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort 
der Frau Abgeordneten Doht von der SPD-Fraktion. 
 
Abgeordnete Doht, SPD: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren, das The-
ma fügt sich eigentlich nahtlos an das an, was wir 
hier zum Klimaschutz diskutiert haben. Aber es hat 
darüber hinaus noch eine weit größere Dimension. 
Die DB Schenker Rail plant massive Einschnitte im 
Güterverkehr. Dazu gehören Werkstattschließungen 
und Schließungen von Güterverkehrszentren. In Süd-
ostdeutschland betrifft das um die 800 Arbeitsplät-
ze. Das ist ein Drittel der Arbeitsplätze, die hier abge-
baut werden sollen; in Thüringen ist insbesondere 
die Werkstatt in Saalfeld betroffen. Als Gründe wer-
den die Wirtschaftskrise und wegbrechende Trans-
portaufträge benannt. 
 
Meine Damen und Herren, wir sagen, das ist der 
völlig falsche Weg. Zum einen wird sich die Kon-
junktur wieder erholen. Erste Lichtstreife am Hori-
zont sind zu sehen, damit ist wieder mit einem zu-
nehmenden Güterverkehrsaufkommen zu rechnen. 
Wenn man Prognosen Glauben schenkt, dann wer-
den sich die Güterverkehrsleistungen in Deutschland 
in den kommenden Jahren verdoppeln. Das heißt, 
hier ist ein Markt, der bearbeitet werden muss und 
der nach unserer Auffassung - und das ist auch Auf-
fassung der Koalitionsparteien - zum größten Teil 
auf der Schiene abgefertigt werden soll. Wir haben 
uns im Koalitionsvertrag dazu verständigt, diese Gü-
terverkehrsleistungen auf der Schiene abzufertigen. 
Deswegen kritisieren wir massiv diesen geplanten 
Stellenabbau. Der lässt letztendlich auch nicht gerade 
auf ein nachhaltiges wirtschaftliches Agieren der Ver-
antwortlichen bei der DB AG schließen. Im Gegen-
teil, man müsste eigentlich für die Zukunft noch mehr 
Kapazitäten auf der Schiene vorhalten.  
 

(Beifall SPD) 
 
Daher von uns die Aufforderung an die Verantwort-
lichen bei der DB AG, diese Entscheidung zu über-

denken. Ich begrüße in dem Zusammenhang auch, 
dass der Verkehrsminister diese Entscheidung bereits 
kritisiert hat und hier Gespräche mit den Verantwort-
lichen der Bahn angekündigt hat. Ich denke, es sollte 
heute hier vom Landtag aus auch noch mal ein deut-
liches Signal in Richtung Bahn gehen, diese Ent-
scheidung so nicht umzusetzen,  
 

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
denn gerade vor dem Hintergrund des Klimaschutzes 
ist es wichtig, dass wir CO2 abbauen, dass wir Gü-
terverkehrsleistungen von der Straße auf die Schiene 
verlagern und nicht umgekehrt. Aber ich sagte es 
eingangs bereits, der ganze Stellenabbau hat auch 
noch eine viel größere, nämlich eine soziale Dimen-
sion. Zwar haben Verantwortliche der DB AG gegen-
über Transnet beteuert, dass es nicht zu betriebs-
bedingten Kündigungen kommen soll, sondern dass 
man den Kollegen Stellen in anderen Bundeslän-
dern anbieten will. Selbst wenn das so sein soll, 
dann kann das uns hier nicht egal sein. Es kann nicht 
sein, dass weiter qualifizierte Menschen dieses Land 
verlassen, dass sie Thüringen den Rücken kehren, 
dass sie zur Arbeit in die alten Bundesländer fah-
ren müssen und letztendlich die Familie, die Kinder 
mitnehmen. Deswegen haben wir dieses Thema heu-
te in der Aktuellen Stunde aufgerufen. Uns sind die 
Arbeitsplätze wichtig. Es ist uns wichtig, dass diese 
Arbeitsplätze vor Ort hier erhalten werden. Da sind 
wir uns auch sehr einig mit der Resolution, die Trans-
net zu diesem Thema noch einmal verfasst hat. Wir 
unterstützen dies, wir wollen nicht, dass weitere Men-
schen aus Thüringen abwandern. Wir wollen nicht, 
dass weitere Güterverkehrsleistungen von der Schie-
ne auf die Straße verfrachtet werden, sondern umge-
kehrt. Deswegen, meine Damen und Herren, lassen 
Sie uns in dieser Landtagssitzung noch einmal das 
klare Signal an die DB AG ausgeben, dass wir die-
se Politik missbilligen. Sie ist klimapolitisch verhee-
rend, sie ist wirtschaftlich unsinnig und nicht nachhal-
tig. Sie ist sozialpolitisch nur zu verurteilen. In die-
sem Sinne, Herr Minister, wünsche ich Ihnen auch 
ein erfolgreiches Gespräch mit der DB AG. Sie wer-
den uns da auch als Stütze haben, wenn es darum 
geht, hier die Thüringer Ziele durchzusetzen.  
 

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat Abgeord-
nete Schubert von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN.  
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Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren, Güter gehören auf die Schiene. Das kann man 
inzwischen fast in jedem Parteiprogramm lesen. Im 
Koalitionsvertrag dieser Landesregierung steht drin: 
Grundsätzlich müssen wir mehr Güterverkehr auf die 
Schiene verlagern. Das klingt so ein bisschen wie, 
grundsätzlich sind wir auch für den Klimaschutz, 
wenn es an den eigenen Dienstwagen geht, da sind 
wir ein bisschen vorsichtig. Aber ich möchte durch-
aus beim Thema bleiben.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Die Deutsche Bahn möchte immer noch an die Bör-
se, sie möchte einen rein privatwirtschaftlichen Be-
trieb und sie verlagert die Güter auf die Straße. Wa-
rum? Weil es billiger ist, die Kosten für die Straße 
trägt nämlich der Steuerzahler. Die Entscheidung 
der Deutschen Bahn, den Güterverkehr zu kappen 
und insgesamt in Deutschland 4.000 Stellen abzu-
bauen, ist an Kurzsichtigkeit nicht zu überbieten. 
Ab 2011 sollen 21 Güterverkehrsstellen wegfallen. 
Das ist eine komplette Absage an den flächener-
schließenden Güterverkehr. Wir haben heute schon 
viel über Kopenhagen geredet. Der Güterverkehr auf 
der Schiene verbraucht im Schnitt ein Viertel bis ein 
Drittel weniger Energie als auf der Straße. Was wir 
brauchen, wofür sich auch die Landesregierung ein-
setzen muss, ist ein Offensivkonzept für den Bahn-
güterverkehr, damit wir Kyoto und hoffentlich auch 
dann die Ziele von Kopenhagen erreichen können.  
Wir haben schon gehört, dass der Minister sich dem-
entsprechend auch positionieren wird und unterstüt-
zen das natürlich. Allerdings muss man auch sagen, 
was macht die Landesregierung an anderen Stel-
len? Wo unterstützt sie eigentlich Dinge, die diesem 
Ziel entgegenstehen? Ich denke an die A 38, ich den-
ke auch, wenn es dumm läuft, dann an die Rhön-
trasse. Da sagen wir, Schwerlastverkehr kommt rein 
nach Thüringen, wir machen hier ganz viel Asphalt, 
ihr könnt hier durchfahren. Dabei geht es nicht da-
rum, dass man den Verkehr, den es jetzt gibt, von 
Umgehungsstraßen auf die A 38 umleitet, sondern 
wir wissen, dass wir in Zukunft viel, viel mehr Gü-
terverkehr haben werden. Das heißt, wir werden auch 
viel, viel mehr Schwerlastverkehr haben, der durch 
Thüringen fährt, und das ist nicht das Ziel, meine 
Damen und Herren. Vielen Dank.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
 
 
 

Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat Abgeordne-
te Tasch von der Fraktion der CDU. 
 
Abgeordnete Tasch, CDU: 
 
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich 
bin der SPD-Fraktion dankbar, dass sie beantragt 
hat, in der heutigen Aktuellen Stunde die in Rede 
stehenden Einschnitte im regionalen Güterverkehr 
der Deutschen Bahn zu diskutieren. Mir ist aber auch 
bekannt, dass bislang die Landesregierung nicht von 
der Deutschen Bahn wohl über anstehende Maß-
nahmen informiert wurde. Daher müssen wir auf der 
Basis von Presseberichten davon ausgehen, dass 
es zu einschneidenden Maßnahmen kommen könn-
te, bei denen in Thüringen mehrere Hundert Stellen 
betroffen sein können. Tatsache ist, dass sich die 
Bahn zu aktuellen Maßnahmen genötigt sieht, das 
ist sehr bedauerlich. Auch wir sind für eine deutliche 
Verlagerung des Güterverkehrs von der Straße auf 
die Schiene, das ist unstrittig. Dass die Bahn die-
ses abhängig macht von der Konjunkturentwicklung 
und auch mit dem Rückgang im Warenverkehr be-
gründet, das sagt sie, aber wir bedauern sehr, dass 
sie bis heute die Mitarbeiter und die Öffentlichkeit 
nicht hinreichend eingebunden hat. Das finden wir 
in keiner Weise akzeptabel.  
 
Auch unsere Fraktion bittet daher Herrn Bauminis-
ter, den ihm zukommenden Einfluss geltend zu ma-
chen, um Klarheit in die Debatte zu bekommen, um 
nicht im spekulativen Raum reden zu müssen. Aber 
wir wissen auch, und da muss ich mich jetzt von mei-
nen Vorrednern unterscheiden, dass wir von dieser 
Stelle aus den betroffenen Mitarbeitern nicht Hoff-
nungen suggerieren, die wir am Ende nicht erfüllen 
können. Also, ich möchte mich hier nicht falsch ver-
standen wissen, auch wir wünschen uns, dass die 
Umstrukturierungsmaßnahmen nicht kommen müs-
sen, dass sich die Konjunktur wieder belebt, dass 
dadurch auch der Warenverkehr wieder steigt, den 
die Deutsche Bahn bewältigt. Aber auf die letztend-
liche Entscheidung hat das Land nur sehr begrenzt 
oder kaum Einfluss und auch der Bund sehr wenig 
Einfluss, denn das Unternehmen, die DB Schenker 
Rail AG, ist eine Aktiengesellschaft des privaten 
Rechts, die sich natürlich marktwirtschaftlichen Re-
geln unterzieht und die auch Geld verdienen muss; 
der Einfluss der Landesregierung ist hier sehr gering. 
Aber wir möchten den Herrn Minister auch noch mal 
bitten, tätig zu werden und fordern natürlich auch die 
Deutsche Bahn auf, mit den Mitarbeitern Gesprä-
che zu führen und eventuellen Stellenabbau auch 
sozialverträglich vorzunehmen. Aber wir hoffen na-
türlich noch, dass nach der Kurzarbeit dann auch wie-
der der volle Betrieb aufgenommen werden kann und 
dass auch der Güterverkehr auf der Schiene in Zu-
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kunft weiter ausgebaut werden kann und es hier nicht 
zu Kürzungen weder bei den Mitarbeitern noch bei 
den Standorten kommt. Vielen Dank.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat Abgeord-
nete Frau Dr. Lukin von der Fraktion DIE LINKE. 
 
Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE: 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Da-
men und Herren, ich denke, die Diskussion hier an 
dieser Stelle ist nicht einfach. Auf der einen Seite wur-
de schon auf rein wirtschaftliche Kriterien hingewie-
sen, der Güterverkehr ist zu einem Viertel eingebro-
chen. Seit Beginn dieses Jahres haben die Bahnen 
veranlasst, diese Diskussion zu führen. Ich meine, so 
lange man die Deutsche Bahn hauptsächlich unter 
rein betriebswirtschaftlichen Aspekten - das heißt, sie 
treffen konzerninterne Entscheidungen, wir schauen 
zu - betrachtet, ist das natürlich ein Problem, wenn wir 
vergessen, dass die Bahn eine Dienstleistungsfunk-
tion auch für Bevölkerung und für Wirtschaft hat, dann 
sieht das natürlich ein bisschen anders aus. Bloß, 
welche konkreten Handlungsoptionen haben wir? Auf 
der einen Seite haben die Pressemitteilungen und die 
Mitteilungen des Betriebsrats natürlich einhellige Em-
pörung hervorgerufen und insofern kann man dieses 
Signal vom Thüringer Landtag durchaus aussenden. 
Auch der Minister hat reagiert, dass wir den Betriebs-
rat unterstützen, dass wir signalisieren, dass wir ver-
suchen werden, in der Diskussion möglicherweise mit 
der Bahn Lösungen zu finden, wie auch immer sie 
aussehen sollen. Ich erinnere nur daran, dass die Si-
tuation sich ja zugespitzt hat aufgrund der allgemei-
nen Wirtschaftskrise. Wenn wir aber einmal ein wenig 
zurücksehen, von 2000 bis 2007 stieg der Güterver-
kehr in Thüringen um 10,3 Prozent und in Deutsch-
land selbst war bis 2006 der Güterverkehr auch ein 
Wirtschaftsfaktor mit einer Wachstumsrate von 
37 Prozent. Es ging der Bahn durchaus nicht immer 
schlecht. Jetzt ist natürlich die Frage, wollen wir hof-
fen, bis irgendwann die Weltwirtschaft sich wieder 
bequemt, auf den Güterverkehr zurückzukommen 
oder kann man eventuell diese Möglichkeiten auch 
nutzen, um gemeinsam mit der Bahn Strukturüberle-
gungen anzustellen. Hier an der Stelle sollten wir auf 
eines achten, der Betriebsrat hat ja auch signalisiert, 
dass die Bahn die wirtschaftliche Entwicklung auch 
dazu nutzt, um gezielt Arbeitsplätze abzubauen. Auch 
dieses Signal wurde ausgesendet und an der Stelle 
sollte man noch gegensteuern. Aber welche Möglich-
keiten haben wir denn überhaupt? Einmal würde ich 
gern fragen wollen - zum Teil hatte Frau Tasch schon 
Bezug darauf genommen -: Hat die Landesregierung 
jetzt schon konkrete Informationen? Sind dort auch 

Lehrlinge gefährdet und welchen Ansatz sieht die 
Landesregierung, gemeinsam mit der Bahn Überle-
gungen zu treffen, wie die gegenwärtige wirtschaft-
liche Situation überbrückt werden kann? Ich meine, 
uns ist allen klar, dass wir keinen Wirtschaftsauf-
schwung herbeibeschließen können. Allerdings auch 
aufgrund der klimapolitischen Zielstellungen, die hier 
diskutiert wurden, ist die Notwendigkeit des Güterver-
kehrs für Energie- und CO2-Einsparungen schon un-
terstrichen worden und er hat an dieser Stelle natür-
lich auch die Möglichkeit, in der Zukunft noch weiter 
ausgebaut werden zu können. Deswegen wäre es 
vollkommen irrational, jetzt einen kurzfristigen Abbau 
sowohl von Arbeitsplätzen als auch von Werkstätten 
und anderen zuzulassen. Allerdings, ich denke, hier 
muss die Landesregierung ihre im Koalitionsvertrag 
aufgeschriebene Mitteilung, so viel wie möglich von 
der Straße auf die Schiene zu verlagern, dann auch 
mit Taten untersetzen. Man könnte beispielsweise 
Unternehmen zum Umstieg von der Straße auf die 
Schiene nicht nur appellarisch bewegen, sondern 
auch Möglichkeiten der Förderung gemeinsam be-
sprechen. Es muss uns doch eigentlich zu denken 
geben, wenn die IHK Ostthüringen nach wie vor fest-
stellt, dass für 9 Prozent der Unternehmen in Thürin-
gen die Anbindung an die Schiene von Wichtigkeit 
als Standortvorteil ist, aber für den Rest kaum. Also 
auch hier muss man nach Möglichkeiten suchen, um 
in einer größeren Verkehrsüberlegung - Straße-Schie-
ne-Relationsverhältnis, Fördermittelstruktur - ein Um-
denken bei Unternehmen zu fördern, ein Zeichen 
zu setzen, was die Landesregierung verkehrspoli-
tisch in den nächsten Wochen, Monaten und Jahren 
bewegen will.  
 
Ich denke, vielleicht noch ein Punkt, hier sollte man 
auch versuchen, mit der Bundesregierung noch stär-
ker ins Gespräch zu kommen, denn signifikant ist, 
wenn wir uns das Konjunkturprogramm ansehen, 
also ein ganz vergleichsweise geringer Teil ist über-
haupt nur in Verkehrsinfrastrukturförderung gegan-
gen. Vielleicht sollte man auch hier noch einmal nicht 
nur appellarisch an den Betriebsrat und an die Deut-
sche Bahn, sondern auch insgesamt wirtschaftspo-
litisch darüber nachdenken, welche Möglichkeiten der 
Verkehrsinfrastrukturförderung wir in den nächsten 
Jahren hier fördern wollen.  
 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat Abgeord-
neter Untermann von der Fraktion der FDP. 
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Abgeordneter Untermann, FDP: 
 
Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, die 
FDP hat sich natürlich auch Gedanken gemacht über 
diese kurzfristige Sache, die wir hier als Information 
bekamen. Wir sind der Meinung, Einschnitte im Gü-
terverkehr bedeuten nicht nur Klimaschutz, das ist 
natürlich eine Sache, die wichtig ist, wie wir alle wis-
sen, das hat auch etwas mit Wirtschaftlichkeit zu tun. 
Ein gesunder Mix von Straße und Schiene sollte hier 
das Bedeutendste sein und für alle Seiten das Beste 
bedeuten. Sollte die Bahn aus wirtschaftlichen Grün-
den hier Einschnitte planen, können wir das erst ein-
mal nur zur Kenntnis nehmen. Um hier etwas schon 
von vornherein zu verteufeln oder zu verurteilen, soll-
ten wir aber Augenmaß bewahren und genaue Zah-
len und Bedingungen abwarten, wie sich die Bahn 
das vorstellt. Denken könnte ich mir natürlich, das 
wird Sie nicht verwundern, dass wir hier auch wieder 
an Privatisierung denken und dass die Aufgaben 
eventuell von privaten Firmen gemacht werden und 
dabei natürlich die Arbeitsplätze möglicherweise mit 
denselben Leuten, wenn das organisatorisch mög-
lich ist, erhalten bleiben sollten. 
 
Aber ich möchte auf eine viel ernstere Sache hinwei-
sen, nämlich auf meinen Antrag, den ich kurzfristig 
gestellt habe, der heute aber noch nicht behandelt 
wird. Wir kennen alle die Mitte-Deutschland-Verbin-
dung. Im Koalitionsvertrag steht auch hierzu genü-
gend drin, dass beispielsweise diese Mitte-Deutsch-
land-Verbindung ausgebaut werden soll, zweiglei-
sig und auch elektrifiziert. Die neuesten Meldungen 
sagen, dass es hier auch Abstriche gibt, ganz spe-
ziell auf der Strecke Weimar-Glauchau, und das hat 
auch etwas mit Güterverkehr zu tun. Ich weiß als 
ehemaliger gelernter Eisenbahner - es ist zwar schon 
lange her, aber die Züge sind da auch schon auf der 
Schiene gefahren, da war noch mehr Güterverkehr 
als jetzt und deshalb kenne ich mich da ein biss-
chen aus -, eine Bahn wird erst wirtschaftlich, wenn 
sie mit genügend Güterverkehr ausgestattet ist.  
 

(Beifall FDP) 
 
Sollte sich bewahrheiten, dass es Einschnitte gibt, 
dann sehe ich die Gefahr, wenn die ICE-Strecke 2017 
fertig ist, dass dann Weimar, Jena, Gera abgekoppelt 
werden, weil die zweigleisige Verbindung wegfällt. 
Die Elektrifizierung ist zwar nicht das Wichtigste, da-
rauf könnte man kurzfristig vielleicht noch verzich-
ten, aber dass die Züge aneinander vorbeifahren kön-
nen, das ist eine Bedingung, damit auch ein ICE fah-
ren kann. Ansonsten kann dort kein ICE fahren und 
dann sind diese Regionen abgeschnitten. Ich wür-
de bitten, erst einmal Augenmaß zu bewahren, be-
vor hier etwas gesagt wird. Ich denke, wenn wir den 
Grundsatz beachten, einen gesunden Mix zwischen 
Straße und Schiene zu machen, dann kommen wir 

in eine Situation, die wir hier ordentlich vertreten kön-
nen. Ich danke Ihnen. 
 

(Beifall FDP) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Herr Abgeordneter. Die Rednerliste der Ab-
geordneten zu diesem Teil der Aktuellen Stunde ist 
abgearbeitet. Ich erteile deshalb das Wort Herrn Mi-
nister Carius. 
 
Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung 
und Verkehr: 
 
Herr Präsident - ich bin froh, dass es sich um einen 
Präsidenten handelt -, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, selbstverständlich steht die Landesre-
gierung hinter dem Masterplan, den zum einen der 
Bund verabschiedet hat und auch zu den Verein-
barungen, die zu der Koalitionsvereinbarung getrof-
fen wurden, nämlich dass wir eine stärkere Fokus-
sierung auf den Güterverkehr auf der Schiene ha-
ben wollen und das nicht nur aus klimapolitischen Er-
wägungen, sondern auch aus nüchternen verkehrs-
politischen Erwägungen, dass wir eine Entlastung der 
Straßen brauchen, dass es manchmal einfach un-
ternehmerisch sinnvoll sein kann, Güter per Schie-
ne zu transportieren, weil man darüber mehr und 
natürlich energieeffizienter transportieren kann, als 
das gegebenenfalls über die Straße möglich ist.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf an 
dieser Stelle auch sagen, wir halten es nicht mit Lip-
penbekenntnissen, sondern wir setzen uns tatsäch-
lich beim Bund dafür ein, dass die Mitte-Deutsch-
land-Schienenverbindung ausgebaut wird. Zunächst 
mal müssen wir aber den Ausbau der Zweigleisig-
keit sicherstellen, bevor wir uns dann der sicher sehr 
berechtigten Frage der Elektrifizierung widmen, denn 
diese Frage ist natürlich eine nachrangige. Wenn 
das Vorhaben insgesamt zu groß ist, dann wird es 
wohl kaum gelingen, die Maßnahme insgesamt beim 
Bund durchzubringen.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie ha-
ben viel über Klimawandel geredet und ich finde das 
alles sehr berechtigt, aber gerade bei der Frage Gü-
terverkehr handelt es sich vorrangig um eine wirt-
schaftliche Entscheidung. Es muss darum gehen, 
dass sich der Güterverkehr für ein Unternehmen 
lohnt. Offenkundig ist das angesichts der jetzigen 
Wirtschaftslage in diesen Monaten nicht mehr ganz 
so der Fall, weswegen wir diese beklagenswerte Ent-
wicklung bei der Deutschen Bahn haben. Die Lan-
desregierung hat in der letzten Woche erst aus Pres-
semeldungen erfahren, dass die Deutsche Bahn teils 
erhebliche Einschnitte im regionalen Schienengüter-
verkehr plant. Wir haben daraufhin unmittelbar Ver-
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bindung mit den Verantwortlichen der Deutschen 
Bahn AG aufgenommen und die Bahn AG hat uns 
dazu Folgendes mitgeteilt: 
 
1. Die DB Schenker Rail, die Güterverkehrssparte 
der Deutschen Bahn AG untersucht derzeit Möglich-
keiten, die Auswirkungen der Wirtschaftskrise und 
die damit verbundenen erheblichen Einbrüche im 
Schienengüterverkehr - ca. 25 Prozent - betriebswirt-
schaftlich aufzufangen. Nach Einschätzung der Deut-
schen Bahn AG wird das Marktniveau von 2008 erst 
in einigen Jahren wieder erreicht werden. 
 
2. Innerhalb der DB AG wurde eine Expertengrup-
pe eingesetzt, die unter anderem auch die Notwen-
digkeit und Optimierungspotenziale von Güterver-
kehrsstellen, Servicestellen und Zugbildungsanlagen 
neu bewertet. 
 
3. Die Deutsche Bahn AG verfolgt weiterhin das Ziel, 
den kostenaufwendigen und produktionstechnisch 
anspruchsvollen Einzelwagenverkehr zu erhalten und 
zu stärken. 
 
Auch wenn ausdrücklich darauf hingewiesen wur-
de, dass wir noch nicht mit verbindlichen Entschei-
dungen zu rechnen haben, sehen wir als Landes-
regierung diese Einschnitte sehr kritisch. Aus den be-
nannten Gründen der Ressourcenschonung, Umwelt-
freundlichkeit, halten wir es für sehr kritisch, wenn aus 
dem kurzfristigen Bedarf heraus die Entwicklung im 
Güterverkehr aufgefangen, langfristig wirksame Ent-
scheidungen getroffen werden, die es unter Umstän-
den nicht mehr ermöglichen, dem Ziel der Verlage-
rung von mehr Verkehr auf die Schiene Rechnung 
zu tragen. 
 
Insofern, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
bewerten wir als Landesregierung die mögliche Ent-
scheidung der Bahn auf Kosten der Arbeitnehmer 
durchaus als negativ. Ich denke, wir müssen hier mit 
der DB AG weiter im Gespräch bleiben, um zwar auf 
der einen Seite sinnvolle Optimierungen zu ermög-
lichen, aber auf der anderen Seite doch dafür zu sor-
gen, dass diese Optimierungen nicht dazu beitragen, 
dass wir den Schienengüterverkehr auf die nächsten 
Jahre hinaus nicht relevant steigern können. Selbst-
verständlich fordern wir auch von dieser Stelle na-
türlich eine etwas bessere Informationspolitik der 
Bahn. Ich denke, das wäre uns allen recht in diesem 
Hause. Herzlichen Dank. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke auch an Sie, Herr Minister. Sie sind übrigens 
der Erste, der es geschafft hat, in dieser empfohle-
nen Redezeit für die Minister von fünf Minuten zu 

bleiben. 
 

(Beifall im Hause) 
 
Auch dafür noch einmal, herzlichen Dank. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir hat-
ten uns bei der Feststellung der Tagesordnung darauf 
verständigt, dass wir nach dem aktuellen Teil die 
Wahlen aufrufen.  
 
Ich schließe die Aktuelle Stunde und rufe den Ta-
gesordnungspunkt 15 auf 
 

Wahl der Mitglieder und  
ihrer Vertreter des Rich- 
terwahlausschusses 
Wahlvorschläge der Fraktionen 
der CDU, DIE LINKE, der SPD, 
der FDP und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
- Drucksache 5/215 - 

 
Meine Damen und Herren, gemäß dem Thüringer 
Richtergesetz gehören dem Richterwahlausschuss 
acht vom Landtag berufene Abgeordnete an. Die 
Abgeordneten und ihre Vertreter werden zu Beginn 
jeder Wahlperiode mit Zweidrittelmehrheit gewählt. 
Jede Landtagsfraktion muss mit mindestens einem 
Abgeordneten vertreten sein. Der gemeinsame Wahl-
vorschlag liegt Ihnen in der Drucksache 5/215 vor. 
Vorgeschlagen wurden von der Fraktion der CDU die 
Abgeordneten Gustav Bergemann, Fritz Schröter, 
Beate Meißner als Mitglieder und die Abgeordne-
ten Dr. Klaus Zeh, Horst Krauße und Henry Worm 
als Vertreter. Durch die Fraktion DIE LINKE die Ab-
geordneten Ralf Hauboldt und Katharina König als 
Mitglieder und die Abgeordneten André Blechschmidt 
und Dieter Hausold als Vertreter. Durch die Fraktion 
der SPD die Abgeordnete Dorothea Marx als Mitglied 
und der Abgeordnete Wolfgang Lemb als Vertreter. 
Durch die Fraktion der FDP der Abgeordnete Marian 
Koppe als Mitglied und der Abgeordnete Dirk Bergner 
als Vertreter. Durch die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN der Abgeordnete Carsten Meyer als Mit-
glied und der Abgeordnete Dirk Adams als Vertreter. 
 
Wird die Aussprache gewünscht? Ich sehe, das ist 
nicht der Fall. 
 
Meine Damen und Herren Abgeordneten, gemäß 
§ 46 Abs. 2 unserer Geschäftsordnung kann bei 
Wahlen durch Handzeichen abgestimmt werden, 
wenn kein Mitglied des Landtags widerspricht. Ich 
würde das gern initiieren und frage in diesem Zusam-
menhang: Widerspricht ein Abgeordneter oder eine 
Abgeordnete? 
 

(Beifall im Hause) 
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Ich sehe, das ist nicht der Fall. Dann werden wir jetzt 
durch Handzeichen über den gemeinsamen Wahl-
vorschlag abstimmen.  
 
Wer stimmt dem gemeinsamen Wahlvorschlag zu, 
den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. Danke. Ge-
genstimmen? Stimmenthaltungen? Ich stelle Einstim-
migkeit fest.  
 
Ich gratuliere allen Gewählten und gehe davon aus, 
dass sie die Wahl annehmen.  
 
Ich schließe den Tagesordnungspunkt 15 und rufe 
auf den Tagesordnungspunkt 16  
 

Wahl von Mitgliedern der Lan- 
dessportkonferenz nach dem 
Thüringer Sportfördergesetz 
Wahlvorschläge der Fraktionen 
der CDU, DIE LINKE und der  
SPD 
- Drucksache 5/216 - 

 
Gemäß § 4 Abs. 2 Satz 4 des Thüringer Sportförder-
gesetzes werden in die Landessportkonferenz sechs 
Mitglieder, die nicht Abgeordnete sein müssen, vom 
Landtag entsandt. Das Wahlverfahren ist im Gesetz 
nicht geregelt, deshalb findet die allgemeine Ver-
fahrensvorschrift nach § 9 Abs. 2 Geschäftsord-
nung Anwendung. Der gemeinsame Wahlvorschlag 
liegt Ihnen in der Drucksache 5/216 vor. Vorgeschla-
gen wurden durch die Fraktion der CDU der Abge-
ordnete Manfred Grob und die Herren Wolfgang 
Wehner und Michael Panse, durch die Fraktion DIE 
LINKE der Abgeordnete Knut Korschewky und André 
Blechschmidt und durch die Fraktion der SPD die 
Abgeordnete Birgit Pelke.  
 
Wird die Aussprache gewünscht? Ich sehe, das ist 
nicht der Fall. Ich erspare mir jetzt den Verweis auf 
die Geschäftsordnung und frage, ob jemand wider-
spricht, dass wir offen wählen. Das ist auch nicht 
der Fall.  
 
Dann frage ich Sie: Wer stimmt dem gemeinsamen 
Wahlvorschlag in der Drucksache 5/216 zu, den bitte 
ich jetzt um das Handzeichen. Danke. Gegenstim-
men? Stimmenthaltungen? Es gab 2 Stimmenthal-
tungen. Danke. Ich stelle fest, dass die Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen erreicht ist.  
 
Ich gratuliere allen Gewählten, davon ausgehend, 
dass sie die Wahl annehmen, und schließe den Ta-
gesordnungspunkt 16.  
 
Herr Abgeordneter Barth, bitte.  
 
 
 

Abgeordneter Barth, FDP: 
 
Vielen Dank, Herr Präsident. Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, ich beantrage namens mei-
ner Fraktion, diesen Tagesordnungspunkt - und ich 
kündige an, dass ich das demnächst noch einmal 
tun werde - von der Tagesordnung zu nehmen und 
die Wahl zurückzustellen. Die Begründung lautet 
wie folgt: Wir haben vor drei Tagen von der Minis-
terin Frau Taubert einen Brief bekommen, in dem 
sie uns mitgeteilt hat, den Erlass, der die Berufung 
dieser Beiräte begründet, um die es hier geht, da-
hin gehend ändern zu wollen, dass künftig von je-
der Fraktion ein Mitglied in diese beiden Beiräte be-
rufen werden kann. Da wir an dieser Stelle ein In-
teresse daran haben, dass wir diese dann auch ge-
meinsam wählen und es nicht dazu kommt, dass wir 
hier etwa jetzt zwei wählen und die Ministerin dann 
zwei oder drei weitere beruft und es dann möglicher-
weise Unklarheiten gibt über den Status der Abge-
ordneten, die auf unterschiedlichem Weg in den Bei-
rat gekommen sind, wäre es aus unserer Sicht wün-
schenswert, das zurückzustellen. Wenn der Erlass 
dann geändert ist, sollte dann entsprechend gemein-
sam gewählt werden. Vielen Dank.  
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Herr Abgeordneter. Herr Abgeordneter Emde, 
ich gehe mal davon aus, Sie wollen gegen diesen 
Geschäftsordnungsvorschlag sprechen. 
 
Abgeordneter Emde, CDU: 
 
Ja, danke, Herr Präsident. Ich will nur zwei Sätze ent-
gegnen. Diese beiden Tagesordnungspunkte 17 und 
18 wurden auf die Tagesordnung gesetzt in dem 
aktuellen Wissen, das das Landtagspräsidium ha-
ben konnte. Wir denken, es steht dem nichts ent-
gegen, wenn man dann einvernehmlich mit der So-
zialministerin eine neue Regelung für die Beiräte fin-
det, dass dann entsprechende Mitglieder auch noch 
nachgewählt werden können. Jetzt geht es aber da-
rum, die Arbeitsfähigkeit zu sichern, und deswegen 
gibt es aus unserer Sicht keinen Grund, die beiden 
Punkte von der Tagesordnung abzusetzen.  
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke. Es ist ein Geschäftsordnungsantrag gestellt. 
Ich will darüber abstimmen lassen. Die FDP-Frak-
tion hat gemäß § 22 Geschäftsordnung beantragt, 
den Tagesordnungspunkt von der Tagesordnung zu 
nehmen. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich 
um sein Handzeichen. Danke. Gegenstimmen? Das 
ist die deutliche Mehrheit. Das heißt, wir bearbeiten 
jetzt den Tagesordnungspunkt 17.  
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Herr Barth, habe ich Sie richtig verstanden, dass das 
gleiche Prozedere dann für den Tagesordnungs-
punkt 18 auch durchgeführt wird? Ich habe nach 
Stimmenthaltungen nicht gefragt, das ist vollkommen 
richtig. Deshalb frage ich noch einmal nach Stimment-
haltungen. Das sind 3 Stimmenthaltungen, 4 Stimm-
enthaltungen vonseiten der Fraktion DIE LINKE. Der 
Antrag ist mehrheitlich abgelehnt.  
 
Wir kommen zum Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 17   
 

Wahl von Mitgliedern und 
deren Stellvertretern des 
Landesbeirats für Fragen 
zur Lebenssituation älterer 
Menschen 
Wahlvorschläge der Fraktionen 
der CDU und DIE LINKE 
- Drucksache 5/217 - 

 
Gemäß Ziffer 2 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 des Erlasses 
des Thüringer Ministeriums für Soziales und Gesund-
heit vom 11. Oktober 1994 in der Neufassung vom 
24. November 2005 zur Bildung eines Landesbeira-
tes für Fragen zur Lebenssituation älterer Menschen 
beim Thüringer Ministerium für Soziales und Gesund-
heit werden zwei Vertreter und deren Stellvertreter, 
die nicht Abgeordnete sein müssen, vom Landtag 
in den Beirat gewählt. Das Wahlverfahren ist im Er-
lass nicht geregelt, deshalb findet die allgemeine Ver-
fahrensvorschrift unserer Geschäftsordnung Anwen-
dung.  
 
Der gemeinsame Wahlvorschlag liegt Ihnen in der 
Drucksache 5/217 vor. Vorgeschlagen wurden durch 
die Fraktion der CDU Herr Rolf Behrend als Mitglied 
und Abgeordneter Christian Gumprecht als stellver-
tretendes Mitglied. Die Fraktion DIE LINKE hat die 
Abgeordnete Margit Jung als Mitglied und den Ab-
geordneten Jörg Kubitzki als stellvertretendes Mit-
glied vorgeschlagen. 
 
Wird die Aussprache gewünscht? Das ist nicht der 
Fall. Gibt es Widerspruch gegen eine offene Wahl? 
Das ist auch nicht der Fall.  
 
Deshalb frage ich Sie, wer stimmt dem Wahlvor-
schlag zu? Danke. Wer stimmt dagegen? Wer ent-
hält sich? Ich stelle fest, dass die notwendige Mehr-
heit für diese Drucksache erreicht ist. Ich gehe da-
von aus, dass die Wahl von den Entsprechenden 
angenommen wird und gratuliere recht herzlich. 
 
Ich habe einen Geschäftsordnungsantrag vorliegen, 
den Tagesordnungspunkt 18 von der Tagesordnung 
runterzunehmen. Deshalb stelle ich die Frage. Wer 
stimmt dafür, dass der Tagesordnungspunkt 18 von 
der Tagesordnung genommen wird, den bitte ich jetzt 

um sein Handzeichen. Gegenstimmen? Stimment-
haltung? Ich stelle fest, dass die notwendige Mehr-
heit nicht erreicht ist und rufe den Tagesordnungs-
punkt 18 auf  
 

Wahl von Mitgliedern und 
deren Stellvertretern des 
Landesbehindertenbeirats  
Wahlvorschläge der Fraktionen 
der CDU und DIE LINKE 
- Drucksache 5/218 - 

 
Gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 des Erlasses 
des Thüringer Ministeriums für Soziales und Gesund-
heit vom 15. Januar 1996 zur Bildung eines Beirats 
zur Beratung der Landesregierung in Fragen der 
Behindertenpolitik werden zwei Vertreter und deren 
Stellvertreter, die nicht Abgeordnete sein müssen, 
vom Landtag in den Beirat gewählt. Das Wahlver-
fahren ist im Erlass nicht geregelt, deshalb findet 
die allgemeine Verfahrensvorschrift aus unserer Ge-
schäftsordnung Anwendung. Der gemeinsame Wahl-
vorschlag liegt Ihnen in der Drucksache 5/218 vor.  
 
Vorgeschlagen wurden durch die Fraktion der CDU 
Herr Martin Warmuth als Mitglied und Herr Michael 
Panse als stellvertretendes Mitglied und durch die 
Fraktion DIE LINKE Frau Abgeordnete Karola Stange 
als Mitglied und Herr Maik Nothnagel als stellver-
tretendes Mitglied. Wird die Aussprache gewünscht? 
Widerspricht ein Abgeordneter der offenen Abstim-
mung? Das ist auch nicht der Fall.  
 
Dann frage ich Sie: Wer stimmt dem vorliegenden 
Wahlvorschlag zu, den bitte ich jetzt um sein Hand-
zeichen. Danke. Gegenstimmen? Keine. Stimment-
haltungen? Auch keine. Dann stelle ich fest, dass 
die Mehrheit der abgegebenen Stimmen bei Wei-
tem ausreichend ist. Ich gratuliere den Gewählten, 
davon ausgehend, dass sie die Wahl annehmen. 
 
Ich schließe den Tagesordnungspunkt 18 und rufe 
auf den Tagesordnungspunkt 19  
 

Wahl von Mitgliedern des 
Beirats des Innenministe- 
riums nach dem Thüringer 
Liegenschaftsverwertungs- 
gesetz 
Wahlvorschläge der Fraktionen 
der CDU und DIE LINKE 
- Drucksache 5/219 - 

 
Gemäß § 4 Abs. 4 des Thüringer Liegenschafts-
verwertungsgesetzes gehören dem Beirat zwei Mit-
glieder des Landtags an, die auf Vorschlag des Land-
tags vom Innenministerium ernannt werden. Das 
Wahlverfahren ist im Gesetz nicht geregelt und des-
halb finden die allgemeinen Verfahrensvorschriften 
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unserer Geschäftsordnung Anwendung. Der gemein-
same Wahlvorschlag liegt in der Drucksache 5/219 
vor. Vorgeschlagen wurde durch die Fraktion der 
CDU der Abgeordnete Gustav Bergemann und durch 
die Fraktion DIE LINKE die Abgeordnete Birgit Kel-
ler. Wird die Aussprache gewünscht? Das ist nicht 
der Fall. Widerspricht jemand, dass offen abgestimmt 
wird? Das ist auch nicht der Fall. Dann frage ich Sie: 
Wer stimmt diesem Wahlvorschlag zu, den bitte ich 
jetzt um das Handzeichen. Danke. Gegenstimmen? 
Ist nicht der Fall. Stimmenthaltungen? Dies ist auch 
nicht der Fall. Dann stelle ich fest, dass die Mehr-
heit der notwendigen Stimmen erreicht ist.  
 
Ich gratuliere allen Gewählten und gehe davon aus, 
dass sie die Wahl annehmen. Ich schließe den Ta-
gesordnungspunkt 19. 
 
Ich rufe den Tagesordnungspunkt 20 auf 
 

Wahl eines Mitglieds und 
eines stellvertretenden Mit- 
glieds des Stiftungsrats der 
„Thüringer Stiftung Hilfe für 
blinde und sehbehinderte 
Menschen“ 
Wahlvorschläge der Fraktion 
der CDU  
- Drucksache 5/220 - 

 
Gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 2 der Stiftungssatzung ist für 
den Stiftungsrat ein Mitglied und ein stellvertreten-
des Mitglied vom Thüringer Landtag zu berufen, die 
nicht Abgeordnete sein müssen. Da die Satzung das 
Wahlverfahren nicht regelt, findet auch hier die all-
gemeine Verfahrensvorschrift unserer Geschäftsord-
nung Anwendung. Die Wahlvorschläge liegen in der 
Drucksache 5/220 vor. Vorgeschlagen wurde Herr 
Reiner Spring als Mitglied und Herr Michael Panse 
als stellvertretendes Mitglied. Wird die Aussprache 
gewünscht? Ich sehe, das ist nicht der Fall. Dann 
frage ich, gibt es Widerspruch, dass wir offen ab-
stimmen? Das ist auch nicht der Fall.  
 
Dann kommen wir in den Wahlvorgang und ich fra-
ge Sie: Wer stimmt diesem Wahlvorschlag zu? Dan-
ke. Gegenstimmen? Das ist nicht der Fall. Stimm-
enthaltungen? 2 Stimmenthaltungen aus der Frak-
tion der FDP. Ich stelle fest, dass die notwendige 
Anzahl der Stimmen erreicht ist. Ich gratuliere allen 
Gewählten, davon ausgehend, dass sie die Wahl an-
nehmen. Ich schließe den Tagesordnungspunkt 20.  
 
 
 
 
 
 
 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 21 auf 
 

Wahl der Vertrauensleute 
und Vertreter für den Aus- 
schuss zur Wahl der ehren- 
amtlichen Richter an den 
Verwaltungsgerichten 
Wahlvorschläge der Fraktionen 
der CDU, DIE LINKE und der 
SPD 
- Drucksache 5/214 - 

 
Gemäß § 26 Abs. 1 der Verwaltungsgerichtsordnung 
wird bei jedem Verwaltungsgericht ein Ausschuss 
zur Wahl der ehrenamtlichen Richter bestellt. Ge-
mäß § 26 Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung 
besteht der Ausschuss unter anderem aus sieben 
Vertrauensleuten als Beisitzer. Die Vertrauensleu-
te und ihre Stellvertreter werden vom Landtag für 
fünf Jahre gewählt. Da das Wahlverfahren im Ge-
setz nicht geregelt ist, findet auch hier die allgemei-
ne Verfahrensvorschrift nach unserer Geschäftsord-
nung Anwendung. Der gemeinsame Wahlvorschlag 
liegt Ihnen in der Drucksache 5/214 vor. Da insge-
samt 42 Vertrauensleute und deren Vertreter gewählt 
werden, verzichte ich in diesem Fall auf die Einzel-
benennung der Namen. Wird die Aussprache ge-
wünscht? Ich sehe, dass dies nicht der Fall ist. Wider-
spricht jemand der offenen Abstimmung? Auch das 
ist nicht der Fall.  
 
Dann frage ich Sie: Wer stimmt dem Wahlvorschlag 
zu, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. Dan-
ke. Gegenstimmen? Das ist nicht der Fall. Enthal-
tungen? Bei 2 Enthaltungen aus der FDP-Fraktion 
ist das nötige Quorum erreicht. Ich gratuliere allen 
Gewählten davon ausgehend, dass sie die Wahl an-
nehmen.  
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 22  
 

Wahl eines stellvertreten- 
den Mitglieds im Ausschuss 
der Regionen (AdR) 
Wahlvorschlag der Fraktion 
der CDU 
- Drucksache 5/221 - 

 
Die Thüringer Landesregierung hat am 24. Novem-
ber 2009 Herrn Justizminister Dr. Poppenhäger als 
ordentliches Mitglied im Ausschuss der Regionen 
für die Dauer von zwei Jahren benannt. Die Minis-
terpräsidentin hat mit Schreiben vom 2. Dezember 
2009 dem Landtag angeboten, für das Mandat des 
stellvertretenden Mitglieds im Ausschuss der Re-
gion ein Mitglied des Thüringer Landtags zu be-
nennen. Das vom Landtag zu benennende Mitglied 
wird gemäß § 9 Abs. 2 unserer Geschäftsordnung 
gewählt. Der Wahlvorschlag liegt Ihnen in Druck-
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sache 5/221 vor. Vorgeschlagen wurde Herr Abge-
ordneter Bergemann. 
 
Wird die Aussprache gewünscht? Gibt es Wider-
spruch zum Vorhaben einer offenen Wahl? Auch 
das ist nicht der Fall. Dann treten wir in die Wahl-
handlung ein. Wer stimmt diesem Wahlvorschlag 
zu, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Danke. 
Gegenstimmen? Das ist nicht der Fall. Stimment-
haltungen? Bei mehreren Stimmenthaltungen von 
FDP und DIE LINKE ist trotzdem das notwendige 
Quorum erreicht. Ich gratuliere Ihnen, Herr Berge-
mann, davon ausgehend, dass Sie die Wahl anneh-
men. 
 
Meine Damen und Herren, ich schließe den Ta-
gesordnungspunkt 22 und rufe auf den Tagesord-
nungspunkt 23 
 

Wahl eines stellvertreten- 
den Mitglieds im Kongress 
der Gemeinden und Regio- 
nen des Europarates (KGRE) 
Wahlvorschlag der Fraktion 
der CDU 
- Drucksache 5/222 - 

 
Die Thüringer Landesregierung hat am 8. Dezem-
ber 2009 Herrn Minister für Bundes- und Europa-
angelegenheiten und den Chef der Staatskanzlei 
Dr. Schöning als Mitglied im Kongress der Gemein-
den und Regionen des Europarates benannt. Die Mi-
nisterpräsidentin hat mit Schreiben vom 8. Dezem-
ber 2009 dem Landtag angeboten, für das Mandat 
des stellvertretenden Mitglieds im Kongress der Ge-
meinden und Regionen des Europarates ein Mitglied 
des Thüringer Landtags zu benennen. Das vom 
Landtag zu benennende Mitglied wird gemäß § 9 
Abs. 2 unserer Geschäftsordnung gewählt. Der Wahl-
vorschlag liegt Ihnen in Drucksache 5/222 vor. Vor-
geschlagen wurde Herr Abgeordneter Gustav Ber-
gemann. 
 
Wird Aussprache gewünscht? Das ist nicht der Fall. 
Gibt es Widerspruch, dass offen gewählt wird? Auch 
das ist nicht der Fall. Dann treten wir in die Wahl-
handlung ein. Ich frage Sie: Wer stimmt diesem Wahl-
vorschlag zu, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. Danke. Gegenstimmen? Das ist nicht der Fall. 
Ich frage noch mal: Gibt es Gegenstimmen? 1 Ge-
genstimme. Gibt es Stimmenthaltungen? Stimment-
haltungen aus den Fraktionen der FDP und DIE 
LINKE. Trotzdem ist das notwendige Quorum er-
reicht. 
 
Herr Bergemann, ich gratuliere Ihnen, davon aus-
gehend, dass Sie die Wahl annehmen. 
 
Herr Blechschmidt, zur Geschäftsordnung? 

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE: 
 
Nein, eine Erklärung zum Abstimmverhalten. Ich 
möchte meine Enthaltung erklären. Ich kenne den 
Kollegen Bergemann schon lange und auch als eu-
ropapolitischen Verfechter. Dennoch glaube ich, dass 
es an dieser Stelle geeignet gewesen wäre, dass 
die Exekutive beim Abtreten eines Stellvertreters an 
die Legislative durchaus die Vielfalt des Parlaments 
hätte berücksichtigen können. Deshalb wünsche ich 
trotzdem Kollegen Bergemann alles Gute bei sei-
ner Arbeit. 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Herr Abgeordneter. Herr Schöning, bitte kom-
men Sie nach vorn. 
 
Dr. Schöning, Minister für Bundes- und Europa-
angelegenheiten und Chef der Staatskanzlei: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich möch-
te zu dieser Erklärung zur Abstimmung Folgendes 
bemerken: Die Exekutive hat diesen Vorschlag an 
das Parlament gerichtet. Es ist nicht unsere Aufga-
be, hier eine Vorauswahl zu treffen, so dass ich bei 
allem Respekt vor Ihrem Beitrag, Herr Abgeordne-
ter, zurückweisen muss, dass hier seitens der Lan-
desregierung eine einseitige Auswahl getroffen wor-
den ist. 
 

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Die Frage ist: Wenn das so wichtig ist, Herr Frak-
tionsvorsitzender, warum stellen Sie die Frage nicht 
in der Aussprache? 
 
Ich schließe den Tagesordnungspunkt, wenn es kei-
ne weiteren Wortmeldungen gibt. Das ist der Fall. 
 
Ich will mich ausdrücklich bedanken für das be-
schleunigte Wahlverfahren. Ich glaube, wir haben 
uns allen damit einen Gefallen getan. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 8 
 

Nachhaltiger Strombezug  
des Freistaats 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 5/152 - 

 
Wünscht die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
das Wort zur Begründung? Ja. Frau Schubert, Sie 
haben das Wort zur Begründung. 
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Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren, es spricht 
sich auch besser, wenn wieder ein bisschen Ruhe 
in diesem Raum eingekehrt ist. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Wir haben heute schon mal einen Antrag einge-
bracht, der mit dem großen Thema Klimaschutz zu 
tun hat. Alles, was wir mit diesen beiden Anträgen 
wollen, ist, wir müssen vor der eigenen Haustür keh-
ren. Wir möchten mit diesem Antrag Folgendes: Wir 
möchten den Strombezug der Landesregierung auf 
nachhaltige Füße stellen, das heißt, bei den Aus-
schreibungen die Vergabekriterien so zu ändern, 
dass wir auf Atomkraft komplett verzichten und einen 
möglichst hohen Anteil an erneuerbaren Energien 
beziehen.  
 
Wenn wir das machen, dann wären wir in Thürin-
gen leider noch nicht einmal Vorreiter dieser Entwick-
lung. Ich nenne mal als Beispiel Mecklenburg-Vor-
pommern, dort haben es SPD und CDU schon 2003 
eingeführt.  
 

(Zwischenruf Abg. Krauße, CDU:  
Akkus sind besser.) 

 
Sie können dort auch eine Anleihe von Herrn Rött-
gen nehmen. Der hat nämlich eine Initiative „Buy 
Smart“ ins Leben gerufen und hat einen Ratgeber 
entwickelt, wie man das vergaberechtlich sicher hin-
bekommt. Ein ganzes Ausschreibungsverfahren ist 
nicht ohne und da sollte man sich tunlichst beraten, 
damit man die Vergabekriterien auch sauber hin-
bekommt.  
 
Ich gehe davon aus, dass wir in den Landesimmo-
bilien immer noch einen Mix beziehen, wo fossile 
Brennstoffe und Atomstrom eine große Rolle spie-
len und der erneuerbare Energienanteil viel zu klein 
ist. Jetzt könnte man auf die Idee kommen, dass 
das vielleicht zu viel Geld kostet. Da möchte ich Ih-
nen auch gleich sagen, wir haben das in Jena durch. 
Wir haben in Jena die Stromausschreibung der Stadt 
mit „Verzicht auf Atomstrom“ und „0,1 Cent pro Ki-
lowattstunde über das erforderliche Maß an erneuer-
baren Energien hinaus“ als Kriterien festgelegt. Siehe 
da, die Mehrkosten waren in dem Rahmen, der nicht 
mal relevant ist, den man nicht mehr extra, wie das 
eigentlich gefordert war, im Haushalt aufführen muss.  
 
Ich möchte auch noch mal begründen, warum wir 
in dem Antrag zwei Teile drin haben. Ich möchte Sie 
auffordern, diesem Antrag heute so zuzustimmen, 
sich sozusagen hinter das Kernanliegen zu stellen. 
Die eigentliche Diskussion der Vergabekriterien, die 

muss tatsächlich im Ausschuss passieren. Das ist 
nichts, was man hier im Plenum diskutieren könn-
te. Wir fordern außerdem, dass wir in der nächsten 
Plenarsitzung dann einen Bericht der Landesregie-
rung bekommen, in dem über den Umfang der Strom-
lieferung, um die es geht, berichtet wird. Wir haben 
das mal überschlagen und wir kommen darauf, dass 
wir ungefähr damit 80.000 Tonnen CO2

 einsparen 
können. Das ist doch ein erstrebenswertes Ziel. Ich 
bitte Sie um Zustimmung. 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Wir werden die Bear-
beitung dieses Antrags jetzt teilen, weil im Punkt 1 
ein Antrag auf Berichterstattung formuliert ist. Die 
Landesregierung, sprich Frau Ministerin Walsmann, 
hat signalisiert, den Sofortbericht zu geben. Ich ertei-
le Ihnen das Wort. 
 
Walsmann, Finanzministerin: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren, die Welt-
klimakonferenz, die mit den Plenarsitzungstagen des 
Thüringer Landtags am 18. Dezember 2009 endet, 
beeinflusst auch unsere Tagesordnung heute mehr-
fach - in der Aktuellen Stunde, bei der Erneuerung 
der Fahrzeugflotte sowie jetzt beim Strombezug. 
 
Meine Damen und Herren, ich nehme es gleich am 
Anfang vorweg, wir werden in drei Schritten errei-
chen, dass wir bereits ab dem Jahr 2014 Strom aus-
schließlich aus erneuerbaren Energien beziehen wer-
den.  
 
Zum Vergleich: Nach dem Gesetz für den Vorrang 
erneuerbarer Energien wird nach den gegenwärti-
gen Schätzungen der Anteil erneuerbarer Energien 
bei der Stromlieferung im Jahr 2014 etwas mehr 
als 34 Prozent betragen.  
 
Meine Damen und Herren, zu Ziffer 1 des Antrags 
in Drucksache 5/152 teile ich Ihnen mit, dass für 
den Strombezug für mehr als 1.800 Abnahmestel-
len in landeseigenen Immobilien ein einziger Ver-
trag besteht. Neben unseren Dienstgebäuden um-
fasst der Vertrag auch die Stromlieferung der zivil ge-
nutzten Liegenschaften des Bundes, der Bundes-
anstalt für Immobilienaufgaben sowie für landesna-
he Einrichtungen, wie z.B. Stiftungen. Der Vertrag 
wird jeweils für zwei Jahre abgeschlossen. Die jähr-
liche Stromabnahme beträgt dabei zurzeit etwa 125 
Gigawattstunden oder 125 Mio. Kilowattstunden. Zur 
besseren Verdeutlichung dieser Größenordnung: So 
viel Strom verbrauchen rund 27.500 Einfamilienhäu-
ser pro Jahr.  
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Meine Damen und Herren, seit dem Jahr 1999 wird 
die Stromlieferung dem öffentlichen Wettbewerb un-
terstellt. Dabei wurde neben der Abgabe eines Ge-
samtangebots für alle Abnahmestellen die Mög-
lichkeit der Abgabe von Regionallosen aufgenom-
men. Damit wird insbesondere den örtlichen Stadt-
werken die Teilnahme am Wettbewerb eröffnet. Die 
letzte Ausschreibung erfolgte im ersten Halbjahr 2009 
für den Strombezug der Jahre 2010 und 2011.  
 
Meine Damen und Herren, nach dem Gesetz für den 
Vorrang erneuerbarer Energien - dem EEG - bezieht 
Thüringen seit dem Jahr 2000 einen Anteil der Strom-
mengen aus erneuerbaren Energien. Die Übertra-
gungsnetzbetreiber sind nach dem EEG verpflich-
tet, die jeweiligen Anteile des Ökostroms mitzutei-
len. Waren es im Jahr 2000 noch rund 3 Prozent, so 
beträgt die Quote im Jahr 2009 rund 18 Prozent. Für 
das Jahr 2010 werden diese Anteile vom zuständi-
gen Bundesverband der Energie- und Wasserwirt-
schaft mit rund 22 Prozent und für das Jahr 2011 
mit rund 25 Prozent angegeben. Über diese EEG-
Quoten hinaus haben wir in einem ersten Schritt fest-
gelegt, dass für diese Jahre zusätzlich 25 Prozent 
der Gesamtabnahme ausschließlich aus erneuer-
baren Energien stammen müssen. Mit der EEG-Quo-
te und dieser zusätzlichen Festlegung werden für 
das Jahr 2010 somit rund 47 Prozent und für das 
Jahr 2011 rund 50 Prozent der Strommengen aus 
erneuerbaren Energien geliefert.  
 
Meine Damen und Herren, trotz des hohen Öko-
stromanteils konnten die Kosten für die reine 
Elektroenergie, also ohne die Netzbetreibungskosten, 
die Steuern und Abgaben um 900.000 € gegenüber 
dem Zeitraum 2008/2009 gesenkt werden. Die ers-
ten Erfahrungen bei der Ausschreibung mit Öko-
strom sind als durchaus positiv zu bewerten. Wir 
werden im zweiten Schritt bei der europaweiten Aus-
schreibung der Stromlieferungen für die Jahre 2012 
und 2013 einen Anteil von 75 Prozent aus erneuerba-
ren Energien festlegen. Wir werden im dritten Schritt 
bei der Ausschreibung für den Strombezug der Jahre 
2014 und 2015 ausschließlich, also 100 Prozent, 
Strom aus erneuerbaren Energien festlegen.  
 
Meine Damen und Herren, wir haben nicht nur Öko-
strom ausgeschrieben, wir stellen auch sicher, dass 
wir tatsächlich Ökostrom erhalten werden. Die Lie-
ferung des Ökostroms unterliegt einer strengen Zerti-
fizierung. Der Nachweis der tatsächlichen Lieferung 
des Ökostromanteils erfolgt von einer unabhängi-
gen Zertifizierungsstelle, dem Technischen Überwa-
chungsverein. Auszugsweise teile ich Ihnen die be-
reits bei dem Ausschreibungsverfahren für die Jah-
re 2010 und 2011 angewendeten Kriterien für die 
Zertifizierung mit. Das wäre einmal, der bereitge-
stellte Strom muss auf eindeutig beschriebene und 
identifizierbare Quellen zurückgeführt werden kön-

nen. Als erneuerbare Energien werden ausschließlich 
folgende Energieträger und Technologien betrachtet: 
Wasserkraft, Wind- und Solarenergie, Biomasse und 
Biogas, Geothermie, Deponie- und Grubengas so-
wie der biogene Anteil aus Haushalts- und Industrie-
abfällen. Preisaufschläge des Ökostroms gegenüber 
dem konventionellen Strom fließen zu zwei Dritteln 
einem Fonds zum Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien zu bzw. kommen der Förderung des Klima-
schutzes zugute. Mindestens ein Viertel des be-
reitgestellten Stroms resultiert aus Erzeugerkapa-
zitäten, die vor nicht länger als 36 Monaten in Be-
trieb genommen wurden. Und schließlich muss der 
bereitgestellte Strom nachweisbar zu 100 Prozent 
aus erneuerbaren Energien gewonnen worden sein. 
 
Meine Damen und Herren, nicht nur während der 
Ausschreibungsphase wird Wert auf den Beitrag zu 
internationalen Klimazielen bei möglichst hoher Wirt-
schaftlichkeit gelegt, auch während des Strombe-
zugs werden diese Ziele verfolgt. So erhalten die 
Dienststellen des Landes von der Zentralen Betriebs-
überwachungsstelle des Thüringer Liegenschafts-
managements jährlich Energiebescheide. Über ein 
Benchmarking werden den Dienststellen über ei-
nen Fünfjahresvergleich die Sollwerte der eigenen 
Liegenschaft den Verbrauchsmittelwerten vergleich-
barer Immobilien gegenübergestellt. Jeder Nutzer 
hat damit ein Instrument in der Hand, mit dem auf-
fällige Verbräuche und Mehrkosten aufgezeigt wer-
den. Dieser Energiebescheid enthält nicht nur die 
Angaben für Elektroenergie, sondern auch für Was-
ser- und Wärmeverbrauch. 
 
Meine Damen und Herren, auch im täglichen Büro-
leben werden Maßnahmen zur Senkung der Emis-
sionen aufgezeigt und umgesetzt. Das fängt beim 
Einsatz von Bewegungsmeldern, die zum Beispiel 
das Licht in Fluren nach einer bestimmten Zeit aus-
schalten, an und hört beim Kauf von Energiespar-
lampen auf.  
 
Meine Damen und Herren, die von uns festgeleg-
ten Schritte bedeuten, dass wir Stromlieferungen be-
reits zum 1. Januar 2014 ausschließlich aus erneuer-
baren Energien erhalten werden. Mit diesen Schrit-
ten ist auch sichergestellt, dass wir ab dem Jahr 2014 
komplett auf Strom aus Atomenergie verzichten 
werden. 
 
Zu Ziffer 1 der Drucksache habe ich das Erforder-
liche berichtet. Die in der Ziffer 2 geforderten Krite-
rien werden mit den von mir genannten Schritten 
umgesetzt. Im Übrigen darf ich anmerken, dass die 
Formulierung von Kriterien in Ausschreibungen aber 
Aufgabe der Verwaltung ist. Danke schön.  
 

(Beifall CDU) 
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Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Vielen herzlichen Dank. Ich frage jetzt: Wer wünscht 
die Beratung zum Sofortbericht zu Nummer 1 des An-
trags? Auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN eröffne ich die Beratung zum Sofortbericht 
zu Nummer 1 des Antrags, gleichzeitig eröffne ich 
die Aussprache zu Nummer 2 des Antrags. Uns lie-
gen auch Wortmeldungen vor. Das Wort hat jetzt Ab-
geordnete Annette Lehmann von der CDU. 
 
Abgeordnete Lehmann, CDU: 
 
Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen, 
zunächst danke ich unserer Finanzministerin Frau 
Walsmann für den soeben gegebenen Sofortbericht 
zum Thema. Sie hat sehr anschaulich das Verfah-
ren der Ausschreibungen der Vergangenheit, wel-
ches ja auch in überschaubaren Zeiträumen erfolg-
te, den jetzigen Anteil des Strombezugs, insbeson-
dere aus erneuerbaren Energien, für unsere Lan-
desimmobilien dargestellt sowie den Ausblick auch 
für die Zukunft gegeben.  
 
Werte Kolleginnen und Kollegen von der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ich denke, Sie haben 
erkannt, dass wir sicherlich schon auf gutem Wege 
und vielleicht auch ein Stück weiter sind, als Sie ver-
mutet haben. Die Ministerin hat auch deutlich ge-
macht, dass die von Ihnen im Antrag beschriebenen 
100 Prozent angestrebt werden. Sie hat auf das Jahr 
2014 verwiesen und dem pflichte ich ausdrücklich 
bei, denn es muss auch realistisch und machbar sein, 
was wir hier beschließen bzw. es muss auch be-
zahlbar sein. Die Lieferung von genügend Strom aus 
erneuerbaren Energien rund um die Uhr und in der 
Menge, wie wir sie benötigen, muss sichergestellt 
werden können, denn sonst nützen auch die besten 
Ausschreibungen und Lieferverträge nichts. Die fi-
nanzielle Situation des Landes ist, denke ich, gut be-
kannt und sie wird uns auch in nächster Zeit inten-
siv noch beschäftigen. Deswegen denken wir, den 
Antrag werde ich dann stellen, dass wir uns mit die-
sem Thema auch im Haushalts- und Finanzaus-
schuss beschäftigen werden, denn es ist schon an-
gemessen, dass wir schauen, was zahlen wir jetzt 
für den Strom. Wenn Sie Erfahrungen bereits von 
kommunaler Ebene haben, kann man auch einmal 
schauen, was reiner Ökostrom kostet ohne den Ener-
giemix mit dem Atomstrom. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, Thüringen 
ist Energiemusterland in Deutschland. Der Anteil der 
erneuerbaren Energien ist in den letzten Jahren auf 
Spitzenniveau und soweit mir bekannt ist bei der-
zeit 17 Prozent angekommen. Unser Ziel ist es na-
türlich, diese Position weiter auszubauen und auch 
der Herr Minister für Wirtschaft, Technologie und 
Arbeit hat ja im Verlauf des heutigen Tages dazu 

einige Ausführungen gemacht, die ich auch teile und 
wo wir weiterhin, wie im Koalitionsvertrag auch fest-
gehalten, diesen Weg beschreiten werden.  
 
Zu 2010 noch ein Wort: Die Anteile der erneuerba-
ren Energien wurden vom zuständigen Bundesver-
band der Energie- und Wasserwirtschaft dafür mit 
22 Prozent und für 2011 mit dann schon 25 Prozent 
angegeben. Durch eine Festlegung, auf die Frau Mi-
nisterin auch bereits eingegangen ist, wird schon 
2011 die Hälfte unserer Strommengen aus erneuer-
baren Energien geliefert werden. Die Nutzung der 
erneuerbaren Energien - Solarenergie, Biomasse, 
Windkraft, Wasserkraft und Erdwärme - soll in Thü-
ringen auch in Zukunft signifikant über dem Bundes-
durchschnitt liegen. Zum Thema Windkraft möchte 
ich noch erwähnen, dass ich meinem Kollegen Horst 
Krauße sehr dankbar bin für seine Ausführungen im 
Tagesordnungspunkt „Aktuelle Stunde“, denn beim 
Thema Windkraft spalten sich natürlich auch hier 
die Geister. Da, wo sie Mensch und Natur nicht stört, 
ist das vollkommen in Ordnung, aber man sollte auch 
schauen, wo es sinnvoll ist, Windmühlen zu bauen 
und wo dies nicht sinnvoll ist.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, im Zent-
rum muss für uns eine für den Freistaat, für unsere 
eigenen Strombezüge, aber auch für alle Bürgerin-
nen und Bürger verlässliche und bezahlbare Ener-
gieversorgung stehen. Angesichts der abnehmbaren 
Verfügbarkeit von Erdöl und Erdgas und der damit 
verbundenen Unsicherheit der Weltmarktpreise wer-
den aber auch einheimische fossile Energieträger 
wieder interessant. Auch hier wurde vorhin bereits 
zum Thema Kohle einiges ausgeführt. Wir brauchen 
grundsätzlich einen ausgewogenen Energiemix, vor 
allen Dingen jetzt, da wir natürlich auch die Kernener-
gie so lange wie nötig als Brückenenergie nutzen 
müssen bis die regenerativen Energien zu bezahl-
baren Preisen ausreichend zur Verfügung stehen. 
Ich denke, das greift alles ineinander und muss auch 
bedacht werden. Wir haben gerade auch heute über 
das Thema Hartz IV, Kosten der Unterkunft und an-
deres mehr diskutiert. Es geht zwar in diesem Punkt 
hauptsächlich um unsere landeseigenen Strombezü-
ge, aber auch für die Bevölkerung sind das wichtige 
Fragen, inwieweit sie die Energiepreise bezahlen kön-
nen. Regenerative Energien, dezentrale Versorgung 
und Energiesparmaßnahmen - und auch da bin ich 
Frau Ministerin dankbar, dass sie geschildert hat, 
wie hier in der Landesverwaltung auch Energiespar-
maßnahmen umgesetzt werden - wollen und müs-
sen wir mit ganzer Kraft weiter ausbauen und die 
Möglichkeiten nutzen.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bean-
trage die Überweisung des Antrags in Drucksache 
5/152 zur Weiterberatung federführend an den Aus-
schuss für Landwirtschaft, Naturschutz, Umwelt und 
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Forsten und mitberatend an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss. In diesen beiden Ausschüssen kön-
nen wir dann zum einen die umwelt- und energie-
politischen Fragen wie auch die Fragen zu den Aus-
schreibungen und Kosten weiterberaten. Vielen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Vielen herzlichen Dank, Frau Lehmann. Das Wort 
hat jetzt Abgeordnete Petra Enders von der Frak-
tion DIE LINKE. 
 
Abgeordnete Enders, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ich möchte gleich zu Anfang sagen, dass 
wir natürlich das Ansinnen der GRÜNEN mit ihrem 
Antrag, der uns heute hier vorliegt, auch teilen und 
dass der Antrag unsere volle Zustimmung findet. 
Ich möchte mich auch gleichzeitig noch einmal bei 
der Ministerin für den Bericht bedanken. Ich muss 
wirklich sagen, ich hätte nicht gedacht, das Land Thü-
ringen ist weiter als wir gedacht haben. Dennoch fän-
de ich es wirklich wichtig und richtig, wenn wir die-
sen Antrag oder diesen Bericht auch noch mal de-
battieren und uns vielleicht auch noch mal ganz in-
tensiv mit dem hier Vorgetragenen von Ihnen be-
schäftigen. Wir haben auch gerade etwas über Prei-
se gehört usw. Ich glaube, es wäre hier noch mal 
eine Diskussion wert. 
 
Zum anderen möchte ich allerdings sagen, dieser 
Antrag ist wieder ein Stückchen mehr, etwas zu tun 
gegen den Klimawandel, etwas zu tun für eine nach-
haltige Energiepolitik. Aber ich muss sagen, wir kön-
nen natürlich auch bei diesem Antrag nicht stehen 
bleiben. Es bedeutet, dass wir auch weitere Initiati-
ven hier in Thüringen entwickeln müssen. Ich will es 
mal ganz deutlich sagen: Wir müssen weitermachen, 
wenn es um regenerative Energien geht, wenn es 
um die Nutzung regenerativer Energien geht, wenn 
es um dezentrale Lösungen geht. Ich will es mal sinn-
bildlich ausdrücken. Wenn man sich heute einmal 
die Energiefrage betrachtet, dann stelle man sich ein-
mal einen großen Teich vor, der von verschiedenen 
Bachläufen gespeist wird, die einzelnen Bachläufe 
sind Atomstrom, Kohlestrom, Gas, erneuerbare Ener-
gien und bislang beziehen wir aus diesem Teich 
Strom. Wenn wir also nicht ein komplettes Umsteuern 
erreichen, das heißt, wenn wir dafür sorgen, dass wir 
saubere Bachläufe haben, Bachläufe, die aus er-
neuerbaren Energien gespeist werden, dann, den-
ke ich, ist es zu wenig. Ich glaube, in diese Richtung 
müssen wir gehen und in diese Richtung müssen 
wir arbeiten. 
 
 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch darauf 
verweisen, dass wir unser Energiesystem nicht nur 
thüringenweit, sondern bundes- und europaweit be-
trachten müssen. Es bleibt vor allem eine durchdach-
te, bundesweite Energieplanung notwendig. Das, 
denke ich, wäre auch ein wichtiger Baustein zu einer 
nachhaltigen Energieversorgung. Es gibt darüber 
hinaus viele Ansätze erneuerbaren Energien den 
Weg zu bereiten. Meine Fraktion hat erst diese Wo-
che am Montag auch einen Vorschlag in die Dis-
kussion gebracht, es könnte ein Landesbetrieb ge-
gründet werden, der die Bachläufe des Landes mit 
Solarkollektoren ausstattet und diese für die Strom-
versorgung nutzt. Ich will an dieser Stelle nicht auf 
die konkreten Zahlen eingehen, die man hier mit 
einspielen könnte, aber so viel ist zu sagen, amor-
tisieren würde sich dieser Betrieb mit Sicherheit. 
 
Vielleicht sollten wir aber auch mutiger voranschrei-
ten. Wer gestern die Zeitung gelesen hat und von 
den Engpässen bei der Lieferung von Solarmodu-
len bei unseren Solarfirmen gelesen hat, kommt zu 
dem Schluss, der Bedarf und das Bedürfnis mehr für 
saubere Energieversorgung zu tun, wächst unauf-
hörlich.  
 
Ich will zum Schluss betonen, dass auch meine Frak-
tion in den nächsten Wochen und Monaten weitere 
Vorschläge einbringen wird, damit wir dahin kom-
men, ich glaube, wo wir hinkommen müssen, zur Nut-
zung 100 Prozent erneuerbarer Energien in der Ener-
gieversorgung. Danke schön. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Ein ganz herzliches Dankeschön an die Abgeord-
nete Enders. Das Wort hat jetzt Abgeordneter Frank 
Weber von der SPD-Fraktion. 
 
Abgeordneter Weber, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen, einige versöhnliche Worte, nachdem 
Sie vorhin gesagt haben, ich wäre der „Holzer“. Holz 
ist übrigens - das kann ich Ihnen aus beruflicher 
Erfahrung sagen - ein nachwachsender Rohstoff, 
Brennstoff eine gute Sache, damit ist „Holzer“ wahr-
scheinlich gar nicht so schlimm.  
 
Ihr Antrag, verehrte Kolleginnen und Kollegen, setzt 
im Grundsatz darauf, dass der Freistaat mit gutem 
Beispiel in der Frage nachhaltiger Strombezug vo-
rangehen sollte. Diese Intention kann man nur be-
grüßen auch im Namen meiner Fraktion. Welche 
Instrumente hierfür geeignet sind, welche Schritte 
wir dafür gehen müssen und wie die neue Landes-
regierung mit diesem Thema zukünftig umgehen wird, 
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einiges haben wir schon gehört, was es kosten kann, 
was es kosten darf, das sollten wir weiter beraten.  
 
Selbstverständlich erleichtert hier auch ein Blick in 
den Koalitionsvertrag die Entscheidungsfindung. 
Dann kommt man natürlich sehr schnell darauf, dass 
wir uns sehr wohl vorstellen können, einen möglichst 
hohen Anteil an erneuerbaren Energien als Aus-
schreibungskriterium für die Stromlieferverträge fest-
zulegen. Sprechen müssen wir natürlich auch über 
den kompletten Verzicht auf Strom aus Atomener-
gie. Das ist gar keine Frage. An der Stelle haben Sie 
meine volle Unterstützung. Aber eines muss man 
auch deutlich sagen: Vor der Lösung der Endlager-
frage und den damit verbundenen Kosten stehen wir 
so oder so, egal ob das Land Thüringen für seine Im-
mobilien Strom abnimmt oder nicht. Diese Entschei-
dung haben nicht wir getroffen, sondern Politiker ei-
ner anderen Generation. Wir müssen jetzt mit den 
Folgen umgehen. Da muss man einfach realistisch 
sein. Ich denke, die SPD hat sich in der Frage der 
Abschaltung der Atomkraftwerke nichts vorzuwer-
fen. Wir haben da einiges bewegt, wie Sie wissen. 
In jedem Fall wird dies ein Thema sein, dem wir 
uns stellen müssen. Es wird eine hohe Bedeutung 
haben und wir alle wissen, dass es auch Aufgabe 
dieser Landesregierung sein muss, an vielen Stel-
len Zeichen zu setzen, mit gutem Beispiel für die 
Menschen im Land voranzugehen. Ich beantrage 
daher ebenfalls, das Thema federführend im Aus-
schuss für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Na-
turschutz und nachgeordnet im Finanzausschuss wei-
terzuberaten. Ich hoffe, Finanzministerin Walsmann 
sieht mir nach, dass ich die fiskalischen Aspekte in 
dieser Frage jetzt nicht in den Vordergrund gerückt 
habe. Danke schön. 
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Danke schön. Das Wort hat jetzt Abgeordneter Reck-
nagel von der FDP. 
 
Abgeordneter Recknagel, FDP: 
 
Frau Präsidentin, sehr verehrte Damen und Herren, 
wir haben es hier mit einem wunderschönen Schau-
fensterantrag zu tun. Ich danke auch der Frau Mi-
nisterin für die sehr interessanten Worte. Sie haben 
den Beweis angetreten, dass es eigentlich schon fast 
überflüssig ist, diesen Antrag hier zu beraten. Man 
kann es vielleicht zusammenfassen unter den Wor-
ten: Relativ viel Lärm, um relativ wenig. Wir sind uns 
eigentlich alle einig -  
 

(Beifall SPD) 
 
 

weitestgehend zumindest. Wir haben wunderbare 
Worte gehört. Der Verzicht auf Kernenergie steht hier 
drin, schön, ein möglichst hoher Anteil erneuerba-
rer Energien, da sind wir dabei. In Bezug auf diese 
Anträge möchte ich an das bekannte indianische 
Sprichwort erinnern: „Wenn du ein totes Pferd rei-
test, dann steige ab.“ 
 

(Beifall FDP) 
 
Wenn es um Ausschreibungen geht, dann sollte man 
tatsächlich auf eine wirtschaftliche Vergabe achten. 
Wir sollten darauf achten, dass auch innerhalb der 
Auswahl erneuerbarer Energien wirklich immer zu-
mindest im Schwerpunkt die wirtschaftlichste gewählt 
wird und nicht politische Lieblingsprojekte in den Vor-
dergrund gestellt werden. Das sind häufig diejenigen, 
die man daran erkennt, dass sie die höchste Sub-
vention haben. Ich glaube, der gute Energiemix ist 
hier am besten und darauf sollten wir bei der Aus-
wahl achten. 
 

(Beifall FDP) 
 
Lassen Sie mich einen Wermutstropfen in den wun-
derbaren Wein hier gießen. Wichtig wäre zu wissen, 
all die eingesparten fossilen Energieträger, die wir mit 
der Entscheidung des Landes Thüringen hier nicht 
verbrauchen, die wird jemand anderes verbrauchen. 
Der verbraucht sie nun billiger. Das ist für uns är-
gerlich, aber das ist im Zweifel nicht zu ändern. Dan-
ke schön. 
 

(Beifall FDP) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Vielen herzlichen Dank, Herr Recknagel. Das Wort 
hat jetzt Abgeordnete Jennifer Schubert von der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
 
Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich dan-
ke auch der Landesregierung, insbesondere Frau 
Walsmann für den Bericht. Ich war, gelinde gesagt, 
sehr positiv überrascht. Ich glaube, der Fahrplan, der 
hier bis 2014 aufgestellt wurde, ist ambitioniert, rea-
listisch. Ich glaube, das ist genau der Kurs, den Thü-
ringen nehmen muss. Also ein ausdrückliches Lob 
unserer Fraktion. 
 

(Beifall SPD) 
 
Herr Recknagel hat die Wirtschaftlichkeit angespro-
chen und auch das Thema Subventionen. Wenn wir 
die Preise für Atomenergie tatsächlich wirtschaftlich 
darstellen würden, dann würden die von vornherein 
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bei allen Ausschreibungen rausfliegen.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vielleicht nur eine Zahl, ohne dabei in die Tiefe zu 
gehen. Wir waren ja gerade in einer Stimmung, dass 
wir gesagt haben: Wir können alle mitgehen bei dem 
Antrag. Seit 1950 sind über 150 Mrd. € in die Atom-
energie geflossen. Dagegen nimmt sich das, was in 
erneuerbare Energien geflossen ist, als Peanuts aus.  
 
Ich unterstütze die Überweisung, die hier schon vor-
geschlagen wurde, und würde das noch ergänzen. 
Wir sind in Jena, dazu habe ich am Anfang schon 
ausgeführt, in einem Rutsch auf 100 Prozent erneuer-
bare Energien gekommen, was natürlich auch heißt 
Verzicht auf Atomenergie. Deswegen wäre es viel-
leicht gut, man würde den Antrag auch im Innen-
ausschuss beraten und einfach mal schauen, wie 
kann man als Land den Kommunen auch noch mehr 
Anreize geben, genau in die gleiche Richtung zu ge-
hen. Außerdem sollte der Antrag im Wirtschaftsaus-
schuss beraten werden. Wir haben von Vorbildwir-
kung gesprochen und es kann ja durchaus sein, dass 
in vielen Unternehmen diese Ziele, erneuerbare Ener-
gien zu beziehen, noch nicht in Gänze entdeckt wur-
de, insofern auch noch die Verweisung an den In-
nenausschuss und den Wirtschaftsausschuss. Vie-
len Dank. 
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Herzlichen Dank. Gibt es weitere Wortmeldungen? 
Der Abgeordnete Kuschel. 
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Danke, Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, ich bedaure, dass der Innenmi-
nister jetzt nicht da ist. Zu Beginn der Debatte war 
er noch auf seinem Platz. Ich wollte auf einen Aspekt 
verweisen, der im Beschluss jetzt nicht explizit be-
nannt ist, aber bei dem ich überzeugt bin, er sollte 
in der Ausschussberatung eine wesentliche Rolle 
spielen, und zwar ist es das Agieren der Kommunen 
in dieser Frage. Eine Vielzahl von Kommunen ist ge-
genwärtig dabei, ihre Energieversorgungsverträge für 
die kreiseigenen Immobilien, insbesondere für Schu-
len, öffentlich auszuschreiben, und zwar europaweit. 
Das geschieht auf Druck der Rechtsaufsichtsbehör-
den, europaweit und angeblich eben barrierefrei, also 
im freien Wettbewerb. Offenbar hat sich da die FDP 
mit ihrem Marktradikalismus völlig durchgesetzt. Zum 
Schluss werden die Thüringer Schulen mit Atom-
strom aus Frankreich versorgt, denn nichts ande-
res bringt eine europaweite Ausschreibung. Gegen 
die Großkonzerne haben die örtlichen Stadtwerke 

beispielsweise kaum eine Chance und das will die 
FDP. 
 

(Unruhe FDP) 
 
Das will die FDP und da wird sich dann der Mittel-
stand bei der FDP bedanken. Wir haben jetzt schon 
das Beispiel, wenn ich es richtig in Erinnerung ha-
be, dass die Technische Universität in Ilmenau nicht 
mehr von den Stadtwerken Ilmenau mit Strom ver-
sorgt wird. Nur, die haben ein Biomasse-Heizwerk, 
die haben damit einen hohen Anteil an regenerativer 
Energie. Unsere Schulen im Ilm-Kreis werden gegen-
wärtig von den beiden Stadtwerken Ilmenau und Arn-
stadt und E.ON, wo immerhin die Thüringer Kom-
munen mit 47 Prozent beteiligt sind, versorgt. Wenn 
wir jetzt europaweit ausschreiben müssen - es geht 
um einen Liefervertrag von über 600.000 € im Jahr -, 
ist zu befürchten, dass andere Anbieter zum Zuge 
kommen. Es ist untersagt auf Druck der Rechtsauf-
sichtsbehörden, irgendwelche Bedingungen in die 
Stromlieferverträge, also in die Ausschreibungen, zu 
formulieren, zum Beispiel dass man Atomstrom aus-
schließt. Deshalb freut mich, dass Jena den Mut hat-
te, sich da wahrscheinlich auch gegen das Landes-
verwaltungsamt durchzusetzen. Das wollte ich eigent-
lich dem Innenminister mitgeben, dass er sich mal 
darum kümmert. Wir verlangen als LINKE, dass auch 
die Kommunen in die Lage versetzt sein müssen, 
solche Energielieferverträge, solche Ausschreibun-
gen vom Ausschreibungstext so zu fassen, dass im 
Regelfall die regionalen Energieversorger zum Zu-
ge kommen und dass natürlich auch ein deutliches 
Signal für regenerative Energien gesetzt werden 
kann. Dem steht also gegenwärtig die kommunale 
Praxis entgegen. Vielleicht ist auch der Ilm-Kreis dort 
nur ein Einzelfall, weil der dortige Landrat auch als 
stellvertretender Vorsitzender der Landes-CDU be-
sonders radikal den Markt favorisiert und dabei auch 
billigend in Kauf nimmt, dass die regionale Wirtschaft, 
in dem Fall die regionale Energiewirtschaft, also die 
Stadtwerke, geschädigt werden. Danke. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Danke schön. Gibt es weitere Wortmeldungen aus 
dem Plenum? Das ist nicht der Fall. Kann ich davon 
ausgehen, dass das Berichtsersuchen zu Nummer 1 
des Antrags erfüllt ist oder erhebt sich Widerspruch? 
 

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Nein.) 
 
Gut, es ist erfüllt. Jetzt haben wir die Beantragung 
zur Überweisung der Fortsetzung der Beratung des 
Sofortberichts im entsprechenden Fachausschuss. 
Da dies nur in einem Fachausschuss möglich ist, 
gehe ich richtig in der Annahme, dass dies der Aus-
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schuss für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Na-
turschutz sein wird? Ja. 
 
Dann stimmen wir jetzt über die Überweisung an den 
benannten Ausschuss ab. Wer dem zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. Danke schön. Gegen-
stimmen? Enthaltungen? Damit ist dieser Antrag bei 
5 Gegenstimmen so überwiesen.  
 
Wir kommen jetzt zur Abstimmung zu Nummer 2 des 
Antrags. Hier wurde Ausschussüberweisung an drei 
Ausschüsse beantragt, nämlich an den Ausschuss 
für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz, 
den Ausschuss für Wirtschaft, Technologie und Ar-
beit und den Haushalts- und Finanzausschuss. 
 

(Zwischenruf Abg. Krauße, CDU:  
Nein, nur Haushalt.) 

 
Bitte? An den Ausschuss für Wirtschaft, Technolo-
gie und Arbeit, das hat Frau Lehmann beantragt. Den 
hat sie vorhin nicht benannt? Also nicht an den Aus-
schuss für Wirtschaft, Technologie und Arbeit, son-
dern an den Haushalts- und Finanzausschuss? Dann 
sind es nur zwei Ausschüsse.  
 
Dann stimmen wir jetzt ab. Wer der Überweisung 
der Nummer 2 des Antrags an den Ausschuss für 
Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Danke 
schön. Gegenstimmen? 5 Gegenstimmen. Enthal-
tungen? 3 Enthaltungen. Damit ist der Antrag an den 
benannten Ausschuss überwiesen.  
 
Jetzt geht es um die Überweisung an den Haushalts- 
und Finanzausschuss. Wer dieser zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. Danke schön. Gegenstim-
men? 5 Gegenstimmen. Enthaltungen? 1 Enthaltung. 
Damit ist auch dieser Überweisung so zugestimmt. 
 
Jetzt geht es um die Federführung. Gehe ich rich-
tig in der Annahme, dass die Federführung für den 
Ausschuss für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und 
Naturschutz beantragt ist? Wer dem zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. Danke schön. Ge-
genstimmen? Enthaltungen? Bei 7 Enthaltungen ist 
damit die Federführung so beschlossen.  
 
Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt. 
 
Wir kommen jetzt zum Tagesordnungspunkt 9 
 

Babyklappen und anonyme 
Geburten in Thüringen 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 5/155 - 

 
 

Ich frage, wünscht die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN das Wort zur Begründung? Das ist nicht 
der Fall. Die Landesregierung wird einen Sofortbe-
richt geben. Ich erteile Frau Ministerin Taubert das 
Wort. 
 
Taubert, Ministerin für Soziales, Familie und 
Gesundheit: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren Abgeordneten, namens der Landesregierung 
erstatte ich zu dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN einen Sofortbericht. 
 
Gestatten Sie mir, meinen weiteren Ausführungen 
eine Vorbemerkung voranzustellen. Die Empfehlun-
gen des Deutschen Ethikrates müssen differenziert 
betrachtet werden. Sie sind in einigen Punkten durch-
aus nachvollziehbar und finden meine Zustimmung. 
Dies gilt zum Beispiel für die Forderungen nach ei-
ner breiteren Öffentlichkeitsarbeit zu Hilfen und be-
stehenden anonymen Beratungsangeboten für 
Schwangere und Mütter in Not- und Konfliktlagen, zur 
Verbesserung der Kooperation und Abstimmung der 
Angebote in den unterschiedlichen Praxisfeldern oder 
nach Regelungen, welche Mindestmaßnahmen im 
Falle einer anonymen Kindesabgabe ergriffen wer-
den sollten. Besonders hervorzuheben sind die vor-
gehaltenen Maßnahmen für in Not und Konflikt ge-
ratene schwangere Frauen.  
 
In Thüringen gibt es seit vielen Jahren ein flächen-
deckendes, qualitativ hochwertiges, ineinandergrei-
fendes System präventiv ausgerichteter Anlaufstel-
len für schwangere Frauen und Mütter in Not- und 
Konfliktsituationen. Ich möchte einige beispielhaft be-
nennen. Hierzu gehören in erster Linie 33 Schwan-
gerenkonfliktberatungsstellen verschiedener Träger, 
in denen Ratsuchende jederzeit qualifizierte An-
sprechpartnerinnen in allen Fragen der Schwanger-
schaft und insbesondere bei Schwangerschaftskon-
flikten finden. Bei besonderem Hilfebedarf finden Müt-
ter mit ihren Kindern Unterstützung in sogenannten 
Mutter-Kind-Einrichtungen. Dort finden sie Betreu-
ung und Unterstützung während der Schwanger-
schaft und nach der Geburt, wenn sie aufgrund ihrer 
Persönlichkeitsentwicklung dieser besonders intensi-
ven Hilfe bedürfen. Auch die Beratung und Hilfe der 
Jugendämter zielt darauf, die vorhandenen Eigen-
kräfte der Eltern bzw. Mütter zu aktivieren und zu 
unterstützen. Manchmal sind die Lebensverhältnis-
se im Einzelfall jedoch so schwierig und verworren, 
dass die Betroffenen trotz verschiedener Hilfsan-
gebote von privater und behördlicher Seite keine 
Möglichkeit sehen, mit ihrem Kind zusammenzule-
ben und es auf Dauer selbst zu versorgen und zu er-
ziehen. Sie denken dann möglicherweise über eine 
Trennung vom Kind nach. In solchen Situationen 
kann sich die Mutter an Beratungsstellen im Jugend-
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amt oder an eine Adoptionsvermittlungsstelle ihres 
Vertrauens wenden. Dort erhalten Betroffene Infor-
mationen und Auskünfte in allen mit der Adoption 
zusammenhängenden persönlichen und rechtlichen 
Fragen, die der Diskretion unterliegen. Durch die ört-
lichen Adoptionsvermittlungsstellen der Thüringer Ju-
gendämter werden leibliche Eltern fachlich qualifi-
ziert beraten und unterstützt, damit sie die Chancen 
auf ein Zusammenleben mit dem Kind gegen die 
Adoptionsfreigabe gut abwägen können. Trotz der 
vorhandenen Hilfsangebote befinden sich vereinzelt 
Frauen subjektiv in einer für Außenstehende nur 
schwer nachvollziehbaren Not- und Konfliktsituation. 
Sie erleben ihre Lage scheinbar ausweglos und füh-
len sich hoffnungslos überfordert. Die Landesregie-
rung vertritt deshalb auch weiterhin die Auffassung, 
dass die Möglichkeit zur anonymen Geburt für den 
Fall gegeben sein muss, wenn sich eine Mutter derart 
in Bedrängnis sieht, dass ihr ansonsten nur die Ab-
treibung, Aussetzung oder Tötung des Kindes als 
Ausweg erscheint.  
 

(Beifall FDP)  
 
In diesen Fällen dient die anonyme Geburt dem 
Schutz ungeborener wie neugeborener Kinder. Die 
Einrichtung eine Babykorbs und die Möglichkeit der 
anonymen Geburt in Erfurt im Rahmen des Pro-
jekts „Ausweg“ vor nunmehr gut acht Jahren, löste 
zunächst eine intensive Diskussion innerhalb der 
Landesregierung, den Abgeordneten, bei den Fach-
kräften in unterschiedlichen Praxisfeldern und Ver-
bänden aus. Über Fraktionsgrenzen und Fachdis-
kussionen hinweg bestand Konsens darin, dass in 
Einzelfällen Frauen durch eine Schwangerschaft oder 
Geburt in eine psychische Ausnahmesituation ge-
raten können, in eine verzweifelte Ausnahmesitua-
tion, in der sie als einzigen Lösungsweg die heim-
liche Entbindung, Aussetzung oder gar Tötung des 
Kindes sehen. Diese Problematik wurde nicht zuletzt 
auch in der Enquetekommission des Thüringer Land-
tags „Wahrung der Würde des menschlichen Lebens 
in Grenzsituationen“ diskutiert. Die Kommission führte 
in ihrem Abschlussbericht unter anderem hierzu aus, 
dass das Angebot zur anonymen Geburt als eine 
zulässige und wirksame Maßnahme zur Verhinde-
rung von Schwangerschaftsabbruch, Kindesausset-
zung, Kindstötung betrachtet werden muss.  
 
Die Landesregierung sieht keinen Grund, um von 
dieser Auffassung abzuweichen. Sie wird sich des-
halb auch weiterhin dafür einsetzen, dass die Mög-
lichkeit der anonymen Geburt und der Babykorb, 
wie die Babyklappe in Thüringen genannt wird, in 
Thüringen erhalten bleibt. In Thüringen gibt es an 
folgenden Kliniken Babykörbe: In Erfurt, Nordhäu-
ser Straße 74, Helios Klinikum; in Eisenach, Mühl-
häuser Straße, Sankt Georg Klinikum sowie in der 
Thüringen Klinik in Saalfeld im Rheinweg 68. Die 

Kosten für die Inobhutnahme der im Babykorb ab-
gelegten Kinder und die Kosten im Zusammenhang 
für mit dem Kind aufgewendeten Leistungen trägt der 
überörtliche Kostenträger, das ist der Freistaat. Der 
örtliche Jugendhilfeträger übernimmt zwar zunächst 
die Ausgaben, macht jedoch umgehend die Rück-
erstattung gegenüber dem überörtlichen Kostenträger 
nach §§ 89 und 89 b Abs. 2 SGB VIII geltend.  
 
Aus Erfassungsgründen liegen dem Thüringer Mi-
nisterium für Soziales, Familie und Gesundheit kei-
ne genauen Angaben über die Anzahl der in Baby-
körben in Thüringen abgegebenen Kinder vor. Von 
daher habe ich auch keine Kenntnis darüber, wie 
hoch die jährlich entstehenden Kosten sind. Aufgrund 
der bisher erfolgten Abrechnungen der anonymen 
Entbindungen bei der Thüringer Stiftung „Hand in 
Hand - Hilfe für Kinder, Schwangere und Familien 
in Not“ sind im Thüringer Ministerium für Soziales, 
Familie und Gesundheit in den letzten fünf Jahren 
jedoch nachfolgende anonyme Geburten bekannt 
geworden: 2005 - neun Geburten, 2006 - vier, 2007 
und 2008 - jeweils fünf, per 08.12.2009 - drei Ge-
burten. 
 
Die anonyme Geburt in einer Klinik wird von der 
Thüringer Landesregierung favorisiert. Anders als 
beim ebenfalls vorgehaltenen Babykorb werden in 
einer Klinik die Gesundheit der Mutter und die des 
Kindes besser gewährleistet als bei einer heimlichen 
Entbindung. Auf diese Weise können zudem die be-
reits genannten Angebote und Hinweise auf beste-
hende Hilfsangebote oder psychosoziale Beratung 
an die werdende Mutter herangetragen werden, um 
ihr Perspektiven für ein Leben mit Kind zu eröffnen. 
 
Eine anonyme Geburt ist nach derzeitiger Rechts-
lage in Deutschland nicht zulässig. Gegner der ano-
nymen Geburt berufen sich insbesondere auf das 
verfassungsrechtlich garantierte Recht des Kindes 
auf Kenntnis der eigenen Abstammung. Es hat des-
halb stets eine Güterabwägung stattzufinden. Nur in 
einer extremen Konfliktsituation kann es die anonyme 
Geburt als Ausnahme geben. Praktisch ist eine ärzt-
lich kontrollierte, aber dennoch anonyme Geburt von 
der Rechtsordnung kaum zu verhindern. Aus Sicht 
des Kindes geht es nicht nur um sein Recht auf 
Kenntnis der eigenen Abstammung, sondern um sein 
Recht auf Leben. Die Frage muss deshalb auch lau-
ten, welches Recht des Kindes höherwertiger ist, das 
Recht des Kindes auf Kenntnis seiner biologischen 
Herkunft oder sein Recht auf Leben. Da kann es 
nach meiner Auffassung nur eine Antwort geben: Das 
Recht auf Leben des Kindes muss vorrangig sein. 
 

(Beifall im Hause) 
 
Dies setzt die Prämisse voraus, dass durch die Mög-
lichkeit einer anonymen Geburt Frauen aus einer aus 
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ihrer persönlichen Sicht ausweglosen, verzweifel-
ten Situation davon abgehalten werden, ihr Kind ab-
zutreiben, es unter lebensbedrohenden Umständen 
auszusetzen oder gar zu töten. 
 
Diese Annahme vorausgesetzt, wird durch die ano-
nyme Geburt das Leben des Kindes tatsächlich ge-
schützt. Wenn man zu dem Schluss kommt, dass 
die anonyme Geburt das Leben gefährdeter Kinder 
retten kann, so ist die legale Einführung der ano-
nymen Geburt zu befürworten. Verbunden mit einer 
qualifizierten Schwangerschaftsberatung wäre die le-
galisierte anonyme Geburt eine Maßnahme, die auf 
den Schutz des ungeborenen Lebens hinwirkt.  
 
Die Enquetekommission des Thüringer Landtags 
„Wahrung der Würde des menschlichen Lebens in 
Grenzsituationen“ hat diese rechtliche Position aus-
drücklich unterstützt.  
 
Um Missverständnissen vorzubeugen, möchte ich 
noch eins betonen: Das Angebot der anonymen Ge-
burt wird - wie schon erwähnt - nur im äußersten 
Notfall auf einen Bestandteil flankierender Maßnah-
men zur Verhinderung von Kindesaussetzung und 
Kindestötung angesehen.  
 
Auch auf Bundesebene wurde sich mit der The-
matik auseinandergesetzt. Bisher führte dies leider 
ohne Erfolg von Initiativen der Länder noch nicht zu 
einer Legalisierung. Vor dem Hintergrund der Ent-
scheidung des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte, der anonyme Entbindungen grundsätz-
lich für zulässig erklärte, wollen wir bundesweit diese 
Thematik mit dem Ziel der Legalisierung erneut auf-
greifen. 
 

(Beifall im Hause) 
 
Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend hat vor Kurzem beim Deutschen Jugend-
institut eine Studie in Auftrag gegeben. Frühestens 
Ende 2010 wird mit den ersten Ergebnissen zu rech-
nen sein. In Thüringen bestand bereits 2001 der lan-
despolitische Wille, ein in ganz Thüringen geltendes 
Konzept zur Schaffung von Möglichkeiten zur ano-
nymen Geburt umzusetzen.  
 
Wir wollten eine einheitliche Regelung. Seit 2002 
liegt eine Arbeitshilfe vor, die sich an alle Einrich-
tungen, Dienste und Institutionen in Thüringen richtet, 
deren Arbeitsfelder mit der Hilfeleistung und Konflikt-
bewältigung für Schwangere oder Mütter und Kin-
der in Berührung kommen. Darin eingeschlossen sind 
die Kliniken und Jugendämter. Neben dem Hinweis 
einer psychosozialen Beratung wird darin auch klar-
gestellt, dass die Fälle einer anonymen Geburt der 
Anzeige von Geburten unterliegen. Das heißt, die Kli-
nik, in der die Entbindung durchgeführt wurde, muss 

die Anzeige auf der Grundlage von § 18 Personen-
standsgesetz beim zuständigen Standesamt ver-
anlassen. Unter Wahrung der Anonymität der Mut-
ter werden die vorliegenden Daten eingetragen. Die 
zuständigen Jugendämter leiten das Verfahren nach 
§ 25 Personenstandsgesetz ein, um den vollständi-
gen Personenstand des Kindes festzustellen. Die 
Kosten für die Entbindung trägt die Thüringer Stif-
tung „Hand in Hand - Hilfe für Kinder, Schwangere 
und Familien in Not“ im Rahmen der Schwangeren-
hilfe. Von 2002 bis 2009 wurden von der Thüringer 
Stiftung die Kosten für 37 anonyme Geburten erstat-
tet. Die Stiftung hat hierfür 35.300 € aufgewandt. Die 
Arbeitshilfen zum Umgang mit anonymen Geburten 
in Thüringen beinhaltet zum einen die thematische 
Einführung, eine Kurzbeschreibung der betreffen-
den Einrichtungen, Behörden und Dienste mit an-
gegliedertem Anschriftenverzeichnis, eine Check-
liste zur Verfahrensweise einer anonymen Geburt 
sowie die gesetzlichen Grundlagen. 
  
Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie se-
hen, Thüringen ist bei dieser sensiblen Problema-
tik in der fachlichen Diskussion und den angebote-
nen Hilfen weit fortgeschritten. Ich hoffe, dass der 
Umgang mit der Thematik und die Weiterentwick-
lung der rechtlichen Rahmenbedingungen wie in der 
Vergangenheit über alle Parteigrenzen hinweg er-
folgen kann. Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall  im Hause) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Ministerin. Aufgrund der mir vorliegen-
den Rednerliste gehe ich davon aus, dass alle Frak-
tionen eine Beratung zum Sofortbericht wünschen. 
Das ist der Fall. Ich rufe Abgeordnete Astrid Rothe-
Beinlich von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
auf. 
 
Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren Abgeordneten, liebe Ministerin 
Heike Taubert, ich bin Ihnen außerordentlich dank-
bar für Ihren Sofortbericht, den Sie eben hier ge-
halten haben, insbesondere deshalb, weil Sie auch 
sehr deutlich Position bezogen haben. Sie haben sich 
stark gemacht für die legale Einführung der anony-
men Geburt und Sie haben auch deutlich gemacht, 
dass es Ihr Ziel ist, Ihr Wunsch ist, auf diesem Ge-
biet Rechtssicherheit zu schaffen, die nach wie vor 
nicht gegeben ist.  
 

(Beifall im Hause) 
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Wir alle wissen, dass es eine ganz schwierige Si-
tuation ist. Sie haben es beschrieben. Auch wir ge-
hen davon aus, dass Frauen sich in einer äußers-
ten Notlage befinden, wenn sie sich entscheiden, 
ihr Kind entweder anonym zur Welt zu bringen, und 
dafür eine Klinik nutzen, wo ihnen auch die erforder-
liche Betreuung zugute kommt, oder aber ihr Kind 
in einer sogenannten Babyklappe abzulegen.  
 
Wir haben diesen Punkt heute auf die Tagesordnung 
gesetzt, weil sich der Deutsche Ethikrat in seiner Stel-
lungnahme vom 26. November für eine Abschaf-
fung von Babyklappen und Angeboten zur anonymen 
Geburt ausgesprochen hat und weil es uns sehr wich-
tig war, dass sich auch in Thüringen zu dieser Fra-
ge positioniert wird, um Frauen, um Betroffenen zu 
signalisieren, wie sich das Land in dieser schwieri-
gen Frage verhält, wie sich das Land in dieser Fra-
ge aufstellt und ob und wie Gelegenheiten für Frauen 
in solchen Notsituationen geschaffen werden, ob sie 
die Chance haben, wenn sie sich entscheiden, ihr 
Kind anonym zur Welt zu bringen, dies gegebenen-
falls sogar in einem Krankenhaus zu tun, wo sie nicht 
Gefahr laufen, unter ganz schwierigen Bedingungen 
das Kind zur Welt zu bringen, wo es im Zweifelsfall 
keine medizinische Versorgung gibt. Insofern bin 
ich Ihnen tatsächlich und nochmals ausdrücklich 
dankbar für Ihre eindeutige Positionierung in dieser 
Frage, auch und gerade in dem Wissen, wie schwer 
es für Kinder, für Erwachsene ist, die nicht wissen, 
woher sie kommen, wer ihre Eltern sind, wie sie zur 
Welt gekommen sind. In der Abwägung genau die-
ser Schwierigkeit des Nichtwissens, des Rechts des 
Kindes, zu wissen, woher man stammt, und des 
Rechts auf Leben, kommen auch wir zu dem Schluss, 
dass es Babyklappen - so schlimm, wie dieser Be-
griff klingt - und anonyme Geburten und die Mög-
lichkeit dazu auch und gerade in Thüringen geben 
muss, weil jedes Kinderleben, was dadurch geret-
tet wird, und auch jedes Leben einer Mutter, das 
dadurch gerettet wird, weil sie auf die fachliche und 
qualifizierte Betreuung in einem Krankenhaus zurück-
greifen kann, wichtig sind und genau diesen Einsatz 
bestätigen und lohnen.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Um dazu eine Initiative zu beraten und zu beraten, 
wie Rechtssicherheit auch auf Bundesebene ge-
schaffen werden kann, ob es dazu gegebenenfalls 
eine Bundesratsinitiative vonseiten der Landesre-
gierung - ich habe eben so verstanden, dass Sie da-
ran auch ein großes Interesse haben - geben kann 
und wie dies aussehen kann, beantragen wir die 
Überweisung dieses Antrags an den Ausschuss für 
Soziales, Familie und Gesundheit und an den Gleich-
stellungsausschuss zur weiteren Beratung. Danke 
schön.  
 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Vizepräsident Gentzel: 
 
Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat Abgeord-
nete Pelke von der SPD-Fraktion.  
 
Abgeordnete Pelke, SPD: 
 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ich möchte mich zunächst ebenfalls wie mei-
ne Vorrednerin, Frau Rothe-Beinlich, für den Bericht 
der Ministerin bedanken, der noch mal klar und deut-
lich macht, in welche Richtung Thüringen bislang ge-
gangen ist und in welche Richtung wir auch zukünftig 
gehen wollen. Aber genauso viel Dank möchte ich 
auch an die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sa-
gen, die diesen Aspekt noch einmal zum Thema ge-
macht haben, nachdem sich der Ethikrat geäußert 
hatte, so dass wir hier noch einmal Gelegenheit ha-
ben, da wir ja - wenn ich das mal mit Fug und Recht 
sagen darf - auch ein Stückchen Vorreiter gewesen 
sind in der Frage Babyklappe und anonyme Geburt 
und wir uns hier an dieser Stelle auch noch mal po-
sitionieren können. Es stand in der Zeitung, der Ethik-
rat spricht sich gegen Babyklappen aus, ethisch und 
rechtlich sehr problematisch. Der Deutsche Ethik-
rat hat die Politik aufgefordert, Babyklappen und an-
dere Angebote zur anonymen Geburt aufzugeben. 
Natürlich ist es wie in anderen Fällen, wo wir uns 
manchmal über die Berichterstattung von politischen 
Diskussionen wundern, nicht so sehr in der Öffent-
lichkeit gewesen, dass sich sechs Mitglieder dieses 
Ethikrates zu anderen Meinungen ganz deutlich po-
sitioniert haben. Sechs weitere Mitglieder des Ethik-
rates halten in einem Sondervotum fest, dass sie 
die Empfehlung, die Angebote zur anonymen Kin-
desabgabe sofort oder schrittweise zu schließen, 
nicht mittragen können. Die Empfehlung der Bischö-
fin Käßmann, sie will an Babyklappen festhalten.  
 
Das ist genau der Punkt, was Astrid Rothe-Beinlich 
vorhin gesagt hat, worum ging es uns, als wir uns 
vor vielen Jahren auch in der Enquetekommission 
dieses Themas angenommen haben, es ging darum, 
Kinder zu retten und Frauen zu helfen in einer ganz, 
ganz schwierigen menschlichen Situation. Wir wis-
sen ganz genau, dass die Hilfemöglichkeiten, die wir 
Frauen geben können in einer solch schwierigen Si-
tuation auch ganz sensibel gehandhabt werden müs-
sen. Sehr wohl wissen wir auch, dass natürlich ein 
Kind, das zur Welt kommt, auch das Recht hat, wis-
sen zu wollen ab einem gewissen Alter, wo komme 
ich her und wer sind meine Eltern. Wie kann ich mein 
Leben gestalten im Wissen dessen, dass ich mög-
licherweise niemals herausfinden kann, wer denn 
meine Mutter und wer mein Vater gewesen ist? Aber 
letztendlich vor der Frage des Wissens um die ei-
gene Herkunft steht das Recht auf Leben. Genau 
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das haben wir damit umsetzen wollen. Insofern bin 
ich sehr dankbar, dass jetzt auch vonseiten der Lan-
desregierung sich noch mal ganz deutlich positioniert 
wurde, wir möchten die Babyklappen weiter aufrecht-
erhalten. Wir wollen die Frage Legalisierung der Ein-
führung der anonymen Geburt mit auf dem Tableau 
haben und versuchen, hier eine rechtliche Regelung 
hinzubekommen. Ich glaube, jeder, der um die Si-
tuation von Frauen in schwierigen Lebenssituationen 
weiß, jeder, der die Problemfälle - meistens kommen 
auch nur die Problemfälle in der Zeitung rüber, wo es 
dann um ein verstorbenes Kind geht, wo es dann 
auch um eine verstorbene Mutter geht, wo es um 
diese Situationen geht, die vorher mit niemandem be-
sprochen werden. Eine Frau ist in dieser Situation 
völlig allein und sie weiß aber, dass sie, wenn es 
eine Babyklappe gibt, ihr Kind abgeben kann, dass 
das Kind wohl versorgt ist. Sie weiß, dass sie auch 
im Rahmen einer anonymen Geburt ihr Kind zur 
Welt bringen kann. Wir haben natürlich hier zwei 
Varianten, und das hat Frau Ministerin angesprochen, 
das eine ist natürlich mit einer besseren Versorgung 
verbunden, wenn eine Frau ins Krankenhaus geht, 
anonym entbindet, als das Kind allein zu entbinden 
und in eine Babyklappe zu geben. Aber letztendlich 
bin ich sehr dafür. Ich bin all denen dankbar, die da-
mals in der Enquetekommission hier in diesem Land-
tag sich zu dieser Position zusammengefunden ha-
ben, dass wir nach wie vor - und im Übrigen auch in 
Absprache mit den Kirchen - dafür sind, die Babyklap-
pen weiter vorzuhalten und dass die Frage der ano-
nymen Geburt natürlich juristisch und rechtlich le-
galisiert werden muss, aber die Möglichkeit als sol-
che möchte ich gern aufrechterhalten. Ich bin dank-
bar, dass der Thüringer Landtag und dass die Thürin-
ger Landesregierung sich damals positioniert haben, 
diesen Schritt zu gehen, der sicherlich aus der Sicht 
der einen oder anderen strittig ist. Aber, ich glaube, 
wir waren uns hier auch damals in diesem Landtag 
alle einig über die Parteien und auch über die Kon-
fessionen hinweg, und ich bin dankbar, dass die neue 
Landesregierung in diesem Sinne weiterarbeiten will. 
Ich denke, sie haben die Unterstützung des Parla-
ments. Herzlichen Dank.  
 

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Vielen herzlichen Dank, Frau Abgeordnete Pelke. 
Das Wort hat jetzt Abgeordneter Christian Gump-
recht von der CDU. 
 
Abgeordneter Gumprecht, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, lassen Sie mich ein Stück weit ausholen, 
denn bereits in der Bibel 1300 v. Chr. geht es um 
eine Kindsaussetzung, denn Moses wird von seiner 

Mutter ausgesetzt. Im Buch Exodus heißt es - ich 
darf zitieren: „Ein Mann vom Hause Levi ging hin 
und nahm ein Mädchen aus dem Hause Levi zur 
Frau und sie ward schwanger und gebar einen Sohn. 
Und als sie sah, dass es ein feines Kind war, ver-
barg sie ihn drei Monate. Als sie ihn aber nicht län-
ger verbergen konnte, machte sie ein Kästlein aus 
Rohr und verklebte es mit Erdharz und Pech und 
legte das Kind hinein und setzte das Kästchen in 
das Schilf am Ufer des Nils.“  
 
Meine Damen und Herren, eine Frau setzt das Kind 
aus, weil sie es nicht behalten kann in einer Notsitua-
tion. Sie gab es aber weg mit dem Ziel, es zu retten 
und nicht um zu töten. Und Moses wurde auf wunder-
bare Weise gerettet, so schreibt die Bibel weiter.  
 
Wir sprechen heute hier im Plenum über eine zu-
tiefst erschütternde und für Außenstehende eigent-
lich nicht zu begreifende Situation: Eine Mutter be-
schließt, ihr Kind zu verlassen und abzugeben. Je-
der, der Familie hat, kann sich in diese Situation kaum 
hineinversetzen, aber dennoch ist es so Fakt. Mit der 
Einrichtung der Babyklappe und auch des Babykörb-
chens geht es vor allem um die Chancen des Neu-
geborenen, zu überleben. Es geht um das Überle-
ben, weil das Kind von Menschen in Obhut genom-
men werden kann in einer Situation, in der die ei-
gene Mutter ihm keine Fürsorge geben kann oder 
will.  
 
Die anonyme Kindsabgabe ist historisch gesehen 
nicht neu. Im 5. Jahrhundert gab es erste organi-
sierte Einrichtungen in Kirchen. In aufgestellte Mar-
morschalen konnten Säuglinge hineingelegt werden. 
Ab dem 12. Jahrhundert gab es in Klöstern und Wai-
senhäusern sogenannte Drehladen, um Kinder ab-
geben zu können. Hier in Deutschland entstanden 
erst spät, nämlich 1999, erste Angebote einer ano-
nymen Kindsabgabe. Im Jahr 2000 wurde nach dem 
Fund eines toten Säuglings auf dem Sortierband ei-
ner Recyclinganlage in Hamburg-Billstedt die erste 
Babyklappe eingerichtet. Die „Aktion Moses“ aus dem 
bayerischen Arnsberg folgte. Sie verfolgt die Idee, 
bevor Neugeborene ausgesetzt oder getötet würden, 
sollten Mütter in Not ihre Kinder lieber unerkannt, 
wie schon damals im Mittelalter, in einer Babyklap-
pe straffrei abgeben oder einer ehrenamtlichen Helfe-
rin anonym übergeben dürfen.  
 
In Deutschland existieren nach dem Bericht inzwi-
schen 80 Babyklappen und etwa 130 Kliniken bie-
ten die Möglichkeit einer anonymen Geburt an. Be-
richte über Kindstötungen haben stets ein Echo des 
Entsetzens und der Betroffenheit in der Öffentlich-
keit ausgelöst. Betrachten wir nun die verschiede-
nen entstandenen Projekte, so wird deutlich, dass 
Beratung und Hilfe sowie der Versuch, die Mutter 
ins Gespräch einzubeziehen, immer im Zentrum aller 
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Bemühungen stehen. Babyklappen sind keine iso-
lierten Einrichtungen für sich, sie sind in ein Netz-
werk von Hilfsangeboten eingebunden und so lässt 
sich nur der Wert und seine Wirkung verstehen. Ba-
byklappen, wir hörten es bereits, werden rechtlich 
geduldet und die Grundlage fehlt heute leider noch. 
Ich denke, die Initiative, bald rechtlich Klarheit zu 
schaffen, ist hier äußerst wichtig. Die öffentliche Dis-
kussion über das Für und Wider der Babyklappen 
in den letzten Jahren ist immer wieder neu entbrannt. 
Im November hat, wie wir hörten, der Ethikrat sich 
zu diesem Thema geäußert und die Empfehlung ab-
gegeben, alle 80 existierenden Babyklappen, außer 
den anonymen Geburten soweit dies derzeit an et-
wa 100 Kliniken ermöglicht werden kann, infrage zu 
stellen. Das zentrale Argument, wir hörten es, das 
Recht des Kindes auf Kenntnis seiner Herkunft und 
auf Beziehung zu seinen Eltern würde verletzt. Ich 
bin der Meinung, meine Damen und Herren, dass je-
des Kind, das mit einer Babyklappe gerettet werden 
kann, alle Maßnahmen von Babyklappen rechtfertigt.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Babyklappen zu erhalten und gleichzeitig die An-
gebote an werdende Mütter, die oft verzweifelt sind, 
wieder heranzutragen, ist der richtige Weg. Thürin-
gen hat diese Initiative, damals unter dem Minister 
für Soziales, Familie und Gesundheit, Dr. Frank-
Michael Pietzsch, frühzeitig eingeschlagen. Wir hör-
ten, in Thüringen existiert ein flächendeckendes Netz 
an Maßnahmen.  
 
Ich möchte hier kurz auf das Erfurter Projekt, das, 
denke ich, sehr beispielhaft ist, eingehen, denn hier 
werden gerade diese Vernetzungen deutlich, zum ei-
nen, dass das Jugendamt sehr zeitig beim Auffinden 
eingreifen kann und qualifizierte Fachkräfte mit den 
Müttern sprechen. Zum anderen gibt es die Möglich-
keit der Mutter, dem Kind einen versiegelten Brief 
mitzugeben. Zum Dritten existiert gerade durch die 
Schwestern, die Ordensschwestern vom „Kleinen Hir-
ten“ ein Beratungs- und Betreuungsangebot, das die 
Mütter aufnimmt, sie dort anonym wohnen können 
und auch intensiv beraten werden. Es gibt die Mög-
lichkeit, wenn man Kinder in einer Babyklappe ab-
gibt, ein Codewort mitzunehmen, so dass man sich 
nach einer Zeit wieder melden kann. Ich denke, das 
ist ein sehr breites und sinnvoll durchdachtes Ange-
bot.  
 
Prof. Hoyme vom Helios Klinikum hier in Erfurt sagte 
in einem Gespräch dazu, gerade zu dem Thema, 
dass sich Mütter wieder melden, wortwörtlich: „Es 
melden sich Frauen zurück.“ Ich denke, dies ist aus 
unserer Sicht, nämlich ein präventives Angebot zu 
machen, zu begrüßen.  
 
 

Meine Damen und Herren, Babyklappen sind sinn-
voll. Frau Ministerin, ich danke Ihnen für die klaren 
Worte und Ihre Position hierzu. Wir brauchen schnell 
Rechtssicherheit. Die Verantwortung für jedes tot auf-
gefundene Kind kann kein Mensch übernehmen. Je-
des einzelne Kind, das wir mithilfe der Babyklap-
pen retten, ist aller Anstrengung wert. Vielen Dank.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Vielen herzlichen Dank, Herr Abgeordneter Gump-
recht. Das Wort hat jetzt Abgeordnete Karola Stange 
von der Fraktion DIE LINKE. 
 
Abgeordnete Stange, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, sehr geehrte Abgeordnete! Frau 
Ministerin, Sie haben auch für unsere Fraktion ei-
nen sehr sachlichen und sehr ausführlichen Bericht 
gegeben. Dafür recht herzlichen Dank. Die Ethik-
kommission hat gerufen, hat geschrieben, weg mit 
den Babykörbchen und es ging in den letzten Wo-
chen ein Aufschrei durch die Landschaft. Ich danke 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, dass Sie mit dem An-
trag uns die Möglichkeit geben, unsere unterschied-
lichsten Auffassungen zu dieser Thematik vor dem 
Hohen Hause auszutauschen. Ich weiß, wenn wir in 
einen Antrag hineinschauen, haben wir nie über eine 
Begründung zu befinden, aber lassen Sie mich un-
sere kurze Darstellung, unsere Rede damit begin-
nen, dass ich einmal aus dem Antrag von BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN zitiere. Sie sagen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, dass Babykörbe - und hier darf ich zi-
tieren - „dem Schutz des neugeborenen Kindes“ die-
nen. Sie schreiben weiter in Ihrem Antrag, „Wenn 
durch das Angebot von Babyklappen und anonymer 
Geburt auch nur ein Kinderleben gerettet oder zukünf-
tiger Schaden von ihm abgewendet wird, hat es sich 
gelohnt.“ Hier, meine lieben Abgeordneten, fängt 
nach unserer Auffassung die Diskussion an: Stimmt 
das denn, was geschrieben wird? Retten Babykörb-
chen tatsächlich Menschenleben? Wird zukünftig 
Schaden von Kindern abgewendet? Werden die Müt-
ter, die das Leben ihrer Kinder nach der Geburt durch 
bewusste Tötung oder Vernachlässigung beenden, 
wirklich vorzeitig und richtig erreicht? Der Ethikrat 
ist mit den Gegnern dieses anonymen Lebensbe-
ginns der Meinung, dass es nicht stimmt. Sie sagen, 
seit der Einführung der Babykörbchen ist die Zahl 
der Kindstötungen gleich hoch geblieben. Sie sagen 
aber auch, das kann gar nicht anders sein, weil ge-
nau diese Frauen nämlich nicht erreicht werden, weil 
genau diese Frauen, die in großer Sorge und in gro-
ßer Not sind, nicht wissen, wo ein Babykörbchen zu 
finden ist, und in ihrer oft Hilflosigkeit keinen ande-
ren Ausweg haben, als den letzten Schritt eventuell 
zu gehen, das Kind zu töten. Die Mitglieder des Ethik-
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rats sagen aber auch, dass genau Frauen, die nach 
Entbindungen in starke Depressionen verfallen sind, 
oder diejenigen, die kein Verantwortungsbewusst-
sein für das Leben ihrer Kinder haben, oft auch nicht 
die Kraft hätten, wenn das Kind geboren ist, es schön 
einzuwickeln - wie so oft hier schon berichtet -, sich in 
die Straßenbahn oder in das Auto zu setzen und ihr 
Kind in einer Babyklappe oder vor einer Kirche ab-
zugeben. Die Mitglieder des Ethikrats sagen aber 
auch, wenn ein Babykörbchen keine Hilfe ist, wenn 
kein Kind zusätzlich gerettet werden kann, warum 
werden dann Kinder, ohne über ihre Herkunft etwas 
zu wissen, in ein weiteres Leben geschickt. Hier, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, denke ich, beginnt 
das Dilemma, was sich schon seit zehn Jahren in der 
Diskussion landauf, landab immer widerspiegelt. Ret-
ten Babykörbchen Leben oder verursachen sie le-
benslange psychische Belastungen, die gar nicht 
notwendig sind für die Kinder? Fakt ist, trotz Baby-
körbchen haben wir in Thüringen in den letzten Jah-
ren zahlreiche Kindstötungen leider erleben müs-
sen. Gerade wir hier in Erfurt wissen davon ein sehr 
schlechtes Liedchen zu singen, trotz dessen, dass 
die Helios-Klinik eine Einrichtung hat.  
 
Aber wir haben natürlich auch die Frage, die uns 
immer keiner so recht beantworten kann: Wie viel 
Leben haben denn die Babykörbchen wirklich ge-
rettet? Und jedes gerettete Leben - das sage ich 
hier auch ganz deutlich - ist eines, was gut und richtig 
ist. 
 
Das Problem also, Kolleginnen und Kollegen, was 
wir haben, ist die wirkliche Beweisbarkeit, dass Ba-
bykörbchen Leben retten oder dass keine Babykörb-
chen zur weiteren Tötung von Kindern geführt hätten. 
Ich denke, wir müssen in der Diskussion die Wenn 
und Aber gemeinsam abwägen. So bleibt immer eine 
gewisse Unsicherheit. In meiner Fraktion gibt es Kol-
leginnen, die die Abschaffung der Babykörbchen be-
fürworten, aber es gibt auch eine ganze Menge mei-
ner Kolleginnen und Kollegen, die sagen, wir brau-
chen die Babykörbchen weiterhin, damit wir das Le-
ben der Kinder auch zukünftig retten.  
 
Es ist von meinen Vorrednerinnen und Vorrednern 
bereits des Öfteren benannt worden, ich denke, ge-
nau das Grundrecht der Kinder auf Kenntnis über 
ihre Herkunft ist und darf nicht unterschätzt werden 
und es stellt einen sehr hohen Stellenwert in der 
Diskussion dar. Es ist sozusagen ein Grundrecht, 
was nicht nur danach gemessen wird, sind meine 
Haare von der Mutter vererbt worden, ist die Nase 
vom Vater, sondern die Kinder wollen später einmal 
wissen, wer waren meine Eltern, aus welchem Um-
feld komme ich. Genau hier müssen und sollten alle 
Möglichkeiten genutzt werden, die auch die Minis-
terin ansprach und die es bereits auch heute schon 
gibt, dass Kinder zu einem späteren Zeitpunkt wis-

sen, wo sie herkommen und wo ihre Eltern sind.  
 
Aber nicht nur für die Kinder ist es wichtig, sondern 
auch für die Mütter. Ich glaube, es gibt eine Vielzahl 
von Müttern, die sich nach einer anonymen Geburt 
oder nach der Übergabe ihres Kindes in ein Baby-
körbchen später die Vorwürfe gemacht und kein Zei-
chen hinterlassen haben, wo vielleicht später ein-
mal ein Kind zurückkommen und sagen kann, wo 
finde ich die Mutter, wo finde ich das Kind. In die-
sem Zwiespalt lebt die Gesellschaft und, ich denke, 
wir sollten die Initiative, die angestoßen wird von der 
Landesregierung, auf Bundesebene unterstützen, da-
mit auch weitere rechtliche Rahmenbedingungen ge-
schaffen werden, damit zukünftig eine Nachvollzieh-
barkeit wirklich verankert ist. 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben heute des 
Öfteren über Kommunalfinanzen geredet. Wenn ich 
aber die Ministerin richtig verstanden habe, haben 
wir genau hier die Verpflichtung, in den nächsten Mo-
naten genau darauf zu achten, dass die vielen An-
gebote an Beratungsstellen auch zukünftig finanziert 
werden. Kommunale Haushalte - und hier rede ich 
auch aus Erfurter Sicht - sind sehr klamm und eine 
Kofinanzierung der Beratungsstellen ist in den Richt-
linien verankert. Ich hoffe einfach, dass auch im 
Jahr 2010 die Landesregierung die finanzielle Kraft 
hat, die Beratungsstellen und die vielen Angebote 
der Prävention weiterhin zu finanzieren, damit jeder 
und jede, die es aufgreifen will, den Weg in eine Be-
ratungsstelle findet. Danke schön. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Vielen herzlichen Dank, Frau Abgeordnete Stange. 
Das Wort hat jetzt Abgeordneter Marian Koppe von 
der FDP. 
 
Abgeordneter Koppe, FDP: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen, ich habe zwar immer 
noch so meine Probleme, was die vier Fragen in dem 
Antrag legitimiert, ein Antrag zu sein, nichtsdesto-
trotz ist für mich die Problematik wichtig genug, um 
dazu ein paar Worte sagen zu wollen. 
 
Thüringen hat leider eine traurige Tradition an nach 
der Geburt getöteten oder infolge einer ungeeigne-
ten Aussetzung verstorbenen Babys. Deutschland-
weit werden jedes Jahr zwischen 20 und 30 Neu-
geborene getötet. Es wird dabei aber auch von ei-
ner noch viel höheren Dunkelziffer ausgegangen. 
Thüringen ist gerade in letzter Zeit wieder in den 
Mittelpunkt von Schlagzeilen über Kindstötungen ge-
rückt. In Sömmerda, in Thörey sowie zuletzt in Er-
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furt wurden Babyleichen gefunden. Fakt ist aber für 
mich, keine Frau bringt ein Kind zur Welt, um es dann 
zu töten. Überall in Deutschland, so auch in Thürin-
gen, gibt es Krankenhäuser, in denen schwangeren 
Frauen, die anonym bleiben und ihren Namen nicht 
nennen wollen, eine Entbindung ermöglicht wird. Fakt 
ist aber auch, dass sich diese Frauen und das Kran-
kenhauspersonal damit nach deutschem Recht straf-
bar machen. Man darf das also nicht. Die Deutsche 
Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe, in 
der sich solche Ärzte zusammengefasst haben, er-
hebt meines Erachtens zu Recht an den Staat die 
Forderung, das medizinische Handeln der Ärzte in 
so einem Fall strafrechtlich nicht zu verfolgen. Denn 
das ist heute der Fall. Für die Babyklappe und die 
wirklich seltenen Fälle der anonymen Geburt gibt 
es bis jetzt keine rechtlichen Grundlagen. Die Ba-
byklappe und die anonyme Geburt als Einrichtung 
haben nicht nur Befürworter. Gegner dieser Mög-
lichkeiten führen an, den Kindern wird das Recht 
genommen, ihre tatsächliche Identität in Erfahrung 
zu bringen. Ebenso wird darauf verwiesen, die Zahl 
der Kindstötungen habe sich nicht messbar verrin-
gert. Ich glaube, solche Vergleiche sollte man tun-
lichst lassen. Wir sagen, wenn Frauen in extremen 
Notlagen die Geburt hinter sich haben und in einem 
geschützten Raum wie dem Krankenhaus betreut 
werden, sind sie auch offen für staatliche Hilfe. Sta-
tistiken belegen auch, dass die Hälfte der Schwan-
geren, die sich in Beratungsstellen anonym bera-
ten ließen, ihre Anonymität nach der Geburt aufge-
ben und das Kind mit nach Hause nehmen. Diese 
Erfolge gilt es zu sehen. 
 

(Beifall FDP) 
 
Auch die Mütter, die statt ins Krankenhaus zu ge-
hen, ihr Kind ohne Hilfe geboren und es in eine Ba-
byklappe gelegt haben, haben nach kurzer Zeit ih-
re Anonymität aufgegeben und die Beziehung zu 
ihrem Kind hergestellt. Auch das ist ein Erfolg der 
Babyklappe. 
 

(Beifall FDP) 
 
Ich will hier deutlich sagen, das Recht des Kindes 
auf Wissen um die eigene Abstammung gehört zu 
den Grundrechten. Das gilt aber auch und vor al-
lem für das Recht auf Leben und körperliche Un-
versehrtheit.  
 

(Beifall FDP) 
 
Dem wiederum wird mit ärztlicher Hilfe am besten 
Rechnung getragen. Die positive Bilanz der Hilfs-
projekte zeigt, eine Begleitung der anonymen Ge-
burt birgt die Chance, dass die Mutter in die Lage 
versetzt wird, staatliche Hilfsangebote in Anspruch 
zu nehmen. Damit kann man auch dem gesetzlichen 

Anspruch des Kindes auf Wissen um die eigene Her-
kunft besser gerecht werden. Ich wiederhole viel-
leicht jetzt auch zum dritten Mal, aber ich sage es 
noch einmal für alle, denn für mich ist der Satz sehr 
wichtig, der letzte Satz in der Begründung des An-
trags der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
„Wenn durch das Angebot von Babyklappen und 
anonymer Geburt auch nur ein Kinderleben geret-
tet oder zukünftiger Schaden von ihm abgewendet 
wird, hat es sich gelohnt.“ Vielen Dank. 
 

(Beifall FDP) 
 
Vizepräsidentin Rothe-Beinlich: 
 
Vielen herzlichen Dank, Herr Koppe. Ich frage jetzt: 
Gibt es weitere Wortmeldungen zu diesem Tages-
ordnungspunkt? Das ist nicht der Fall. Kann ich da-
von ausgehen, dass das Berichtsersuchen erfüllt 
ist, oder erhebt sich Widerspruch? Das ist auch nicht 
der Fall.  
 
Es wurde die Fortsetzung der Beratung zum Sofort-
bericht in einem entsprechenden Fachausschuss be-
antragt. Es ist die Beratung nur in einem Ausschuss 
möglich und ich frage, ob dem alle zustimmen, da 
ja auch alle die Aussprache zum Bericht beantragt 
haben. Ja. Dann beantrage ich jetzt die Fortsetzung 
der Beratung im Ausschuss für Soziales, Familie und 
Gesundheit. Wer dem zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. Danke schön. Gibt es Gegenstimmen? 
Nein. Enthaltungen? Danke schön. Damit ist dieser 
Antrag zur Fortsetzung der Beratung an den Aus-
schuss für Soziales, Familie und Gesundheit über-
wiesen. Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt.  
 
Es gibt eine Absprache im Ältestenrat, dass nach 
19.00 Uhr keine weiteren Tagesordnungspunkte auf-
gerufen werden. Erhebt sich dazu Widerspruch? Das 
ist nicht der Fall. Dann darf ich für heute die Sitzung 
schließen und Sie alle daran erinnern, dass wir uns 
hier morgen früh um 9.00 Uhr pünktlich treffen, um 
mit der 7. Sitzung fortzusetzen. Vielen herzlichen 
Dank für die Aufmerksamkeit.  
 
 
E n d e   d e r   S i t z u n g:   19.19 Uhr 
 
 
 


